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Beginn: 13.36 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich erdffne die heutige Sitzung und begriiRe
Sie alle sehr herzlich zurtick aus der Sommerpau-
se.

Ich beginne mit zwei Personalien.

Nachdem wir uns in unserer letzten Sitzung von
Frau Karin Prien als langjahrigem Mitglied unseres
Hauses verabschieden mussten, darf ich heute ein
neues Mitglied begriiRen. Nach Mitteilung des Lan-
deswabhlleiters ist mit Wirkung vom 17. Juli dieses
Jahres auf der Wahlkreisliste 4 der CDU Herr Wolf-
hard Ploog nachgeriickt. Lieber Herr Ploog, ich be-
grile Sie sehr herzlich zurtick in unserer Mitte.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Viel Freude an der neuen Aufgabe, die Ihnen ja
noch erinnerlich sein dirfte.

Dartber hinaus gebe ich lhnen bekannt, dass die
ehemalige Abgeordnete Inge Hannemann ihr Biir-
gerschaftsmandat zum 31. Juli 2017 niedergelegt
hat. Frau Hannemann gehérte der Birgerschaft
seit Marz 2015 an und war insbesondere als Vor-
sitzende des Eingabenausschusses, in der Harte-
fallkommission und im Sozialausschuss aktiv. Im
Namen der ganzen Birgerschaft danke ich Frau
Hannemann firr die geleistete Arbeit, wiinsche ihr
fur die Zukunft alles Gute, vor allem aber Gesund-
heit.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Auch hier teilt das Landeswahlamt die Nachrticke-
rin mit. Nach Mitteilung des Landeswahlleiters ist
am 1. August 2017 auf der Landesliste der Frakti-
on DIE LINKE Frau Zaklin Nastic nhachgeruckt. Lie-
be Frau Nastic, herzlich willkommen in unserer Mit-
te.

(Beifall bei allen Fraktionen)
Auch Ihnen viel Freude an der neuen Aufgabe.

Dann kénnen wir zur Tagesordnung kommen und
beginnen mit der

Aktuellen Stunde

Dazu sind sechs Themen angemeldet worden. Von
der Fraktion DIE LINKE

Hamburg braucht Sofortmanahmen am
Krankenbett! Pflegekrafte brauchen Zeit fir
Patient_innen, Pausen und Handedesinfekti-
on!

von der FDP-Fraktion

Beste Bildung statt satt und sauber. Ham-
burg braucht einen Plan fur gute Kinderbe-
treuung.

von der AfD-Fraktion

Halbzeit: Zweieinhalb Jahre rot-griiner Se-
nat — wann wirft Olaf Scholz die griinen Se-
natoren raus

von der SPD-Fraktion

Wissenschafts- und Studienstandort Ham-
burg — vielseitig, leistungsstark, studieren-
denfreundlich

von der CDU-Fraktion

Weltstadt, Hafen, Sicherheit — was kommt
bei Rot-Grlin als nachstes unter die Rader?

und schlieRlich von der GRUNEN Fraktion

European XFEL - die Wissenschaftsmetro-
pole Hamburg 6ffnet die Welt der kleinsten
Teilchen

Ich rufe das erste Thema auf und erinnere daran,
dass die Redezeit in der ersten Runde fiinf Minu-
ten betragt, in allen weiteren Runden maximal drei
Minuten.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Celik von der Frak-
tion DIE LINKE, bitte.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrte Prasiden-
tin, sehr geehrtes Publikum! Gestern haben Pfle-
gekrafte in den Hamburger Krankenhdusern die
Aktion Handedesinfektion durchgefiihrt. Eine vor-
schriftsmalige Handedesinfektion ist sehr wichtig
zur Vermeidung von Krankenhausinfektionen. Sie
betragt in der Regel 30 Sekunden, vor jedem Pati-
entenkontakt und nach jedem Patientenkontakt.
Das bedeutet 200- bis 250-mal Handedesinfektion
pro Schicht; insgesamt zwei Stunden. Weil aber
die Krankenhauser personell unterbesetzt sind,
schafft das Pflegepersonal dies an einem norma-
len Diensttag nicht. Deshalb haben die Stations-
teams zum gestrigen Aktionstag angekiindigt, dass
sie die Handedesinfektion vorschriftsmaflig anwen-
den werden, sie mussten die Aktion aber bereits
um 8 Uhr morgens wieder abbrechen, weil die
Schichten genauso unterbesetzt waren wie immer,
und das, obwohl die Gewerkschaft ver.di die Kran-
kenhausleitungen aufgefordert hatte, mehr Perso-
nal zur Verfligung zu stellen. Das ist nicht gesche-
hen. Deshalb wurde die Aktion abgebrochen. Es
wurden Gefahrdungsanzeigen geschrieben; die
Gesundheitsbehdrde ist dartber informiert.

Pflegekrafte sind in Zeitnot, weil sie zu viele kranke
Menschen in sehr kurzer Zeit versorgen missen.
Darunter leiden natirlich die Pflegekrafte, aber vor
allem leiden die Patienten darunter. Studien haben
erwiesen: Wenn zu wenig Personal eingesetzt
wird, steigt die Wahrscheinlichkeit, 30 Tage nach
Aufnahme ins Krankenhaus zu sterben, signifikant
an. Anders ausgedrickt: Wer am Personal spart,
nimmt den Tod von Patienten in Kauf. Wenn wir,
der Senat und die Birgerschaft, untatig bleiben,
dann machen wir uns mitverantwortlich fur die To-
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desfélle, die eigentlich vermeidbar sind. Deshalb
sagen wir: Wir mussen jetzt handeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass wir in Hamburg einen gravierenden Pflege-
notstand haben, muss auch der Senat zur Kennt-
nis nehmen, denn wer das leugnet, leidet unter
Realitatsverlust.

(Beifall bei der LINKEN)

Das belegen nicht nur die Tausenden Gefahr-
dungsanzeigen. In den letzten 20 Jahren sind zum
Beispiel die Fallzahlen in den Hamburger Kranken-
hausern um 35 Prozent gestiegen, wahrend gleich-
zeitig der Anstieg der Pflegevollkrafte bei 1,1 Pro-
zent geblieben ist. Das heil’t im Klartext, dass die
Pflegekrafte in den Hamburger Krankenhausern
immer mehr Patienten in immer weniger Zeit be-
handeln mussen. Das passt nicht zusammen, und
das durfen wir nicht langer hinnehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb brauchen wir fur eine gute Versorgung, fur
eine hohere Patientensicherheit und fiir gute Ar-
beitsbedingungen dringend eine gesetzlich veran-
kerte Personalbemessung in der Pflege.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir durfen daher keine Zeit verlieren. Wir missen
jetzt den Pflegenotstand bekampfen und nicht auf
bundeseinheitliche Regelungen in ferner Zukunft
warten. Dass das geht, zeigen zwei Beispiele. Im
Saarland wird gerade ein Gesetzentwurf zur Per-
sonalbemessung im Krankenhaus fur alle Statio-
nen erarbeitet. In Nordrhein-Westfalen ist schon
seit 2015 verbindlich festgelegt, dass auf Intensiv-
stationen eine Pflegekraft maximal zwei Patienten
und bei schwerkranken Patienten nur einen Pati-
enten versorgen darf. Und genau das fordern wir
auch in unserem Antrag. Wir fordern auch, dass ei-
ne Pflegekraft keine Nacht allein sein darf. Es sagt
einem schon der gesunde Menschenverstand,
dass sich eine Pflegekraft nicht teilen kann, wenn
gleichzeitig zwei Patienten kollabieren oder
Schmerzen haben.

Das Hamburgische Krankenhausgesetz bietet uns
Handlungsmoglichkeiten und die zustandige Be-
hérde darf ergédnzende Qualitatsforderungen stel-
len. Vor diesem Hintergrund ist es fir uns unbe-
greiflich, dass bis zum heutigen Tage nicht davon
Gebrauch gemacht wurde. Personalmangel ge-
fahrdet unsere Gesundheit, die Gesundheit der
Patienten, aber auch der Pflegekrafte. Jeder
Mensch, der durch zu wenig Pflegepersonal ge-
fahrdet wird oder gar stirbt, ist einer zu viel.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir das nicht mit einer gesetzlichen Rege-
lung &ndern, wenn wir nicht einschreiten, machen
wir uns mitverantwortlich. Deshalb fordere ich Sie
alle auf, liebe Kolleginnen und Kollegen, andern

wir das, ergreifen wir Sofortma3nahmen fir mehr
Personal in den Krankenhausern. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Wowretzko von der SPD-Fraktion.

Sylvia Wowretzko SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Nicht nur
der gestrige bundesweite Aktionstag von ver.di hat
an dem Beispiel der Handedesinfektion deutlich
gemacht, dass die Pflege in Deutschlands Kran-
kenhausern personelle Entlastung braucht, auch
die SPD will, dass mehr und besser bezahltes Pfle-
gepersonal in den Krankenhdusern vorhanden ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb wollen wir verbindliche Personalstandards
umsetzen, denn zu wenig Personal in der Pflege
bedeutet dauerhaft Uberlastete Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, und es bedeutet ein gesteigertes
Risiko von Pflegefehlern und damit die Gefahrdung
von Patientinnen und Patienten, nicht nur durch
unzureichende Hygiene, auch durch Pflegefehler,
die unter Dauerstress ein erhohtes Risiko entste-
hen lassen. Deshalb ist fir uns klar, dass Patien-
tensicherheit und gute Arbeitsbedingungen in der
Pflege zwei Seiten einer Medaille sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wissen, dass mit der Einfihrung der Kostener-
stattung im DRG-System die Fallzahlen massiv ge-
stiegen sind und die Durchschnittsverweildauer
gleichzeitig deutlich gesunken ist. Wir wissen, dass
seit Einfuhrung der Fallkostenpauschalen deutsch-
landweit rund 25 000 Stellen im nichtarztlichen Be-
reich abgebaut wurden. Das wurde und wird auf
Bundes- und Landerebene intensiv diskutiert, und
das war ein mitunter sehr qualender Prozess. Im
Frdhjahr hat eine Expertenkommission aus Politik,
Wissenschaft und Selbstverwaltung Vorschlage
prasentiert, um das Pflegepersonal im Kranken-
haus zu starken. Die Hamburger Gesundheitsse-
natorin hat hier mafigeblich mitgewirkt. lhr haben
wir es schlief3lich zu verdanken, dass es zu einer
bundeseinheitlichen Neuregelung gekommen ist,
mit der endlich Personaluntergrenzen fir die Pfle-
ge in Krankenhdusern kommen werden. Dafur gilt
ihr unser Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Bundestag und Bundesrat haben dies noch vor der
Sommerpause in Gesetzesform gebracht und da-
mit erstmals die gesetzliche Grundlage dafir ge-
schaffen, dass Mindestpersonalausstattungen fur
pflegeintensive Bereiche in Krankenhausern fest-
gelegt werden. Vorgaben flr Intensivstationen und
Nachtschichten sind ebenfalls geplant. Damit wird
ein Instrument zur Verfligung stehen, um Pflege
am Patienten zu starken und gegebenenfalls auch
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mit Sanktionen zu belegen. Es wird ein Instrument
zur Verfugung stehen, das einer blof3en Personal-
verlagerung einen Riegel vorschiebt und dartber
hinaus finanziert ist, denn darauf kommt es am En-
de an. Die Personaluntergrenzen missen bundes-
einheitlich sein, sie missen finanziert werden, und
es muss vermieden werden, dass sie durch Perso-
naleinsparungen an anderer Stelle kompensiert
werden. Verstofle miissen geahndet werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

All diese Kriterien erflillen lhre Vorschlage, liebe
Kolleginnen und Kollegen der LINKEN, nicht.

Die relevanten Akteure der Selbstverwaltung auf
Bundesebene haben jetzt bis Mitte 2018 Zeit, Vor-
schlage fiir Personaluntergrenzen in den Kranken-
hausern vorzulegen. Sollten sie dies bis dahin
nicht schaffen, wird der Rahmen vorgegeben. Ei-
nes ist sicher: Die Personaluntergrenzen kommen
zum 1. Januar 2019. Daftr haben wir gesorgt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist ein Meilenstein auf dem Weg zu besserer
Pflege in Deutschland und in der Tat auch hdchste
Zeit. Um die Arbeitsbedingungen in der Pflege in
den Krankenhausern zu verbessern, brauchen wir
mehr Personal. Ob Fachkrafte bereitstehen, ist ei-
ne Frage der Bezahlung, der Arbeitsbedingungen
und der Perspektiven, die eine entsprechende
Ausbildung langfristig im Beruf bietet. Deshalb ist
es gut, dass wir zum Beispiel daflir gesorgt haben,
dass mit der generalisierten Pflegeausbildung der
Pflegeberuf mehr Perspektiven und héhere Attrak-
tivitat gewinnt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Fachkraftestrategie des Senats leistet ein Wei-
teres. Die Beschaftigten in der Pflege haben, wie
Patientinnen und Patienten, Recht auf dauerhaft
tragfahige Lésungen. Das sind wir ihnen schuldig,
dafur stehen wir ein. Luftbuchungen und Insell6-
sungen helfen daher nicht weiter. Bei allem Ver-
stédndnis fur Dringlichkeit hilft auch keine Uber-
hastete Schnelligkeit.

Wir werden die Vorschlage der LINKEN im Ge-
sundheitsausschuss miteinander sorgfaltig disku-
tieren

(Glocke)

und uns weiterhin fur diese Frage einsetzen und
stark machen. — Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Nun bekommt Frau Sto-
ver von der CDU-Fraktion das Wort.

Birgit Stover CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die LINKEN melden einen Antrag
an, statt zur Debatte zur Aktuellen Stunde.

"Hamburg braucht SofortmaRnahmen am
Krankenbett! Pflegekrafte brauchen mehr
Zeit fir [...] Pausen und Handedesinfektion!"

Den Antrag, Uber den wir heute in spaterer Stunde
zu entscheiden haben — ich kann es gleich vorweg
nehmen —, lehnt die CDU entschieden ab. Ich halte
ihn fir verantwortungslosen Aktionismus, der wohl
dem Wahlkampf geschuldet ist.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Meine lieben Kollegen von der LINKEN, Sie er-
wecken erstens den Eindruck, als hatten Sie die
Gesundheitspolitik auf Bundesebene Uberhaupt
nicht verfolgt. Herr Celik geriert sich hier als Erfin-
der der Untergrenze fur Pfleger, dabei kommt das
doch schon. Das entsprechende Gesetz ist auf
Bundesebene langt beschlossen,;

(Sylvia Wowretzko SPD: Danken wir der Se-
natorin!)

es ist schon gesagt worden.

Zweitens gerieren Sie sich im Forderungskatalog
Ihres Antrags als Krankenhausexperte, der Sie de-
finitiv nicht sind. Sie sind Politiker, und Politiker
sollten den Krankenhausern nicht vorschreiben,
wie sie im Einzelnen ihre Arbeit zu verrichten ha-
ben.

(Beifall bei der CDU — Zurufe von der LIN-
KEN — Dr. Andreas Dressel SPD: Wer denn
sonst?)

Und dann kommt es noch schlimmer. Sie wollen
drittens die Einfuhrung der Untergrenze ohne die
wesentlichen Akteure im Gesundheitswesen in
Hamburg im Hauruckverfahren einfiihren, also an
der Deutschen Krankenhausgesellschaft und an
den Krankenkassen vorbei. Das geht nicht. Und
viertens verlieren Sie Uber die Kosten wieder ein-
mal kein Wort. Aber das gehort zu einem seridsen
Antrag dazu. Woher soll die Kostendeckung kom-
men?

Herr Celik, auch Sie dirften gestern das "Hambur-
ger Abendblatt" gelesen und andere Kanale gese-
hen haben. Die Ergebnisse des Gutachtens "Priva-
te Krankenhauser im Wettbewerb" sollten Sie zu-
mindest zur Kenntnis genommen haben. In dieser
Bilanz gab es selbstverstandlich nicht nur Licht, es
gab auch Schatten — hier ist das Stichwort Kran-
kenstand zu nennen. Aber es gab auch sehr, sehr
viel Licht: 11 Prozent mehr Vollzeitmitarbeiter seit
2010 und, jetzt hdren Sie bitte einmal genau zu,
15 Prozent mehr Vollzeitmitarbeiter im Pflegebe-
reich und eine Patientenzahl je Pflegekraft, die nur
minimal Uber dem Bundesdurchschnitt liegt. Wir
kénnten noch stundenlang Uber dieses 130 Seiten
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lange Gutachten debattieren, aber das ware lhre
wahltaktische Anmeldung hier einfach nicht wert.

Wie wohlfeil Sie in dieser Sache argumentieren,
zeigt sich auch im Abstimmungsverhalten Ihrer
Kollegen im Bundestag. Am 1. Juni, Frau Wowretz-
ko hat es schon gesagt, wurde das von der CDU-
gefihrten Bundesregierung auf den Weg gebrach-
te Personaluntergrenzengesetz fir Krankenhauser
final abgestimmt. Und was haben die Kollegen der
LINKEN gemacht? Sie haben gekniffen. Sie haben
sich weggeduckt. Sie haben sich enthalten.

(Dennis Thering CDU: Ach, schau an!)

Aber das ist kein Problem; wir machen das flr Sie.
Durch uns werden Krankenkassen und Kliniken
nun verpflichtet, in Zukunft feste Personalunter-
grenzen zu vereinbaren. Diese Regelung tritt spa-
testens zum 1. Januar 2019 in Kraft. Sie sehen,
das von lhnen geschilderte Problem wird von uns
gelost.

(Beifall bei der CDU)

Weitere Maflnahmen, vom Bundesgesundheitsmi-
nister Hermann Gréhe angeschoben. Erstens: Mit
660 Millionen Euro werden die Krankenkassen bis
2018 neue Pflegestellen in Kliniken subventionie-
ren. Zielmarke sind 1 600 zusatzliche Pfleger. Im
ersten Jahr wurden zwar nur 52 Millionen Euro ab-
gerufen, doch ich warne davor, dieses Forderpro-
gramm vorzeitig in den Wind zu schief3en. Vermut-
lich werden noch etliche Krankenhduser in den
nachsten Monaten die Fordermittel fur 2016 und
2017 abrufen. Zweitens: die Unterstitzung der
Zahlung von Tariflohnen in der Pflege. Drittens:
Die Pflegeeinrichtungen werden vom Biirokratieab-
bau gestarkt, zum Beispiel, indem die Pflegedoku-
mentation vereinfacht worden ist. Das Schulgeld
fur die Altenpflegeausbildung wurde abgeschafft,
und im Zuge der Pflegereform wurden seit Anfang
des Jahres im Schnitt zwei zusétzliche Vollzeitstel-
len pro Pflegeeinrichtung geschaffen. Diese Mal3-
nahmen werden zu deutlichen Verbesserungen
beim Fachkraftemangel fihren.

Sehr geehrte Damen und Herren von der LINKEN,
Ihren Antrag kann man getrost unter dem Stichwort
Populismus abstempeln. Geradezu beschamend
finde ich aber, dass Sie ein wirklich wichtiges und
drangendes Problem, namlich die Pflege in
Deutschland, auf diese Art fir den Bundestags-
wahlkampf zu instrumentalisieren versuchen. Den
Patienten und den Pflegern helfen Sie mit lhrem
Populismus nicht. Wir brauchen ausgereifte Lésun-
gen, keine Marchenstunden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Pré§identin Carola Veit: Frau Blomeke von der
GRUNEN Fraktion hat das Wort.

Christiane Blémeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wow, wer hatte ge-
dacht, dass die erste Sitzung nach der Sommer-
pause so verlauft, dass die CDU die rot-griine Poli-
tik in Hamburg stitzt, dass es wenig Kritik seitens
der CDU gibt, sondern eigentlich nur Unterstit-
zung? Das finde ich sehr schon, Frau Stover. Ich
finde das sehr wohltuend.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das ist natirlich dem Bundestagswahlkampf ge-
schuldet. Sie wollen das Maximum herausholen

(Andre Trepoll CDU: Im Gegensatz zu Ih-
nen! — Cansu Ozdemir DIE LINKE: Wer will
das nicht?)

fur lhren Minister Gréhe. Sie haben vieles von dem
schon gesagt, was ich auch hatte sagen wollen,
aber es trotzdem noch einmal tue. Denn eines
muss man feststellen: Wir haben mittlerweile eine
Schraglage in der Versorgung der Patienten. Wir
haben auf der einen Seite den technischen Fort-
schritt, der fur uns alle wahrnehmbar enorm ist. Wir
haben bessere Diagnose- und Therapiemdglichkei-
ten, die uns allen helfen, gesund zu werden und zu
bleiben. Die Forschung hilft, Krankheiten, die fri-
her todlich waren, heute zu besiegen. Und wir ha-
ben super neue Entwicklungen, zum Beispiel mit
dem XFEL, der uns hilft, den Einblick in die
kleinste Materie zu erhalten, der jetzt unter der
Regie der Wissenschaftssenatorin Fegebank eroff-
net wurde

(André Trepoll CDU: Aber wer hat das ange-
stoRen, Frau Blomeke, vor zehn Jahren? Lo-
ben Sie uns auch mal!)

und ebenfalls hilft, Krankheiten zu entschliisseln.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das ist erfreulich und beruhigend zugleich und das
ist gut so.

Aber bei all dem technischen Fortschritt, den wir
haben, missen wir darauf achten, dass die zweite
Saule im Genesungsprozess nicht aus den Augen
verloren geht, und das ist die Pflege und die
menschliche Zuwendung. Die ist genauso wichtig
wie der technische Fortschritt. Qualitatsgesicherte
Pflege und Zuwendung am Krankenbett ist perso-
nalintensiv, da gebe ich den LINKEN recht, und
hier haben wir auch einen Handlungsbedarf; ich
glaube, das horte man aber auch schon deutlich
bei den Vorrednerinnen und Vorrednern. Die LIN-
KE spricht also ein wichtiges Thema an, kommt
aber sowohl in ihrem Antrag als auch in der Rede
zu einer vollig falschen Schlussfolgerung. Wir ha-
ben eine Situation in Hamburg, dass alle Men-
schen Hilfe erhalten und die Pflege gewahrleistet
bekommen, die sie bendtigen. Aber dieser Grad
geht oft auf Kosten der Pflegekrafte, die namlich
mit aller Kraft versuchen, die Menschen so mit Zu-
wendung genesen zu lassen, wie es wichtig ist, die
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aber aufgrund der Personalausstattung, wie sie im
Moment da ist, wenig Chancen haben, die Zeit da-
fur aufzubringen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Aber trotzdem ist die Schlussfolgerung der LIN-
KEN falsch, denn was die LINKEN maochten, ist ein
Gesetz im Hamburger Alleingang. Das ist die
falsche Schlussfolgerung, denn im ersten Schritt ist
nicht der Senat gefordert, Personalschlissel und
Personaluntergrenzen fir einzelne Pflegebereiche
zu setzen, sondern die sogenannte Selbstverwal-
tung. Hier muss ich Frau Stdver recht geben. Ich
kann nicht nachvollziehen, dass Sie die Entwick-
lung auf der Bundesebene anscheinend Uberhaupt
nicht zur Kenntnis genommen haben.

(Deniz Celik DIE LINKE: Haben wir! Haben
Sie geguckt, was im Saarland passiert?)

Es sind die Krankenhausgesellschaften mit den
Kassen, die jetzt zusammensitzen und verhandeln,
und wenn sie das nicht schaffen bis zum 30. Juni,
dann kann das Ministerium eingreifen und Perso-
naluntergrenzen zahlenmaRig festlegen. Dieser
Weg ist richtig und wichtig, weil am Ende die Kran-
kenkassen bezahlen muissen. Deswegen ist der
erste Schritt hierzu die Selbstverwaltung. Deutsch-
land hat das aus guten Grinden eingefihrt, denn
die Gesundheitsversorgung muss fachlichen Stan-
dards genligen und darf eben nicht zum Spielball
der Politik werden. Diesen Weg verlassen die LIN-
KEN jetzt, deswegen finden wir ihren Antrag nicht
richtig.

Das ist ein Meilenstein — Kollegin Wowretzko hat
es bereits gesagt — zur besseren Qualitat in der
Pflege. Ich frage mich, Frau Stoéver, ob Sie Frau
Senatorin Priifer-Storcks daflir schon gedankt ha-
ben, denn unsere Senatorin hat einen malgebli-
chen Anteil an diesem Erfolg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Denn, Herr Trepoll, man muss einmal zur Kenntnis
nehmen, dass Sie seit vier Jahren den Gesund-
heitsminister stellen,

(Dennis Thering CDU: Deshalb lauft es ja
auch so gut!)

und seit vier Jahren scheint er die gesundheitliche
Situation in der Pflege verschlafen zu haben. Dar-
um bin ich sehr froh Uber den Weckruf aus Ham-
burg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Genau deswegen haben wir uns auf den Weg ge-
macht und werden auch hier in Hamburg natirlich
nicht die Hande in den Schol} legen. Es geht auch
hier darum, die Qualitat, die fachlichen Standards
in den einzelnen Abteilungen anzuschauen. Dar-
Uber — Herr Schinnenburg weil3 das, es ist eine
Antwort auf seine Anfrage — wird im Moment im
entsprechenden Landesausschuss beraten. Ham-

burg ist also keineswegs untatig. Auf beiden Ebe-
nen, sowohl auf der Bundesebene als auch auf der
Hamburger Ebene, wird aktiv daran gearbeitet,
dass sich die Pflege verbessert — was notwendig
ist, damit die Schraglage zwischen der technischen
Entwicklung und der Pflege wieder ausgeglichen
wird.

Frau Stover, ich wirde mich freuen, wenn Sie hier
noch einmal deutlich sagen: Vielen Dank, Frau Se-
natorin,

(Dennis Thering CDU: Lacherlich!)

dass Sie sich in der Expertenkommission einge-
setzt haben. Sonst ware das bis heute nicht auf
den Weg gebracht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Schinnenburg
von der FDP-Fraktion hat nun das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sagen Sie einmal,
Herr Celik, was wollen Sie eigentlich, wollen Sie
Parolen absondern oder wollen Sie konkret etwas
fur die Krankenhauser tun? Ich habe das Geflhl,
es geht lhnen mehr um Parolen. Das ist ein vollig
falscher Ansatz. Der erste Ansatz sollte sein: Was
konnen wir fur Krankenhauser tun, was konnen wir
far die Pfleger tun und was kdénnen wir fur die Pati-
enten tun?

(Beifall bei der FDP)

Und da mdchte ich erst einmal — das habe ich von
keinem gehort — im Namen der FDP-Fraktion allen
Arzten, allen Pflegern und sonstigen Mitarbeitern in
den Krankenhausern danken fiir ihre sehr gute Ar-
beit unter oft in der Tat schlechten Bedingungen.
Vielen Dank dafir.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Die gesetzlichen Vorgaben fir Personaluntergren-
zen — das héren Sie nicht gern; ich sage es |h-
nen — sind nicht nur kein Allheilmittel, es besteht
die grolRe Gefahr, dass sie sogar kontraproduktiv
sind. Warum das so ist, werde ich Ihnen anhand
von funf Punkten erlautern.

Zunachst einmal: Die gesetzlichen Vorgaben sind
entweder ungenau oder ein bUrokratisches
Monster. Es hat keinen Sinn, einen einheitlichen
Schlissel zu machen — egal, um welche Patienten
es geht, immer den gleichen Schlissel —,

(Zuruf von Sylvia Wowretzko SPD)

wir missen also einen sehr differenzierten haben.
Alle Intensivstationen oder alle urologischen Pati-
enten mussen sicher nicht immer den gleichen
Schliussel haben. Mit anderen Worten: Sie brau-
chen einen sehr komplexen Schlissel. Das ver-
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langt danach, dass das Fachleute machen, sprich
Krankenkassen und Krankenhauser, und nicht ir-
gendein Ministeriumsbeamter. Das ist der erste
Punkt. Die Vorgaben werden héchstwahrscheinlich
entweder blrokratisch sein oder ungenau.

Zweiter Punkt: Wenn Sie zu dem Ergebnis kom-
men, dass wir nach diesem Schllissel mehr Perso-
nal brauchen, ist Ihr Problem — unser aller Pro-
blem —, dass es das Personal gar nicht gibt.

(Sylvia Wowretzko SPD: Deswegen kim-
mern wir uns nicht darum?)

Ich habe den Senat einmal gefragt, wie viele offe-
ne Stellen es gibt, wie viele Pfleger und Arzte zur
Verfligung stinden, wenn man neue Stellen schaf-
fen wirde. Die Antwort: 416 Pflegestellen sind in
Hamburger Krankenhausern unbesetzt und
57 arztliche Stellen. Es niitzt also wenig, zu errech-
nen, dass man viel mehr Personal braucht, wenn
man schon die jetzigen Stellen nicht alle besetzen
kann.

(Sylvia Wowretzko SPD: Deshalb missen
wir handeln!)

Dritter Punkt: Wenn Sie das konsequent durchset-
zen, vielleicht auch mit BuRgeldern, wird es zu Bet-
tenschlieBungen kommen. Vielleicht wissen Sie es,
es gab dieses Problem bereits. Wir hatten beinahe
ab dem 1. Januar dieses Jahres reihenweise Peri-
natal-Stationen schlieBen missen, weil es dort sol-
che Vorgaben gab. Etwa die Halfte der Stationen
hatte geschlossen werden missen. Dann ist die
Wahl: Einige sind toll versorgt, andere gar nicht.
Wollen Sie es verantworten, dass frisch geborene
Kinder gar nicht versorgt werden kénnen, weil die-
se Stationen geschlossen werden missen? Das
wollen Sie doch wohl nicht im Ernst.

Vierter Punkt — und das sind jetzt die wahren Pro-
bleme der Krankenhauser —: die Unterfinanzierung.
Der Landesbasisfallwert ist in Hamburg seit 2007
um 18 Prozent gestiegen. In der gleichen Zeit sind
die Arztgehalter um 26 Prozent gestiegen, die Pfle-
gegehalter um 29 Prozent. Das sei ihnen gegénnt.
Aber Sie missen doch erkennen, dass hier eine
gewaltige Schere entstanden ist. Das ist ein wah-
res Problem. Die Krankenhauser sind unterfinan-
ziert. Dagegen sollten Sie etwas tun.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stéver
CDU)

Funfter Punkt: Geld gibt es zu wenig, Blrokratie zu
viel. Seit 2011 — Antwort des Senats — gibt es
21 neue Gesetze auf Bundes- und Landesebene,
die die Krankenhauser betreffen. Die Krankenhau-
ser und ihre Mitarbeiter miissen immer mehr Ener-
gie aufwenden, um sich mit Blrokratie und gesetz-
lichen Vorgaben zu beschaftigen statt mit ihrer ei-
gentlichen Aufgabe, der Pflege von Patienten. Das
ist eine gewaltige Schieflage, die hier entstanden
ist.

(Beifall bei der FDP)

Was ist zu tun, was schlagt die FDP-Fraktion vor?
Zunachst fordern wir in unserem Bundestagswahl-
programm vollig zu Recht, dass die Budgetierung
abgeschafft werden soll. Es kann doch nicht sein,
dass gerade in dem menschlich so wichtigen Be-
reich, bei der Behandlung von kranken Menschen,
eine Budgetierung besteht. Bei den Krankenhau-
sern heil’t es so schén Fixkostendegressionsab-
schlag. Dieses Wortmonstrum muss man sich erst
einmal vorstellen, es heift tatsachlich so. Leistun-
gen werden um bis zu 35 Prozent gekurzt, wenn
ein Krankenhaus zu viel macht.

Zweiter Punkt: Wir brauchen Anreize, dass die
Lander ihre Investitionszuschisse endlich einmal
einhalten. Kurzer Hinweis: Hamburg ist einigerma-
Ren gut, andere Lander wie Niedersachsen, rot-
grin regiert, sehr schlecht. Die FDP fordert des-
halb einen Anreiz insofern, als Bundesmittel dazu-
gegeben werden, wenn Lander ihren Verpflichtun-
gen endlich nachkommen, Niedersachsen zum
Beispiel. Das ware ein wichtiger Punkt.

(Beifall bei der FDP — Sylvia Wowretzko
SPD: Das fordern wir Gibrigens auch!)

Dritter Punkt, auch wenn das manche Gewerk-
schaftler nicht gern héren: Wir brauchen eine star-
kere Differenzierung. Wir missen die Fachkrafte in
den Krankenhdusern entlasten dadurch, dass fir
einfache Arbeiten auch Hilfskrafte eingestellt wer-
den kénnen, mehr als bisher — auch deshalb, weil
solche Menschen dann von der Stral’e geholt wer-
den und nicht mehr arbeitslos sind. Daflr sollten
Sie sich einmal einsetzen. Das ist ein Problem mit
ver.di. Aber mit ver.di haben wir oft Probleme,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dass Sie da Pro-
bleme haben, ist Ihr Problem!)

die viele Dinge verhindern.

Vierter Punkt: Wir brauchen einen konsequenten
Blrokratieabbau. Wir mussen dafir sorgen, dass
Arzte und Pfleger mehr Zeit fur ihre Patienten ha-
ben statt fur Burokratie und Hakchen-Machen auf
irgendwelchen Zetteln.

SchlieBlich flnfter Punkt: Wir brauchen eine ande-
re Art und Weise der Qualitatskontrolle, wir brau-
chen eine Ergebniskontrolle. Es muss kontrolliert
werden, ob zum Beispiel auf Pflegestationen ein
Dekubitus auftritt oder zu oft auftritt, oder ob multi-
resistente Keime vorhanden sind. Das muss kon-
trolliert werden, von mir aus auch unangemeldet,
aber nicht dieser Wahnsinn mit dem Struktursys-
tem oder der Prozessqualitat, dass also standig ein
Hakchen gemacht wird, statt die eigentlichen Er-
gebnisse anzuschauen.

Meine Damen und Herren! Wir brauchen keinen
Populismus und wir brauchen auch keine Planwirt-
schaft, wir brauchen endlich einmal vernlnftige Ar-
beit fir die Menschen, die dort arbeiten. Es geht
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um Menschen und nicht um Parolen, Herr Celik. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. J6rn Kruse
AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Korner von der
AfD-Fraktion hat das Wort.

Dr. Joachim Korner AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Richtig ist, Pflegekrafte brauchen Zeit fir ihre Pati-
enten. Sie brauchen Zeit, um ihre Arbeit sorgfaltig
zu machen, und naturlich bendtigt man auch Zeit
fur die Handedesinfektion. Zunehmende Arbeits-
verdichtungen koénnen Pflegekrafte derart unter
Zeitdruck setzen, dass Patienten schlecht gepflegt
werden, dass Patienten gefahrdet werden und
dass Fehler entstehen. Das gilt es zu verhindern.

Zwei wichtige Punkte fur gute Pflege wurden hier
genannt: Es muss genigend Personal vorhanden
sein, und natdrlich ist auch die ausreichende Han-
dedesinfektion wichtig und notwendig. Diesen For-
derungen stimmen wir vollstandig zu. Neben aus-
reichend Pflegepersonal sind weiterhin wichtig und
erforderlich eine adaquate Organisation, gut struk-
turierte Arbeitsablaufe sowie regelmafige Qualifi-
zierungsmalRnahmen, damit die Pflegekrafte ihre
Aufgaben verantwortungsvoll durchfihren kénnen.
Auch eine angemessene Bezahlung darf nicht feh-
len.

Eine gute Pflege zu gewahrleisten erfordert somit
eine Anzahl von Voraussetzungen. Der Bedarf der
Pflege hangt von mehreren Faktoren ab: von der
Art und Schwere der Erkrankung, vom Alter und
der Pflegebediirftigkeit der Betroffenen. Hierbei ist
zu bedenken, dass die Menschen immer alter wer-
den und insofern einen héheren Pflegebedarf ha-
ben. Es macht auch einen Unterschied, ob es sich
um Intensivpatienten oder um Menschen auf Nor-
malstationen handelt. Postoperative Patienten be-
notigen eine engmaschige Uberwachung. Der
Nachtdienst muss auf spezielle Bediirfnisse wie
Schlafstérungen, Schmerzzustande und vieles an-
dere mehr eingehen kénnen. All das bedarf einer
individuellen Betrachtung und einer detaillierten Er-
drterung. Deswegen stimmen wir der Uberweisung
an den Ausschuss zu; vor einer ausfihrlichen Dis-
kussion kénnen wir dem Antrag allerdings nicht zu-
stimmen.

Das Thema Pflege ist wichtig und muss griindlich
erortert werden. Wir wollen zu einer guten Ldsung
beitragen. Das Konzept sollte jedoch gut durch-
dacht werden. Ziel ist eine qualitativ hochwertige
Pflege, die an den individuellen Bedurfnissen aus-
gerichtet ist. Ebenso notwendig ist ein hoher Stan-
dard bei der Krankenhaushygiene. Es gilt, Kran-
kenhausinfektionen sowie die Entstehung von mul-
tiresistenten Keimen zu verhindern. Todesfalle

durch Krankenhausinfektionen sind so weit wie
mdglich zu vermeiden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrtes
Prasidium, sehr verehrte Volksvertreter! Was Sie
sagen, sehr geehrter Herr Celik, klingt verninftig,
sehr vernunftig. Mehrere lhrer Forderungen waren
im viel geschmahten GroRbritannien schon vor
30 Jahren selbstverstandlich, bevor ich dort meine
Ausbildung begonnen habe. Leider lassen sich die
Menschen selten von Logik leiten und hangen lie-
ber an Gewohnheiten. Die Niederlander kénnen
die deutsche Untatigkeit auf dem Gebiet der Kran-
kenhaushygiene nicht verstehen. Missstande lie-
gen offen da wie der helle Tag. Eine nachweislich
wirksame Losung lehnt man ab. Ja, mit dem hol-
ldndischen Weg hatten wir Wartezeiten fur Kran-
kenhauser, aber eben auch erheblich weniger
Menschen, die im Krankenhaus erst richtig krank
werden.

Wie und warum solche Widerstande geleistet wer-
den gegen die Lésung des Problems, méchte ich
Ihnen veranschaulichen am Fall des ersten Vor-
kampfers der Krankenhaushygiene, Ignaz Sem-
melweis. In der geburtshilflichen Abteilung dieses
Osterreich-ungarischen Arztes betrug vor 170 Jah-
ren die Sterblichkeit durch das Kindbettfieber
15 Prozent bezogen auf die Gesamtzahl der Ge-
burten. In der Nachbarabteilung, wo nicht Arzte,
sondern Hebammen ausgebildet wurden, starben
viel weniger Frauen. Um die Ursache herauszufin-
den, untersuchte er die Frauen grundlicher. Die
Todesrate stieg noch weiter. Ein trauriger Zufall
fUhrte ihn zu einer Vermutung Uber die Ursache. Er
Uberzeugte Arzte und Medizinstudenten, sich nach
Leichendffnungen, spater auch nach gynakologi-
schen Untersuchungen, die Hande zu desinfizie-
ren. So konnte er die Sterblichkeit auf 3 Prozent,
spater auf 1,3 Prozent reduzieren. Dennoch fein-
dete man ihn an. Er musste die Klinik in Wien ver-
lassen. In seiner Heimat Ungarn wurde er Profes-
sor fir Geburtshilfe. Aus Budapest schrieb Sem-
melweis Briefe, die, nicht immer sehr diplomatisch,
an Koryphaen der Gynakologie gerichtet waren.
Diesen erschien aber der Gedanke, dass durch die
Hand eines Arztes eine Patientin erkrankt oder gar
stirbt, vollig absurd, und dies, obwohl die Idee von
Infektionskrankheiten langst bekannt war. Spater
schrieb er offene Briefe an seine Kollegen, be-
zeichnete sie als Morder. Die Wut fast der gesam-
ten Fachwelt auf ihn wuchs ins Unermessliche.
Wenige Zeitgenossen reagierten verstandiger.
Louis Kugelmann aus Hannover starkte Semmel-
weis. Zitat:
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"Nicht viele setzen die Liebe zur Wahrheit
Uber die Selbstliebe."

Und er zitierte Heinrich Heine:

"Als Pythagoras seinen berihmten Satz ent-
deckte, opferte er eine Hekatombe;"

—also 100 Ochsen —

"seitdem haben die Ochsen eine instinktarti-
ge Furcht vor der Entdeckung der Wahrheit."

Der groRRe Kieler Gynakologe Michaelis erkannte
die Bedeutung von Semmelweis' Entdeckung, wur-
de durch die Diskrepanz zur Lehrmeinung depres-
siv und nahm sich das Leben, nachdem 13 Frauen
in seiner Abteilung am Kindbettfieber gestorben
waren. Semmelweis selbst wurde bei einem Be-
such in Wien von einigen Arzten in die Psychiatrie
verbracht, wo er zwei Wochen spater im Alter von
47 Jahren unter ungeklarten Umstanden starb. Der
Chirurg Lister in Edinborough verstand. Er konnte
den Ruhm fir die Einfihrung der Antisepsis bei
Operationen ernten; zunachst ein britischer Son-
derweg.

Das Schicksal von Semmelweis brauchen Sie, lie-
be LINKE, nicht zu firchten. Sie werden nur von
oben herab betatschelt. Wir konnen alle froh sein,
dass wir auf dem Boden der Verfassung stehen
und keiner mehr wie ein Wolf versucht, denjenigen
zu vernichten, der Fakten ausspricht, die nicht in
den eigenen Horizont passen. — Vielen Dank flr
Ihre Aufmerksamkeit.

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, das Wort bekommt Frau Senatorin Prifer-
Storcks.

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Wenn wir Uber
Pflege im Krankenhaus diskutieren, sprechen wir
immer Uber zwei wichtige Anliegen: Das eine ist
die Patientensicherheit und die Frage, wie gut eine
Behandlung im Krankenhaus sein kann, das zwei-
te ist immer die Frage nach der Arbeitsbelastung
der Pflegekrafte, und damit ist die Entscheidung
verbunden, ob wir in Zukunft noch Menschen fin-
den, die diesen Beruf ausuben wollen. Denn
schlechte Pflege im Krankenhaus und Personal-
mangel ist keine Werbung fur diesen Beruf. Des-
halb sind beide Aspekte nicht zu trennen, und des-
halb sage ich den Kritikern, die sagen, was sollen
wir mit einer gesetzlichen Personalbemessung,
wenn wir dann das Personal nicht haben, dass um-
gekehrt ein Schuh daraus wird: Nur mit besseren
Arbeitsbedingungen im Krankenhaus werden wir
die Pflege zukunftsfahig machen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Dass wir kein Hamburger Problem haben, sondern
in Deutschland insgesamt ein Problem haben, ist

schon deutlich geworden. Und wir haben tatsach-
lich Grund zur Sorge, wenn wir uns die Entwick-
lung der letzten 10, 15 Jahre ansehen, wenn wir
uns die demografische Entwicklung ansehen, die
einen viel gréBeren Behandlungsbedarf mit sich
bringt, und wenn wir uns mit anderen europaischen
Landern vergleichen. Seit Einfiihrung des Fallpau-
schalensystems im Krankenhaus vor Uber zehn
Jahren ist die Zahl der Falle um Uber eine Million
gestiegen, die Verweildauer ist drastisch gekiirzt
worden und das Pflegepersonal ist reduziert wor-
den. Das alles verdichtet fuhrt dazu, dass heute ei-
ne Pflegekraft im Krankenhaus 12 Prozent mehr
Patienten betreuen muss als vor 15 Jahren. Das
belastet nicht nur die Pflegekrafte, sondern das ist
auch gefahrlich fir die Patientinnen und Patienten.
Pflegekrafte sind am dichtesten dran. Sie kénnen
Komplikationen verhindern, sie kénnen Entwick-
lungen rechtzeitig erkennen und stoppen, und sie
kénnen mit guter Pflege fur eine schnelle Heilung
sorgen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich finde, wenn man eine solche Analyse hat, dann
hat man als Gesetzgeber in Deutschland nicht nur
das Recht, sondern man hat geradezu die Pflicht,
einzugreifen und dieser Entwicklung gegenzusteu-
ern. Das wollen wir mit den gesetzlichen Vorgaben
zur Personalausstattung machen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich habe lange flir diese gesetzliche Regelung ge-
kampft. Das war durchaus nicht von Anfang an ei-
ne Ubereinstimmung der verschiedenen politi-
schen Parteien, und, Frau Stdver, auch die CDU
musste erst noch sehr Uberzeugt werden. Aber ich
glaube, inzwischen ist Herr Grohe sehr froh, dass
wir ihn Uberzeugt haben und er auf diese Rege-
lung verweisen kann.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch die Krankenhauser waren und sind nicht be-
geistert, denn eigentlich sehen sie die Personalpla-
nung als betriebliches Hoheitsgebiet an, aus dem
sich der Staat mdglichst heraushalten soll. Aber ich
glaube, wir haben heute schon viele Argumente
gehdrt, warum es so nicht weitergehen kann.

Mit dem Gesetz auf der Bundesebene haben wir
den entscheidenden Schritt gemacht, dass wir zu
einer besseren Personalausstattung in den Kran-
kenhausern kommen. Natlrlich strapaziert es die
Geduld, auch meine Geduld, dass wir erst bis 2019
warten mussen, bis wir dann tatsachlich diese Re-
gelungen haben. Aber wenn es die schnelle und
einfache Losung gabe, Herr Celik, wenn wir nur et-
was aus der Schublade ziehen missten, um es ins
Gesetzesblatt zu schreiben, dann waren wir schon
auf diese |dee gekommen. Das gibt es aber nicht.

Ich sage es noch einmal, drei Dinge sind entschei-
dend: Wir brauchen bundeseinheitliche Vorgaben,
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denn es gibt keine Patientensicherheit in Hamburg,
die anders ist als die in Hessen, und wir brauchen
gleiche Wettbewerbsbedingungen fiir alle Kranken-
hauser in Deutschland, denn die Bezahlung ist
auch bundeseinheitlich. Wir missen zu den Perso-
nalvorgaben die Mdglichkeit der Konsequenz ha-
ben, und Konsequenz heildt: Personal, das wir ver-
langen, muss auch finanziert werden; Bundesge-
setz. Und wenn es nicht da ist auf den Stationen,
muss das kontrolliert werden und dann miissen
auch Abschlage gemacht werden von der Vergu-
tung; wieder Bundesrecht. Aber das Allerwichtigste
ist — und das ist auch ein besonderes Anliegen der
Gewerkschaft ver.di —: Wir missen mit diesen Vor-
gaben den ganz Uberwiegenden Teil der Kranken-
hausbehandlungen erfassen, denn sonst wird nicht
mehr Personal eingestellt, sondern es wird vorhan-
denes umgesetzt, und dazu darf es auf gar keinen
Fall kommen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mit den Vorschlagen, die unter anderem Herr Pro-
fessor Schreydgg von der Universitat Hamburg der
Kommission gemacht hat, wirden wir fast 80 Pro-
zent der Krankenhausbehandlungen erfassen. Das
kénnen wir nicht mit punktuellen Sofortmafnah-
men auf der Landesebene fir Intensivstationen.

Sie haben in Ihrem Antrag und in der Debatte an-
gesprochen, es wirde doch anderswo auch klap-
pen. Dazu muss ich Ihnen leider sagen: Das ist
nicht so. Das Land Nordrhein-Westfalen hat zwar
Vorgaben zu Intensivstationen in den Kranken-
hausplan geschrieben, die aber erfolgreich beklagt
worden sind und heute nur den Charakter einer
unverbindlichen Empfehlung haben. Auch im Saar-
land ist nach einer Anklindigung nichts mehr pas-
siert. Und dann schaue ich natlrlich besonders
nach Thiringen und nach Brandenburg, wo die
Partei DIE LINKE die Landesgesundheitsministe-
rinnen stellt, und beide sind nicht auf die Idee ge-
kommen, Landesvorgaben zu machen, sondern
sie verweisen auch auf die Bundesvorgaben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir schépfen hier in Hamburg schon unsere Mog-
lichkeiten aus, flr bestimmte spezialisierte Be-
handlungen durch Qualitatsvorgaben fir mehr Pa-
tientensicherheit zu sorgen. Aktuell diskutieren wir
im Landesplanungsausschuss mit Krankenhdusern
und Krankenkassen bestimmte Malnahmen der
Struktur- und Prozessqualitdt, um komplizierte
Operationen am Herzen, an der Lunge, am Kopf
sicherer zu machen. Dabei geht es um Anforderun-
gen an Qualifikation, an Betreuungsintensitat oder
an die vorzuhaltende Infrastruktur. Damit schaffen
wir beste Voraussetzungen fiir hochkomplexe Be-
handlungen, aber wir kénnen damit nicht zu einer
flachendeckenden Reduzierung von Arbeitsbelas-
tung auf allen Stationen kommen. Dafiir brauchen
wir die Bundesvorgaben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wussten, dass wir einen langen Weg beschrei-
ten mussen, und deshalb hat es auf der Bundes-
ebene auch Sofortmaflnahmen finanzieller Art ge-
geben. Das Pflegestellenférderprogramm ist ein
Punkt, mit 660 Millionen Euro fir mehr Pflegestel-
len. Herr Celik, es ist wirklich unseriés zu behaup-
ten, dass in Hamburg dieses Programm floppt. Wir
wissen, dass viele Krankenhauser noch gar nicht
ihr Budget vereinbart haben fur 2016, dass es
noch Streitigkeiten gibt, und solange das nicht ver-
einbart ist, wissen wir Uberhaupt nicht, inwieweit
dieses Programm in Hamburg wirkt. Da viele mit
ihren Betriebs- und Personalraten entsprechende
Vereinbarungen abgeschlossen haben, gehe ich
davon aus, dass die Mittel auch in Hamburg ge-
nutzt werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Naturlich missen wir dafiir sorgen als Land, als
Bund, dass wir genug Pflegepersonal ausbilden in
Zukunft. Wir haben mit der neuen Pflegeausbil-
dung einen zukunftsfahigen Beruf auf den Weg ge-
bracht und machen enorme Anstrengungen, zu-
sammen mit der Krankenhausgesellschaft, zusam-
men mit der Pflegegesellschaft hier in Hamburg,
um fir diesen Beruf zu werben. Aber man wirbt am
besten fir einen solchen Beruf, indem man mit gu-
tem Gewissen sagen kann, wir bieten auch gute
Arbeitsbedingungen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Hamburger Senat fuhlt sich der Pflege beson-
ders verpflichtet. Wir werden weiter dafiir sorgen,
dass wir gute Pflege haben, dass wir ausreichend
Pflegekrafte haben. Aber es reicht eben nicht, das
Gute zu wollen, man muss auch die richtigen Mittel
nehmen, und das wollen wir weiter konsequent
machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Celik von der Frakti-
on DIE LINKE hat erneut das Wort.

(Zuruf)

— Nein, das waren mehr als finf Minuten. Das wa-
ren acht Minuten.

Deniz Celik DIE LINKE:* Der Vorwurf an unsere
Bundestagsfraktion, dass wir uns wegducken,
wenn es um Personalbemessung geht, ist aberwit-
zig.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Es geht um lhre
Landesvorsitzende in Thuringen!)

Unsere Bundestagsfraktion ist es, die seit Jahren
dieses Thema immer wieder in die Offentlichkeit
und den Bundestag einbringt, und es sind immer
wieder lhre Fraktionen gewesen, die unsere Antra-
ge abgelehnt haben.
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(Beifall bei der LINKEN)

Wir finden, die Regelung, die jetzt im Bund verein-
bart wurde, geht nicht weit genug. Es kann nicht
sein, dass nur in pflegesensitiven Bereichen Per-
sonaluntergrenzen eingefliihrt werden. Was st
denn mit den anderen Stationen? Da haben wir
doch auch eine Arbeitsverdichtung, da haben wir
doch auch Pflegenotstand. Es geht einfach nicht,
dass man nur bestimmte Bereiche nimmt und kei-
ne allgemeine Regelung umsetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

AuBerdem finden wir es kritisch, dass Sie den
Bock zum Gartner machen. Es kann doch nicht
sein, dass jetzt die Vertreter der Krankenhausge-
sellschaften die Personaluntergrenzen aushandeln
sollen, die in der Offentlichkeit immer wieder sa-
gen, dass sie das falsch finden. Hier geht es doch
auch um wirtschaftliche Interessen. Warum wird
das nicht mit einer wissenschaftlichen Expertise
ausgearbeitet statt durch die Krankenhausgesell-
schaften und die Krankenkassen? Das finden wir
falsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Stover, ich muss sagen, lhre Rede war wirk-
lich unterirdisch. Dazu ist dieses Thema viel zu
wichtig. Hier geht es um Patientensicherheit, um
das Leben der Patienten, um die Situation der
Pflegekrafte — und Sie haben eine polemische Re-
de gehalten und sind auf unsere Argumente tber-
haupt nicht eingegangen. Das ist dieses Themas
unwurdig.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich wirde lhnen empfehlen, dass Sie sich nicht nur
mit den Krankenhauskonzernen austauschen, son-
dern auch einmal zu den Pflegekraften gehen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Mit denen reden
wir auch, wir brauchen da keine Nachhilfe!)

auch ihnen einmal zuzuhoren und mit ihnen tber
den Pflegenotstand zu reden. Das kann ich bei |h-
nen nicht erkennen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen keine Alleingadnge in Hamburg, sondern
es geht um etwas, das in anderen Bundeslandern
schon geschieht. Nordrhein-Westfalen habe ich er-
wahnt, auch das Saarland.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das stimmt doch
nicht!)

Es stimmt nicht, Frau Senatorin, dass da nichts
kommt. Es gibt einen konkreten Gesetzentwurf,
den ich lhnen auch zustellen kann. Es passiert
sehr viel im Saarland — und dort haben wir eine
CDU-Landesregierung, das sollten Sie sich viel-
leicht einmal anschauen, Frau Stover.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben unsere Forderungen nicht aus der
Schublade gegriffen. Wir haben in unserem Antrag
SofortmalRnahmen gefordert und uns dabei auf die
Empfehlungen von medizinischen Fachgesell-
schaften berufen. Da kénnen Sie doch nicht ein-
fach behaupten, das seien beliebige Forderungen
oder sie hatten keine wissenschaftliche Evidenz.
Das ist falsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Schluss mochte ich sagen: Ja, Frau Senato-
rin, ich gebe Ihnen recht, der Pflegeberuf muss
erst einmal attraktiv gemacht werden, damit wieder
mehr Menschen in ihren Beruf zurlickkehren oder
ihre Teilzeitstelle aufstocken auf eine Vollzeitstelle.
Deshalb brauchen wir politische Vorgaben und die
gesetzliche Personalbemessung. Das zeigt sich
auch, wenn wir ins Ausland schauen. In Kalifornien
zum Beispiel wurde eine gesetzliche Vorgabe ein-
gefliihrt, und das hatte gleich den positiven Effekt,
dass 10 000 neue Pflegekrafte hinzugewonnen
worden sind. Das sollten wir als Vorbild nehmen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Wowretzko von der
SPD-Fraktion hat das Wort.

Sylvia Wowretzko SPD:* Vielen Dank, Frau Prasi-
dentin. — Herr Celik, ich bin doch sehr verwundert
ob lhrer Beratungsresistenz.

(Juliane Timmermann SPD: Das wundert
mich nicht mehr!)

In den von lhnen genannten Bundeslandern, nam-
lich Saarland und Nordrhein-Westfalen, passiert
nichts dergleichen, was Sie uns hier berichten. Das
ist einfach nicht wahr. Es sind Antradge auf den
Weg gebracht, aber es passiert ansonsten nichts.
Und in den Bundeslandern — wie auch schon von
der Senatorin gesagt —, in denen Sie die Gesund-
heitsministerinnen stellen, passiert auch nichts. Es
ist, finde ich, wirklich nicht in Ordnung, sich hinzu-
stellen und zu fordern und zu fordern, aber Uber-
haupt nicht den Beweis der Umsetzung zu erbrin-
gen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Das ist in der Tat ein durchsichtiges Wahlkampf-
mandover.

Ich mochte fir unsere Fraktion noch einmal kurz
klarstellen, dass wir gern mehr und besser bezahl-
tes Pflegepersonal in den Krankenhausern haben
wollen. Das ist der Schlussel fur bessere Arbeits-
bedingungen; auch das haben wir schon mehrfach
gesagt. Anders als von der LINKEN gefordert,
mdchten wir, dass das bundeseinheitlich und soli-
de finanziert erfolgt. Keine Schnellschisse, keine
Kurzschlusshandlung, sondern sehr gut durch-
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dacht und ordentlich auf den Weg gebracht. Denn
davon haben unterm Strich die Kolleginnen und
Kollegen und die Patientinnen und Patienten in der
Klinik wesentlich mehr als von diesen Forderun-
gen, die einfach der Realitat entbehren.

(Beifall bei der SPD, GRUNEN und bei Dora
Heyenn fraktionslos)

Darlber hinaus méchte ich Sie gern daran erin-
nern, dass — durchaus mit Hamburger Unterstut-
zung — sehr, sehr viel auf den Weg gebracht wurde
in diesem Zusammenhang, namlich: das Kranken-
hausstrukturgesetz, die generalisierte Pflegeausbil-
dung, das Pflegestellenférderprogramm, von dem
Sie sagen, es werde nicht genutzt, wobei Sie gar
nicht wissen, ob es wirklich genutzt wird. Da wirde
ich wirklich einmal aktuelle Zahlen abwarten und
mich dann noch einmal zu Wort melden.

Also, noch einmal: bundeseinheitlich und ohne
Méglichkeit der Personalverlagerung, kontrollierbar
mit Sanktionen fir den Fall, dass das geschehen
soll, und finanzierbar. Das sind unsere Vorstellun-
gen davon, wie die Pflege aufgestellt werden soll,
wie die Personaluntergrenzen eingefiihrt werden
sollen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Pré§identin Carola Veit: Frau Blomeke von der
GRUNEN Fraktion, bitte.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Herr Celik, ich muss
Sie einmal ein bisschen runterkochen.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD)

Es war deutlich zu héren, dass alle Fraktionen in-
klusive Senatorin gesagt haben: Ja, wir haben
Handlungsbedarf in der Pflege. Da gibt es gar kei-
nen Dissens. Den haben wir. Die Situation ist nicht
zufriedenstellend. Vieles passiert auf dem Riicken
der Pflegekrafte. Die geben ihr Bestes, ihr Ganzes,
um die Menschen gut zu versorgen mit einer aus-
reichenden Zeit an Zuwendung. Der Handlungsbe-
darf ist da.

Sie kénnen das ja alles falsch finden, aber was ich
nicht verstehe: Sie haben jetzt von vielen Fraktio-
nen und von der Senatorin gehort, wie die Ge-
setzeslage ist, und die ignorieren Sie einfach. Das
kann doch wohl nicht wahr sein. Da frage ich mich,
wo Sie leben.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Ich méchte das noch einmal zum Mitschreiben sa-
gen fur Sie, auch wenn Sie es nicht héren wollen:
Wir haben eine Selbstverwaltung in Deutschland.
Das ist gut so, damit die Gesundheitsversorgung
nicht zum Spielball der Politik wird. Sie machen sie

gerade zum Spielball, und das finde ich nicht in
Ordnung.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Die Selbstverwaltung sieht vor, dass sich die Kran-
kenhausgesellschaft mit den Krankenkassen zu-
sammen hinsetzt. Und noch einmal: Wenn bis zum
30. Juni nachsten Jahres keine Einigung erfolgt ist,
dann kann es ein Eingreifen des Ministeriums ge-
ben. Die Geduld, Herr Celik, miissen Sie aufbrin-
gen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Bldmeke, gestatten Sie eine Zwischenbemerkung
von Herrn Celik?

Christiane Blomeke GRUNE: Ja.
Prasidentin Carola Veit: Herr Celik.

Zwischenbemerkung von Deniz Celik DIE LIN-
KE:* Vielen Dank. Sie sagen, dass nur die Selbst-
verwaltung die Personalbemessung festlegen
kann. Aber es ist doch in Nordrhein-Westfalen im
Krankenhausplan aufgenommen.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist doch
Quatsch!)

Es ist doch so, dass wir als Qualitdtsmerkmal im
Hamburgischen Krankenhausgesetz auch natuirlich
die Personalbesetzung in den Krankenhausern
aufnehmen koénnen. Das kénnen Sie doch nicht
abstreiten.

(Beifall bei der LINKEN — Sylvia Wowretzko
SPD: Doch!)

Christiane Blémeke GRUNE (fortfahrend): Herr
Celik, auch da waren die Ohren anscheinend wie-
der zu bei dem, was ich gesagt habe.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben — das wissen Sie — auf Bundesebene
einen Impuls, ein Gesetz durch die Expertenkom-
mission, die sagt: Setzt euch hin, Krankenhausge-
sellschaft und Krankenkassen, erarbeitet die Per-
sonaluntergrenzen.

(Zurufe von Deniz Celik DIE LINKE)

Und wenn das bis 30. Juni nicht erfolgt — ich muss
mich jetzt wiederholen —, dann greift das Ministeri-
um ein. Eben haben Sie davon gesprochen, dass
es nur die Selbstverwaltung machen kénne, und
das stimmt nicht. Natirlich kann das Ministerium
dann eingreifen, wenn die Selbstverwaltung nicht
zum Erfolg kommt.
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Zu den Bundeslandern hat die Senatorin ausfiihr-
lich Stellung genommen. Wir kennen lhre Ideen
nicht, die Sie haben vom Saarland und von Nord-
rhein-Westfalen; so ist es dort nicht.

(Sylvia Wowretzko SPD: Ich sage nur Thi-
ringen!)

Ich will noch einmal eines sagen: Eine Inselldsung
fur Hamburg Iasst die Finanzierungsfrage véllig of-
fen und ist nicht einmal rechtssicher. Und das wol-
len Sie fir Hamburg? Das finde ich verantwor-
tungslos.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Bei einer Bundeslésung ist es so, dass am Ende
nattrlich die Krankenkassen das Mehr an Perso-
nal, das vermutlich herauskommen wird, bezahlen
mussen. Wenn wir nur eine Landerldsung haben,
dann haben wir das alles nicht, und auch |hr An-
trag schweigt sich wieder einmal vortrefflich aus
darUber, wie es denn mit der Finanzierung aus-
sieht.

Ich gebe Ihnen recht, dass Handlungsbedarf
besteht. Aber wir flihren die Diskussion, und lhre
Vorwirfe kommen einfach zur falschen Zeit. Sie
muissen sich einfach noch ein bisschen gedulden.
Wenn Sie in der nachsten Legislaturperiode noch
in diesem Parlament sind, dann kénnen Sie natur-
lich weiter darliber schimpfen und meckern, wenn
all das nicht umgesetzt wird. Und wenn Sie auf
Bundesebene einmal Regierungsverantwortung
Ubernehmen wollen, sagen Sie Bescheid

(Dr. Andreas Dressel SPD: Lieber nicht!)

— vielleicht lieber nicht —, dann kdnnte es natirlich
auch sein, dass Sie dort lhre Ideen einbringen
mochten. So, wie es im Moment lauft, brauchen wir
die Geduld bis zum 30. Juni nachsten Jahres und
eventuell bis zum 1. Januar. Aber die Senatorin
hat noch einmal sehr deutlich erklart, wie die Vor-
gange sind, und ich bitte Sie, nehmen Sie sie zur
Kenntnis. So ist unsere Gesetzeslage, und daran
halten wir uns.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Frau Stover von der
CDU-Fraktion hat noch einmal das Wort.

Birgit Stover CDU:* Frau Prasidentin! Ich habe
nur wenig zu erganzen; meine beiden Vorrednerin-
nen haben schon sehr viel gesagt.

Ich méchte noch einmal sehr deutlich machen: In
keinem Politikfeld hat die Bundesregierung so viel
getan wie im Pflegebereich. Bundesminister Gréhe
hat viele Gesprache gefiihrt, wie auch wir auf
Hamburger Ebene viele Gesprache gefiihrt haben,
mit beiden Seiten, mit Verbanden, mit Krankenhau-

sern und so weiter. Der Fachkraftemangel im Pfle-
gebereich ist erkannt und es sind sehr viele MaR3-
nahmen auf Bundesebene eingeleitet worden; die
Ausbildung ist zusatzlich genannt worden, voéllig
richtig. Es ist Bundesminister Hermann Grohe ge-
wesen, der sich unheimlich viel vorgenommen hat,

(Zurufe: Der musste zum Jagen getragen
werden! — Glocke)

und er hat definitiv alles abgearbeitet, minutids. Ich
wiederhole noch einmal: In keinem Politikfeld hat
die Bundesregierung so viel getan wie im Pflege-
bereich. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Statt einer Zwischenfra-
ge bekommt Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-
Fraktion das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Also, Frau St6-
ver, das war nun wirklich sehr unterhaltsam, was
Sie hier gerade abgesondert haben.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Erstens: Sie haben zu Recht gesagt, Herr Gréhe
habe sich viel vorgenommen. In Arbeitszeugnissen
steht dann, der Mitarbeiter gab sich grof3e Miuhe —
dabei hat er nichts geschafft. So weit die erste Be-
merkung.

Zweite Bemerkung: Sie sagen, in keinem anderen
Politikbereich sei so viel getan worden wie im Pfle-
gebereich. Wollen Sie damit sagen, dass in allen
anderen Bereichen noch viel weniger getan wurde
als im Pflegebereich? Das ist doch wieder nur
peinlich gewesen.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen zu dieser Anmeldung? — Wenn das nicht
der Fall ist, kbnnen wir zum zweiten angemeldeten
Thema unserer Aktuellen Stunde kommen. Uns
verbleiben noch 28 Minuten. Ich rufe also das
nachste Thema auf, angemeldet von der FDP-
Fraktion

Beste Bildung statt satt und sauber.
Hamburg braucht einen Plan fiir gute Kin-
derbetreuung.

Wer winscht das Wort? — Herr Oetzel von der
FDP-Fraktion, bitte.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Wir diskutieren heu-
te Uber ein Thema, welches fiir die Zukunft unserer
Gesellschaft von allergroRter Relevanz ist. Wir le-
ben noch immer in einer Stadt und in einem Land,
in dem die Lebenschancen sehr stark davon ab-
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hangen, in welche Verhaltnisse man hineingebo-
ren wurde, und ich glaube, wir alle in diesem
Hause sind uns einig, dass wir daflir arbeiten und
alles daflr tun missen, dass das anders wird.

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube, wir sind uns auch insoweit einig, dass
wir hierfur ein Bildungssystem brauchen, welches
jedem und jeder Einzelnen ermdglicht, den fir sich
selbst besten Weg einzuschlagen, wohin auch im-
mer dieser Weg fiihren mag.

Die beste Bildung der Welt, die wir Freie Demokra-
ten fur Hamburg und Deutschland wollen, beginnt
im frihen Kindesalter. Daher ist es besonders bit-
ter, dass SPD und GRUNE hier in Hamburg keinen
Fufd auf den Boden bekommen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDuU)

Seit Jahren gibt es Kritik an der Qualitat in der Kin-
dertagesbetreuung. Hamburg halt weiter die rote
Laterne aller westdeutschen Bundeslander. Satt
und sauber reicht nicht aus, horte man Uberall in
der Stadt zu Beginn der Legislaturperiode — und
Rot-Grun feiert sich dafir, die versprochene Ver-
besserung des Betreuungsschlissels in der Krippe
von 2019 auf 2021 verschoben zu haben, weil es
an Erziehern fehlt. Die Erkenntnis, dass es flr
einen besseren Betreuungsschliissel auch mehr
Erzieher braucht, kam nun wirklich sehr spat: zwei-
einhalb Jahre, nachdem der Koalitionsvertrag un-
terzeichnet wurde, und sechseinhalb Jahre, nach-
dem zum ersten Mal ein SPD-Senator wieder auf
dem Chefsessel in der BASFI Platz genommen
hat.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
CDU)

Um das zu kompensieren, sucht der Senat nun
handeringend nach mehr Erziehern, 2 000 an der
Zahl. Ich hoffe ehrlich im Sinne der Kinder, dass
Rot-Griin sich hier nicht wieder verrechnet hat,
denn die jlingste Bertelsmann-Studie geht von fast
doppelt so vielen offenen Stellen aus, die man be-
notigt, um die gewunschte Betreuungsquote in
Hamburg zu erreichen. Aber alle diese Zahlen und
alle Berechnungen des Senats flihren ohnehin
grundsatzlich in die Irre, denn sie sind auf einer
Berechnungsgrundlage entstanden, die die Reali-
tat in den Kitas und in den Kindertagesstatten voll-
kommen ausblendet. Urlaub, Krankheit, Fortbil-
dung und vor allem mittelbare Padagogik, also Er-
zieherarbeit ohne Kind, werden in den Berechnun-
gen des Senats schlicht nicht beriicksichtigt. Es
wird unmdglich sein, die Probleme in der Kinderbe-
treuung wirklich zu I6sen, wenn die Verantwortli-
chen so bereitwillig die Augen vor den tatsachli-
chen Zustanden in den Kitas verschlief3en.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
CDU)

Wahrenddessen dirfte den Regierungsfraktionen
und dem Senat nicht entgangen sein, dass mo-
mentan fir eine neue Volksinitiative getrommelt
wird. Leider drangt sich in der Bevdlkerung schein-
bar der Eindruck auf, dass sich der Senat in dieser
Stadt nur noch bewegt, wenn er von aulden massiv
Druck bekommt. Diese Senatspolitik des gerings-
ten Widerstands ist eine rein defensive Bewalti-
gungsstrategie und das totale Gegenteil einer
handlungsfahigen und selbstbewussten Regie-
rung, der man die Lésung der drangenden Proble-
me zutraut und die diese Lésung auch anpackt.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
und André Trepoll, beide CDU)

Sie mussen sich daher nicht wundern, wenn bald
Zehntausende Eltern von lhnen das einfordern,
was Sie seit Jahren versprechen, aber nicht einhal-
ten kénnen.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Wir missen eben auch in der Kinderbetreuung neu
denken. Das Gutscheinsystem, mit dem Hamburg
Uber Jahre sehr gut gefahren ist, muss dringend
an die aktuellen Herausforderungen angepasst
werden, und wir missen neue Wege finden, um
wieder mehr Leute flr den Beruf des Erziehers zu
gewinnen. Wir missen alles dafiir tun, dass die
Kindertagesbetreuung in Hamburg den bestmdgli-
chen Beitrag fir Chancengerechtigkeit und fiir Bil-
dungsgerechtigkeit leisten kann. Wir Freie Demo-
kraten werden dafiir arbeiten und werden lhnen in
den nachsten Wochen und Monaten zahlreiche
Vorschlage dafir prasentieren, wie wir uns das
vorstellen. Wir freuen uns, wenn diese dann hier
konstruktiv diskutiert werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Herr Lohmann von der
SPD-Fraktion.

Uwe Lohmann SPD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Irgendwie
ist Wahlkampf, habe ich das Gefuhl.

(Dr. Sven Tode SPD: Bei der SPD nicht! —
André Trepoll CDU: Vielleicht fangen Sie
auch mal an!)

Das war eine Mischung aus allem, ein Hin und Her
mit allem Drum und Dran und einem Titel, der so
gewahlt wirklich erstaunlich ist. Aber darauf gehe
ich spater noch einmal ein.

Selbstverstandlich gibt es diese Initiative. Wir sind
in konstruktiven Gesprachen mit dieser Initiative,
nicht erst jetzt, sondern schon lange. Da lassen wir
uns keinen Vorwurf machen.
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(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Ich gehe einmal ein bisschen auf das Thema Bil-
dung in Kitas ein. Natlrlich hat Hamburg und na-
turlich haben wir einen Plan fir friihe Bildung und
Betreuung, und dieser Plan befindet sich in der
permanenten Umsetzung. Wenn ich mir lhren Titel
anschaue, scheinen Sie vergessen zu haben, dass
im Jahre 2012 eine vdllig Uberarbeitete Neuauflage
der Hamburger Bildungsempfehlungen fir die Bil-
dung und Erziehung von Kindern in Kindertages-
einrichtungen herausgekommen ist. Da héatte die
FDP vielleicht einmal hineinschauen mussen, dann
hatte sie vielleicht einen anderen Titel gewahlt.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE - Michael Kruse FDP: Reden wir
jetzt Uber den Titel oder Uber die Politik in
dieser Stadt?)

Das sieht nach einem richtigen Plan aus. Ich
modchte Ihnen eines von vielen, vielen Beispielen
aus der Praxis geben, wie Kitas in Hamburg Bil-
dungsstatten sind. Ich zitiere einen grofReren Kita-
Trager:

"Kinder brauchen fir ihre Bildungsprozesse
einen Ort wie eine Werkstatt, an dem sie
sich geborgen flhlen und selbst tatig sein
kénnen. Die Padagoginnen und Padagogen
sind dabei wahrnehmende Beobachter, ver-
antwortungsbewusste Ansprechpartner und
zuverlassige Lernbegleiter."

— Zitatende.

Dieser Kita-Trager hat das Konzept konsequent
umgesetzt, und so sind in Hamburg Uberall Kitas
entstanden, die die Bildungsempfehlungen auf ei-
nem hohen Niveau umgesetzt haben. Das sieht
nach einem Plan aus.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Was Sie vollig ausgeblendet haben, ist unser "Kita-
Plus"-Programm, in dem zusétzliche Mittel vor al-
lem fir Sprachférderung eingesetzt werden. Dies
wird weiter ausgebaut, und in der neuen Laufzeit
von 2016 bis 2019 werden erstmals auch Krippen-
kinder im Programm berucksichtigt. Rund 320 Kin-
dertageseinrichtungen erhalten dann eine um
12 Prozent erhdhte Personalausstattung. Also: Die
Qualitat in unseren Kitas wird standig erhoht, und
das hat direkte Auswirkungen auf die Bildungs-
chancen unserer Kinder in Hamburg.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Ich gebe lhnen noch ein Beispiel, dass das wirkt.
Das hat namlich auch positive Auswirkungen.
Mussten im Jahre 2011 an einigen Schulen in
Hamburg in der ersten Klasse noch Uber die Halfte
der Kinder Sprachférderung bekommen, so ist die-
se Zahl der sprachgeférderten Kinder auf diesen

Schulen auf zum Teil unter 10 Prozent gesunken —
ein eindeutiger Erfolg unseres Kita-Programms
und ein eindeutiger Erfolg unserer Bildungspolitik.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Man muss sich einmal vorstellen — und ich bin ge-
spannt darauf —, was das fir kinftige Schulab-
schlisse bedeutet.

Und jetzt einmal kurz zur Bertelsmann-Studie, die
Sie eben angesprochen haben. Der Berichtszeit-
raum endete bereits im Marz 2016, vor anderthalb
Jahren, und spiegelt Uberhaupt nicht den derzeiti-
gen Stand wider.

Vier mal 500 zusatzliche Fachkrafte pro Jahr, ab
Anfang 2018, nicht ab Anfang 2019, wie Sie es
eben dargestellt haben, Herr Oetzel. Das ist Ubri-
gens auf Wunsch und in Abstimmung mit der Frei-
en Wohlfahrtspflege geschehen. 2021 werden wir
dann einen Schllssel in der Krippe von 1:4 in der
Betreuung haben; die Kita-Initiative, das Kita-Netz-
werk fordert das UGbrigens bis 2025.

(André Trepoll CDU: Die Kinder sind noch
nicht mal geboren!)

Wir sind eher mit dem Programm fertig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
André Trepoll CDU: Die sind noch nicht mal
geboren, die Kinder, Uber die Sie da spre-
chen!)

Und dann haben Sie das Thema Ausbildung ange-
sprochen. Ich kann mich nicht erinnern, dass zum
Beispiel in der Enquete-Kommission die FDP das
auf die Tagesordnung gesetzt hat. Das waren
namlich wir als Sozialdemokraten, die sich intensiv
mit dem Thema Ausbildung beschaftigen. Da ha-
ben Sie sich schén weggeduckt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir haben in unserer Regierungsverantwortung zu-
nachst die malllosen Geblhrenerhéhungen des
CDU-gefiihrten Senats zurickgenommen. Wenn
ich mich richtig erinnere, fand die FDP das richtig,
oder?

(Katja Suding FDP: Nein, da erinnern Sie
sich falsch!)

Wie steht die CDU eigentlich heute zu den Kita-
Geblihren? Das konnen Sie gleich einmal beant-
worten. Darauf bin ich sehr gespannt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Beitragsfreies Mittagessen. Dazu habe ich auch
keine Proteste von der FDP vernommen. Wir ha-
ben als erstes Bundesland den Rechtsanspruch
far Eltern auf einen Kita-Platz umgesetzt.

(Katja Suding FDP: Kommen Sie doch jetzt
mal zum Thema!)
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— Das ist Thema. Sie haben doch die Uberschrift
gewahlt, Frau Suding, nicht ich.

(Katja Suding FDP: Es geht um den Betreu-
ungsschlissel und nicht ums Mittagessen!)

Das hat dazu gefiihrt, dass fast 50 Prozent aller
Hamburger Kinder einen Krippenplatz und nahezu
100 Prozent der Hamburger Kinder den Elementar-
bereich besuchen, und das bei Wahlfreiheit zwi-
schen Kindertagespflege, Vorschule und Kita. Die
Hamburger Eltern haben sich eindeutig fir die Kita
entschieden, und das sieht nach einem verdammt
guten Plan aus.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Satt und sauber — die FDP muss selbst wissen,
was sie von wem Ubernimmt. Es ist ja auch okay,
als Opposition schneller, héher, weiter zu fordern.
Aber, liebe FDP, satt und sauber, das ist schon
fast eine Verhéhnung der wertvollen und verdammt
guten Arbeit in unseren Kitas.

(Glocke)
Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Philipp Heillner von der
CDU-Fraktion.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wo bleibt das
Betreuungsgeld?)

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Allen Luftschlds-
sern, Wolkenkuckucksheimen und Ablenkungsma-
novern der SPD zum Trotz, Sie kommen nicht um
die Tatsache herum: Seit Jahren bekommt der Se-
nat das Problem der schlechten Betreuungsschliis-
sel in dieser Stadt einfach nicht in den Griff.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Seit Jahren bekommen Sie es regelmafig von der
neutralen Bertelsmann-Studie bescheinigt, jedes
Jahr wieder, und jedes Mal versuchen Sie, sich ir-
gendwie herauszuwinden,

(Zuruf von Jens-Peter Schwieger SPD)

und verweisen auf die Zeitpunkte. Ich will Ihnen
einfach die Zahlen noch einmal aufzahlen. Wir ha-
ben in Hamburg einen Betreuungsschlissel von
rechnerisch einem Betreuer auf 5,1 Kinder im Krip-
penbereich bescheinigt bekommen. Das ist genau
der gleiche Wert, den wir letztes Jahr hatten, es ist
genau der gleiche Wert, den wir vorletztes Jahr
hatten, und es ist in all diesen Jahren der schlech-
teste Wert in Westdeutschland geblieben. Es ist
nach wie vor der schlechteste Wert in West-
deutschland. Er ist weit unter dem Wert, den selbst
relativ arme Lander wie Bremen hinbekommen.

Baden-Wirttemberg ist seit vielen, vielen Jahren
deutlich besser. Die sind bei etwa 1:3. Das ist das,
was angestrebt ist. Was in diesem Jahr dazuge-
kommen ist: Sie haben sich sogar noch ver-
schlechtert. Im Elementarbereich sind wir namlich
noch schlechter geworden, von 2015 auf 2016 von
8,7 auf 9. Das ist die Wirklichkeit. Das sind die
Zahlen, die von einer neutralen Stelle belegt sind.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und da kénnen Sie vom Thema ablenken und zu
anderen Dingen reden, daran kommen Sie einfach
nicht vorbei.

Das ist auch ein Bruch lhrer Versprechen. Sie ha-
ben namlich versprochen — das haben Sie uns
letztes Jahr doch noch aufgezahlt —, dass Sie zum
1. April 2015 eine Verbesserung von 10 Prozent
fur die Kinder bis zwei Jahre herbeiftihren. 1. April
2015. Jetzt haben wir die Zahlen Ende Marz 2016,
also ein Jahr nach dieser angeblichen Verbesse-
rung, und es hat sich nichts verbessert. Sie haben
Ihr Versprechen einfach gebrochen. Héren Sie auf
mit irgendwelchen politischen Ablenkungsmand-
vern, das vertuschen zu wollen. Das ist leider die
traurige Wirklichkeit Ihrer Kita-Politik in Hamburg.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und es ist eben nicht neu. Ich habe mich anlass-
lich dieser Debatte an meine erste Rede in der
Birgerschaft erinnert. Das war Anfang 2015. Es
war genau das gleiche Thema. Es waren genau
die gleichen Betreuungsschlissel. Und schon da-
mals haben wir Ihnen gesagt ...

(Zurufe)
— Das stimmt doch, oder?

Also: Schon damals habe ich lhnen gesagt, wir
mussen das Problem unideologisch angehen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sagen Sie!
Das ist ja ein Lacher! — Zurufe)

Und ich habe Ihnen damals schon gesagt, der Se-
nat bekommt das nicht auf die Reihe und er wird
es auch kurzfristig nicht auf die Reihe bekommen.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Das Wort hat Herr Heil3ner.

Philipp HeiBner CDU (fortfahrend): Ich werde ja
jetzt erst wach. Wenn die wieder so anfangen, her-
umzuschreien, weill man, dass man einen Nerv
getroffen hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Bei sich selbst!
Eigentor! — Zurufe)

Insofern ist das gut.

Ich habe lhnen damals schon gesagt, dass Sie es
so einfach nicht gelést bekommen werden und
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dass es drei Faktoren sind, tGiber die man nachden-
ken muss. Das ist die Zahl der Betreuer. Das ist
schwierig. Sie finden sie jetzt zum Teil nicht, weil
Sie viel zu spat mit der Einstellung angefangen ha-
ben. Aber es ist auch die Zahl der Kinder — das ist
der zweite Faktor —,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wollen Sie die
abmelden oder rausschmeiften aus den Ki-
tas?)

und es ist die Frage der Effektivitat, wie Sie die Be-
treuer einsetzen, also ob Sie sie vielleicht einmal
entlasten bei den Nebenaufgaben. All diese Dinge,
all diese Gesprachsangebote haben Sie nicht auf-
genommen. Seit Jahren kiimmern Sie sich zum
Beispiel nicht um die Tagesmitter. Die bekommen
in Minchen pro Kind und Stunde das Vierfache
von dem, was sie in Hamburg bekommen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, und wie ist
da die Betreuungsdichte? Wie lange muss
man warten auf einen Platz? Das ist ein
Witz!)

Und das ist immer noch weniger, da sparen Sie im-
mer noch Geld mit ein. Das haben Sie alles igno-
riert. Die Frage der Ausbildung haben Sie jahre-
lang verschlafen, das haben wir Ihnen auch mehr-
fach gesagt. Es ist immer das Gleiche. Und ja,
Herr Dressel, ich tue Ihnen den Gefallen: Dazu ge-
hort auch lhre Klage, mit der Sie dafiir gesorgt ha-
ben, dass Hamburger Eltern, die ihre Kinder zu
Hause betreuen, 12 Millionen Euro im Jahr weni-
ger vom Bund bekommen. Auch das war ein ideo-
logisch motivierter politischer Akt, der genau die-
ses Problem noch weiter verscharft hat.

(Beifall bei der CDU)

Aber bei all lhrer Aufregung, wissen Sie, woran
man merkt, dass der Senat bei dem Thema ein-
fach nicht weiter weill? Ich sag es Ihnen. Es ist die
fahrige Kommunikation, die wir jetzt erlebt haben,
als wieder, nach all lhren Versprechen, die offiziel-
len Zahlen der Bertelsmann-Stiftung kamen. Da
ging es los damit, dass Sie plotzlich sagten, die
Zahlen seien veraltet. Sie kdnnten sie nicht nach-
vollziehen, haben Sie gesagt. Das ist wirklich 13-
cherlich. Seit Jahren sind das die Zahlen, auf de-
ren Grundlage wir hier die Diskussion fiihren, auch
als die Sozialsenatorin noch Teil der Blirgerschaft
war. Das ist wirklich abstrus.

Ein zweites Beispiel ist Ihre Pressemitteilung vom
28. August. Darin schreiben Sie:

"Fir Hamburg wird festgestellt, dass sich
der Krippen-Personalschlissel von 1:5,1 ge-
genlber dem Vorjahr weiter verbessert hat

[.]"

Das ist einfach die Unwahrheit. Und so eine Pres-
semitteilung ist nichts, das man einfach mal so ir-
gendeinen Praktikanten schreiben lasst und dann
geht es an die Offentlichkeit. Das geht durch meh-

rere Hande, und es steht fir mich auller Frage,
dass der Verfasser die Zahlen wirklich kannte. Ich
muss lhnen nicht sagen, wie man es nennt, wenn
man es besser weil3 und die Unwahrheit behaup-
tet. Wir haben hier eigentlich immer einen sehr an-
stdndigen Umgang miteinander, und ich erwarte,
dass die Senatorin nachher die Gelegenheit nutzt,
sich hierzu zu duRern und sich fir diesen Fauxpas
zu entschuldigen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
néchste Rednerin erhalt das Wort Anna Gallina von
GRUNEN Fraktion.

Anna Gallina GRUNE: Sehr geehrter Herr Prési-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Da-
men und Herren! Ich finde auch, dass dieser Titel
— "Hamburg braucht einen Plan fiir gute Kinderbe-
treuung" — tatsachlich tief blicken lasst. Offenbar
haben Sie in den letzten Jahren eine leichte Un-
aufmerksamkeit gegentber dem entwickelt, was
wir an Planung vorgenommen haben und durch-
fihren. Wie der Kollege Lohmann dankenswerter-
weise schon dargestellt hat, verfolgen wir sehr
wohl einen Plan, und — jetzt halten Sie sich fest —
noch dazu einen, der durchfinanziert ist, im Gegen-
satz zu den Wolkenkuckucksheimen — Herr Heil3-
ner, Sie haben das Wort selbst benutzt —, von de-
nen Sie manchmal sprechen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Naturlich winschen auch wir uns immer weitere
Verbesserungen, das ist nicht die Frage. Aber es
gibt eben Stellschrauben, an denen kann Politik
zum einen nur begrenzt drehen, und zum anderen
dauert es einfach eine gewisse Zeit.

(André Trepoll CDU: Das fallt Thnen nach
zweieinhalb Jahren Regierungszeit ein?)

Denn wenn man mehr Qualitat in der Kinderbetreu-
ung haben mdchte, ist mehr Personal sicherlich ein
wichtiger Faktor,

(André Trepoll CDU: Das haben Sie in den
Koalitionsvertrag geschrieben!)

aber wir reden doch auch dartber, dass es qualifi-
ziertes Personal sein soll, und das braucht Zeit fir
eine verninftige Ausbildung. Das wachst namlich
nicht auf Baumen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Anders als Sie haben die Trager das auch erkannt
und gesagt: Wir kdnnen im Moment gar nicht so
viele Leute einstellen, wie wir eigentlich gern wiir-
den, weil sie nicht da sind. Lassen Sie uns das
Verfahren strecken, damit wir einen sinnvollen
Plan haben.

(André Trepoll CDU: Das waren doch lhre
Vorschlage!)
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Und das machen wir ja jetzt auch so. Sie haben
gar keinen Vorschlag dafir, wo denn jetzt ad hoc
all die Leute herkommen sollen, oder?

(André Trepoll CDU: Sie haben das doch
beschlossen!)

Ich habe keinen Vorschlag gehért. Es sei denn, es
ist Ihnen véllig egal, mit welchem Hintergrund die
Menschen in der Kita eigentlich arbeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die ersten neuen engagierten Erzieherinnen und
Erzieher werden ja auch schon in drei Monaten ih-
re Beschaftigung aufnehmen.

Und jetzt noch einmal zu der Studie der Bertels-
mann Stiftung, auf die Sie sich immer als Quelle
beziehen. Ja, darin gibt es gutes Zahlenmaterial
fur die bundesweite Vergleichbarkeit. Aber natur-
lich macht der Stichtag einer solchen Studie auch
etwas, und da mangelt es bei Ihnen an Ehrlichkeit
in der Debatte, wenn Sie diese deutlichen Verbes-
serungen zum 1. August des letzten Jahres nicht
einmal bereit sind, zu erwadhnen. Rot-Griin hat ab
Beginn des Kita-Jahres 2016/2017 gemaR Zeitplan
des Koalitionsvertrags den Betreuungsschlissel im
Krippenbereich fiir die Altersgruppe 25 bis 36 Mo-
nate um 10 Prozent erhdht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

90 Prozent aller Kinder zwischen drei und sechs
Jahren profitieren in unserer Stadt weiterhin vom
Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz, und sie profi-
tieren naturlich auch von der Gebuhrenfreiheit. Ihre
Familien profitieren von der Gebuhrenfreiheit und
einem Mittagessen. Das muss man erst einmal
stemmen, und Hamburg schafft das.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es ist gang und gabe, dass in Studien mit Stichta-
gen gearbeitet wird, aber ich finde, Sie missen
das dann auch reflektieren. Sie kdnnen sich als
Opposition nicht im Ernst hinstellen und so tun, als
mussten Sie darlber gar nicht reden, dass es in
der Zwischenzeit schon langst neue Entwicklungen
gegeben hat. Wenn Sie die als Opposition ver-
schlafen, kénnen wir ehrlich gesagt nichts dafr,
das muss man einmal deutlich so sagen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde es sehr bezeichnend, Herr Heillner — Herr
Lohmann hatte lhnen das eigentlich schon mit auf
den Weg gegeben fir lhren Wortbeitrag —, dass
Sie uns eben eine Antwort darauf schuldig geblie-
ben sind, ob Sie — ich lasse keine Zwischenfrage
zu — auch der Auffassung sind wie die Bertels-
mann-Studie selbst, die den Vorschlag macht, die
Eltern vollumfanglich an der Qualitatssteigerung in
der Kita finanziell zu beteiligen. Ich glaube, die El-
tern in dieser Stadt haben ein echtes Interesse
daran zu wissen, ob die CDU sagt, demnachst
zahlt ihr wieder 500 Euro Kita-Gebuhren im Monat.

Ich wiirde das gern wissen. Erzahlen Sie uns das
einmal.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
André Trepoll CDU: Ja, Hauptsache billig!)

Als Mutter kann ich lhnen sagen:

(André Trepoll CDU: Sie sind die Billigsten!
— Gegenruf von Dr. Andreas Dressel SPD:
Und Sie die Teuersten!)

Ich habe drei Kinder, und alle drei sind in diesem
Kita-System immer sehr gut aufgehoben gewesen
— zum Teil gehen sie jetzt in die Schule — oder sind
es immer noch. Die Diskreditierung des Berufs in
der Form, wie Sie diese Debatte fiihren, geht mir
tierisch auf den Geist.

(Zuruf von André Trepoll CDU)
Ich kann das Gberhaupt nicht nachvollziehen.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Pdbeln Sie nicht so viel rum, Herr Trepoll. Auch
Sie kdénnen hier vorn gern etwas sagen zu der Fra-
ge, wie die CDU zu den Gebihren steht; wir war-
ten alle drauf.

Schon ab 2018 wird Hamburg die ersten 500 zu-
satzlichen Fachkrafte einstellen, um auf die Be-
treuungsquote von 1:4 zu kommen. Wir verfolgen
dieses Ziel plangemall weiter bis 2021, und ich
kann lhnen sagen in einer Koalition, die ein A-
Team hat: Unser Plan wird funktionieren, denn wir
lieben es, wenn ein Plan funktioniert. — Danke.

(Anhaltender Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Der Ap-
plaus galt Ihnen. — Herr Yildiz von der Fraktion DIE
LINKE, Sie haben das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Her-
ren! Eines muss man deutlich sagen: Tausende
Beschaftigte im Kita-Bereich machen in dieser
Stadt eine tolle Arbeit, und sie machen sich seit
Jahren dafiir stark, dass dieser Bereich immer bes-
ser wird. Aber man muss auch deutlich sagen,
dass bis heute keine einzige Initiative von der SPD
oder den GRUNEN gekommen ist,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Doch!)

sondern Sie haben diese Forderungen der Be-
schaftigten Glbernommen. Die Volksinitiative "Friih-
kindliche Bildung ist ein Grundrecht"

(Zuruf von Juliane Timmermann SPD)

ist eine Initiative der Beschaftigten und der Ge-
werkschaften gewesen.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)
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Ohne den Druck von auf’en, Herr Dressel, kom-
men Sie nicht dahin, von sich aus die Rahmenbe-
dingungen fir die Beschaftigten und die Bedingun-
gen in den Kitas zu verbessern.

(Beifall bei der LINKEN)

Und es so darzustellen, dass solch eine Volksini-
tiative aus heiterem Himmel komme ... Die Men-
schen haben keine Langeweile. Diese Menschen
arbeiten unter extremen Bedingungen und tun eh-
renamtlich alles dafiir, dass die Arbeitsbedingun-
gen verbessert werden. Eine Volksinitiative bedeu-
tet, sehr viel Arbeit in etwas zu stecken. Daher
kann man es nicht einfach so darstellen, dass die
Beschaftigten, die Gewerkschaften oder die Eltern
Langeweile hatten und jetzt wieder eine Volksinitia-
tive starten. Sie werden wieder auf die Schnauze
fallen, wenn Sie nicht reagieren, wenn Sie nicht mit
der Initiative reden.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Wir werden noch sehen, wer da
auf die Schnauze fallt!)

Ich will von diesem Wahlkampf weg.

(Zurufe von Dr. Andreas Dressel SPD und
Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ach so! Alles klar!)

Wir als Links-Fraktion haben konkrete Vorschlage
gemacht, was man tun kann, wenn man tatsachlich
Interesse daran hat, in diesem Bereich auch lang-
fristig Erfolge zu erwirtschaften.

67 Prozent der Erzieherinnen und Erzieher arbei-
ten in Teilzeit. 67 Prozent. Das ist keine Statistik
von mir, das ist die Zahl, die uns die Senatorin in
der Antwort auf eine GroRe Anfrage genannt hat.
Es ist nicht so, dass alle Beschéaftigten freiwillig
Teilzeit arbeiten. Gehen Sie doch einmal auf die
Gewerkschaft und die Beschaftigten zu

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das haben wir
sogar schon gemacht!)

und bieten Sie an, dass die Vollzeitbeschaftigung
erhoht wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweiter Punkt — Herr Dressel, horen Sie einmal
kurz zu, damit Sie vielleicht etwas mitnehmen kon-
nen — 20 Prozent der Auszubildenden zur Erzie-
herin und zum Erzieher brechen noch wahrend ih-
rer Ausbildung die Ausbildung ab. Nach der Ausbil-
dung gehen weitere 20 Prozent der Erzieherinnen
und Erzieher einer anderen Arbeit nach oder bil-
den sich fort und machen etwas anderes. Da mis-
sen Sie sich fragen, was die Griinde sind. Das sind
zusammengerechnet 40 Prozent der Auszubilden-
den zur Erzieherin/lzum Erzieher, die am Ende et-
was VvOllig anderes machen. Tun Sie doch einmal
etwas daflr, dass die Rahmenbedingungen bei der
Erzieherausbildung verbessert werden, dass Erzie-
herinnen und Erzieher im Beruf bleiben und auch
in diesem Bereich arbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

— Da geben Sie mir recht; vielen Dank, Herr Dres-
sel.

Dritter Punkt: Der Krankenstand in Hamburg ist
sehr hoch; nach dem, was uns geantwortet wurde,
liegt er bei den Elbkindern im Durchschnitt bei
17,5 Prozent. Eine durchschnittliche Erzieherin
geht mit 60 in Rente. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das zeigt deutlich, dass die Arbeitsbedingun-
gen im Bereich Kita nicht einfach sind. De facto
kénnten die Erzieherinnen und Erzieher langer ar-
beiten, wenn man die Arbeitsbedingungen verbes-
sert. Man hat am Ende auch haushalterisch und
volkswirtschaftlich etwas davon. Tun Sie doch ein-
mal etwas daflr, dass unsere Erzieherinnen und
Erzieher gesund in die Rente gehen und nicht
krankheitsbedingt.

(Beifall bei der LINKEN)

Lieber Herr Heil3ner, 2004 hat lhre Fraktion es
durch Kirzungen im Kita-Bereich hinbekommen,
dass dort diese schlechten Arbeitsbedingungen
herrschen. Ich teile einige Ihrer Kritikpunkte, aber
mich wundert, dass Sie dieses Thema zu einem
Wahlkampfthema machen,

(Dennis Thering CDU: Wir haben es nicht
angemeldet!)

aber wenn es dann darauf ankommt und wir Antra-
ge stellen, um diese Rahmenbedingungen zu ver-
bessern, dann lehnen Sie diese Antrage ab. Das
bedaure ich.

(Beifall bei der LINKEN)

Am Ende mdchte ich allen Fraktionen einen Vor-
schlag machen; ich glaube, die Regierungsfraktio-
nen haben damit begonnen, als sie jetzt mit der Ini-
tiative Kontakt aufgenommen haben. Ich kann Ih-
nen eines sagen: Als Schwarz-Griun die Kirzungs-
maflnahmen beschlossen hat, haben die Eltern
und die Beschaftigten innerhalb von drei Wochen
70 000 Unterschriften gesammelt, damit diese Kiir-
zungen zuriickgenommen werden. Daraufhin ha-
ben SPD und GRUNE sie, nachdem sie ihren Ko-
alitionsvertrag vereinbart hatten, zurickgenom-
men. Das haben wir befirwortet. Wenn Sie nicht
wollen, dass auch diese Initiative in kurzer Zeit
40 000 bis 50 000 Unterschriften sammelt und Sie
wieder — und noch dazu vor dem Wahlkampf —
einen Volksentscheid haben, dann tun Sie etwas
daflir, dass bessere Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden und die Erzieherinnen und Erzie-
her ihre Zeit nicht noch einmal ehrenamtlich mit ei-
ner Volksinitiative verbringen, sondern mit ihren
Kindern, mit ihren Familien. — Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Da wir
am Ende der Redezeit waren, sich aber Frau Se-
natorin Dr. Leonhard gemeldet hat, bekommt sie
jetzt das Wort. Im Anschluss daran haben, wieder
anfangend mit der Ublichen Reihenfolge, alle Frak-
tionen noch einmal die Méglichkeit, fir drei Minu-
ten zu antworten. — Frau Senatorin Dr. Leonhard,
Sie haben das Wort.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Ich bin
jetzt dran, damit Sie noch einmal zu Wort kommen;
so ist es nach der Geschéaftsordnung in der Aktuel-
len Stunde.

Die Debatte ist eine sehr wichtige. Deswegen ist
es in Ordnung, dass wir hier regelmaRig Uber das
Thema frihe Bildung und Betreuung debattieren.
Das werden wir auch weiterhin tun mussen, um die
unterschiedlichen Aspekte angemessen zu be-
leuchten. Ich finde, wir missen einmal sagen, dass
es schon eine Besonderheit ist — und sie ist so
groB, dass die Bertelsmann Stiftung sie, wenn man
Uber das Management Summary hinaus liest, auf-
genommen hat —, dass in Hamburg mehr als
83 000 Kinder von friher Bildung und Betreuung in
Kitas und Kindertagespflege profitieren, dass wir
als eines der sehr wenigen Bundeslander in der
Lage sind, den Rechtsanspruch der Eltern auf
einen Betreuungsplatz zu erfiillen und damit — und
das ist unbestritten — einen wichtigen volkswirt-
schaftlichen Beitrag leisten. Das ist uns auch at-
testiert worden an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Diese Kinder werden hervorragend betreut, in vie-
len Einrichtungen in dieser Stadt, deren Gré3e von
knapp 20 Kindern bis hin zu 200 Kindern reicht. In
Hamburgs Kitas findet Bildungsarbeit statt, das ist
Uberhaupt keine Frage und das kann niemand be-
streiten. Das Spektrum reicht von integrierter
Sprachférderung bis hin zu ausgezeichneten Friih-
forderstatten fur Kinder mit Behinderung. Auch das
wirdigen die verschiedenen Studien bundesweit.
Das wird inzwischen international anerkannt. Und
wer moéchte, hat die Wahl zwischen dem Besuch
einer Kita, die eine Bewegungs-Kita ist, einer, die
einen Musikschwerpunkt hat, bekenntnisorientier-
ten Kitas oder einer Wald-Kita. Dass man in Ham-
burg auch einmal wechseln kann, zum Beispiel,
wenn man umzieht, und nicht den Platz nehmen
muss, der einem zugeteilt wird, allein das ist ein
Verdienst und eine grofRe Leistung, und daran ar-
beiten viele Erzieherinnen und Erzieher in der
Stadt mit.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Der Betreuungsschlissel ist ein wesentlicher Bei-
trag zu Qualitat im Kita-Alltag, das ist unumstritten

und das ist Uberhaupt keine Frage. Deswegen ha-
ben wir uns gemeinsam mit den Kita-Tragern und
gemeinsam mit Elternvertretern — Ubrigens im Kon-
sens — auf den Weg gemacht, unseren schrittigen
Plan umzusetzen, die Qualitat in den Kitas zu ver-
bessern, weil zwei Wahrheiten unabhangig vonein-
ander gelten — ich sage dann auch gleich noch et-
was zum Thema Bertelsmann Stiftung — und ein-
fach anerkannt werden missen, wenn man uber
dieses Thema spricht: Dass in den letzten Jahren
unser Kita-System so viel Zulauf hatte, hat natur-
lich auf der einen Seite mit der erfolgreichen Arbeit
zu tun, es hat aber auch etwas damit zu tun, dass
wir aufgrund des Rechtsanspruchs einen erhebli-
chen Ausbau hatten und wir jetzt auch in Stadttei-
len Kinder mit friher Bildung und Betreuung errei-
chen, in denen es vorher wirklich schwer war,
einen Platz zu bekommen. Das heil’t: Insgesamt
sind sehr viel mehr Kinder im System als noch vor
einigen Jahren, und das ist auch politisch gewollt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Eine gute Erzieherinnen- und Erzieherausbildung
dauert aber eine gewisse Weile, bis zu funf Jahre,
je nach Bildungsabschluss. Und obwohl wir sehr
rechtzeitig in Abstimmung mit der Schulbehdrde
begonnen haben, die Bildungskapazitaten in Ham-
burg von knapp 600 Platzen auf inzwischen Uber
1 000 zu erweitern, ist es so, dass die Zahl der
Kinder in Hamburg Uberproportional noch weiter
gestiegen ist, und das finden wir gut und richtig.
Deswegen werden wir den Schritt des Personal-
aufbaus in den Kitas schrittweise umsetzen mis-
sen. Das hat gar nicht ausschliellich etwas mit
Kosten zu tun. Wir sind hier inzwischen in einer Di-
mension unterwegs — damit man einmal einen klei-
nen Geschmack davon bekommt —, die bedeutet
— und das hat Bertelsmann Ubrigens auch schwarz
auf weil} aufgeschrieben —, innerhalb eines Jahres
3 700 Erzieher finden zu missen, wenn man ihren
Empfehlungen auch nur annahernd nahe kommt.
Wenn man das in Geld umrechnet, dann kommt
man auf eine Summe fir die Elternbeitrage, wenn
man sie denn wieder einfihren wollte — und ich sa-
ge hier sehr offen, dass ich das nicht will;

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

das ist nicht mein Ziel —, die schnell mehrere Hun-
dert Euro pro Haushalt betragen wurde.

Hamburgs Eltern sind froh darliber, dass sie so
einen guten Zugang haben und sie ihn sich auch
leisten konnen, denn das macht etwas mit den Fa-
milieneinkommen insgesamt und mit der Chance,
in einer Stadt leben bleiben zu kénnen oder ins
Umland ziehen zu missen. Das muss man auch
einmal erwahnen an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)
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Durchdenken wir einmal konsequent, was passiert,
wenn man diese Forderungen, die im Raum ste-
hen und die einige von Ihnen genannt haben, um-
setzen wuirde, selbst mit einem gewissen Zeithori-
zont, wenn man nicht gleichzeitig sozusagen ad
hoc alles padagogische Personal daftr zur Verfu-
gung hat — und das wird so sein, auch weil wir
noch freie Berufswahl haben und Ubrigens auch
nicht alle Absolventen der Fachschulen Erzieher
werden mussen; wir brauchen sie auch in anderen
Bereichen und wir sind sehr froh darum, dass der
eine oder andere gern anderswo arbeitet. Das ge-
hért dazu. Wir haben freie Berufswahl. Dann be-
deutet das aber auf lange Sicht, wenn man es kon-
sequent durchdenkt, dass man mit der gleichen
Anzahl von Fachpersonal weniger Betreuungsplat-
ze anbieten wirde. Und welche soziale Botschaft
das ist in diese Stadt und fiir den Standort Ham-
burg, das muss man sich auf der Zunge zergehen
lassen.

(André Trepoll CDU: Aber das ist dann doch
der falsche Weg!)

— Das ist der falsche Weg, genau. So ist es.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Deswegen muss man sich in Anerkenntnis der
Realitaten, weil es namlich nicht ausschliellich ei-
ne Geldfrage ist, aber auch ...

(André Trepoll CDU: Warum haben Sie dann
so lange gewartet?)

— Wir haben nicht gewartet. Wir haben das Erzie-
her-Kind-Verhaltnis in den letzten Jahren schritt-
weise verbessert, jahrlich um 10 Prozent. Wir ha-
ben die Sprachférderung ausgeweitet. Mit dem
Bundesprogramm Sprach-Kitas sind in Hamburg
allein 300 halbe Stellen in den letzten Jahren aus-
gebracht worden. Das ist eine Menge. Das aner-
kennt auch die Bertelsmann Stiftung inzwischen
schriftlich im Nachgang zur Veroffentlichung ihrer
Studie. Das finde ich auch bemerkenswert.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Zum Schluss moéchte ich noch eines sagen; ich fin-
de es wirklich bemerkenswert, man muss immer
auf die Zwischentdne horen: Hier zu sagen, man
wolle keine ideologische Debatte Uber das Thema
Kita fihren, aber uns als Ausweg aufzuzeigen, wir
hatten das Betreuungsgeld nicht abschaffen mis-
sen, weil dann nicht so viele Kinder in die Kitas ge-
kommen waren, das finde ich bemerkenswert. Das
passt wirklich nur noch unter

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: ldeologie!)
keine Ahnung welchen Bierdeckel.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, den GRU-
NEN und bei Dora Heyenn fraktionslos)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Wir fan-
gen in der Reihenfolge wieder vorn an. Daniel Oet-
zel von der FDP-Fraktion erhalt als Erster das Wort
fur maximal drei Minuten.

Daniel Oetzel FDP: Vielen Dank, Herr Prasident. —
Wenn ich eines in meinen bisherigen zweieinhalb
Jahren Birgerschaft gelernt habe, dann die Tatsa-
che, je lauter die Regierungsfraktionen klatschen,
desto verlorener der zu verteidigende Posten.

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD)

Anders kann ich mir es nicht erklaren, mit welcher
Konsequenz die Realitaten verkannt werden.

Frau Gallina, die Zwischenfrage, die Sie eben nicht
zugelassen haben. Sie haben gesagt, dass wir uns
nicht nur die Bertelsmann-Studie anschauen sol-
len, sondern auch die realen Zahlen. Herr Loh-
mann hat eben gesagt, die Zahlen aus der Bertels-
mann-Schule seien schon einige Monate alt.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Jahre!)
— Von mir aus auch Jahre.

Das macht es nicht besser. Denn aus der Antwort
auf die Schriftliche Kleine Anfrage zu diesem The-
ma von meiner Person geht hervor, dass die Ber-
telsmann-Studie von einem derzeitigen Schlussel
von 1:5,1 ausgeht und der Senat jetzt, anderthalb
Jahre spater, von einem Schlissel von 1:5,6. Das
heifl’t, in den Jahren, seitdem die Bertelsmann-Stu-
die ihre Ergebnisse vorgestellt hat, ist der reale
Schlissel nicht besser, sondern noch schlechter
geworden. Das verkennen Sie einfach in lhrer Ar-
gumentation komplett.

(Beifall bei der FDP — Dr. Andreas Dressel
SPD: Was ist denn euer Konzept?)

Frau Gallina, Sie stellen sich hier hin und sagen,
Sie liebten es, wenn ein Plan funktioniert. Das
glaube ich. Das kann ich mir vorstellen, weil Sie
das Geflhl nicht so oft haben.

(Beifall bei der FDP)

Denn Ihr alter Plan und lhr Koalitionsvertrag sehen
vor, dass Sie bis zum Ende der Legislaturperiode,
also bis 2019, einen realen Schliissel von 1:4 auf
den Tisch legen, und das ist eben nicht der Fall.
Dieser Plan wurde nach hinten verschoben.

(Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

Sie sagen jetzt, das werde bis 2021 eine Tatsache
sein. Sie sagen, Sie fangen jetzt an; 500 neue Er-
zieher pro Jahr. Das ist ja alles gut,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was ist denn
dein Plan?)

aber es ist einfach viel zu spat reagiert. Ich habe
eben schon gesagt, dass seit sechseinhalb Jahren
die SPD die Familienbehoérde flhrt und Sie seit
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zweieinhalb Jahren in der Koalition sind. Warum
denn erst jetzt? Warum erst jetzt?

Und zu dem, was Herr Lohmann und Frau Gallina,
aber auch die Senatorin gesagt haben: Natirlich
funktionieren viele Sachen auch gut in dem Be-
reich. Aber Sie missen uns als Opposition wohl
auch einmal zugestehen, dass wir auf die Proble-
me und die Fehler hinweisen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Dann misst ihr
mal einen Vorschlag machen!)

Und wenn Sie das einfach ignorieren, auf unsere
Argumente Uberhaupt nicht eingehen und stattdes-
sen einfach nur gebetsmuihlenartig herunterbeten,
was Sie alles gut gemacht haben,

(Zurufe)

dann ist das keine konstruktive Auseinanderset-
zung mit unseren Argumenten.

Herr Dressel, weil Sie immer nur danach schreien,
was unser Alternativvorschlag ist: Sie scheinen
Uberhaupt keine Ideen mehr zu haben. Wir werden
in zwei Wochen beantragen, den Beruf des Erzie-
hers auf die Mangelliste der Bundesagentur fir Ar-
beit zu setzen, so wie es lhre Kollegen in Berlin
und in Bremen schon lange gefordert haben. Auf
die Idee sind Sie hier in Hamburg wohl noch nicht
gekommen. Anders kann ich mir das nicht erkla-
ren.

(Beifall bei der FDP — Dr. Monika Schaal
SPD: Was bringt das?)

Und noch eine Sache zu lhrem Plan von 2012, den
Sie hier gerade noch einmal vorgezeigt haben.
Wenn |hr Plan alle Probleme, die wir in Hamburg
haben, 16sen wirde, dann weil’ ich nicht, warum
wir zu Beginn der Legislaturperiode solch grof3e
Streikbewegung hatten, die von weiten Teilen der
Bevdlkerung, von allen méglichen Leuten, unter-
stutzt worden ist. Das hat in der Bevdlkerung einen
Nerv getroffen, und es hatte ihn nicht getroffen,
wenn lhr Plan wirklich die Probleme 16sen wirde.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr Loh-
mann von der SPD-Fraktion hat als Nachstes das
Wort, flr ebenfalls maximal drei Minuten.

Uwe Lohmann SPD: Als Erstes einmal in Rich-
tung der LINKEN: immer diese Mar von den Teil-
zeitstellen. Gehen Sie doch einmal ganz entspannt
auf die Seite der Elbkinder. Dort sehen Sie uber
150 freie Vollzeitstellen,

(Beifall bei Anna Gallina GRUNE)

die meisten davon unbefristet. Tun Sie es einfach
einmal. Ich kann I|hnen aullerdem sagen: Ein
groler Freier Trager in Hamburg hat allen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern in diesem Bereich ei-
ne Vollzeitstelle angeboten. Erfolg: gleich null.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Warum
denn?)

Die Menschen wollen so arbeiten, wie sie arbeiten,
und das ist dann auch richtig so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Zweite: Ja, im Koalitionsvertrag steht 2019.
Das ist richtig. Aber die Freien Trager mit ihrem
Dachverband sind auf uns zugekommen. Das ist
auf Wunsch der Freien Trager in dieser Hanse-
stadt verhandelt worden, damit es eben nicht dazu
kommt, dass wir in Engpasse hineinkommen, was
Platzzahlen anbetrifft, dass jede Hamburger Fami-
lie einen Platz in dieser Stadt hat. Deswegen sind
die Freien Trager auf uns zugekommen und haben
den Wunsch geaulert, es von 2018 bis 2021 zu
strecken. Wir hatten das gegen den Willen der
Freien Trager aus meiner Sicht nicht umgesetzt.
Das hatten wir zwar kdnnen, aber es ware der
falsche Weg gewesen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich habe es vorhin schon gesagt: Man kann als
Opposition schneller, héher, weiter fordern.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das
macht nur der Blirgermeister!)

Aber ich habe nichts dazu gehort, wie Sie die zu-
satzlichen Stellen fur den Betreuungsschllissel
1:7,5 finanzieren wollen; Sie haben die Initiative
angesprochen. Wir reden Uber eine Summe von
Minimum 300 Millionen Euro, eher 400 Millionen.
Das gehort zur Ehrlichkeit dazu. Wie wollen Sie
das finanzieren? Kein Finanzierungsvorschlag, kei-
ne Gegenvorschlage, wann was umgesetzt worden
sein soll.

(Zurufe)

Es sind hier nur Forderungen aufgestellt worden
vonseiten der FDP und vonseiten der CDU.

Sie haben nicht einmal die Frage an Herrn HeilRner
beantwortet. Die Hamburger Wahlerinnen und
Wabhler, die Kinder haben, sollten das wissen, finde
ich. Ich wiederhole es noch einmal, Frau Gallina
hat es wiederholt; aul3ern Sie sich dazu. Wollen
Sie die Elternbeitrage wieder einfihren oder nicht?
Wollen Sie, dass Eltern in dieser Hansestadt wie-
der mit bis zu 600 Euro belastet werden im Monat
oder wollen Sie das nicht? Das konnen Sie hier
und an dieser Stelle vor der Wahl endlich einmal
klar auern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt Herr HeilRner von der CDU-Fraktion.
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Er hat gleich die
Gebuhrentabelle mitgebracht!)

Philipp HeiBner CDU: Herr Prasident! — Es ist
wirklich ein sehr verlorener Posten, auf dem die
Regierungsabgeordneten sind, wie man gesehen
hat.

(Zurufe von der SPD)

Es ist auch schon, dass die Senatorin noch einmal
das Wort ergriffen hat, natirlich ausschlief3lich, um
den Oppositionsabgeordneten noch einmal Gele-
genheit zu geben, hier zu reden. Das ist sehr auf-
merksam.

Ich mochte noch einmal einen Punkt betonen, den
ich vorhin aufgrund der Redezeit einfach nicht
mehr nennen konnte.

(Dr. Monika Schaal SPD: Kita-Gebuhren, ja
oder nein?)

Es ist so, dass wir hier nicht nur Uber abstrakte
Zahlen reden. Ich habe die Zahlen genannt, weil
Sie so getan haben, als gabe es sie nicht und als
sei alles wunderbar, obwohl wir jedes Mal wieder
schwarz auf weild etwas anderes bescheinigt be-
kommen. Aber hinter diesen Zahlen stehen echte
Lebensverhaltnisse. Hinter diesen Zahlen steht,
dass Eltern ihre Kinder um 14 Uhr von der Kita ab-
holen und diese von irgendeinem FSJler oder so
jemandem betreut werden, weil eben gerade keine
Fachkraft verfugbar ist.

(Dr. Monika Schaal SPD: Kita-Gebihren, ja
oder nein?)

Hinter diesen Zahlen stehen 5,1 Kinder pro Betreu-
er, Fehlzeiten unberlcksichtigt. Das heilt, Sie ha-
ben zum Teil zehn Kinder zwischen null und drei
Jahren, die von einem Betreuer betreut werden.
Da kann doch von frihkindlicher Bildung Uber-
haupt gar keine Rede sein, und da ist es dann
auch nicht per se besser, dass Kinder in der Kita
sind. Und wenn dieser Mensch aus Wirselen im-
mer von dem Recht auf Bildung schwadroniert —
das ist genau das, was Sie nicht gewahrleisten in
Hamburg mit diesen katastrophalen Zahlen und
den echten Lebensverhaltnissen, die dahinter ste-
hen.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr HeilRner, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Dressel?

Philipp HeiBner CDU: Ja. Jetzt kommen wieder
die Kita-Gebuihren.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:
Lieber Kollege Heilkner, mochten Sie auch noch
die Frage, die Herr Lohmann lhnen gestellt hat,

beantworten? Ich glaube, das ganze Haus und die
Hamburger hatten darauf einen Anspruch.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Philipp HeiBner CDU (fortfahrend): Herr Dressel,
die Frage haben Sie mir schon zweimal gestellt
und ich habe sie lhnen schon zweimal beantwor-
tet; ich beantworte Sie auch ein drittes Mal und pri-
vat auch gern noch ein viertes und ein finftes Mal
auf den Gangen der Birgerschaft. Es ist doch vol-
lig klar: Die einmal eingefuhrte soziale Wohltat be-
kommt man nicht mehr abgeschafft.

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN:
Ah!)

Das Thema ist durch. Es ist so beschlossen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber Sie wirden
gern!)

Aber es war eben zu friih und Sie bekommen es
jedes Mal wieder bestatigt, selbst die Bertelsmann
Stiftung sagt es diesmal ausdrticklich. Die Mehrheit
der Eltern in Hamburg sagt inzwischen, sie wiirden
lieber mehr bezahlen fir die Kita, wenn die Qualitat
besser wirde.

(Zurufe)

Sie sind mit dem Thema einfach auf der falschen
Seite. Es ist aber Ihre Aufgabe. Wenn Sie sagen,
Sie schaffen die Kita-Geblihren ab, dann ist es |h-
re Aufgabe, dafiir zu sorgen, dass das verninftig
umgesetzt werden kann.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, und das ma-
chen wir auch!)

Es ist dann nicht Aufgabe der Senatorin, hier zu
stehen und uns immer Fragen zu stellen. Wenn
Sie nicht bereit sind, die Aufgabe wahrzunehmen,
wenn Sie nicht bereit sind, die Verantwortung fur
die Kita-Qualitat in dieser Stadt zu lUbernehmen,
dann rdumen Sie den Stuhl. Man darf nicht nur Se-
natorin sein, man muss den Job auch machen.

(Beifall bei der CDU und bei Jennyfer
Dutschke FDP)

Uns wirde es schon reichen, wenn Sie zumindest
einmal die Zusagen in lhrem Koalitionsvertrag ein-
halten wirden. Auch die halten Sie nicht ein.

Zu lhrem Versprechen; Herr Lohmann hat es wie-
der genannt. Sie wollten schon zum 1. April 2015
die Verbesserung von 10 Prozent. Das haben Sie
versprochen. Sie haben es schriftlich zugesagt.
Und wir haben jetzt schriftlich das Ergebnis, dass
sich nichts verbessert hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Falsch!)

Warum sollte man lhren Versprechen dann uber-
haupt noch glauben in diesem Bereich, ob sie nun
auf 2020 oder auf 2022 zielen, was bequemerwei-
se nach der Wahl ist?
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(Beifall bei der CDU — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Heilner, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Schmitt?

Philipp HeiBner CDU: Ja.

Zwischenfrage von Frank Schmitt SPD: Nach-
dem Sie jetzt zu den Fragen der Beitrage geant-
wortet haben — und Sie haben vorhin die Stell-
schrauben dargestellt — Dann wirde das ja be-
deuten, wenn Sie keine Beitrage einfihren wiir-
den, dass Sie an der Platzzahl drehen, wenn Sie
das Betreuungsverhaltnis erhdhen wirden.

(André Trepoll CDU: Warum haben Sie denn
nicht eher ausgebildet?)

Das heilt, dann wirden deutlich weniger Kinder
einen Betreuungsplatz finden. Habe ich Sie da so
richtig verstanden?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Philipp HeiBner CDU (fortfahrend): Herr Schmitt,
ich verstehe, dass Sie ablenken wollen von dem
Thema, um das es eigentlich geht,

(Zurufe — Dr. Andreas Dressel SPD: Das
wollen wir jetzt wissen!)

und immer zu etwas anderem reden wollen, aber
ich akzeptiere ...

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Liebe Kollegen! Der Abgeordnete hat meh-
rere Zwischenfragen zugelassen und er hat auf-
merksam zugehort. Er ist frei zu antworten, und ich
bitte, ihn insofern zu Wort kommen zu lassen. An-
sonsten ist lhre Redezeit gleich abgelaufen, Herr
Heilner.

Philipp HeiBner CDU (fortfahrend): Es gibt diesen
Spruch, dass es schon ist, wenn diese Zwischen-
rufe kommen, dann kann man sein rhetorisches
Talent erst richtig entfalten. Ich bin Ihnen dankbar,
dass Sie mir kurz vor Ende meiner Redezeit noch
einmal Gelegenheit geben, darauf einzugehen.
Aber, Herr Schmitt, es ist doch vdéllig klar: Es ist Ih-
re Aufgabe, dafiir zu sorgen. Warum haben Sie
denn nicht friher angefangen auszubilden? Das
Thema fing doch nicht 2015 an, es fing 2005
oder ...

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Monika Schaal
SPD: Wer hat da regiert?)

— Wir haben das ja gemacht. Christoph de Vries
hat das jahrelang hier angesprochen und wir ha-
ben es angesprochen. Warum haben Sie sich nicht

frGher gekimmert? Sie haben sich immer noch
nicht um die Tagesmutter gekimmert.

(Glocke)

Das ware ein Projekt, das Sie einmal in Angriff
nehmen koénnten.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Heil3ner!

Philipp HeiBner CDU (fortfahrend): All diese Din-
ge. Seit Jahren machen Sie das nicht. Und diese
wirklich niedlichen Versuche, die Verantwortung fiir
Ihr Regierungshandeln immer der Opposition auf-
zudrangen ... Das ist ganz nett, aber es andert
nichts daran,

(Glocke)

dass Sie verantwortlich sind — seit vielen Jahren in-
zwischen — flr die Verhaltnisse in dieser Stadt,

(Glocke)

und Sie konnen sich nicht immer damit herausre-
den, dass Sie irgendwelche Fragen gestellt wer-
den. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr
HeilRner, lhre Redezeit ist definitiv abgelaufen. —
Als Nachstes erhalt das Wort Frau Gallina von der
GRUNEN Fraktion.

Anna Gallina GRUNE: Herr Oetzel, ich schatze
Sie wirklich sehr als fachlichen Kollegen. Ich finde,
wir haben guten inhaltlichen Austausch an diver-
sen Stellen gehabt in den vergangenen zwei Jah-
ren. Aber mit dem Titel, der hier angemeldet ist, ist
das Thema einfach Uberreizt.

(Katja Suding FDP: Wollen Sie jetzt schon
wieder ablenken?)

Diese Satt-und-sauber-Geschichte sollten Sie sich
nicht zu eigen machen. Ich war eigentlich bisher
der Auffassung, dass Sie wissen, dass in Hambur-
ger Kitas viel, viel mehr lauft als das. Also wundern
Sie sich nicht Uber die Zuspitzung, die Sie mit an-
gelegt haben.

(Beifall bei den GRUNEN, SPD und bei Dora
Heyenn fraktionslos)

Und dann méchte ich einmal festhalten: Ich habe
von Herrn Heillner jetzt gehort, dass Sie eigentlich
die Kita-Gebuhren richtig finden. Dummerweise
wissen Sie, dass Sie das in Hamburg nicht durch-
gesetzt bekommen. Das ist immerhin eine Erkennt-
nis. Sie haben nichts dazu gesagt, wo denn die
9 000 Erzieherinnen und Erzieher herkommen sol-
len in diesem Zeitrahmen, wenn Sie sich da anleh-
nen an die Initiative, Uber die heute schon mehr-
fach gesprochen wurde.
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(Katja Suding FDP: Dann sagen Sie uns das
doch mall)

Das haben Sie nicht gesagt. Wollen Sie, dass die
Leute einfach nur noch ein Jahr Schnellausbildung
machen, oder was? Ich habe keine konkreten Vor-
schlage gehort.

(André Trepoll CDU: Ja, Sie haben das doch
reingeschrieben in den Koalitionsvertrag!
Haben Sie das denn gar nicht mitverhan-
delt? Da ist doch Ihre Unterschrift drunter!)

Und wenn man der Meinung ist, dass man da et-
was anderes machen mdchte, dann muss man
auch sagen, wie das funktionieren soll.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

— Horen Sie auf zu pobeln, Herr Trepoll. Es geht
mir echt auf die Nerven; ich muss Ihnen das ein-
mal sagen. Sie hatten sich hier mehrfach melden
koénnen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dora Heyenn fraktionslos — Glocke)

Also echt jetzt.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Gallina!

Anna Gallina GRUNE (fortfahrend): Herr HeiRner,
Sie haben nichts dazu gesagt ...

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Gallina, ich méchte Sie bitten, sich an
den parlamentarischen Sprachgebrauch zu halten.

Anna Gallina GRUNE: Sehr gern.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Selbst
bei der Reaktion auf Zwischenrufe. — Sie haben
das Wort.

Anna Gallina GRUNE (fortfahrend): Wo kommen
die 400 Millionen Euro dann her? Das haben wir
auch nicht gehort von lhnen, Herr Heil3ner.

Dass Sie sich dann hier so winden, das hangt, wie
ich glaube, mit der Frage der Ideologie zusammen,
die Sie selbst aufgebracht haben. Und da frage ich
Sie einmal: Was ist denn eigentlich auf Bundes-
ebene bei Ihnen gelaufen? Es gibt dieses Kinder-
und Jugendstarkungsgesetz, das wir nicht auf den
Weg bringen kdnnen, weil die Union an vielen Stel-
len wichtige Neuerungen blockiert, zum Beispiel
beim Pflegekinderwesen. Sie sind so ideologisch
gefangen in lhrer Familienpolitik, dass Sie echt
nicht wissen, wo es jetzt eigentlich gerade weiter-
gehen musste.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Herr Yildiz von der Frak-
tion DIE LINKE.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Bei diesem Thema ha-
ben wir seit Jahren eines nicht gemacht: Statt Gber
die Betroffenen zu reden — die Beschaftigten und
die Eltern —, einmal mit ihnen zu reden. Ich schlage
vor, Uber das, was in den Studien diskutiert worden
ist, nicht immer nur Einzelgesprache mit einzelnen
Fraktionen zu fihren, sondern real die Betroffenen,
also die Beschéftigten und die Eltern, in den Fami-
lienausschuss einzuladen und gemeinsam mit ih-
nen zu sprechen. Verweigern Sie sich dem bitte
nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Dressel, ich bitte Sie, sich nicht zu verwei-
gern. Das war ein Versprechen von unseren Kolle-
ginnen und Kollegen bei einer Veranstaltung der
GEW. Herr Oetzel sitzt hier; alle Kollegen sitzen
hier. Ich empfehle, dass man gemeinsam daruber
redet, ob das, was wir hier diskutieren, real auch
stimmt oder nicht. Studien hin oder her — wir soll-
ten direkt mit den Betroffenen reden. Das ist der
erste Punkt.

Zweitens: Ich finde, dass es richtig ist, Gber die Fi-
nanzen zu diskutieren. Zum einen gibt es mehr
Steuereinnahmen. Zum anderen muss man, wenn
man in diesem Bereich tatsachlich etwas erreichen
mochte — und das geht auch in Richtung CDU und
SPD —, auch auf Bundesebene die Initiative ergrei-
fen. Sie mussen sich auch auf Bundesebene be-
wegen, damit frihkindliche Bildung durch die Bun-
desebene mit finanziert wird.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Dressel?

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Ja.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:
Herr Lohmann hat eben schon darauf hingewie-
sen: 300 bis 400 Millionen Euro kostet das, was
die Initiative, die laut Pressemitteilung auch von
der LINKEN unterstitzt wird, fordert. Woher soll
das kommen? Alles vom Bund, oder welche Vor-
schlage hat DIE LINKE dazu?

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend):* Ich habe
es gerade erwahnt, Herr Dressel. Dann haben Sie
nicht richtig zugehort. Ich habe gesagt, dass wir
erstens mehr Steuereinnahmen haben. Wir kdnnen
das finanzieren durch diese Steuermehreinnahmen
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plus dadurch, dass man die Initiative ergreift, damit
auch uber die Bundesebene Gelder freigemacht
werden fur den Bereich frihkindliche Bildung.

(Beifall bei der LINKEN)

Drittens: Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir soll-
ten einen Fehler nicht machen. Wir haben ein Er-
ziehermangel-Problem und die Ausbildung in die-
sem Bereich wird erleichtert. Das darf nicht zulas-
ten der Qualitat der Ausbildung gehen, denn die ist
sehr wichtig. Dieses Berufsfeld ist ein sehr, sehr
wichtiger Bereich. Daher sollten wir darauf achten.

Viertens: Wir haben durch die Initiative "Frihkindli-
che Bildung ist ein Grundrecht" unter anderem er-
reicht, dass die Kinder ein warmes Mittagessen be-
kommen. Ich finde, dass das ein sehr wichtiger so-
zialpolitischer Ansatz ist, auch gegen die Armuts-
bekampfung im Bereich der Kita-Kinder und ihrer
Familien. Wir haben nachher den Antrag zur Ar-
mutsbekdmpfung im Bereich Kinder, Jugendliche
und junge Erwachsene auf der Tagesordnung.
Darin ist fur den Bereich Kita konkret der Vor-
schlag eines Kita-Fruhsticks. Ich bin gespannt,
was Sie dazu sagen. Das hat bildungspolitische Ef-
fekte, sozialpolitische Effekte und letztendlich auch
gesellschaftliche Effekte. Wir hatten eine Anho-
rung; es kommen Kinder in die Kita, die nichts mit-
bringen kénnen oder nur wenig haben. Es geht
nicht nur ums Essen und darum, den Magen voll
zu bekommen; das ist auch eine erzieherische, ei-
ne padagogische Haltung. Wir dirfen die Kinder
nicht im Stich lassen. — Vielen Dank. Ich bin ge-
spannt auf lhr Abstimmungsverhalten nachher.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Und als
Letztes in der Runde hat das Wort Herr Dr. Alexan-
der Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, verehrte Damen und Herren! Kurz zwei
Punkte, die in der bisherigen Debatte noch unter-
belichtet blieben.

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

Erstens: Zur Behebung des Fachkraftemangels
wurde ein Mallnahmenpaket verkiindet, das — das
raume ich ein — eine Reihe sinnvoller und attrakti-
ver MaRnahmen enthalt, zum Beispiel Praktikums-
zeiten, die bezahlt werden, wahrend der Ausbil-
dung bereits Geld verdienen und so weiter. Aber,
und das ist der Kritikpunkt, es werden Abstriche
bei den Voraussetzungen fiir die Qualifikation ge-
macht. So wird insbesondere die Dauer des vorge-
schalteten Praktikums bei Menschen mit Abitur von
einem Jahr auf vier Monate gesenkt. Gerade das
Praktikum ist aber wichtig bei Berufen, bei denen
der Umgang mit Menschen im Vordergrund steht,
um Eignungen und tatsachliches Interesse heraus-

zufinden. Daran andert auch ein guter Schulab-
schluss nichts. In diesem Zusammenhang unser
eindringliches Pladoyer: Motivieren zu dieser Ar-
beit, aber lassen Sie uns bei der Ausbildung die
Qualitat nicht aus dem Auge verlieren. Das ms-
sen uns unsere Kinder wert sein.

Und ein Zweites, was bei meinen Vorrednern kaum
zur Sprache gekommen ist: Gerade in den ersten
Lebensjahren halten wir eine Erziehung durch die
eigenen Eltern nach wie vor fur das Beste fur die
kleinen Kinder. Das sollte, parallel zur Verbesse-
rung der Qualitdt in Kita und Kindergarten, die
auch wir unterstlitzen, ebenfalls geférdert werden,
gleichrangig, durch finanzielle Unterstiitzung,
durch steuerliche Entlastungen wie auch durch die
Anerkennung von Kindererziehungszeiten fur die
Rente, damit es Eltern moglich ist, sich frei zwi-
schen Berufstatigkeit oder Erwerbspause entschei-
den zu kénnen und nicht nur aus finanziellen Grin-
den das eine nehmen zu mussen und das andere
nicht machen zu kénnen. Das fehlt und das ist un-
bedingt zu ergénzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Meine Damen
und Herren, das war die letzte Wortmeldung der
Aktuellen Stunde, die damit beendet ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf, Drucksache
21/9459. Wir kommen — alte Tradition — zu den
Wabhlen, heute der Wahl einer oder eines Deputier-
ten der Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Inno-
vation.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation

— Drs 21/9459 —]

Der Stimmzettel fur diese Wahl liegt Ihnen vor. Er
enthalt je ein Feld fir Zustimmung, Ablehnung und
Enthaltung. Ich bitte Sie, den Stimmzettel nur mit
einem Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die den
Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen
lassen oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch
unausgefillte Stimmzettel gelten als unglltig.

Bitte nehmen Sie nun lhre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftfihrungen bitten, mit dem Ein-
sammeln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Das
ist der Fall. Dann schlieRe ich die Wahlhandlung.
Das Wahlergebnis wird gleich ermittelt und ich
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werde es lhnen im Laufe der Sitzung bekanntge-
ben.**

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 92, Drucksa-
che 21/10210 in der Neufassung, Antrag der FDP-
Fraktion: Auf den Lehrer kommt es an — Fir eine
zukunftsweisende Reform der Lehrerausbildung!

[Antrag der FDP-Fraktion:

Auf den Lehrer kommt es an - Fiir eine zu-
kunftsweisende Reform der Lehrerausbildung!
— Drs 21/10210 Neufassung —]

Die Fraktionen der CDU und der FDP mochten die-
se Drucksache federfilhrend an den Schulaus-
schuss Uberweisen sowie mitberatend an den Aus-
schuss flr Wissenschaft und Gleichstellung.

Ich weise zunachst darauf hin, dass dieser Tages-
ordnungspunkt von der FDP-Fraktion als Kurzde-
batte angemeldet worden ist, sodass jeder Redne-
rin und jedem Redner pro Debattenbeitrag jeweils
zwei Minuten Redezeit zur Verfiigung stehen. Wird
hierzu das Wort gewlinscht? — Frau von Treuen-
fels-Frowein, bitte.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Von der Kita zur Schule, das Ganze un-
ideologisch, wie es in diesem Haus Ublich ist — ich
werde mein Bestes tun.

Unser aller schulpolitischer Anspruch muss es
doch sein und ist es auch, jedem jungen Men-
schen die Chance auf ein selbstbestimmtes Leben
zu ermdglichen. Der Bildungserfolg muss unab-
hangig vom Elternhaus werden. Und zentral fir
den Unterrichtserfolg ist nun einmal der Lehrer,
das ist eine Binsenweisheit, und nicht erst seit der
Hattie-Studie weil} das sowieso jeder von uns aus
eigener Erfahrung.

(Beifall bei der FDP)

Wir brauchen also ganz einfach die besten Lehrer
fur die beste Bildung. Daher die Kernforderungen
unseres Antrags, den Sie vor sich haben.

Erstens: Wir méchten freiwillige Eignungstests vor
Beginn des Lehramtsstudiums einfuhren. Es sollen
nur wirklich geeignete und vor allen Dingen moti-
vierte Kandidaten Lehrer werden. An der Uni Pas-
sau funktioniert das. Warum nicht auch hier in
Hamburg?

Zweitens: Ein Lehrer muss wieder Experte in sei-
nem Fach sein. Fachfremder Unterricht in Ham-
burg muss endlich ein Ende haben. Der falsche
Weg ist es also, den Anteil der Erziehungswissen-
schaften im Studium zulasten der Fachwissen-
schaften Uberproportional anzuheben. Das ware

**Das Wahlergebnis ist auf Seite 4618 zu finden.

namlich das Ende des professionellen Lehrerbe-
rufs, das findet selbst die GEW.

Drittens: Wir fordern frilhere Praxisphasen. Bereits
im ersten Studienjahr muss jeder Lehramtsstudent
ins Klassenzimmer. Nur so lasst sich der Realitats-
schock nach jahrelanger Ausbildung vermeiden.

Viertens: Die |dee, dass der neue Stadtteilschul-
lehrer gleichzeitig auch den Unterricht in der Ober-
stufe geben soll, ist vollig verkehrt. Die Oberstufe
sollte von einem Gymnasiallehrer unterrichtet wer-
den, denn der Unterricht muss wissenschaftspro-
padeutischen Charakter haben, da er auf das Stu-
dium vorbereitet. Wir brauchen einen Stadtteil-
schullehrer und keinen Einheitsschullehrer.

Ich habe nur zwei Minuten, deswegen muss ich
hier enden. Ich hoffe, dass wir das noch einmal
fachlich im Ausschuss diskutieren konnen. Wir wol-
len einfach nur diese Debatte wieder ein bisschen
in Schwung bringen. Unsere Vorschlage fassen
viele Stimmen der Praktiker zusammen.

(Glocke)
— War es das?

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das war es lei-
der, ja.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr konstruktiver Vortrag; ich hoffe, Sie nehmen
ihn an. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Giffei von der SPD-Fraktion.

Uwe Giffei SPD: Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Ich muss sagen, ich bin einigermalen
erstaunt, mit welcher Dreistigkeit die FDP in der
heutigen Pressemitteilung zum Thema der Offent-
lichkeit die Unwahrheit sagt. Dort wird behauptet,
der Senat plane, den fachwissenschaftlichen Anteil
des Lehramtsstudiums drastisch zu senken. Sie
wissen genauso gut wie ich, dass es noch gar kei-
nen Vorschlag des Senats zu diesem Thema gibt.
Wir befinden uns mitten in einem vom Senat aufs
Gleis gesetzten breiten Beteiligungs- und Diskussi-
onsprozess, um am Ende in dieser wichtigen Fra-
ge zu einer maglichst guten Entscheidung zu kom-
men. Zunachst wurde eine Expertenkommission
unter Leitung von Professor Dr. Terhart gebeten,
Vorschlage zu erarbeiten. Im Anschluss daran wur-
de die Fachoffentlichkeit aufgefordert, Stellungnah-
men zu den Kommissionsvorschlagen abzugeben.
83 Organisationen haben von dieser Mdoglichkeit
Gebrauch gemacht, und diese wurden dann zu ei-
nem Diskussionsforum Lehrerbildung eingeladen,
das mit 120 Teilnehmerinnen und Teilnehmern im
Juni stattfand. Parallel dazu haben wir gemeinsam
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im Schul- und Wissenschaftsausschuss in drei ge-
meinsamen Sitzungen intensiv dieses Thema be-
raten und Uberdies auf lhren Antrag hin einstimmig
beschlossen, dass wir eine eigene Expertenanhd-
rung durchfuhren wollen, sobald die Senatsdruck-
sache vorliegt. Uber die Drucksache selbst werden
wir im Ausschuss sicher ohnehin intensiv beraten,
also auch zu |Ihren Vorschlagen.

Vor diesem Hintergrund verwundert es mich schon
sehr, dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der FDP, jetzt auf halber Strecke mit diesem An-
trag um die Ecke kommen und von der Bulrger-
schaft eine Reihe von Vorfestlegungen fordern, be-
vor wir die Expertinnen und Experten, die Sie doch
einladen wollen, tberhaupt gehort oder gar einge-
laden haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Unserer Ansicht nach ist das nichts anderes als
der ziemlich durchsichtige Versuch, ein sehr wichti-
ges Thema fir die FDP zu reklamieren, an dem
der Senat in Gestalt des Senators Rabe und der
Wissenschaftssenatorin und Zweiten Blrgermeis-
terin Frau Fegebank mit weit groRerer Seriositat
und Ernsthaftigkeit, als Sie das tun, bereits seit ge-
raumer Zeit arbeitet.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Seit geraumer Zeit, ja! — Glocke)

Deswegen werden wir lhren Antrag auch nicht
Uberweisen, sondern direkt ablehnen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN und
bei Dora Heyenn fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Stéver von der CDU-Fraktion, eben-
falls fir zwei Minuten.

Birgit Stover CDU:* Frau Prasidentin, liebe Kolle-
gen! Der Anstofl3 der FDP ist richtig und wir unter-
stlitzen ihn. Skandal@s finde ich allerdings, wie die
SPD mit dem Thema umgeht. Wieder einmal ma-
chen Sie deutlich, dass Sie meinen, alles besser
zu wissen. Sie wollen sich nicht einmal die Vor-
schlage und Argumente der Parteien anhéren. Das
ist eitel und selbstherrlich. Unsere Vorschlage wer-
den wir trotzdem machen, auch wenn Sie sie nicht
héren wollen. Dieser Antrag gehért in den Aus-
schuss, und zu gegebener Zeit gehort er diskutiert.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Sie haben die Expertenkommission schon ange-
sprochen; der Expertenbericht ist aus Dezember
2016. Dieser ist zu loben und den Experten fur lhre
Arbeit zu danken, doch helfen die Empfehlungen
fur unsere gegenwartigen Probleme nicht, denn es
besteht keine Aussicht auf baldige Besserung. In
Kapital 7 der Expertenkommission heif3t es — ich
zitiere —:

"Erfahrene Wissenschaftler und Schulleute
stellen fest, wie wenig sich die Universitat
auf langst Uberféllige Anderungen in der
Lehrerausbildung einlassen wollen. Und
selbst wenn es eine neue Ausbildung errei-
chen wird, dann dauert es ungefahr 20 Jah-
re, bis neue Lehrerinnen in hinreichender
Zahl den Schulbetrieb verandern kénnen."

Sie sehen, es ist deutlich zu spat fur die drangen-
den Probleme unserer Stadt. Es ist zehn nach
zwolf, nicht zehn vor zwolf, und das heifdt: Wir
brauchen eine Zwischenreform. Bis neue Lehrer in
die Schulen kommen, brauchen wir neue, klare
und deutliche Bildungspléne. Die CDU wird Vor-
schlage dazu machen. Weiter brauchen wir, bis
neue Lehrer an die Schulen kommen, eine Fortbil-
dungsoffensive, um die drangendsten Probleme
aufzugreifen. Die sehen wir in den Fachern Mathe-
matik und im sonderpadagogischen Bereich; zu
Letzterem mussen schulbegleitende Fortbildungen
fir bestimmte Behinderungen angeboten werden.
Auch hier wird die CDU Forderungen stellen. Die
Ankundigung einer Lehrerausbildung reicht nicht.
Wir mussen jetzt handeln. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dr. von Berg von der GRUNEN Frakti-
on.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Liebe Kollegin Frau von
Treuenfels-Frowein: Genau, auf die Lehrkraft
kommt es an. Und genau, wir brauchen eine Re-
form der Lehrerinnen- und Lehrerbildung. Genau,
diese Reform muss zukunftsweisend sein. Deswe-
gen hat sich Rot-Griin auf den Weg gemacht und
wird diese Lehrerinnen- und Lehrerbildung umfas-
send auf den Weg bringen. Wir sind schon dabei.
Deswegen haben wir uns schon zweimal in den
Ausschissen damit beschéaftigt, im Wissenschafts-
ausschuss und im Schulausschuss. Und deswe-
gen werden wir uns damit auch weiterhin in den
Ausschiissen beschéaftigen.

(Birgit Stéver CDU: Warum Uberweisen Sie
dann den Antrag nicht?)

Denn der Antrag an sich, von der Diktion her, ist ja
korrekt. Selbstverstandlich werden wir dabei auch
sicherstellen, dass letztendlich nur geeignete Lehr-
krafte in den Schulen landen. Denn, wie gesagt,
auf die Lehrkraft kommt es an. Und selbstverstand-
lich werden wir dabei sicherstellen, dass die ange-
henden Lehrkrafte, die hier studieren, auch in der
gesamten Republik Arbeit finden konnten. Aber
das ist doch viel mehr als eine zweiminutige Kurz-
debatte. Deswegen beschaftigen wir uns so lange
in den Ausschissen damit.
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(Michael Kruse FDP: Uberweisen Sie es
doch an den Ausschuss!)

Deswegen werden wir uns auch noch weiter in den
Ausschissen damit beschaftigen.

(Birgit Stéver CDU: Es ist mir unverstand-
lich, warum Sie es nicht Uberweisen!)

Deswegen werden wir eine Senatsdrucksache auf
den Weg bringen, beziehungsweise der Senat wird
das tun. Es ist doch véllig unsinnig — Was fir ein
komisches demokratisches oder parlamentari-
sches Signal ist das denn? — dazu noch einen An-
trag zu stellen.

(Zuruf)

Wir werden uns mit all diesen Dingen beschafti-
gen, und dann haben Sie selbstverstandlich die
Mdoglichkeit, Ihre Vorschlage einzubringen. Auf die-
se Diskussion in unseren Ausschissen freue ich
mich. Wir werden den Antrag selbstverstandlich
nicht Gberweisen und auch in der Sache ableh-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dolzer von der Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, Frau Prasidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Dass dieser Antrag jetzt gestellt
wird, zeigt — wie schon die Aktuelle Stunde —: Die
FDP versucht im Wahlkampf, das Thema Bildung
fiir sich zu reklamieren.

Es ist schon einiges gesagt worden. Es ist wichtig,
dartber zu diskutieren; das finden wir auch. Es
muss aber nicht unbedingt anhand dieses Antrags
sein.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Michael
Kruse FDP)

Selbst wenn wir es jetzt diskutierten, geht Ihr An-
trag unserer Meinung nach vollkommen in die
falsche Richtung,

(Beifall bei der LINKEN)

und zwar in die Richtung einer elitdren Bildungsge-
staltung. Sie wollen im Vorhinein festlegen, dass
die Aufsplittung zwischen Stadtteilschulen und
Gymnasien weiterbesteht; Sie wollen die Gymnasi-
allehrerinnen und -lehrer immanent — in dem An-
trag steht es so — erheben uber alle anderen und
die Aufsplittung, die es sowieso gibt, fortfihren.
Das finden wir grundlegend falsch. Wir haben eine
vollig andere Idee, und das haben wir in der Dis-
kussion auch deutlich gemacht: Wir wollen ein in-
klusives Bildungswesen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen eine Ausbildung, eine Lehrerausbildung
mit Spezifikation. Das halten wir fiir den viel besse-
ren Weg, und damit weichen wir auch ab von der
Expertenkommission.

Wir finden es richtig, darliber zu diskutieren, aber
eine Zwei-Minuten-Debatte eignet sich wirklich nur
sehr bedingt dazu, weil man darin nur rudimentar
Stichworte benennen kann, wie Frau Frowein und
alle bisherigen Rednerinnen es gemacht haben.
Wenn wir uns ernsthaft mit dem Thema beschéafti-
gen wollen, lassen Sie uns die Studie "Bildung auf
einen Blick" der OECD anschauen. Seit Jahren
werden die Bundesrepublik und die Lander dafir
kritisiert, dass sie es sogenannten bildungsfernen
Schichten weniger ermoglichen, an Bildung teilzu-
haben. Und dann wollen Sie in einer so wichtigen
Debatte das System der Aufgliederung weiter fest-
klopfen und ausbauen? Das finde ich nicht richtig,
sondern zynisch, und deshalb ist das einer der we-
nigen Antrage, die wir nicht einmal an den Aus-
schuss Uberweisen wollen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wir spre-
chen Uber die Ergebnisse der Expertenkommission
zur Reform der Lehrerausbildung. Diese sind der
Hintergrund des Antrags der FDP-Fraktion. Die
Empfehlungen sind flir uns zu stark von der Ideolo-
gie der Einheitsschule gepragt. Gleichzeitig wird
die wissenschaftliche Befundlage Uber den Zusam-
menhang von Lehrerausbildung und Lernerfolg zu
sehr ausgeblendet. Auf zwei Punkte mdchte ich
genauer eingehen.

Erstens: Die empfohlene Abschmelzung fachlicher
Inhalte in den Lehramtsstudiengangen ist falsch.
Sie ware ein fatales Signal an Lehrer wie Schiiler.
Das Max-Planck-Institut fir Bildungsforschung hat
im Rahmen der COACTIV-Studie nachgewiesen,
dass fachlich besser ausgebildete Lehrer auch
Uber ein hoéheres fachdidaktisches Wissen verfu-
gen und den Unterricht anspruchsvoller gestalten
kénnen. Das ist mafigeblich fur die Unterrichtsqua-
litdt und wiederum besonders forderlich fur den
Lernerfolg der Schiler. Klar ist: Wir, die AfD-Frakti-
on, werden allen Versuchen energisch widerspre-
chen, das fachwissenschaftliche Niveau der Leh-
rerausbildung abzusenken.

Zweitens: Die Einflhrung eines Stadtteilschulleh-
rers mit einem Unterrichtsfach auf gymnasialem
Niveau ware ein weiterer Schritt zur Einheits-
schule. Das lehnen wir ab. Wer Tausende halbe
Gymnasiallehrer, so nenne ich es einmal ein
bisschen polemisch, fir die Stadtteilschulen ausbil-
det, der bekommt zwar eine weitere Erhéhung der
Abiturientenquote, mit der sich der Schulsenator
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dann wieder bristen wird, aber keine besseren
Lernleistungen. Der halbe Gymnasiallehrer fuhrt zu
noch mehr Bachelor-Absolventen, inadaquat be-
schaftigt und mies bezahlt.

(Glocke)

Deshalb stimmen wir dem Antrag der FDP zu. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt der fraktionslose Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrtes
Prasidium, sehr geehrte Volksvertreter! Die Vor-
stellung, dass ausgerechnet die padagogischen In-
stitute der Universitaten die Probleme l6sen konn-
ten, die die Politik den Schulen eingebrockt hat, ist
absurd. Die universitare Padagogik hat, mit Aus-
nahme des Bereichs Geschichte der Padagogik,
ein doppeltes Glaubwirdigkeitsdefizit: einmal in
theoretischer Hinsicht, weil das Wissenschaftskri-
terium der Falsifizierbarkeit prinzipiell kaum zu er-
fullen ist, und dann in praktischer Hinsicht — und
das lie3e sich andern, wenn man den Willen dazu
hatte —, weil Padagogikprofessoren zumeist seit
Jahrzehnten keinen Kontakt zu Kindern haben.
Neuere Wissenschaftler aus Biologie und Medizin,
die bei den Padagogikprofessoren auflerst unbe-
liebten Kritiker der universitaren Padagogik, for-
dern seit Jahren Padagogikinstitute nach dem Vor-
bild, das in Universitatskliniken seit 200 Jahren mit
grandiosem Erfolg praktiziert wird, in Deutschland,
Frankreich, England.

Natlrlich kommt es auf die Lehrer an, das bestrei-
tet niemand in einem Land mit sehr umfassender
Lehrerausbildung. Uberlegen Sie aber doch bitte,
wie es auf die Motivation der Lehrer wirkt, wenn
Sie ihnen standig sagen: Ihr seid nicht gut oder
nicht richtig ausgebildet; ihr misst noch mehr in-
doktriniert werden, noch mehr von Padagogikpro-
fessoren anstatt von Fachwissenschaftlern belehrt
werden. Das demotiviert Lehrer. Das macht
schlechte Schule. — Vielen Dank flr lhre Aufmerk-
samkeit.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. — Entschuldigung,
Frau von Treuenfels-Frowein von der FDP-Fraktion
bekommt das Wort fir zwei Minuten.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Vielen Dank, Frau Prasidentin. — Ich mochte
schnell noch einmal eine Sache klarstellen. Ich
hatte hier auch eine Stunde reden konnen. Zwei
Minuten, funf Minuten, eine Stunde — das ware
ganz egal, weil von dieser Seite des Hauses immer
das Gleiche kommt. Wir wollen es in den Aus-
schissen besprechen, und dann wird erzahlt, wie

undemokratisch es sei, einen Antrag vorzulegen.
Ich habe eine véllig andere Erfahrung gemacht. Es
ist sehr wichtig, immer wieder in dieses Plenum zu
kommen und mit unserer liberalen Stimme vorzu-
tragen, was wir wollen. Sonst schlafen Sie namlich
alle ein.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
AfD

Dann haben Sie hier nur irgendwelche Experten.
Die horen sich alle an, und dann sitzen wir alle da
und reden noch einmal ein bisschen, und dann
kénnen wir noch einmal einen Vorschlag einbrin-
gen.

Das werden wir hier so oft tun — Sie werden sich
noch wundern, wie oft wir das tun werden. Wir wer-
den hier immer wieder unsere Meinung sagen. Das
werden wir uns von niemandem verbieten lassen.
Dass Sie, Frau von Berg, das sagen, finde ich wit-
zig. Das ist nicht undemokratisch, sondern das ist
genau das, was wir hier tun wollen, und das wer-
den wir auch weiterhin tun.

In der Sache wissen wir natlrlich, dass das eine
Ausschussdebatte ist und keine Sachdebatte. Man
kann diese Debatte nicht in finf Minuten fuhren;
das weil} jeder. Aber dennoch, es ist ein Antrieb,
vor allen Dingen so, dass wenn wir in der nachsten
Ausschusssitzung sind, wir dartuber sprechen wer-
den. Genau das werden wir machen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich wage es
noch einmal: Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Dann kénnen wir zur Abstimmung kommen.

Wer mdchte nun zunachst die Drucksache
21/10210 in der Neufassung federfuhrend an den
Schulausschuss sowie mitberatend an den Aus-
schuss fur Wissenschaft und Gleichstellung ber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen sodann Uber den Antrag der FDP-
Fraktion aus Drucksache 21/10210 in der Neufas-
sung in der Sache ab. Die CDU-Fraktion méchte
Ziffer 1 separat abstimmen lassen.

Wer méchte sich dann also zunéachst Ziffer 1 des
Antrages anschlieRen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist Ziffer 1 abgelehnt.

Wer den Ziffer 2 bis 9 zustimmen mdchte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit sind auch die Ziffern 2 bis
9 abgelehnt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 26, Drucksa-
che 21/10213, Senatsantrag: Nachtragliche Ge-
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nehmigung von Uberplanmafigen Ausgaben nach
Paragraf 39 LHO zum Haushaltsplan 2017/2018,
Einzelplan 7, Aufgabenbereich 268 — Steuerung
und Service mit Stabsbereich und Planfeststellung
sowie Nachbewilligung nach Paragraf 35 LHO fir
das Haushaltsjahr 2017 zum Kauf von Anteilen an
hamburg.de inklusive Abldsung eines ausgereich-
ten Darlehens.

[Senatsantrag:

Nachtragliche Genehmigung von uberplanma-
Rigen Ausgaben durch die Biirgerschaft nach
§ 39 LHO zum Haushaltsplan 2017/2018, Einzel-
plan 7, Behorde fir Wirtschaft, Verkehr und In-
novation, Aufgabenbereich 268 — Steuerung
und Service mit Stabsbereich und Planfeststel-
lung sowie Nachbewilligung nach § 35 LHO fiir
das Haushaltsjahr 2017 zum Kauf von Anteilen
an hamburg.de GmbH & Co. KG zu einem Kauf-
preis in Hohe von 3.834 Tsd. Euro inkl. der Ab-
I6sung eines an die hamburg.de GmbH & Co.
KG ausgereichten Darlehens

— Drs 21/10213 -]

Diese Drucksache mochten alle sechs Fraktionen
federfihrend an den Haushaltsausschuss sowie
mitberatend an den Ausschuss fiir Wirtschaft, In-
novation und Medien Uberweisen.

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist vonseiten der
FDP-Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden,
sodass — Sie kennen das Verfahren — wiederum je-
der Rednerin und jedem Redner pro Debattenbei-
trag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfiigung
stehen.

Wer winscht das Wort? — Herr Kruse von der
FDP-Fraktion, bitte.

Michael Kruse FDP: Meine Damen und Herren!
Mit der angemeldeten Drucksache bittet uns der
Senat um eine nachtragliche Genehmigung — an
sich schon ein ziemlich uniblicher Vorgang. Aus
unserer Sicht deutet aufgrund der Drucksache
nichts auf einen gelungenen Deal hin.

Erstens: Sie wollen eine nachtragliche Genehmi-
gung, was bedeutet, dass Sie holterdiepolter Antei-
le gekauft haben, was wir als Blrgerschaft jetzt
nachtraglich legitimieren sollen. Warum gibt es die-
sen Zeitdruck? Dazu finden wir in lhrer Birger-
schaftsdrucksache nichts. Gibt es inhaltliche Grin-
de, warum Sie diesen Kauf getatigt haben? Dazu
finden wir in Ihrer Drucksache nichts. Gibt es eine
Strategie fur ein Unternehmen, das jetzt wieder
fast vollstandig in staatlichem Besitz ist? Dazu fin-
den wir in Ihrer Drucksache nichts. Das bedeutet,
Sie geben Millionen fir einen nicht genehmigten
Deal aus, kaufen ein Unternehmen, das es in den
letzten Jahren geschafft hat, mit steigendem Um-
satz — und, weil es ein im Internet operierendes
Unternehmen ist, trotz steigender Klickzahlen —

den Gewinn nicht nur zu senken, sondern in die
Verlustzone zu fahren. Das heilt, Sie kaufen ein
Unternehmen, das Verluste macht, obwohl es im-
mer mehr Umsatz macht. Sie erklaren nicht, was
die Strategie fur dieses Unternehmen ist. Sie erkla-
ren nicht, warum Sie holterdiepolter diese Unter-
nehmensanteile kaufen. Deswegen sind wir au-
Rerst skeptisch, dass das ein gutes Geschaft ist.
Wir freuen uns sehr auf die Ausschussberatung,
denn bisher ist das rot-griine Beteiligungspolitik at
its best: viel Steuergeld ausgeben fiir ein Unter-
nehmen, das Verluste macht, keine Strategie ha-
ben, und — das Beste —: Woher nehmen Sie das
Geld? Aus den Mitteln fir die Verkehrsinfrastruk-
tur. Herzlichen Glickwunsch. Mit dieser Politik fiih-
ren Sie Hamburg nicht in eine positive Zukunft. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Uwe Giffei SPD
und Andrea Oelschldger AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Schmidt von der SPD-Fraktion.

Hansjorg Schmidt SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! In aller Kirze
erst einmal zwei Satze zu dem, was Herr Kruse
eben gesagt hat. Er hat die Situation von ham-
burg.de deutlicher schlechter gemalt, als sie ist. Da
muss er nur einmal seine eigene Anfrage lesen, da
sind ein paar Zahlen drin. Verlust gab es im letzten
Jahr, die Jahre davor gab es Gewinne, davor gab
es auch einmal Verluste. Insofern ist es etwas
schwankend. Aber zu sagen, es gebe dauerhaft
Verluste, geht an der Realitat vorbei.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Mi-
chael Kruse FDP: Drei Jahre runtergegan-
gen!)

Axel Springer konsolidiert seine Beteiligung, um
sich starker auf das internationale Geschaft zu
konzentrieren. Das ist aus deren Sicht legitim, aus
unserer Sicht ein nachvollziehbarer Schritt. ham-
burg.de ist mit seinen knapp 4,6 Millionen Visits im
Moment eines der reichweitenstarksten Stadtporta-
le in Deutschland. Mit der Ubernahme der Axel-
Springer-Anteile wird die Stadt nun 87 Prozent hal-
ten. Wir begriiRen die Ubernahme dieser Anteile
grundsatzlich. hamburg.de ist eine wichtige Saule
des Stadtmarketings, und deshalb ist es wichtig,
dass wir hamburg.de nicht zum Spielball von In-
vestoreninteressen verkommen lassen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir werden diesen Vorgang an den Ausschuss
Uberweisen; das ist schon angekiindigt worden.
Dort kénnen wir, anders als hier in einer Kurzde-
batte, die fachlichen Fragen sicherlich alle sehr gut
klaren. Ich bin mir sicher, dass der Senat dort im
Detail seine Strategie sehr gut darlegen kann, und
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deswegen freuen wir uns auf die fachliche Debatte
im Ausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Nicht alles von dem, was Herr
Schmidt gesagt hat, ist falsch. Aber man muss
trotzdem ein wenig auf die Drucksache eingehen.
Dabei kommt man auf einige Punkte, die sehr kri-
tisch sind; Herr Kruse hat sie schon herausgear-
beitet. Drei mdchte ich anfuhren.

Erstens: Wir investieren hier Gber 3 Millionen Euro
in Unternehmensanteile — das haben wir an ande-
rer Stelle auch getan —, aber wir schreiben den Be-
trag sofort ab. Da fragt man sich doch, was denn
das fur ein Investment ist, wenn man das gleich als
Verlust abbucht. Das ist haushaltsrechtlich schon
sehr merkwirdig, Herr Muller. Das ist erklarungs-
bedirftig. Das kénnen Sie uns dann ja im Aus-
schuss erklaren.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Der zweite Punkt: die vollig sachfremde Gegenfi-
nanzierung. Sie nehmen die Mittel fur den Erwerb
der Anteile an hamburg.de im Wesentlichen aus
dem Investitionsprogramm Sicherung der Ver-
kehrsinfrastruktur. Sie klirzen bei der Verkehrsin-
frastruktur, wo Sie sich doch sonst immer riihmen,
was Sie alles Tolles an Stralkensanierung machen.
Und das ist nicht das erste Mal. Wir haben in die-
ser Legislaturperiode regelmaRig Drucksachen von
Rot-Griin bekommen, wo in den wesentlichen Ti-
teln Infrastruktur aus dem Bereich der Behdrde flr
Wirtschaft und Verkehr die Mittel zweckentfremdet
werden. Das geht nicht; das sollten wir klar sagen.

Und der dritte Punkt: Was hat die Stadt eigentlich
mit dieser Gesellschaft vor? Wie sind die konkre-
ten Planungen? Es ist ja schon, dass Sie Angaben
zu 2016 machen, aber das eigentliche Interesse,
die Strategie, warum man diese Anteile kauft, sind
dort mit keinem Wort erwahnt. Das ist viel zu un-
konkret. Das ist flr eine Drucksache definitiv nicht
ausreichend. Hier brauchen wir konkrete Fakten,
und die erwarten wir im Ausschuss.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Miiller von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Meine Damen und Herren!
Eine Kurzdebatte dazu ist hinreichend, weil wir im
Ausschuss naher darauf eingehen werden, auch
auf die Haushaltsfragen, die wir dem Senat stellen
kdénnen. Ich glaube, wir werden zufriedenstellende
Antworten bekommen.

(André Trepoll CDU: Haben Sie auch noch
nicht?)

— Ich werde dem Senat hier nicht vorgreifen, Herr
Trepoll, und auch nicht der Ausschussberatung.

Ihnen ist es fast egal, ob wir hamburg.de kaufen
oder nicht; Sie interessiert nur, ob da irgendetwas
beim Verkehr passiert. Ich finde die Frage, die Herr
Kruse gestellt hat, sehr wichtig. Warum haben wir
das getan? Ich finde, das steht schon in der Se-
natsdrucksache drin. Springer wollte hamburg.de
verkaufen, und ich habe es so verstanden: Hatten
wir im Sommer nicht zugegriffen, dann ware das
Ding woanders hingegangen. Ich muss ehrlich sa-
gen, bevor es passiert, dass ein Unternehmen, das
seinen Sitz von Hamburg nach Berlin verlagert hat,
anfangt, hamburg.de an wen auch immer zu ver-
kaufen, sage ich als Hamburg: Nein, Moment mal,
das kaufen wir. Das finde ich eine richtige Ent-
scheidung.

(Katja Suding FDP: Das ist Ihre Strategie?)

Im Ubrigen: Der Kaufpreis von 2,5 Millionen Euro
ist, was die Marke hamburg.de betrifft, ein Klacks.
Sie ist um ein Vielfaches mehr wert; das wissen wir
alle.

(Thilo Kleibauer CDU: Wer hat denn die
Rechte an der Marke?)

Deswegen ist es richtig, dass wir diese Marke zu-
rickgekauft haben. Ich bin mir sicher, dass wir im
Ausschuss Uber die weitere Strategie horen wer-
den und dartber, was wir mit hamburg.de vorha-
ben.

Aber ich sage auch eines: Der Verkauf damals von
der CDU-Regierung an Springer war ein Fehler.
Damals haben wir den Verkauf auch schon in der
Opposition kritisiert. Zwei Wochen spater, nach-
dem der Verkauf unterschrieben war,

(Zuruf: Wer hat denn verkauft?)

hat Springer entschieden, Bild.de von Hamburg
nach Berlin zu verlagern.

(Glocke)

Ich finde, das sagt alles Uber die Zuverlassigkeit
(Glocke)

dieses Konzerns aus.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Diese Drucksache ist
einen Tusch wert, wahrhaftig. Es ist auf Papier
festgehalten das Scheitern eines Public Private
Partnership Projekts in der Hansestadt Hamburg,
wieder einmal — und noch dazu hangt dieses Mal
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ein wunderschones Preisschild mit daran. Das
heif3t, wir kdnnen deutlich sehen, was uns das ge-
kostet hat. Besonders erschreckend ist naturlich,
dass eine regulare Beschlussfassung der Blrger-
schaft mit dieser Drucksache uUberhaupt nicht mog-
lich ist. Das zeigt doch, wie schlecht dieses Projekt
ausgehandelt worden ist und dass Gefahr im Ver-
zug gewesen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir sehen, dass von 2006 bis 2016 jahrlich
Uber 400 000 Euro Zuschisse in diese Gesell-
schaft geflossen sind und das eine deutliche Stei-
gerung gegenlber dem Eigenbetrieb von ham-
burg.de war, dann kann man schon sagen, dass
das zumindest ein zweifelhaftes Projekt ist — ein-
mal ganz davon abgesehen, dass diese Stadt laut
zweier Drucksachen gar nicht mehr weil3, wie viele
Ertrage wirklich erwirtschaftet worden sind. Wenn
wir uns die Anfragen vom Kollegen Michael Kruse
ansehen und gleichzeitig die aus der letzten Legis-
laturperiode, dann sind von funf Jahren, die hier
aufgefiihrt worden sind, in vier Jahren die Ertrags-
zahlen unterschiedlich. Mein Gott, man muss doch
wissen, wie viel eine Gesellschaft an Ertrag erwirt-
schaftet hat.

Die Frage, warum es eine Verfunfzig- oder Ver-
sechzigfachung des Unternehmenswertes gegen-
Uber dem Ruckkauf der HSH gegeben hat, ist na-
turlich auch noch einmal zu klaren. Letztendlich hat
der Kollege Miller es angedeutet: Die Stadt ist an
dieser Stelle erpressbar geworden. hamburg.de
ware woanders hingegangen,

(J6brg Hamann CDU: Das ware ja unglaub-
lich!)

und das ware naturlich eine Katastrophe gewesen.

(Zurufe: Warum denn? Warum ist das eine
Katastrophe, Herr Jersch? — Jérg Hamann
CDU: Wo kommt den Google her? Wo
kommt denn Yahoo her? Wo kommt den Ap-
ple her? Wo kommt denn Microsoft her?
Kommen die alle aus Hamburg?)

Aber dass die Stadt sich in diese Erpressbarkeit
Uberhaupt hineinbegibt, das ist wirklich eine abso-
lute Katastrophe. Darulber gilt es aufzuklaren in der
Ausschussberatung:

(Glocke)

Wo ist die Stadt erpressbar und was haben wir ge-
lernt? — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Heute
geht es um die offizielle Homepage der Hansestadt

Hamburg, die seit 17 Jahren gemeinsam mit der
Hamburger Sparkasse, der Sparkasse Buxtehude
und Axel Springer betrieben wird. Trotz Anzeigen-
schaltung rechnet sich die Homepage nicht, das
verrat uns die Drucksache, weil relativ hohe Ver-
lustvortradge genannt werden. Nun bin ich nicht si-
cher, ob eine gut gemachte Homepage eine grol3e
Wirtschaftlichkeit erfordert; das ist vor allem eine
politische Vorgabe. Transparenz und Offentlich-
keitsarbeit sollten uns etwas wert sein. Doch
schauen wir einmal in die Entstehungsgeschichte
des heutigen Antrags.

Im Mai dieses Jahres stand fest, dass der Berliner
Mehrheitsgesellschafter aus dem Portal ham-
burg.de aussteigen will. Im Juli hat die Wirtschafts-
behdérde nach Medienberichten einen Kaufvertrag
mit Springer unterzeichnet, vorbehaltlich der Zu-
stimmung der Kartellbehérde. Im August stellte
dann die Wirtschaftsbehérde fest, dass man gar
nicht die Haushaltsmittel fiir diesen Ankauf hat. Am
29. August wird dann ein Antrag eingereicht, diese
Mittel noch einmal schnell nachtraglich zu gewah-
ren, und heute dirfen wir dank der FDP eine Kurz-
debatte daruber fihren. Wir kébnnen weder ernst-
haft beurteilen, ob im Kaufpreis Verluste auf den
Steuerzahler abgewalzt werden — der Verdacht
besteht allemal, die Drucksache spricht lediglich
von einem vertretbaren Kaufpreis —, warum eine
Zwangslaufigkeit besteht, dem Wunsch Axel Sprin-
gers umgehend nachzukommen, und weshalb ein
unvorhergesehener Finanzbedarf entsteht, geht
aus der Drucksache gar nicht hervor; wir kénnen
andererseits auch keine Alternativen prifen. Rot-
Grin wollte uns hier eigentlich zu einem Abnick-
dackel machen, aber das machen wir nicht mit. Wir
haben im Ausschuss noch einiges zu bereden. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen
wir zur Abstimmung.

Wer also nun die Drucksache 21/10213 federfiih-
rend an den Haushaltsausschuss sowie mitbera-
tend an den Ausschuss flir Wirtschaft, Innovation
und Medien Uberweisen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist bei relativ groRer Teilnahme ein-
stimmig angenommen worden.

Bevor ich den nachsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, bin ich Ihnen ein Wahlergebnis schuldig.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
horde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation sind
101 Stimmzettel abgegeben worden. Davon war
ein Stimmzettel ungultig, somit 100 Stimmen giiltig.
Herr Gulnther Siegert erhielt 28 Ja-Stimmen,
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57 Nein-Stimmen und 15 Enthaltungen. Damit ist
Herr Siegert nicht gewahlt worden. Wir werden die
Wahl in der nachsten Sitzung erneut auf die Ta-
gesordnung setzen.

Wir kommen zu dem Tagesordnungspunkt 102,
Drucksache 21/10230, Antrag der AfD-Fraktion:
Wettbewerbsnachteil des Hamburger Hafens ge-
genuber Hauptkonkurrenten beseitigen.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Wettbewerbsnachteil des Hamburger Hafens
gegeniiber Hauptkonkurrenten beseitigen

— Drs 21/10230 -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Medien
Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewlnscht? — Herr Dr. Bau-
mann von der AfD-Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Alle nordeuropaischen Ha-
fen zusammen, von Le Havre bis Hamburg, haben
insgesamt Container-Umschlagskapazitaten von
75 Millionen Containern im Jahr. Die tatsachliche
Auslastung der letzten Jahre schwankt aber um
45 Millionen Container. Wir haben also gewaltige
Uberkapazitaten von rund 30 Millionen Containern
im Jahr. Die Lage in Hamburg ist besonders kri-
tisch. Die Konkurrenzhafen Rotterdam und Amster-
dam legen in der Krise zu und bauen den Vor-
sprung gegenlber Hamburg aus. Hamburg kampft
mit massiven Problemen; wir wissen das. Die
Fahrrinnenanpassung kommt nicht voran — nicht
bei Rot-Grln, vorher auch nicht bei der CDU. Wir
haben wieder zunehmende Verschlickung im Ha-
fen. Seit Februar kommt es zu Sedimentaufbau
von bis zu drei Metern beim Container-Umschlag.
Eine Standardregel sagt, dass ein Meter
1 000 Container im Schiff kostet. Drei Meter kosten
dann 3 000 Container; da sieht man, wie schwierig
das ist.

Die Hafenwirtschaft selbst gibt alles. Die Unterneh-
men sind gut. Die Arbeiter sind fleiRig. Hamburg
hat wohl mit die besten Umschlagterminals der
Welt, das kann man so sagen, auch hochinnovativ.
Deshalb muss auch die Politik endlich alles tun,
um Nachteile abzuwenden.

(Beifall bei der AfD)

Denn es gibt einen weiteren hausgemachten Fak-
tor, der die deutschen Hafen benachteiligt und wo
die Politik vorankommen muss und seit Jahren
nicht vorankommt.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Entschuldigen Sie die Stérung, Herr Dr. Baumann,
aber Gesprachsbedarf auf dieser Seite des
Hauses ist eindeutig zu grof3. Vielleicht fihren Sie
Ihre Gesprache drauen, dann hat der Redner die
Chance, seine Gedanken hier ruhiger vorzutra-
gen. — Herr Dr. Baumann, Sie haben wieder das
Wort.

Dr. Bernd Baumann AfD (fortfahrend):* Danke.
Ich habe nur gesehen, das ging gerade von meiner
Zeit ab, der Zwischenruf.

Es gibt einen weiteren hausgemachten Faktor, der
deutsche Hafen benachteiligt: die Einfuhrumsatz-
steuer, die Reeder, Spediteure und Importeure in
Deutschland belastet. Das Problem ist, der Zoll er-
hebt diese Steuer im Auftrag des Bundes. Dabei
kommen riesige Summen zustande; es durften in
Hamburg allein zwischen 20 und 25 Milliarden
Euro im Jahr sein. Die gezahlte Einfuhrumsatz-
steuer kann zwar dann beim Finanzamt — das ist
Landersache — als Vorsteuer geltend gemacht wer-
den, es entsteht jedoch ein riesiger Verwaltungs-
aufwand, der die Reeder und die Importeure ab-
schreckt. Liquiditdt wird gebunden, Vorfinanzie-
rungszinsaufwand droht, und schlimmer noch: Da-
durch, dass Reeder, Spediteure die Einfuhren fir
die Importeure praktisch abfertigen, missen sie
erst einmal haften gegeniiber dem Zoll fir die Ein-
fuhrumsatzsteuer. Es entstehen erhebliche Boni-
tatsrisiken, die riskante Schuldverhaltnisse begrin-
den zwischen Importeur, Reeder, Spediteur und
Zoll. All das schreckt ab. Das ist ein groRer Nach-
teil. Wir mussen endlich die Interessen der Ham-
burger Hafenwirtschaft wieder vertreten hier in die-
sem Haus.

(Beifall bei der AfD)

Denn die direkte Verrechnung der Einfuhrumsatz-
steuer mit der sonstigen Vorsteuerschuld ist in
Hamburg und anderen deutschen Hafen nicht
mdglich, in Rotterdam und Antwerpen aber sehr
wohl. Zahlungen fallen bei der Konkurrenz dort gar
nicht an, und damit wirbt die Konkurrenz auch ag-
gressiv. Der Hintergrund: Die Beneluxstaaten ha-
ben, anders als Deutschland, die in diesem Fall
vernunftige EU-Richtlinie zur Umsatzsteuer in na-
tionales Recht umgesetzt, die ein vereinfachtes
Verfahren ermdglicht. In Deutschland sind jedoch
die Finanzadmter — Umsatzsteuer — Landersache,
Zoll ist Bundessache. Das ist das Problem. Das
kann man aber l6sen. Keineswegs ist eine Grund-
gesetzanderung vonndten, sondern man muss
sich mit den anderen Bundeslandern zusammen-
setzen, entsprechende Absprachen treffen. Darum
muss Hamburg sich kiimmern. Der fiir den Zoll zu-
stdndige Bundesfinanzminister kann dann eine
entsprechende Verordnung erlassen Uber die Er-
hebung der Einfuhrumsatzsteuer. Es gibt seit Jah-
ren Gesprache in diese Richtung. Es gibt eine
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Bund-Lander-Arbeitsgruppe, das wissen wir alles,
aber die kommt einfach nicht voran. Es ist eine
neue Initiative Hamburgs vonndéten, von der Stadt,
die am meisten darunter leidet.

(Beifall bei der AfD)

Vor allem aber ist erst einmal eine Behandlung im
Wirtschaftsausschuss vonndéten, in dem auch die
Hafenwirtschaft zugegen sein wird. Das sind wir ihr
in dem harten Wettbewerb, mit dem sie ringt, ein-
fach schuldig. Die schreit ja schon auf wegen der
Untatigkeit, zuletzt Gunther Bonz, der Chef des
Verbandes der Hafenunternehmen, in aktuellen In-
terviews. Wir missen den Weg zumindest im Aus-
schuss des Hamburger Parlaments jetzt diskutie-
ren und prufen, wie die Auswege sind. Das sind wir
wirklich der hart ringenden Hafenwirtschaft in die-
ser Stadt schuldig. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Seeler von der SPD-Fraktion.

Dr. Joachim Seeler SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich freue mich, dass wir den
Hafen seit Langerem einmal wieder in diesem
Haus debattieren. Allerdings: Bedurfte es nun ge-
rade dieses AfD-Antrags? Der ist wirklich eine Zu-
mutung. Um es einmal auf den Punkt zu bringen:
Das Petitum dieses Antrages ist schlichtweg gro-
ber Unfug.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Worum geht es? Erstens: Wir debattieren eine Zu-
sténdigkeit des Bundes. Die Einfuhrumsatzsteuer
ist eine Steuer, die vom Bund, sprich vom Zoll, er-
hoben wird. Das geht zuriick auf unsere Finanzver-
fassung in diesem Land, Artikel 108 Grundgesetz.
Der Bundesfinanzminister hat hier ein hohes Be-
harrungsvermdégen. Weil das Aufkommen in Ge-
samtdeutschland 51 Milliarden Euro pro Jahr aus-
macht, gibt es hier ein besonderes Beharrungsver-
mogen.

Die Importeure und die Hafenbetriebe, das ist so
weit richtig, missen die Einfuhrumsatzsteuer zah-
len, wenn Importe aus DrittlAndern und aus Teilen
der Europaischen Union Deutschland erreichen,
und kénnen dann den entsprechenden Erstat-
tungsanspruch bei dem entsprechenden Betriebs-
stattenfinanzamt im jeweiligen Bundesland anfor-
dern. Das kostet Zeit, das ist richtig. Das kostet die
Unternehmen Liquiditat, und das macht es so
schwierig. Das ist im Kern das Problem. Jetzt gibt
es drei Wege, das zu lésen. Der erste ist, wir an-
dern die Verfassung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Das ist ein mihsamer und sehr langwieriger
Weg und wird den Unternehmen im Hafen kurz-
fristig jedenfalls nicht helfen. Dann gibt es einen
zweiten Weg, die sogenannte Fristenldsung. Das
heifdt, die Bearbeitung beim Zoll und den entspre-

chenden Finanzamtern wird so beschleunigt, dass
die Liquiditatsbelastung der Unternehmen selbst,
der Importeure, auf ein Mini-Mal} reduziert wird.
Und die dritte Losung ist eine Verrechnungslé-
sung. Das heil3t, die zu zahlende Einfuhrumsatz-
steuer kann direkt bei den Betrieben verrechnet
werden mit den Umsatzsteuern, die sonst im nor-
malen Geschéftsbetrieb belastet werden. Das als
Verrechnungslosung ware der kiirzeste Weg.

So. Und jetzt kommt die AfD mit ihrem Antrag und
sagt, der Senat solle das Bundesfinanzministerium
zum Handeln auffordern, vergisst aber vollig, dass
das alles schon passiert ist. Vor zweieinhalb Jah-
ren, im Februar 2015, hat Hamburg beim Bundesfi-
nanzministerium initiilert, dass es eine Bund-Lan-
der-Arbeitsgruppe gibt, an der sechs Bundeslander
beteiligt gewesen sind, neben Hamburg auch Bre-
men, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Baden-Wiirt-
temberg und Niedersachsen.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Da ist aber nichts
rausgekommen dabei!)

—Ja, sehen Sie, auch das ist wieder ein grober Un-
fug, Herr Baumann.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Nein, das ist so!)

Am 5. September 2016 hat diese Arbeitsgruppe
ein Ergebnis vorgelegt, in einem Abschlussbericht
— den sollte man einmal lesen, bevor man irgend-
welche Behauptungen in den Raum stellt —,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

und sich mehrheitlich fur die zuvor beschriebene
Fristenlésung ausgesprochen. Hamburg hat mit ei-
nem Minderheitsvotum gesagt, dass wir das Ver-
rechnungsmodell fur deutlich sinnvoller halten. Da
steht der Vorgang im Moment. Dazu hat noch ein-
mal die GroRRe Koalition, SPD und CDU, in diesem
Marz einen Antrag in Berlin eingebracht, der auch
sagt, wir missen das in Richtung Verrechnungslo-
sung bringen.

Was jetzt konkret zu tun ist, ist, dass natdrlich eini-
ge Parteien aus diesem Hause mdglicherweise an
der nachsten Regierungsbildung in Berlin beteiligt
sein werden. Zumindest vier aus diesem Hause;
davon gehe ich einmal aus. Und dort in ein Regie-
rungsprogramm noch einmal klar hineinzuschrei-
ben, dass wir die Verrechnungslésung im Sinne
unserer Betriebe unterstitzen, ware ein sinnvoller
Ansatz. Aber einen Vorgang, der bereits vor zwei-
einhalb Jahren vom Hamburger Senat initiiert wor-
den ist, hier wieder als Petitum in einem Antrag
vorzulegen, ist es nicht.

Und dann fordert die AfD — bemerkenswerter Vor-
gang — in ihrer Antragsprosa die Umsetzung einer
EU-Richtlinie, namlich der sogenannten Mehrwert-
steuersystemrichtlinie mit ihrem Artikel 211. Das
hat wohl bei lhnen keiner gelesen. Zum einen ist
diese Richtlinie bereits zum 1. Januar 2008 umge-
setzt worden. Das ist langst abgearbeitet.
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(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU — Zuruf von Dr. Bernd
Baumann AfD)

Zum anderen sagt der von lhnen geforderte Arti-
kel 211, den Sie umgesetzt sehen wollen, nichts
anderes — und da ist es hilfreich, das einmal zu le-
sen —, als dass jeder Mitgliedstaat der Europai-
schen Union das Recht hat, die Einfuhrumsatz-
steuer nach eigenem Rechtsmal} zu regeln. Das
steht darin. Wenn Sie das noch umgesetzt haben
wollen ... Wie gesagt, es ist Iangst umgesetzt, aber
es ist vollig inhaltsleer.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und naturlich ist es interessant, wer hier eigentlich
die Umsetzung einer EU-Richtlinie fordert. Sie
schreiben in Ihr Wahlprogramm zur Bundestags-
wahl deutlich hinein, dass Sie den Austritt aus der
heutigen Europaischen Union wollen. Sechs Sei-
ten weiter steht in lhrem Wahlprogramm, dass Sie
den Austritt aus der Wahrungsunion wollen, und
wenn man lhre Wahlveranstaltungen verfolgt, fei-
ern Sie Nigel Farage, einen der Vater dieses fata-
len Brexit-Beschlusses, als den Heilsbringer lhrer
Ideologie. Es ist wirklich bemerkenswert, dass Sie
in Hamburg wiederum sagen, jetzt miisse aber ei-
ne EU-Richtlinie umgesetzt werden.

(Glocke)

Das tragen wir nicht mit. Das ist Populismus. Des-
wegen gehort der Antrag abgelehnt,

(Glocke)

und eine Uberweisung ware reine Zeitverschwen-
dung.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Niedmers von der CDU-Fraktion.

Ralf Niedmers CDU: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! In der Tat wollen wir
es vermeiden, jetzt noch einmal in groBem Umfang
eine Dopplung vorzutragen. Zentraler Bestandteil
dieser Reform wird es sein, dass die kinftige,
CDU/CSU-gefiihrte Bundesregierung

(Beifall bei der CDU — Heiterkeit)

dann genau dieses fir den Wettbewerb und fir
den Hafen so wichtige Thema closen wird. Die De-
tails hat Dr. Seeler, hervorragend vorbereitet wie
immer, schon vorgetragen, deswegen will ich das
nicht wiederholen. Das heif’t also, am Ende sind
es noch elf Tage bis zu einer schicksalhaften Wahl
fur dieses Land, und die CDU/CSU-gefiihrte Bun-
desregierung wird sich dann, da bin ich mir sicher,
sehr schnell um dieses Thema kiimmern.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Wieso haben Sie
es bislang nicht gemacht? Sie regieren
doch!)

Wir wollen jetzt, indem wir das Ganze hier nicht
weiter debattentechnisch vertiefen, der AfD keine
zu grofRe Aufmerksamkeit in dieser Frage widmen.
Denn wir alle wissen: Die Wirtschaft wird sich am
Ende mit Sicherheit fur die CDU/CSU entscheiden.

(Beifall bei der CDU - Heiterkeit bei
Dr. Bernd Baumann AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Nach diesem gehaltvollen
Debattenbeitrag weil3 ich gar nicht, was ich an
Doppelung noch verkiinden darf. In der Tat ist es
auch aus unserer Sicht so, dass es fir dieses The-
ma drei Losungswege gibt: einmal die Verfas-
sungsanderung, die nicht so einfach zu erreichen
ist, dann die Fristenldsung, fur die sich Hamburg
bereits eingesetzt hat, sie erreicht hat — womit ein
Teil Ihres Antrags im Wesentlichen gegenstands-
los wird —, und drittens die Weiterentwicklung eines
Verrechnungsmodells, was aber in der Tat nicht so
einfach ist. Ich glaube, aus Hamburger Sicht ist es
s0, dass wir uns dafiir einsetzen sollten. Das wer-
den wir weiter forcieren.

Herr Niedmers, Sie werden jetzt an lhren Worten
gemessen, wenn die AfD diesen Antrag das nach-
ste Mal einbringt. Es ist namlich in der Tat so, dass
es aus anderen Bundeslandern und vom Bundesfi-
nanzministerium erheblichen Widerstand gegen
das gibt, was Sie angedeutet haben, weil es um
sehr grolle Summen Geld geht, auch aulerhalb
des Hamburger Hafens. Vor dem Hintergrund kén-
nen Sie dann beim Closen in elf Tagen das dann
elf Tage spater vielleicht auch im Koalitionsvertrag
closen, dass wir es so hinbekommen, dass der
Hamburger Hafen davon profitiert.

Neben der Tatsache, die Herr Seeler schon ange-
fuhrt hat — dass es bemerkenswert ist, dass die
AfD-Fraktion sich auf eine EU-Richtlinie beruft —,
kann ich Sie, Herr Baumann, abschlieBend nur
auffordern: Wenn Sie lhre hafenpatriotische Rede
mit wenig Inhalt ins Internet stellen, stellen Sie
doch die Rede des Kollegen Seeler gleich dazu,
damit Ihre Wahler sehen, wie man richtige Hafen-
politik macht. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Jérg Hamann CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Der Kollege Seeler und
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der Kollege Tjarks haben eigentlich schon die zen-
tralen Punkte genannt, was dieses Antragchen der
RechtsaulRenpartei im Plenum angeht.

(Zuruf von der AfD: Das sagt der Linksau-
Ren!)

Insofern fand ich natirlich den Beitrag von Herrn
Baumann &uflerst spannend, der einen riesigen
Verwaltungsaufwand beschrie und die Interessen
der Hamburger Hafenwirtschaft endlich wieder ver-
treten sehen will. Ich bin vom Glauben abgefallen
bei der Erinnerung an das Wahlprogramm der AfD.

(Zuruf von der AfD: Kennen Sie doch gar
nicht!)

Ich kann es hier noch einmal sagen: Wer die
Reichsmark in Deutschland wieder einfihren will,
wie Sie das wohl tun, der kann nicht wirklich von
Verwaltungsaufwand reden und sich daruber be-
klagen. Ich denke, wir brauchen, um die maritime
Wirtschaft voranzubringen, bessere Konzepte, vor
allen Dingen zukunftsweisendere Konzepte, und
nicht, dass Sie zum 150. Mal die Steuerschraube
drehen wollen, die bisher — und da brauchen wir
uns nur die HSH anzusehen — Uberhaupt nichts
bewirkt hat. Insofern werden wir nach der Bundes-
tagswahl mit Sicherheit von dem Thema noch ein-
mal horen, aber bestimmt nicht aus lhrer Ecke. —
Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kruse von der FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie
wissen, ich bin immer der Allererste, der dem Se-
nat seine Fehler in der Hafenpolitik aufzeigt.

(Hansjorg Schmidt SPD: Er macht ja keine!)

In der Regel bekomme ich dafiir nicht nur sehr viel
Zeit, sondern es gibt auch sehr viele Punkte, an
denen man sich im Moment reiben kann. Aller-
dings komme ich nicht umhin zu sagen, dass gera-
de beim Thema Einfuhrumsatzsteuer der Senat
sich in der Tat engagiert hat. Ich finde, das muss
man dann auch einmal anerkennen. Sicherlich
kann ich den Impetus der AfD-Fraktion nachvollzie-
hen, zu sagen: Da muss eigentlich noch mehr ge-
schehen. Ich wirde zudem sagen, es gibt einen
eng damit zusammenhangenden Bereich, und das
ist der Zoll in Hamburg, wo wir sehr grof3e Proble-
me haben, und die kann man, finde ich, auch nicht
mit ein bisschen Polemik gegenliber der AfD so
einfach vom Tisch wischen.

(Hansjérg Schmidt SPD: Bundesbehdrde!)

— Ja, es ist eine Bundesbehdérde, genau. Und wir
sehen, dass die ein Drittel unbesetzte Stellen hat.

Wir alle sind Hamburger und wir alle sind davon
Uberzeugt, wie toll diese Stadt ist. Da muss es uns
sehr wundern, dass es eine Bundesbehdrde gibt,
bei der offensichtlich nicht der Fall ist, was in allen
anderen Bundesbehdrden der Fall ist, dass denen
die Bude eingerannt wird und alle mdglichen Leute
versuchen, sich innerhalb der Behérde nach Ham-
burg versetzen zu lassen, sondern ein Drittel die-
ser Stellen ist unbesetzt. Das ist eine Bundesbe-
horde, richtig. Aber bis mindestens nachste Woche
ist ja auch |hre SPD, Herr Schmidt, noch in der
Bundesregierung vertreten. Insofern kénnten Sie
sich auf Bundesebene einmal darum kimmern,
dass dieser Missstand behoben wird. Das ist das
eine.

Und wenn Sie dabei sind, diesen Missstand zu be-
heben, dann beheben Sie doch gleich noch zwei
andere. Zum einen, dass der Zoll in Hamburg in
den letzten Jahren mit immer mehr Burokratie
Uberschuittet worden ist. Warum, bitte sehr, ist
denn der Zoll dafir zustandig, die Mindestlohndo-
kumentationsverordnung einzuhalten in dieser
Stadt? Warum schicken Sie denn den Zoll dafir
los? Das ist vollig sachfremd

(Beifall bei der FDP — Dr. Anjes Tjarks GRU-
NE: Die einen immer auf die Fllchtlinge, die
anderen immer auf den Mindestlohn!)

und der Zoll ist mit Uberbirokratisierung in dieser
Stadt lahmgelegt.

Und wenn Sie dabei sind, das zu bereinigen, dann
kiimmern Sie sich auch gleich darum, dass der Zoll
nicht mehr dafiir zustandig ist, die Erhebung der
Kfz-Steuer in dieser Stadt durchzuflhren. Das ist
namlich auch grofer Quatsch. Das gehdrt da nicht
hin. Entrimpeln Sie den Laden, besetzen Sie die
Stellen in diesem Laden auf Bundesebene, dann
ist dem Hamburger Hafen am meisten geholfen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Baumann von der AfD-Fraktion.

(Zuruf: Jetzt wird der Antrag zurlickgezo-
gen!)

Dr. Bernd Baumann AfD:* Wir haben schon vieles
in diesem Hause erlebt — es gibt ein paar mensch-
liche Schwachen, dazu gehért Uberheblichkeit —,
aber was ich heute erlebt habe von SPD-Seite, hat
alles getoppt, was sich in dieser Legislaturperiode
bis jetzt fuhlbar gemacht hat.

Herr Seeler, Sie haben drei Wege aufgezeigt, sich
dem Problem zu ndhern. Der Antrag und die Rede
bezogen sich nur auf einen, weil die anderen bei-
den selbstverstandlich nicht zum Kern der Lésung
kommen: Es wird weder eine Verfassungsande-
rung deswegen geben noch ist die Fristenldsung
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eine wirkliche Losung. Sie hilft ein paar Sachen,
aber dem Kern hilft sie nicht. Es geht um die Ver-
rechnungslésung, und nur davon haben wir hier
gesprochen.

Zur CDU. Der Beitrag hatte eine gewisse Witzig-
keit. Aber zu sagen, nach der Wahl werde es sich
andern, wenn die CDU gewahlt wird — die CDU re-
giert doch jetzt, und es geht um Finanzminister
Schauble. Um ihn geht es. Er muss mit Verord-
nung der Hafenwirtschaft helfen. Aber dafur
braucht er nattrlich die Zuarbeit Hamburgs, um im
Kreis der Lander ... Darum geht es im Kern doch,
den Kreis der Lander. Den missen Sie Uberzeu-
gen, und Sie haben ihn noch nicht iberzeugt.

Ich zitiere einmal aus dem Schreiben des Bundes-
finanzministeriums, mit dem wir natirlich kommuni-
ziert haben, bevor wir den Antrag eingebracht ha-
ben, Herr Seeler. Aktuell sagt uns die Leitungsebe-
ne: Bereits seit einigen Jahren gibt es diese Pro-
zesse.

"Es kdénnen aber Optimierungen nur im Zu-
sammenwirken mit den Landern realisiert
werden."

Das schreibt aktuell das Bundesfinanzministerium.
Es gibt eine Bund-Lander-Arbeitsgruppe. Aller-
dings gibt es — anders, als Sie es sagen; Sie sa-
gen, sie sei auf einem guten Weg — erst erste,
aber nicht vollstandige Ldsungsvorschlage. Das
reicht also nicht.

Weiter heil3t es:
"Da nicht alle Bundeslander beteiligt waren,

L]

— und die missen Sie zusammenholen; das ist ein
Hamburger Problem, das missen Sie losen,

(Dr. Joachim Seeler SPD: Falsch! Vollig
falsch!)

das ist Hamburger Politik —

"[...] haben wir darum gebeten, als nachsten
Schritt die Vorschlage der AG im Kreise der
Bundeslander zu sondieren und ein belast-
bares Votum der Lander zu Gbermitteln."

Sie sind Hamburg. Wir leiden am meisten darunter.
(Dr. Joachim Seeler SPD: Volliger Quatsch!)

Und Sie tun hier so, als ob alles geldst sei. Gun-
ther Bonz gibt im Auftrag der Hafenunternehmen
ein Interview, ganzseitig, im "Hamburger Abend-
blatt", in dem er sagt, wie sehr der Hafen leidet un-
ter dieser Einfuhrumsatzsteuer und der nicht er-
folgten Losung — seit Jahren passiert nichts —, und
Herr Seeler stellt sich hin und sagt: Ist alles super.
Das ist ein Tiefpunkt des deutschen Parlamentaris-
mus.

(Beifall bei der AfD — Zurufe: Oh!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kénnen wir
zur Abstimmung kommen.

Wer nun zunéachst die Drucksache 21/10230 an
den Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das Uberweisungsbegehren ist abgelehnt
worden.

Wir stimmen Uber den Antrag der AfD-Fraktion aus
der Drucksache 21/10230 in der Sache ab.

Wer den Antrag annehmen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Der Antrag ist mit grof3er Mehrheit
abgelehnt.

Wir kommen zu dem Punkt 105 unserer heutigen
Tagesordnung, Drucksache 21/10233, Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN: Vier Jahre
nach dem Volksentscheid "Unser Hamburg — un-
ser Netz": Der Senat setzt den Volksentscheid er-
folgreich um.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Vier Jahre nach dem Volksentscheid "Unser
Hamburg — unser Netz": Der Senat setzt den
Volksentscheid erfolgreich um

— Drs 21/10233 -]

Die Fraktion DIE LINKE mochte diese Drucksache
an den Ausschuss flir Umwelt und Energie Uber-
weisen.

Wer winscht das Wort? — Frau Dr. Schaal von der
SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Vor vier Jahren haben die
Hamburgerinnen und Hamburger entschieden: Die
Stadt soll das Strom-, Gas- und Fernwarmenetz
wieder vollstandig in die 6ffentliche Hand Gberneh-
men. Das war am 22. September 2013. Drei Tage
spater schon beschloss dieses Haus, 74,9 Prozent
der Anteile der Netze zurlckzukaufen; 25,1 Pro-
zent hatte die Stadt bereits zuvor erworben. An-
fang 2014 hatte der Senat die Vertrage lber den
Kauf des Stromnetzes und der Fernwarme sowie
von Netzservice, Metering und den Verkehrsanla-
gen vorgelegt. Ende 2014 folgte der Vertrag uber
den Zukauf beim Gasnetz. Anfang dieses Jahres
hat der Senat angekiindigt, die Kaufoption fur das
Gasnetz zu ziehen. Inzwischen ist Stromnetz Ham-
burg erfolgreich aus dem Vattenfall-Konzern her-
ausgeldst worden und Stromnetz Hamburg und die
Stadt haben einen Konzessions- und Kooperati-
onsvertrag abgeschlossen. Im November muss die
Option fiur den Rickkauf der Fernwarme erklart
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und Ende 2018 gezogen werden. Meine Damen
und Herren, wir setzen den Volksentscheid Schritt
fur Schritt um.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Seit 2008 sind Volksentscheide laut Verfassung
bindend. So ein Desaster wie bei dem Verkauf der
Krankenhduser durch die CDU gegen den Willen
der Bevdlkerung soll es nie wieder geben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN - Vi-
zeprasidentin Antje Moller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Wenn aktuell CDU und FDP immer wieder die Um-
setzung des weiteren Netzerlickkaufs stoppen wol-
len, zeigt das, dass sie Volksentscheide offensicht-
lich immer noch unterlaufen wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Senat und Koalitionsfraktionen haben verspro-
chen, beim Rickkauf der Netze die Arbeithehme-
rinnen und Arbeitnehmer mit zu tibernehmen. Das
Versprechen wurde bei Stromnetz gehalten; alle
1 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in das
neue Unternehmen integriert worden. Auch beim
anstehenden Erwerb des Gasnetzes werden alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem techni-
schen und aus dem kaufmannischen Bereich so-
wie alle Auszubildenden Gbernommen.

Stromnetz Hamburg plant auf seinem Gelande
jetzt ein betriebseigenes Ausbildungszentrum fir
die elektrotechnischen Berufe. Ab 2019 sollen dort
60 Azubis ausgebildet werden, die Halfte davon fur
das Unternehmen selbst. Das ist eine richtige Stra-
tegie gegen den Fachkraftemangel.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Koalitionsfraktionen hatten den Bau des Aus-
bildungszentrums aktiv unterstutzt.

Die Fernwarme steht jetzt vor einer vollstandigen
Neukonzeption. Sie soll kinftig sicher und klima-
freundlich, also weitgehend COz-arm produziert
werden, aber auch wirtschaftlich und vor allem
auch bezahlbar fir die Kunden bleiben. Fir eine
solche Produktumstellung in dieser Dimension gibt
es noch keine Vorbilder. Der Volksentscheid hat
diesbezlglich eine ungeheure Innovationsdynamik
ausgelost.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Begleitet wird der Prozess vom Energienetzbeirat,
der auf Betreiben der Regierungskoalition konzi-
piert und ins Leben gerufen wurde. In diesem Bei-
rat sind alle zusammengeflhrt worden, die beim
Volksentscheid miteinander gerungen und gestrit-
ten hatten: Umweltverbande, Initiativen, Kammern,
Wirtschaft und Gewerkschaften, Wissenschaft und
Burgerschaftsfraktionen. Gemeinsam wird jetzt
Uber eine nachhaltige Lésung fur die Neuaufstel-
lung der Fernwarme und damit auch Uber den Er-

satz des Kraftwerks Wedel diskutiert und dessen
Verwaltung beraten. Das ist die Aufgabe des Ener-
gienetzbeirats. Das ist einmalig in der Republik.

Mit unserem Antrag bitten wir den Senat um einen
Bericht zum Umsetzungsstand des Volksent-
scheids, den wir weiterhin hier erdrtern wollen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Gamm von
der CDU-Fraktion bekommt nun das Wort.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wie bereits in 2016 begllickt uns auch in diesem
Jahr Rot-Griin mit der Anmeldung einer Debatte zu
der vermeintlich erfolgreichen Umsetzung des
Volksentscheids zum Rilckkauf der Energienetze.
Diese Debatte bringt uns alle zwar nicht wirklich
weiter, bietet jedoch die Gelegenheit, zwei Per-
spektiven naher zu betrachten. Erstens kdnnen wir
erneut bewerten, was aus den vollmundigen Ver-
sprechungen der Initiatoren und ihrer Unterstiitzer,
insbesondere der GRUNEN, geworden ist, und
zweitens, wie die Umsetzung durch den rot-griinen
Senat bewertet werden kann.

Zum ersten Punkt, der Netzertckkauf sei ein siche-
res und sinnvolles Geschaft fur unsere Stadt und
wirde die Energiewende beschleunigen, das Klima
retten und gleichzeitig den gierigen Energiekonzer-
nen ihren fetten Gewinn entreilRen. So in etwa war
der Tenor der Rulckkauf-Befuirworter. Doch die
Realitat sieht leider anders aus. Durch den Net-
zerlickkauf ist bislang kein einziges CO,-Molekil
weniger ausgestoflien worden, im Gegenteil: Ware
der urspringliche Plan, am Standort Wedel ein
GuD-Kraftwerk zu bauen, umgesetzt worden, hatte
die alteste Dreckschleuder Deutschlands bereits
2012 vom Netz gehen kénnen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Doch der Volksentscheid und die Art und Weise,
wie Senator Kerstan diesen umsetzt, fihrt dazu,
dass Wedel noch sehr viel Ianger am Netz bleiben
wird. Das ist eine klimapolitische Bruchlandung.

(Beifall bei der CDU)

Des Weiteren ist mittlerweile offen zutage getreten,
dass der Rickkauf der Netze kein gutes Geschaft
fur die Stadt war. Die Erwartungen beziiglich der
Gewinne bei Stromnetz Hamburg waren mallos
Uberzogen und mussten mittlerweile deutlich nach
unten korrigiert werden. Wirtschaftlich betrachtet
hat der Riickkauf die Verschuldung und das Risiko
der Stadt weiterhin steigen lassen. Auch sind
durch den Rickkauf die Strompreise nicht gesun-
ken, sondern werden jahrlich erhdht. So sind allein
2016 die Netzentgelte bei Stromnetz Hamburg um
7,8 Prozent gestiegen; die Netzentgelte sind ein
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wesentlicher Bestandteil des Strompreises. Somit
gibt es nur Verlierer.

Zum zweiten Aspekt, der Umsetzung durch den
Senat, bleibt festzuhalten, dass Rot-Griin bei der
einzigen wirklich komplexen Herausforderung,
namlich eine Lésung flir den Ersatz des Kohlekraft-
werks in Wedel zu finden, sensationell gescheitert
ist. Ich mdchte Sie daran erinnern, dass im rot-gri-
nen Koalitionsvertrag auf Seite 67 Folgendes
steht:

"Die Entscheidung flir den Ersatz des Heiz-
kraftwerks Wedel fallt 2015. Sie kann nicht
spater getroffen werden [...]."

Senator Kerstan hat die Entscheidung Uber die Zu-
kunft des Kraftwerks Wedel so haufig verschoben,
dass ich mittlerweile aufgehort habe, mitzuzahlen.
Jetzt soll die Entscheidung angeblich Ende des
Jahres fallen. Mittlerweile hére ich die Botschaft
wohl, allein der Glaube fehlt mir.

Zum Schluss mdchte ich kurz auf den Vorwurf ein-
gehen, den Frau Dr. Schaal bezliglich des angebli-
chen Verstofles der CDU und der FDP gegen die
Hamburger Verfassung angesprochen hatte. Es ist
mittlerweile offenkundig, dass der Volksentscheid
unter vollkommen falschen Versprechungen und
Annahmen erfolgt ist.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wo steht denn
das in unserer Verfassung?)

Angesichts der weitreichenden negativen haus-
haltspolitischen Folgen ist die Aussetzung des
Ruckkaufs eine sinnvolle und legitime Forderung,
wenn man in einer schwierigen Situation bereit ist,
Verantwortung fiir unsere Stadt zu Ubernehmen.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Gamm, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Dr. Dressel?

Stephan Gamm CDU (fortfahrend):* Nein.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, insbesondere
von Rot-Griin, Sie sollten sich gerade bei juristi-
schen Argumentationen nicht zu weit aus dem
Fenster lehnen. Falls doch, méchte ich Sie kurz
daran erinnern, wie die Konzessionsvergabe an
Stromnetz Hamburg damals abgelaufen ist. Die
Vergabe der Konzession an ein stadtisches Unter-
nehmen ware im Rahmen eines normalen und re-
gelkonformen Vergabeverfahrens zum damaligen
Zeitpunkt gar nicht mdglich gewesen. Um die politi-
sche Gefahr, die Stromkonzession kurz vor der
Burgerschaftswahl 2015 zu verlieren, hat Birger-
meister Scholz kurzerhand einen Vertrag mit Vat-
tenfall geschlossen und so de facto das Ausschrei-
bungsverfahren ausgehebelt, denn alle anderen
Mitbewerber sind nach dem Vertragsabschluss aus
dem laufenden Verfahren ausgestiegen. Das heil}t,

der Gedanke des Bundeskartellamts und der Bun-
desnetzagentur, eine Wettbewerbssituation zu
schaffen, fand von diesem Zeitpunkt an nicht mehr
statt.

Es bleibt dabei, was ich an dieser Stelle bereits vor
genau einem Jahr gesagt habe: Der Riickkauf der
Energienetze infolge des Volksentscheids im Sep-
tember 2013 ist eine der gréften und teuersten po-
litischen Torheiten in der jingeren Geschichte un-
serer Stadt. Er ist klimapolitisch und wirtschaftlich
aus Sicht unserer Stadt ein totaler Reinfall. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Sparr von der
GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

Ulrike Sparr GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich weil3 nicht, worauf Herr
Gamm hereingefallen ist, vielleicht auf die Ver-
lockungen seiner eigenen Eloquenz.

(Dennis Thering CDU: Frechheit!)

Mit der Realitat hatte das, was wir gehért haben,
nur bedingt zu tun; ich werde im Lauf der Rede
darauf eingehen, auch Senator Kerstan wird ver-
mutlich noch einiges dazu sagen. Der von den
GRUNEN unterstiitzte Volksentscheid von 2013
hat in unserer Stadt eine Entwicklung angestol3en,
zu der wir uns beglickwlnschen kénnen.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD — Dr. Jérn Kruse AfD: Quatsch!)

Denn damit ist der Grundstein fiir die Energiewen-
de in Hamburg gelegt worden. Inzwischen ver-
pflichtet uns auch das Pariser Klimaabkommen, er-
hebliche Mengen an Treibhausgasen, wie CO, und
Methan, einzusparen. Das bedeutet in der Tat ins-
besondere den Ausstieg aus den fossilen Brenn-
stoffen Kohle, Ol, mittelfristig auch Erdgas. Dafiir
braucht man ein Konzept, das mit Sorgfalt erarbei-
tet werden sollte. Die Zeit dafir missen wir uns
gbnnen, denn es nitzt nichts, eine halbgare L6-
sung zu erarbeiten, die jahrzehntelang lauft und
letzten Endes nicht genug bringt.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN)

Die Energiewende ohne direkten Einfluss auf die
Netze zu bewerkstelligen ist schwierig bis unmdg-
lich, denn ein privatwirtschaftlich arbeitender Netz-
betreiber hat weder Anreiz noch Veranlassung,
sich um die Herausforderung der Energiewende zu
kiimmern, jedenfalls so lange nicht, wie Kohle als
Energietrager immer noch mit Milliardensummen
aus dem Bundeshaushalt subventioniert wird. Wir
haben uns diesen Herausforderungen so schnell
wie mdglich zu stellen. Der Klimawandel ist bereits
Realitat, und es gilt, diese Entwicklung zumindest
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abzubremsen, wenn wir auf diesem Planeten wei-
terhin in Frieden und Wohlstand leben wollen.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Das Stromnetz haben wir 2014 erworben. Dass
dies auch wirtschaftlich erfolgreich sein kann, zeigt
die stadtische Stromnetz Hamburg GmbH. Insofern
halte ich die Analyse — wenn man es so nennen
kann — von Herrn Gamm fiir etwas willkirlich. Die
scheinbar passenden herausgezogenen Zahlen
halten der Wirklichkeit nicht stand.

Stromnetz Hamburg hat dringend notwendige In-
vestitionen gestartet, die vom Vorgangerunterneh-
men so nicht getatigt worden sind, und wird trotz-
dem mehr als 20 Millionen Euro Gewinne in die-
sem Jahr erwirtschaften. Im Verbund des Projekts
NEW 4.0 spielt Stromnetz Hamburg eine wichtige
Rolle bei der Steuerung und Verteilung von unre-
gelmaRig anfallendem Windstrom in abnahmefahi-
ge Industrien, Gewerbebetriebe, Privathaushalte.
Naturlich werden wir zum 1. Januar 2018 auch das
Gasnetz erwerben. Damit erhalten wir auch die
Méoglichkeit, steuernd einzugreifen, also Erdgas in
dem Malde weiterhin einzusetzen, wie es verninf-
tig und erforderlich ist. Wir kénnen, Thema Sektor-
kopplung, die Fortentwicklung und Nutzung neue-
rer Technologien, wie Power-to-Gas, besser steu-
ern und sicherstellen. Die interessanteste und
grélte Herausforderung ist momentan der Erwerb
des Fernwarmenetzes. Diesbeziglich von einem
Scheitern zu sprechen ist etwas absurd, da wir ge-
rade bekannt gegeben haben, dass der Senat im
Herbst die Austibung der Option zum Erwerb erkla-
ren wird. Naturlich wird der endgultige Kauf dann
zum 1. Januar 2019 vollzogen werden. Bis dahin,
das meint auch die Energieabteilung der Behoérde
fur Umwelt und Energie, steht dem Senat und uns
im parlamentarischen Umweltausschuss noch eine
Menge Arbeit bevor. Denn die vom Volksentscheid
geforderte Umstellung der Hamburger Fernwarme-
versorgung auf umweltfreundliche Energietrager zu
sozial vertraglichen Preisen ist eine Herausforde-
rung, mit der wir echtes Neuland betreten.

Eine weitere Forderung des Volksentscheids, nam-
lich die nach Partizipation, haben wir mit der Griin-
dung des Energienetzbeirats erflllt. Dieser hat be-
reits neunmal getagt und begleitet den Planungs-
prozess mit wacher und kritischer Neugier. Die De-
batten dort sollten aber nicht dazu fuhren, dass der
parlamentarische Prozess zu kurz kommt. Denn
verfassungsgemal entschieden wird letztendlich in
Bilrgerschaft und Senat. Darum ist es wichtig,
auch die Burgerschaft auf dem Laufenden zu hal-
ten und die notwendigen Debatten hier zu flihren.
Bei dieser Gelegenheit sollten wir uns auch damit
befassen, welche Vorteile und Synergien sich aus
dem Erwerb der Netzfirmen insgesamt ergeben
und wie wir diese weiterhin gemeinsam steuern

wollen. Dem dient unser Antrag, und daflr bitte ich
um lhre Zustimmung. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Jersch von
der Fraktion DIE LINKE bekommt nun das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Den Antrag fand ich po-
sitiv putzig. Gleichzeitig fand ich es auch sehr trau-
rig, dass die Regierungskoalition sich zu so einem
Antrag gendtigt sieht, denn letztendlich spiegelt
sich das Misstrauen der Stadt gegenliber dem wi-
der, was die rot-griine Koalition mit dem Volksent-
scheid anstellt, wie sie ihn vermeintlich aussitzt,
wie sie ihn ausbremst.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Welche Stadt
meinen Sie da?)

Es sind die gesellschaftlichen Gruppen, die NGOs

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sind lhre
Freunde!)

in dieser Stadt, die ich damit konkret meine. Diese
Regierungskoalition muss sich nichts vormachen,
wenn Hamburg immer noch die Kohlemetropole
Deutschlands ist und hier letztendlich fur eine Um-
setzung nichts Nachhaltiges zu sehen ist, wenn
stattdessen Staatsrat Gabanyi auf der letzten
Energienetzbeiratssitzung den Standort Wedel fir
die Energiewende flir unverzichtbar erklart

(Zurufe von der SPD — Dr. Andreas Dressel
SPD: Senatsdirektor!)

— okay —, wenn nach wie vor bei den Absprachen
mit Vattenfall auf Geheimhaltung abgezielt wird
und in diesem Antrag eine Berichterstattung zum
30. Juni 2018 gefordert wird. Bis dahin ist Wedel
doch hoffentlich schon Geschichte — ein Kraftwerk,
das in Hamburg mit Sicherheit in diesem Zustand
nicht mehr laufen wirde, weil lhnen die Leute we-
gen der standigen Partikelniederschlage in ihren
Vorgarten die Bude einrennen wirden. Liebe Kol-
legin Dr. Schaal, der Vorschlag, der Energienetz-
beitrat, der sicherlich eine positive Errungenschaft
im Zuge dieses Volksentscheids ist, solle dreimal
jahrlich tagen, kam von lhnen — dreimal. Wir haben
jetzt etwas mehr als ein Jahr Energienetzbeirat
und haben neunmal getagt.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das ist doch
schon! — Michael Kruse FDP: Nur die Ener-
giewende hat nicht stattgefunden!)

Das zeigt doch, dass die Kritik, die wir damals an
Ihnen Ubten, etwas Positives bewirkt hat und dass
dieser Energienetzbeirat tatsachlich ein wichtiges
Instrument ist, der mehr Entscheidungsbefugnisse
bekommen sollte.

(Beifall bei der LINKEN)
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Das Petitum ist meiner Meinung nach in Ordnung.
Es ist zwar viel zu spat, was Sie dort wollen, es ist
eine Beruhigungspille fir die Stadt angesichts des-
sen, was mit Moorburg Trasse 2.0 und einem még-
lichen Anschluss von Moorburg nach 2020, was
mit einer Nichtabschaltung von Wedel auf die Stadt
weiterhin zukommt und was letztendlich die Be-
richterstattung fir Stromnetz Hamburg angeht. Ich
bin gespannt, wie die Stadt dann erklart, warum
die Investitionen heute notwendig sind und sie
nicht von Vattenfall zu dem Zeitpunkt getatigt wor-
den sind, als sie die Mehrheit an Stromnetz Ham-
burg hatte. Das sind Projekte, die diese Stadt wei-
terbringen wirden. Aber diese Regierungskoalition
schludert und verzogert sie. Darauf wollen wir Ant-
worten haben. Wir werden dem Petitum zustim-
men, besser spat als Uberhaupt nicht. Wir werden
aber auf friihere Antworten drangen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Kruse von der
FDP-Fraktion bekommt nun das Wort.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Zu-
nachst einmal haben wir als Politik beziehungswei-
se der Senat mit dem Volksentscheid eine Aufga-
be bekommen, unter anderem die Aufgabe, die
Energienetze zurlckzukaufen. Die Nebenbedin-
gung war: 6kologisch. Dazu ist viel gesagt worden
Richtung Wedel; da kann ich mich den Kritiken der
anderen Kollegen aus der Opposition nur anschlie-
Ren. Aber es ist auch etwas dazu gesagt worden,
dass dieser Ruckkauf sozial gerecht stattfinden
soll. — Interessiert Sie das innerhalb der SPD auch,
oder wollen Sie sich lieber Uber andere Dinge un-
terhalten? Denn sonst kann ich einfach weiterer-
zahlen.

(Séren Schumacher SPD: Mach mal!)
—Ja? Okay.

Die Aufgabe war, den Netzerlckkauf sozial ge-
recht zu gestalten. Wir haben uns die Zahlen an-
gesehen. Frau Schaal, Sie machen es sich zu ein-
fach, wenn Sie immer Uber Stromnetz Hamburg re-
den. Ja, sie hat einen Gewinn gemacht, aber es
kostet ja auch etwas, diese Netze zuriickzukaufen.
Diese Kosten sind in der Muttergesellschaft abge-
bildet. Berlcksichtigt man die Rickkaufkosten, so
machen wir mit dem Stromnetz in Hamburg Ver-
lust. Im ersten Jahr, in dem uns das wieder voll ge-
hért hat, haben wir einen Verlust erwirtschaftet. Ich
wurde mich fir die politische Debatte freuen, wenn
wir nicht stédndig nur Teilaspekte beleuchten und
dartiber immer das grofle Ganze vergessen. Wir
haben Verluste gemacht. Ich bin bei Ihnen, wenn
Sie sagen, dass kiinftig trotz der Anlaufkosten viel-
leicht Gewinne erzielt werden koénnen; darlber
kann man reden. Aber wir kdnnen festhalten, dass
das, was uns mit dem Volksentscheid als Aufgabe

gegeben worden war und im Text verankert ist,
namlich ein sozial gerechter Rickkauf, nicht das
ist, was wir hier sehen, wenn wir mit den Netzen,
die jetzt in unserem Eigentum sind, Verlust ma-
chen.

(Beifall bei der FDP — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Kruse, lassen Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Sparr zu?

Michael Kruse FDP: Sehr gern, wenn Sie dafir
sorgen, dass die anderen rot-grinen Abgeordne-
ten ein bisschen ruhiger sind.

Vizeprasidentin Antje Moller: Die Zusage geht
nur ohne Bedingungen, aber ich bin lhnen gern zu
mehr Aufmerksamkeit behilflich.

Zwischenfrage von Ulrike Sparr GRUNE: Herr
Kollege Kruse, ist lhnen bewusst, dass Stromnetz
Hamburg flr das Jahr 2017 nicht nur, wie in der
Vorausschau steht, 26 Millionen Euro Plus machen
wird, sondern dass auch die Gesellschaft HGV flr
2017 mit einem Uberschuss von 10 Millionen Euro
plant?

Michael Kruse FDP (fortfahrend): Vielen Dank fir
diesen Hinweis. Ja, das ist mir bewusst. Ist Ihnen
denn auch bewusst, dass fur das Jahr 2016 im
Plan auch ein Gewinn flr Stromnetz Hamburg
stand, der sich so nicht realisiert hat? Ist lhnen
auch bewusst, dass auch bei der HEG — wir reden
nicht Gber die HGV, ich glaube, da haben Sie jetzt
einen kleinen Fehler gemacht — ein Gewinn ausge-
wiesen war im Plan fir das Jahr 2016 und wir tat-
sachlich in diesem Bereich einen Verlust gemacht
haben? Ist lhnen also bewusst, dass Sie uns
falsche Zahlen angekiindigt haben? Und ist Ihnen
bewusst, dass ein Verlust schlecht und ein Gewinn
gut ist und Sie nicht immer nur Gewinne ankindi-
gen koénnen und am Ende Verluste machen? Das
ist ndmlich schlechte Politik, und genau dazu sind
wir nicht beauftragt worden.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos und Stephan Gamm
CDU - Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Lassen Sie erneut eine weitere Zwischenfrage von
Frau Sparr zu?

Michael Kruse FDP: Ja. Zweieinhalb Minuten ha-
be ich noch.

Zwischenfrage von Ulrike Sparr GRUNE: Nur ei-
ne kurze Nachfrage: Halten Sie es fiir angemes-
sen, dass ein Unternehmen, das einen Besitzer-



4628 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 63. Sitzung am 13. September 2017

(Ulrike Sparr)

wechsel, in diesem Fall in die Hande der Stadt
Hamburg, vollzogen hat, nicht nur in die Biicher,
sondern auch in deren Anlagen guckt, und wenn
es feststellt, dass dort Investitionsbedarf besteht,
diesen dann auch tatigt?

Michael Kruse FDP (fortfahrend): Ja, das halte ich
fir angemessen, das habe ich Ulbrigens in meiner
Rede auch schon gesagt; vielleicht waren Sie da
nicht ganz aufmerksam. Halten Sie es im Gegen-
zug dann auch fir angemessen, dass Ihr Senator
— damals noch in der Rolle als Fraktionsvorsitzen-
der — sich hier in die Burgerschaft stellt und vor
dem Volksentscheid sagt, es gebe garantierte Ge-
winne fur Netzunternehmen? Die gibt es nicht. Es
gibt lediglich eine in der H6he garantierte Vergu-
tung fur den Strom, aber der Gewinn ist nicht ga-
rantiert. Dass er nicht garantiert ist, sieht man auch
daran, dass lhr Unternehmen unter Berlcksichti-
gung der Finanzierungskosten einen Verlust ge-
macht hat. Genau das prangern wir an. Sie haben
die Hamburgerinnen und Hamburger im Jahr 2013
hinter die Fichte gefuhrt. Wir messen Sie jetzt an
Ihren Wahlversprechen. Eines lhrer Versprechen
zum Netzeriickkauf hat gelautet, dass wir mit den
Netzen Uber 50 Millionen Euro nach Zins und Til-
gung Gewinn machen. Davon sind wir weit ent-
fernt. Wir machen Verluste. Und da ist das alles
noch gar nicht bericksichtigt. Insofern halte ich
das fir in Ordnung, aber Sie sollten sich dann
auch einmal an lhren Versprechungen messen las-
sen. Sie haben echt versagt. Deswegen haben wir
Sie im Mai mit unserem Antrag dazu aufgefordert,
den Netzeriickkauf so lange auszusetzen, bis Sie
uns einen vernlnftigen Plan prasentieren kénnen,
wie Sie die Schulden, die Sie fir die Hamburgerin-
nen und Hamburger zusatzlich machen, zurtck-
zahlen kénnen. Diesen Plan wollen wir von lhnen
sehen. Dieser Plan ist von den Hamburgerinnen
und Hamburgern gefordert worden, die den Net-
zeriickkauf wollten. Deswegen sollten Sie ihn end-
lich vorlegen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos und Stephan Gamm
CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Professor Kru-
se von der AfD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Verstaatlichungen
sind so gut wie immer falsch, weil ineffizient. Das
wird umso schlimmer, je langer dieser Zustand an-
halt.

(Farid Miiller GRUNE: Es niitzt ja nichts!
Das Volk hat entschieden!)

Das gilt besonders fiir Monopole, weil bei Monopo-
len nicht mehr der normale Marktmechanismus da
ist, der die Ineffektivitait begrenzen koénnte, wie

zum Beispiel bei Sparkassen. Mit anderen Worten:
Die Entscheidung war falsch, aber es ist die Ent-
scheidung des Souverans gewesen. Die Burger
haben sich entschieden. Diese Entscheidung war
zwar falsch, aber sie haben sich entschieden, und
jetzt hat der Senat den Schwarzen Peter.

Nun habe ich gehdrt, dass Senator Kerstan gleich
ans Pult treten will; er wird es sicherlich schénre-
den, dessen bin ich sicher. Trotzdem finde ich es
inakzeptabel, wenn in diesem Antrag vonseiten der
Regierungsfraktionen die CDU und die FDP dafur
gescholten werden, dass sie das problematisieren,
und sie zu Verfassungsfeinden erklart worden sind.
Das ist wirklich daneben und es ist inakzeptabel,
das in einem Antrag zu formulieren.

(Beifall bei der AfD — Dirk Nockemann AfD:
Bravo!)

In der Sache haben Sie natirlich recht. Im Antrag
steht, dass der Senat das prifen soll. Dem stim-
men wir zu. Klar ist natirlich, was dabei heraus-
kommt. Es wird ein schéner Bericht werden nach
dem Motto, alles prima, alles super gelaufen, wir
sind alle glucklich. Aber das ist naturlich kein Be-
richt, den die Birgerschaft haben méchte. Die Bir-
gerschaft braucht einen Bericht, in dem unabhan-
gige Gutachter aufzeigen, was passiert ist. Dann
wollen wir sehen, ob das, was der Senat uns hier
vortragen wird, auch vor unabhangigen Gutachtern
standhalt. Ich flrchte nein. Deshalb glaube ich
auch, dass der Senat meinem Vorschlag, unab-
hangige Gutachter zu berufen, nicht folgen wird. —
Danke fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren, das Wort bekommt nun Herr Senator Ker-
stan.

Senator Jens Kerstan: Frau Prasidentin, meine
Damen, meine Herren! Wir erinnern uns alle, dass
vor vier Jahren, im Rahmen des Volksentscheids
zum Ruckkauf der Hamburger Energienetze, die
politischen Auseinandersetzungen hart waren,
auch hier im Hause.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Stimmt!)

Heute, vier Jahre spater, hatte ich gedacht, dass
diese Entscheidung und diese Auseinandersetzun-
gen hinter uns liegen, und ich hatte vor, eine
staatstragende Rede zu halten. Bei diesen hane-
bichenen Argumenten, die ich gerade gehdrt ha-
be, fallt es mir sehr schwer, bei meinem Vorsatz zu
bleiben. Ich will aber zumindest versuchen, im Ton
sachlicher zu bleiben als die Opposition.

Volksentscheide sind, wie in unserer Verfassung
steht, verbindlich. Es war notwendig, das in unsere
Verfassung zu schreiben, weil die grofte Oppositi-
onspartei, als sie in Regierungsverantwortung un-
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ter Burgermeister Ole von Beust war, es fir rech-
tens hielt, einen Volksentscheid zur Reprivatisie-
rung des LBK zu ignorieren, mit dem das Volk der
Regierung aufgetragen hatte, ihn nicht zu verkau-
fen.

Heute, vier Jahre spater, tut genau die gleiche Par-
tei, die damals den Volkswillen missachtet hatte,
sodass das Volk sich genétigt sah, in die Verfas-
sung zu schreiben, dass auch eine Regierung sich
an den Volkswillen zu halten hat, so, als kénne sie
in der Opposition den Volkswillen erneut ignorie-
ren, indem eine Entscheidung des Volkes, die Net-
ze zurlickzukaufen, ignoriert und der Verkauf aus-
gesetzt werden kann.

(Michael Kruse FDP: Nein, Sie ignorieren,
dass das Volk Sie beauftragt hat!)

Zeigen Sie mir einen einzigen Paragrafen in unse-
rer Verfassung, der Sie dazu berechtigt. Sie wer-
den ihn nicht finden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dass Sie vier Jahre spater im Grunde genommen
den gleichen Fehler mit voller Inbrunst wieder be-
gehen, Iasst doch in puncto eines Demokratiever-
sténdnisses in diesem Hause auch bei der grofiten
Oppositionspartei, Ubrigens auch bei der FDP,
sehr zu winschen Ubrig. Das halte ich fir eine
traurige Entwicklung.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Jetzt kommen wir einmal zu den Versuchen, das
inhaltlich zu unterfittern. Ich muss mich doch
schon sehr wundern, dass eine Partei wie die FDP,
die sich Wirtschaftspartei nennt, offenkundig nicht
in der Lage ist, Bilanzen oder Gewinn- und Verlust-
rechnungen richtig zu lesen. Denn Herr Kruse hat
heute mehrfach gesagt, dass Stromnetz Hamburg
Verluste machen wirde.

(Michael Kruse FDP: Nein, das habe ich
nicht gesagt, Herr Kerstan!)

— Doch, naturlich, dann gucken Sie einmal ins Pro-
tokoll.

(Michael Kruse FDP: Nein, dann lesen wir
zusammen das Protokoll! Das ist doch
Quatsch! Zitieren Sie mich doch nicht
falsch!)

— Ich habe lhnen sehr genau zugehort. Mehrfach
haben Sie davon gesprochen, dass wir mit dem
Rickkauf der Netze Verluste machen. Da wurde
ich Ihnen einfach empfehlen, einen Blick in die Ge-
winn- und Verlustrechnung von Stromnetz Ham-
burg des letzten Jahres zu werfen. Dann werden
Sie feststellen, dass Stromnetz Hamburg im letzten
Jahr 11,4 Millionen Euro Gewinn gemacht hat.

(Michael Kruse FDP: Das weil} ich, das ha-
be ich nicht bestritten!)

Horen Sie auf, um Ilhrer kruden Thesen willen
schlichtweg die Unwahrheit zu sagen.

Es ist erstaunlich, dass Stromnetz Hamburg in die-
sem Jahr einen Gewinn gemacht hat, obwohl in
diesem Jahr erstmalig die beiden Servicegesell-
schaften mit mehreren hundert Mitarbeitern inklusi-
ve Pensionsverpflichtung von Vattenfall ibernom-
men wurden. Und das Ubrigens — auch das ist et-
was, Herr Kruse, wenn Sie sich einmal mit Zahlen
beschéaftigen wirden —, obwohl Stromnetz Ham-
burg im letzten Jahr 50 Prozent mehr investiert
hatte, als der Vorbesitzer Vattenfall vorgesehen
hatte. Selbst bei einer Erhéhung der Investitions-
quote um 50 Prozent macht Stromnetz Hamburg
immer noch Gewinne. Insofern sollten Sie als Wirt-
schaftspartei einmal versuchen, aus einem Plus
nicht ein Minus zu machen. lhre Wirtschaftskompe-
tenz haben Sie heute nun wirklich nicht unter Be-
weis gestellt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Glocke)

Vizepréasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Senator, einen Moment bitte. Meine Damen
und Herren, es ist zu laut. Ich sehe hier minde-
stens zehn Zweiergesprache und bitte doch dar-
um, dass Sie diese im Plenarsaal einstellen. — Herr
Senator, Sie haben das Wort.

Senator Jens Kerstan: Herr Kruse.

Vizeprasidentin Antje Moller: Entschuldigung, ei-
ne Zwischenfrage von Herrn Kruse. Lassen Sie sie
zu?

Senator Jens Kerstan: Das Parlament darf den
Senat immer fragen.

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!)

Michael Kruse FDP: Herr Kerstan, ich habe zwei
Fragen. Erste Frage: Lesen Sie eigentlich die Ant-
worten, die der Senat auf Schriftliche Kleine Anfra-
gen der Abgeordneten gibt? Die zweite, damit ver-
bundene Frage: Haben Sie gelesen, dass der Se-
nat auf meine Anfrage geantwortet hat, dass die
HEG Verluste gemacht hat

(Dr. Monika Schaal SPD: Das stimmt doch
gar nicht!)

und diese nur damit zu begriinden sind, dass die
Netze zurlickgekauft werden mussten, und dass
fur den Netzerlickkauf ein Verlust im Jahr 2016 zu
Buche geschlagen ist, oder ignorieren Sie diesen
Tatbestand?

Senator Jens Kerstan (fortfahrend): Wenn Sie die
Hamburger Verfassung kennen, Herr Kruse, dann
wissen Sie, dass der Hamburger Senat die Schrift-
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lichen Kleinen Anfragen nicht nur beantwortet,
sondern auch gemeinschaftlich beschlief3t und die-
se Antwort durchaus von meiner Behdrde mit erar-
beitet wurde. Was Sie ignorieren, ist einfach, dass
in diesem Jahr mehrere hundert Mitarbeiter Uber-
nommen wurden und in der mittelfristigen Finanz-
planung fiir dieses Jahr einmalig ein Gewinn aus-
gewiesen wurde, der nicht reicht, um auch die Zin-
sen abzudecken. Das war im letzten Jahr anders
und im nachsten Jahr und in den nachsten flnf
Jahren auch. Sie haben sich ein einziges Jahr her-
ausgegriffen,

(Michael Kruse FDP: Wir haben nur eins!)

in dem fast tausend Mitarbeiter iGbernommen wur-
den und in einem einzigen Jahr die Zinsen nicht er-
wirtschaftet wurden. Wenn Sie einmal eine Investi-
tion tatigen wirden, Herr Kruse, selbst einmal Ver-
antwortung Ubernehmen wirden, dann wissten
Sie auch, dass Sie in der gesamten Periode einen
Gewinn machen missen. Und in der gesamten Pe-
riode sind die Zinsen mit den Gewinnen von
Stromnetz Hamburg gesichert.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und wenn Herr Jersch heute behauptet, der Ham-
burger Senat wurde die Umsetzung des Volksent-
scheids verzdégern, dann muss ich mich sehr wun-
dern. Wir haben die Stromnetze zu 100 Prozent
zurlickgekauft, in diesem Jahr die beiden Service-
gesellschaften bernommen, wir sind im Moment
im Prozess, die Gasnetze zurlickzukaufen. Wir ha-
ben nicht nur die Option angekiindigt auszutiben,
wir haben den im Vertrag festgelegten Preis tber-
prift. Es war ein fairer Preis. Hamburg kann zu
diesem Preis kaufen, und am 1. Januar 2018 wer-
den wir die Gasnetze libernehmen. Und so, wie es
in den Vertragen festgesetzt ist, werden wir noch in
diesem Jahr die Optionsausiibung ankiindigen,
womit dann eine finanzielle Bewertung der Fern-
warmegesellschaft ausgelbt wird.

Wo sehen Sie eigentlich irgendeine Verzdgerung
im Rickkauf der Netze, Herr Jersch? Das ist eine
genauso absurde Behauptung wie die Behauptung
von Herrn Kruse, dass Stromnetz Hamburg Verlu-
ste machen wurde.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Im Gegensatz zu lhnen setzt der Hamburger Senat
den Volkswillen konsequent um. Wir kénnen schon
eine Zwischenbilanz ziehen: Die bisherigen Schrit-
te waren erfolgreich, die Aussichten, den Volksent-
scheid erfolgreich umzusetzen, sind in den nach-
sten Jahren gut. Insofern kénnen wir mit Stolz sa-
gen, dass wir im Gegensatz zu Teilen der Oppositi-
on alles tun, um den Volkswillen, der im Volksent-
scheid ausgedriickt wurde, umzusetzen. Es war ei-
ne gute und richtige Entscheidung, von der Ham-
burg profitieren wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Dr. Schaal
von der SPD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Dr. Monika Schaal SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Es ist ungeheuerlich, wie CDU
und FDP immer wieder das Unternehmen Strom-
netz Hamburg herunterzureden versuchen. Das
Unternehmen hat seit 2016 im ersten Geschéfts-
jahr einen Gewinn von 11 Millionen Euro vor Steu-
ern und 10 Millionen Euro nach Steuern gemacht.
Sie haben nicht berticksichtigt, dass auch in die In-
frastruktur vermehrt investiert wurde, dass ein gan-
zes Unternehmen umstrukturiert wurde und dass
trotzdem noch 10 Millionen Euro Gewinn nach
Steuern herauskommen. Das, finde ich, ist eine
grofRe zu wirdigende Leistung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Umstrukturierungsaufwand kann wegen des
Regulierungssystems nicht sofort, sondern erst in
der nachsten Regulierungsperiode erldst werden.
Insofern ist damit Uberhaupt kein Risiko verbun-
den, Herr Kruse.

Herr Gamm, Sie wiederholen immer wieder die
Aussage, man solle den Volksentscheid auf Eis le-
gen, und sprechen von einem Moratorium. Sie sind
aber immer wieder die Antwort schuldig geblieben
auf die Frage, wo in der Verfassung steht, ein Mo-
ratorium sei beim Volksentscheid vorgesehen. In
der Verfassung steht gar nichts von einem Morato-
rium.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Hier ist auch nicht die Unwahrheit gesagt worden,
denn wir haben bereits vor dem Netzeriickkauf ge-
wusst, dass 2017 und 2018 wegen der Regulie-
rung mit einem geringeren Uberschuss zu rechnen
ist. Das ist vor dem Kauf bekannt gewesen, und in-
sofern ist hier niemand hinter die Fichte gefuhrt
worden, Herr Kruse.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ab 2019 wird die Regulierung wieder ertrags- und
vor allen Dingen investitionsfreundlicher werden,
und das ist gut fur das Unternehmen, aber auch
gut fur unsere Infrastruktur.

Mich wundert es sehr, Herr Gamm, dass Sie auch
Uber den Diskussionsprozess hinsichtlich der Fern-
warme herziehen. Sie sitzen doch die ganze Zeit
im Energienetzbeirat und wissen genau, dass der
Beschluss, sich aufgrund bestimmter Bedingungen
vom GuD zu verabschieden, einmitig getroffen
wurde. Keiner war dagegen, auch Sie nicht, soweit
ich mich erinnere.

Stromnetz Hamburg hat inzwischen wichtige Auf-
gaben fir die Stadt Gbernommen. Am Ende des
Jahres werden wir 600 Offentliche Ladesaulen fir
Elektroautos aufgebaut haben, bis 2019 sollen es
1 000 sein. Der Vertreter der Automobilindustrie
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hat uns gestern in der Anhérung zum Luftreinhalte-
plan bescheinigt, dass Hamburg damit ganz vorn
liegt.

Gemeinsam mit Hochbahn und dem VHH wird
auch die Struktur fir eine Elektrobusflotte gemein-
sam mit Stromnetz Hamburg entwickelt und aufge-
baut. Des Weiteren unterstutzt das Unternehmen
die Stadt bei der im Februar 2017 begonnenen
Herauslésung des Gasnetzes aus dem E.ON-Kon-
zern, natdrlich aufgrund der eigenen gemachten
Erfahrungen. Und bereits seit 2016 kooperieren
das offentliche Unternehmen Stromnetz Hamburg
und das noch private Unternehmen Gasnetz bei
dem Anschluss von Gas- und Stromleitungen. Wer
einen Neubau hat und sich Gas und Strom legen
lassen muss, kann das gemeinsam beantragen; es
wird gemeinsam durchgefiihrt. Das ist Service, das
spart Zeit, das spart Geld und auch Arger.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir kdnnen stolz sein auf das Unternehmen Strom-
netz Hamburg GmbH mit all ihren hoch motivierten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, von denen ein
Teil bei uns ist und die Debatte verfolgt. Gerade in
Zeiten der Energiewende ist es unerlasslich — dar-
auf hat meine Kollegin Ulrike Sparr hingewiesen —,
dass die Stadt an den Schalthebeln fir die Umset-
zung der Energiewende sitzt.

CDU und FDP sollen endlich mit ihren destrukti-
ven, ideologisch motivierten Norgeleien an den Un-
ternehmen aufhoren. Dafir gibt es Uberhaupt kei-
nen Grund. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
Herr Gamm von der CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr verehrte Damen und Herren! Frau
Dr. Schaal, ich muss doch noch einmal ein paar
Sachen klarstellen. Es freut mich ja, dass Sie jetzt
eine flammende Verteidigerin des Volksentscheids
fur den Ruckkauf der Netze geworden sind.

(Kazim Abaci SPD: So sind wir!)

Aber ich kann mich noch daran erinnern, dass ich
mit Kollege Dressel vor dem Volksentscheid wo-
chenlang zusammengesessen habe,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, so war das!)

um genau das, was jetzt passiert ist, zu verhin-
dern. All die Argumente, die wir damals hatten und
die gegen den Rickkauf gesprochen haben, be-
wahrheiten sich jetzt.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das haben Sie al-
les nicht kapiert!)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Gamm, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Dr. Dressel?

Stephan Gamm CDU:* Sehr gern.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:
Es stimmt zwar, dass wir damals auf der anderen
Seite standen, aber wissen Sie, wie man sich nach
einem Volksentscheid, wenn die Sache entschie-
den ist, verhalt?

Stephan Gamm CDU:* Es geht doch um die Fra-
ge, ob die Umsetzung wirklich so funktionieren
konnte, wie wir es damals diskutiert haben.

Dr. Andreas Dressel SPD: Hat das Volk entschie-
den oder nicht?

Stephan Gamm CDU:* Wie bitte?

Dr. Andreas Dressel SPD: Hat das Volk entschie-
den oder nicht?

Stephan Gamm CDU:* Ja. Aber es geht doch dar-
um, dass die guten Argumente, die wir damals da-
fur hatten, warum das Ganze nicht funktioniert, ...

Dr. Andreas Dressel SPD: Demokratie ist doch
auch zu akzeptieren.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Gamm, einen
Moment bitte. — Herr Dr. Dressel, Sie kdnnen eine
Zwischenfrage stellen, warten die Antwort ab und
lassen dann den Redner weiterreden. Méchten Sie
eine weitere Zwischenfrage stellen? Sie kennen
die Regeln. — Herr Gamm hat das Wort.

Stephan Gamm CDU (fortfahrend):* Ich muss
mich doch wundern, dass Sie einfach versuchen,
die Realitat umzudichten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nein, das Volk
hat entschieden!)

Alle Bedenken, die wir damals hatten, bewahrhei-
ten sich jetzt. Es geht uns wirklich nicht darum, hin-
sichtlich Stromnetz Hamburg Bashing zu betrei-
ben. Nein, wir haben immer gesagt, es wird keine
garantierte Rendite oder keinen garantierten Ge-
winn geben, es ist kein bombensicheres Geschaft.
Und das zeigt sich jetzt.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Méller (unterbrechend):
Herr Gamm, es gibt eine zweite Zwischenfrage.
Lassen Sie sie zu?



4632 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 63. Sitzung am 13. September 2017

Stephan Gamm CDU:* Nein, jetzt nicht, danke.

Vizeprasidentin Antje Moller: Dann fahren Sie
bitte fort.

(Farid Miiller GRUNE: Jetzt wollen Sie dem
Volk erklaren, es habe falsch entschieden!
Eine tolle Idee!)

Stephan Gamm CDU (fortfahrend):* Unsere Auf-
gabe muss sein, einen vernlnftigen Weg zu fin-
den, wie man mit diesem sehr unerfreulichen Er-
gebnis mit all seinen negativen Begleiterscheinun-
gen, die sich jetzt deutlich zeigen, umgeht. — Dan-
ke.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Frau Sparr von der
GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Gamm, ich finde das
nur noch argerlich. Sie behaupten, die Umsetzung
des Volksentscheids sei gescheitert, dabei sind wir
mitten in der Umsetzung. Wir sind doch Uberhaupt
nicht an dem Punkt, dass wir Bilanz ziehen und sa-
gen konnten, die Umsetzung sei gescheitert oder
gut gelaufen. Alles, was wir bisher erleben, geht
eher in eine positive Richtung. Sie versuchen das
systematisch schlechtzureden, picken sich irgend-
welche einzelnen Zahlen heraus, sehen nicht das
groRe Ganze, wollen es aus parteitaktischen Grin-
den letzten Endes nicht sehen — wir sind im Wahl-
kampf, okay —, und das Ubergeordnete Ziel, Um-
setzung des Volksentscheids, Umsetzung der
Energiewende, Umsetzung des Pariser Klimapro-
tokolls, interessiert Sie aus kleinkarierten Griinden
Uberhaupt nicht. Das finde ich mies. So sollten wir
nicht miteinander arbeiten. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Glocke)

Vizeprasidentin Antje Méller: Frau Abgeordnete,
ich erinnere Sie an den parlamentarischen Sprach-
gebrauch.

Jetzt sehe ich keine weiteren Wortmeldungen
mehr. Damit kommen wir zur Abstimmung.

Wer méchte die Drucksache 21/10233 an den Aus-
schuss fur Umwelt und Energie Uberweisen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache und
stimmen Uber den gemeinsamen Antrag von SPD
und GRUNEN aus Drucksache 21/10233 ab.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Zustimmung erfolgt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 27, Druck-
sache 21/9700, Senatsmitteilung: Umsetzung der
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen in
Hamburg.

[Senatsmitteilung:

Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele der Verein-
ten Nationen in Hamburg

— Drs 21/9700 -]

Diese Drucksache modchten die Fraktionen der
SPD, GRUNEN und LINKEN an den Ausschuss fiir
Umwelt und Energie Uberweisen. Die Fraktionen
der SPD und der GRUNEN beantragen dariiber
hinaus die Mitberatung in den folgenden Fachaus-
schissen: Europaausschuss, Ausschuss flr Sozia-
les, Arbeit und Integration, Schulausschuss, Stadt-
entwicklungsausschuss, Ausschuss fir Wirtschaft,
Innovation und Medien sowie Ausschuss fir Wis-
senschaft und Gleichstellung.

Wird dazu das Wort gewlnscht? — Frau Krischok
von der SPD-Fraktion, Sie bekommen es.

Annegret Krischok SPD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die Be-
deutung von nachhaltigem Handeln wird uns aktu-
ell in den Nachrichten — ich muss sagen, leider —
vor Augen gefiihrt. Die schlimmen Bilder von den
Uberschwemmungen in Indien und die verheeren-
den Stirme in der Karibik und den USA zeigen
uns, wie die Klimaveranderung unserer Tage wort-
wortlich das Leben von Menschen gefahrdet. Es ist
unglaublich, dass der Prasident der Vereinigten
Staaten gegen den gesamten meteorologischen
Sachverstand leugnet, dass unser aller Handeln
und unser aller Wirtschaften die Ursache ist. Sogar
in diesem Hause soll es Vertreter von Parteien ge-
ben, die ein Programm vertreten, das das Offen-
sichtliche in diesem Punkt auch nicht wahrhaben
will. Wir missen Nachhaltigkeit in allem mitdenken,
weil es ein roter Faden fiir unser gesamtes Han-
deln sein muss.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die politischen Vorgaben durch die Agenda 2030
der Vereinten Nationen und der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung geben
Rahmenbedingungen vor und betonen zu Recht
die Bedeutung der Stadte, ihre Bedeutung als Ver-
ursacher von Problemen und gleichzeitig als Chan-
cenraum fir Losungen. Hamburg ist natirlich mit
beidem genauso angesprochen wie jede andere
GroRstadt weltweit. Aber wir missen uns nicht ver-
stecken, denn in vielem sind wir schon wirklich gut.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die vorliegende Senatsdrucksache zur Umsetzung
der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen in
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Hamburg gibt daflir gute Leitlinien. In der Drucksa-
che werden fiunf Themenkomplexe mit 17 Zielen
und vielen Maflnahmen genannt. Da die Drucksa-
che an sieben Ausschisse Uberwiesen wird, wer-
den viele von Ihnen noch Gelegenheit finden, sich
mit den Details auseinanderzusetzen. Sie werden
dann feststellen, dass der Senat nicht erst jetzt das
Thema Nachhaltigkeit entdeckt hat, sondern an
bereits erfolgreich begonnene Schritte anknlipfen
kann.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erinnern moéchte ich daran, dass Hamburg 2011
als Europaische Umwelthauptstadt ausgezeichnet
wurde und den Titel Fairtrade-Stadt erhielt.

Zur Nachhaltigkeit im Verstandnis der UNO-Agen-
da gehoért auch der Zugang zu erschwinglichem
Wohnraum. Die Stadt Hamburg baut von allen
bundesdeutschen Grofstadten, relativ gesehen,
die meisten Sozialwohnungen. Und wir schaffen
neuen Wohnraum, ohne dass wir dabei den gru-
nen Charakter unserer Stadt aufgeben. Ich glaube,
in dieser Hinsicht kann Hamburg fiir manche Stadt
ein Vorbild sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nachhaltigkeit bedeutet aber auch, etwas zu be-
ginnen, das in die Zukunft wirkt und die Lebensbe-
dingungen fir kinftige Generationen schafft. Be-
reits Madchen und Jungen missen verstehen, was
ein verantwortungsvoller Umgang mit der Welt be-
deutet. Das fangt in den Kitas an und mindet in ei-
nem Schulsystem, in dem das Thema Nachhaltig-
keit in den Lehrplanen verankert ist. Die UNESCO
hat Hamburg Ubrigens in diesem Zusammenhang
fir seine vorbildliche Arbeit gewlrdigt und als Key-
Partner fiir das Weltaktionsprogramm genannt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Jetzt mdchte ich mit den Worten des Schriftstellers
Salman Rushdie schlief3en. Er sagte Uber die Zu-
kunft der Menschheit: Die Jugend sei wissbegierig
und tatkraftig. Darum sei er sicher, dass diese jun-
gen Menschen in einer gerechten guten Welt leben
werden. Meine Damen und Herren, wir haben nur
eine Welt. Wenn die UNO uns zu Handlungen auf-
fordert, dann sind wir alle gefordert. Tragen wir alle
dazu bei, dass wir in Hamburg unser Bestes ge-
ben. — Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Gamm von
der CDU-Fraktion bekommt nun das Wort.

Stephan Gamm CDU:* Verehrtes Prasidium, liebe
Kolleginnen und liebe Kollegen! Immer mehr Men-
schen werden sich dartber bewusst, dass Lebens-
qualitat mehr ist als materieller Wohlstand, als Kon-
sum und Kommerz, als das neueste Smartphone
und die nachste Fernreise. Viel wichtiger ist den

meisten ein gesundes und sicheres Leben. Dazu
gehdrt eine befriedigende Arbeit, eine intakte Um-
welt und ausreichend Zeit fur sich, fur die Familie,
fur gesellschaftliches Engagement und Freunde.
Viele Menschen wollen, dass ihr Lebensstil weder
auf Kosten anderer noch von Natur und Umwelt
geht. Ohne nachhaltiges Handeln kénnen Wohi-
stand und Lebensqualitat nicht fir alle erreicht und
bewahrt werden. Daher stellen die Nachhaltigkeits-
ziele der Vereinten Nationen auch flir Hamburg
einen wichtigen und fortschrittlichen Orientierungs-
rahmen dar. Der Senat bittet uns heute, von den
Ausfihrungen der Drucksache 21/9700 Kenntnis
zu nehmen. Kenntnis zu nehmen von einer 36-sei-
tigen Liste von Uberzeugungen des Senats, Pla-
nen und Aussichten ist das eine, wichtiger ist aber
zu schauen, was der Senat tatsachlich macht.
Nicht diese Uberzeugung, Plane und Aussichten
fordern das Wohl unserer Stadt und ihrer Burgerin-
nen und Burger, sondern das tagliche Handeln,
das Umsetzen dessen, was gewollt ist. Die Agenda
2030 gibt mit 17 globalen Zielen fir nachhaltige
Entwicklung kein einfaches Handlungsprogramm
vor, sondern ist vielmehr als ein sehr langfristiger
Orientierungsrahmen zu verstehen. Die Bundesre-
gierung hat sich im Ubrigen in ihrer nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie an Inhalt und Systematik
der Agenda 2013 orientiert. Sie weist den Landern
und Kommunen bei der Umsetzung der deutschen
Nachhaltigkeitsziele eine entscheidende Rolle zu.
Mit der vorliegenden Drucksache gibt der Senat
nun an, wie er zuklnftig die Umsetzung der Nach-
haltigkeitsziele in Hamburg erreichen will. Eine
groRe Zahl von EinzelmaRnahmen kommt auf die
Stadt und ihre Bewohner zu. In dieser Drucksache
benennt der Senat eine Reihe von Malinahmen,
die er gegenwartig plant umzusetzen, und wir freu-
en uns darauf, kiinftig weiteres Konkretes zu héren
und zu dieser Wunschliste zu erfahren. Ich hoffe,
dass sich diese Umsetzung nicht primar in Form
von Workshops oder MarketingmafRnahmen wider-
spiegelt, sondern bei allen MalRnahmen die Birge-
rinnen und Birger Hamburgs im Fokus stehen
werden. Genau darauf werden wir in Zukunft ach-
ten. — Danke schon.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Méller: Frau Sparr von der
GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

Ulrike Sparr GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir haben jetzt den Nachhaltig-
keitsbericht vorliegen. Damit geht Hamburg einen
sehr wichtigen Schritt nach vorn, hin zu einer Ge-
sellschaft, die Verantwortung neu denkt, indem sie
ganze Prozesse nicht nur auf das gewilinschte Er-
gebnis hin plant, sondern auch deren globale und
lokale Folgen mit bedenkt. Natirlich kénnen wir
nicht allein von unserer Stadt aus den Klimawandel
und soziale Verwerfungen stoppen. Aber wir kdn-
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nen das Unsrige dazu tun, um diese Entwicklung
wenigstens zu mindern, denn das kann nur in der
gleichzeitigen Anstrengung aller groRen Stadte,
Regionen und Nationen gelingen. Das ist auch der
Gedanke der Agenda 2030 der UN, deren Auffor-
derung wir mit dieser Drucksache Folge leisten.

In der Tat haben wir schon begonnen, den Gedan-
ken der Nachhaltigkeit im stadtischen Handeln zu
verankern. Das bedeutet, bei allen Planungen eine
gewisse Achtsamkeit walten zu lassen, die sich
nicht nur auf das Okonomische beschrankt. Das
bedeutet, Betroffene einzubeziehen, ganze Hand-
lungsketten vorausschauend zu durchdenken. Es
ist im Allgemeinen nicht nachhaltig, einen billigen
Drucker zu kaufen, dessen Produktionsbedingun-
gen man eigentlich schon gar nicht wissen mdchte.
Er wird nicht nur nach relativ kurzer Zeit ersetzt
werden missen, sondern am Ende ein Stlick Son-
dermiill sein, das womdglich nach einem schwerdl-
getriebenen Schiffstransport irgendwo in Afrika
oder in Asien von Hand und unter menschenun-
wirdigen Bedingungen wieder auseinandergenom-
men wird. Solchen Uberlegungen haben wir bereits
mit dem Anschaffungsleitfaden der Umweltbehdrde
Rechnung getragen, und auch das neue Vergabe-
gesetz folgt dem Gedanken, indem es Nachhaltig-
keit und fairen Handel zum Kriterium bei der Auf-
tragsvergabe erhebt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch wenn wir uns in der rot-griinen Koalition den
Themen Armutsbekampfung, demokratische Parti-
zipation, Bildung und Teilhabechancen widmen,
verfolgen wir damit bereits Nachhaltigkeitsziele.
Wir sind Ubrigens mit diesem Vorgehen nicht al-
lein. Gerade vor eineinhalb Wochen hat sich im
Hamburger Rathaus die Ostseeparlamentarierkon-
ferenz getroffen. Sie hatte eine eigene Arbeits-
gruppe zum Thema des nachhaltigen Tourismus
eingesetzt. Deren Arbeitsergebnis ist in Form von
13 Forderungen an die Parlamente und Regierun-
gen der Ostseeregionen in die Abschlussresolution
mit eingeflossen. Auch in der Wirtschaft wird zu-
nehmend auf Nachhaltigkeit geachtet. So haben
sich zum Beispiel bereits mehrere grol3e internatio-
nale Hotelketten zur Beachtung der Nachhaltig-
keitsziele verpflichtet.

Wir haben nun den Bericht des Senats zur Umset-
zung der Nachhaltigkeitsziele vorliegen und damit
eine gute Basis zu mehr nachhaltigem Handeln in
Hamburg. Er benennt vier Handlungsfelder, die fur
Hamburg besonders relevant sind: Umwelt und
Stadt, nachhaltige Wirtschafts- und Finanzpolitik,
Teilhabe und sozialer Zusammenhalt, Bildung und
Wissenschaft. Aber auch Themen wie Digitalisie-
rung und Korruptionsbekdmpfung kommen dort
vor. Auch die Erarbeitung des Berichts ist gewis-
sermallen gesellschaftlich nachhaltig gewesen,
denn in zahlreichen Workshops haben sich Vertre-
terinnen und Vertreter aus Behdrden und aus zivil-

gesellschaftlichen Institutionen zusammengesetzt
und gemeinsam Ideen und Ziele entwickelt, die in
den Bericht eingeflossen sind.

Wir nehmen diese Drucksache 21/9700 darum
heute erfreut zur Kenntnis und werden sie in vielfa-
che Ausschiisse Uberweisen, denn dort sollte die
Umsetzung in dem jeweiligen Ressort beraten wer-
den. Hamburg hat hier wirklich die Chance, einen
neuen Leuchtturm zu bauen, namlich den einer fai-
ren und nachhaltigen demokratischen Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Jersch von
der Fraktion DIE LINKE bekommt nun das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich habe noch einmal
nachgeschaut und diesmal befdrdere ich keinen in
der Umweltbehorde.

Nachhaltigkeit in Hamburg — ich habe erfreut fest-
gestellt, dass Sie in der Drucksache das Ziel der
Agenda 2030 als Mafistab tUbernommen haben,
niemanden zurlickzulassen: leave no one behind.
Aber diese Stadt ist dadurch gekennzeichnet, dass
ihr Weg in das Olaf-Scholz-Morgen von zurlickge-
lassenen Menschen gesaumt ist. Sie spalten diese
Stadt Tag fur Tag, Woche fir Woche, Monat fir
Monat immer mehr. Insofern nehmen Sie |hr eige-
nes Motto nicht wirklich ernst.

(Beifall bei der LINKEN)

Wie schreiben Sie in der Drucksache? Hamburg
fokussiere sich auf die Ziele, mit denen die grofite
Wirkung erzielt werden konne. Ich glaube, hier wird
sich auf den schlanken Fuf} fokussiert, namlich die
Einbeziehung vieler einzelner Malnahmen, die
schon langere Zeit laufen, damit man nicht wirklich
irgendwelche Ambitionen entwickeln muss, um
groRartig neue Planungen fiir eine tatsachliche
Umsetzung der Sustainable Development Goals zu
entwickeln. Sie wollen die Umsetzung der Ziele
monitoren. Das ist schén. Die meisten dieser Ziele
stehen schon geraume Zeit auf der Tagesordnung
dieses Senats. Wo sind denn die Kennziffern ab-
geblieben? Sie hatten schon lange da sein mis-
sen. Das ist, gelinde gesagt, eine echte Schlecht-
leistung.

Die Kollegin Sparr hat schon darauf verwiesen,
dass vier Handlungsfelder definiert sind. Wir haben
Umwelt und Stadt, zehn Seiten mit bereits umge-
setzten MaBnahmen und eine einzige Seite mit ge-
planten oder zu prifenden MaRRnahmen, von de-
nen noch dazu eine Oberbillwerder ist. Oberbill-
werder ist genauso wenig nachhaltig, wie es das
an einer Stelle aufgefihrte Olympiakonzept der
Freien und Hansestadt Hamburg ist. Das ist
schlicht und ergreifend Schénrederei, das stimmt
vorn und hinten nicht, hier reden Sie sich Ihre Welt
rosa, nichts anderes.
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(Beifall bei der LINKEN)

Was die nachhaltige Wirtschafts- und Finanzpolitik
angeht, so war ich erstaunt, dass Sie diesbezlg-
lich nach wie vor auf Freiwilligkeit setzen, aber
gleichzeitig erwarten, dass das Denken zugunsten
langfristiger Tragfahigkeit und gerechter Verteilung
von Lasten und Chancen sich &ndern werde. In
welchem Wirtschaftssystem leben Sie eigentlich?
Habe ich irgendetwas verpasst, hat sich da etwas
geandert? Sie glauben doch selbst nicht, dass das
tatsdchlich so eintreffen wird. Wenn wir einzelne
Punkte herausgreifen, dann steht in den Sustaina-
ble Development Goals zum Beispiel, dass die
Verfligbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von
Wasser und Sanitarversorgung fir alle gewahrleis-
tet werden soll. Der Zugang zu bezahlbarer, ver-
I&sslicher, nachhaltiger und moderner Energie soll
fur alle gesichert werden. In dieser Stadt haben wir
in den ersten drei Quartalen des letzten Jahres
8 576 Stromsperrungen gehabt, 486 Gassperren
und 598 Wassersperren. Diese Stadt wird ihren ei-
genen Ansprichen nicht gerecht. Sie dreht ihren
eigenen Einwohnerinnen und Einwohnern diese
Grundversorgung ab, und das kann nicht wirklich
ein Ziel dieser Stadt sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Hamburg bekennt sich laut dieser Drucksache zu
seiner globalen Verantwortung. Im Punkt 16 der
Sustainable Development Goals steht tatsachlich
der Punkt Frieden. Was haben wir denn mit den
Waffenexporten Gber den Hamburger Hafen? Das
widerspricht doch diesen Sustainable Development
Goals vorn und hinten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir die Umwelt-, Klima- und Energiepolitik
nennen, dann steht in der Drucksache tatsachlich
der Punkt, Hamburg sei sich seiner globalen Ver-
antwortung bewusst und habe den Klimaschutz
seit vielen Jahren stetig vorangetrieben. Schauen
wir in die letzte Anfrage zu den Atomtransporten
Uber den Hamburger Hafen: Finf Transporte sind
dort mit Brennstdaben nach Cattenom gelaufen.
Das ist keine Energiepolitik, sondern die Gefahr-
dung der Menschen. Das ist die Versorgung eines
Schrottreaktors in Frankreich. Hier erwarten wir
wirklich ein Handeln dieses Senats, denn das, was
er hier macht, ist Showpolitik und hat nicht wirklich
etwas mit der Umsetzung von Nachhaltigkeitszie-
len fir Hamburg zu tun. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Méller: Herr Dr. Schinnen-
burg von der FDP-Fraktion bekommt nun das
Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Eigentlich sollte
Herr Dr. Duwe von meiner Fraktion zu Ihnen spre-

chen. Herr Dr. Duwe ist leider krank, ich wiinsche
ihm gute Besserung und bemihe mich, ihn hier
jetzt angemessen zu vertreten.

Die Agenda 2030 ist selbstverstandlich eine sehr
wichtige Sache. Klimaschutz und Nachhaltigkeit
kann man nicht national und schon gar nicht regio-
nal in Hamburg machen, das muss weltweit pas-
sieren. Keine Frage, das ist ein schwieriges Ge-
schaft. Die FDP unterstutzt alles, was zu mehr
Nachhaltigkeit weltweit fuhrt. Darum unterstutzen
wir auch die Agenda 2030. Aber haben Sie einmal
ernsthaft diese Drucksache gelesen? Diese Druck-
sache ist, freundlich formuliert, schwach. Sie glanzt
aufgrund dreier eher erschreckender Gesichts-
punkte. Einmal ist sie voller Sprechblasen. Ich hat-
te gedacht, Frau Senatorin Fegebank hatte sie ge-
schrieben. Hoéren Sie sich einmal folgenden Satz
an. Es wird aufgezahlt, wie die Stadt handelt, und
zwar, indem sie

"einen ehrlichen Diskurs mit allen Beteiligten
(Befurworterinnen und Beflirwortern wie
Gegnerinnen und Gegnern) initiiert, kon-
struktive Konfliktklarung und -l6dsung mit
langfristig tragfahigen Losungen anstof3t, ein
Transformationsklima schafft [...]."

Und so weiter und so weiter. Das sind nichts ande-
res als Sprechblasen, wenig Konkretes, was man
tatsachlich machen will.

Der zweite Punkt: Sie rihmen sich mit Dingen, was
Sie schon angeblich geschafft haben, die nur pein-
lich sind. Sie schreiben zum Beispiel auf Seite 8,
der Ankauf der Energienetze nutze der Energie-
wende. Wir haben vorhin diskutiert, dass das defi-
zitdr war; das lassen wir aufden vor. Sie meinen
doch nicht im Ernst, dass der Ankauf von Netzen
irgendetwas zur Energiewende beitragt, vollig un-
abhangig davon, ob es sich nun lohnte oder nicht
lohnte. Peinlich, falsch.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Oder der von lhnen erwahnte Luftreinhalteplan.Wir
wissen doch alle, dass es flir den Luftreinhalteplan
nur drei Vorgaben gab. Die erste, er musse bis
zum 30. Juni 2017 fertig sein, weil sonst die Ge-
richte Arger machen. Fir die GRUNEN musste ein
Fahrverbot dabei sei, und die SPD wollte, dass es
nicht so heilt. Das waren die einzigen Vorgaben.
Da hat man sich hier zusammengesetzt, viel Pa-
pier beschrieben. Auch dieser Luftreinhalteplan
bringt nichts, und meine Befiurchtung ist, dass er
auch vor Gericht nicht halten wird.

(Dr. Monika Schaal SPD: Leider waren Sie
gestern nicht bei der Anhdérung!)

Dritter Punkt: Sie schreiben ernsthaft auf Seite 14:
Innerstadtischen Wirtschaftsverkehr optimieren.
Ja, tolle Idee, dann fangen Sie damit einmal an.
Seit sechs Jahren steht Hamburg im Stau, und Sie
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tun nichts dagegen. Das ist das Gegenteil von
nachhaltig. Die Leute argern sich. Wir produzieren
jede Menge Larm und Abgase, weil Sie nicht dafir
sorgen, dass in dieser Stadt der Verkehr vernlnftig
rollt. Das hat mit Nachhaltigkeit nichts zu tun.

Nachster Punkt: Es steht auf Seite 15, dass Sie
den Parkplatzsuchverkehr reduzieren wollen. Auch
aus diesem Grunde vernichten Sie massenhaft
Parkplatze. Das ist das Gegenteil von dem, was
Sie behaupten. Sie rihmen sich auch noch damit.
Nein, Sie vernichten Parkplatze, produzieren Park-
platzsuchverkehr. Angeblich bis zu 30 Prozent des
Hamburger Verkehrs ist Parkplatzsuchverkehr.
Das ist nichts anderes als das Gegenteil von nach-
haltig. Sie sollten sich damit nicht rihmen, sondern
sich daflir schamen.

(Beifall bei der FDP)
Auf Seite 16 steht ernsthaft:

"Hamburg wird den Einstieg in die externe
Energieversorgung von Containerschiffen
schaffen [...]."

Fragen Sie einmal die Hafenpolitiker, ob der Ein-
stieg in die externe Energieversorgung von Contai-
nerschiffen irgendwann geschafft wurde. Nichts
dergleichen haben Sie gemacht. Das ist nur wieder
die nachste Sprechblase, eine vdllig falsche Infor-
mation. Sie wollen in dem Bereich nichts erreichen,
ganz im Gegenteil.

Nachster Punkt: Ich glaube nicht an das, was auf
Seite 20 steht. Wir haben die Neuverschuldung auf
null gebracht. Na, das ist ja toll. Aber das ist keine
Leistung des Senats, sondern ein Ergebnis der
wirtschaftlichen Entwicklung mit mehr Steuerein-
nahmen. Woran liegt das? An der guten Wirt-
schaftspolitik der FDP, die wir auf Bundesebene
2009 bis 2013 gemacht haben. Wir haben dazu
beigetragen, dass Sie etwas erreicht haben, Sie
nicht.

(Beifall bei der FDP)

Nun kann man sich natirlich fragen, ob Rot-Griin
gar nichts zustande gebracht hat oder sich gar
nichts mehr vornimmt. Doch, sie nehmen sich et-
was vor. Es ist ja nicht so, dass Rot-Griin nichts
kann. Sie haben eine Kerndisziplin, in der sie si-
cherlich supergut sind, und zwar im Schaffen von
Gremien. Diesbezuglich kdnnen wir mit ihnen nicht
mithalten. Ob die CDU mithalten kann, weil} ich
nicht; wir kdnnen es jedenfalls nicht. Sie haben auf
Seite 36 aufgeschrieben, welche Gremien sie al-
lein im Jahr 2017 noch schaffen wollen. Sie wollen
eine Koordinierungsstelle Sustainable Develop-
ment Goals fur Hamburg schaffen. Sie wollen ein
Partizipationsformat schaffen. Sie wollen begleiten-
de zivilgeschéaftliche Gremien, nicht eines, sondern
gleich mehrere, schaffen. Und sie wollen noch ein
Mobilitatslabor einflihren. Sie machen fast nichts
fur die Nachhaltigkeit, aulRer wieder einmal Gremi-

en zu schaffen, was nicht nachhaltig ist, sondern
nur Geld und Zeit verschwendet. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Schinnenburg. — Jetzt hat Frau Oel-
schlager von der AfD-Fraktion das Wort.

Andrea Oelschlager AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich ha-
be die Senatsmitteilung zur Umsetzung der Nach-
haltigkeitsziele der Vereinten Nationen zweimal ge-
lesen. Beim ersten Mal in Ruhe von vorn bis hinten
mit zunehmendem Stirnrunzeln, das zweite Mal,
nachdem ich mit der Stricknadel die ganze heilte
Luft habe entweichen lassen — 145 Mal nachhaltig
oder Nachhaltigkeit auf 36 Seiten in verschiedenen
Ausfuhrungen. Das ist selbst fir einen Nachhaltig-
keitsbericht eine Menge. Ansonsten Uberschlagen
Sie sich mit Transformationsprozessen, Werkstat-
ten und Themenspeichern, selbstverstandlich
nicht, ohne sich mit Ihren ideologisch durchtrank-
ten Steckenpferden lhrer moralischen Spitzenposi-
tion zu vergewissern. Gleichstellung statt der gebo-
tenen Gleichberechtigung — mit immerhin 52 Nen-
nungen in seinen Abhandlungen, dem Bereich des
Klimaschutzes, also des Schutzes eines gemittel-
ten Wetterwertes. Nur in einer Fulinote, aber im-
merhin, die Inklusion aller — ich zitiere —:

"[...] ungeachtet ethnischer oder religidser
Zugehorigkeit, Geschlecht, sexueller Orien-
tierung oder Behinderung."

Das ware wohl beinahe vergessen worden.

Einzelne genannte MalRnahmen in der Drucksache
mogen durchaus sinnvoll sein, aber diese Wortbla-
sen und verzwirbelten Luftschlosser darum herum
ziehen einem normal und ordentlich durchstruktu-
rierten Menschen ob lhrer Weltfremdheit die Schu-
he aus. Wir kénnen Uber diese Drucksache gern
im Ausschuss diskutieren. Aber bitte lassen Sie
vorher die Luft aus den dicken Backen dieses Un-
getims entweichen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschlager. — Herr Senator Kerstan,
Sie haben jetzt das Wort.

Senator Jens Kerstan: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Mit ihren 17 Sustainable De-
velopment Goals und ihren 169 Unterzielen hat
sich die Weltgemeinschaft im Jahr 2015 erstmals
auf nachhaltige Entwicklungsziele geeinigt, die fur
alle gleichermallen gelten, nicht nur fir die Lander,
die sich noch entwickeln wollen oder missen, son-
dern insbesondere gerade auch fur die Industrie-
lander und die entwickelte Welt. Der Hamburger
Senat nimmt diesen Auftrag der UN sehr ernst. Mit
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dieser Drucksache legen wir lhnen einen Hambur-
ger Fahrplan fir eine nachhaltige Entwicklung vor.

Jetzt habe ich bei der Opposition einen gewissen
Grad an Enttauschung herausgehort. Ich habe den
Eindruck, dass diese Enttauschung hauptsachlich
darin begriindet ist, dass intellektuell nicht vollstan-
dig durchdrungen wurde, was wir jetzt vorgelegt
haben.

(Lachen bei der FDP — Anna-Elisabeth von
Treuenfels-Frowein FDP: Ha, ha, wir sind so
dumm!)

Wir legen mit dieser Drucksache keinen Ab-
schlussbericht vor; diese Drucksache ist ein Ar-
beitsprogramm. Damit starten wir einen Prozess.
Wenn man einen Prozess startet, ist man noch
nicht fertig.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das verstehen wir nicht!)

Wenn Sie fragen, was fur eine Drucksache das ist,
in der keine Ergebnisse stehen, dann muss ich Ih-
nen sagen: Ja, naturlich stehen darin noch keine
Ergebnisse. Wir haben einen Fahrplan fir einen
Arbeitsprozess vorgelegt, an dessen Ende wir Er-
gebnisse vorlegen werden. Insofern mag das viel-
leicht lhre Enttduschung ein wenig mildern. Was
Sie anscheinend sehr verwirrt hat, ist, dass wir un-
ser Arbeitsprogramm anhand einer Bestandsauf-
nahme gemacht haben. Bevor wir gesagt haben,
wo wir eigentlich hin wollen, haben wir uns gefragt,
wo wir sind und was wir bisher in welchen Berei-
chen gemacht haben.

(André Trepoll CDU: Das hat doch alles
Kleinstadtniveau!)

Was haben wir bisher erreicht? In der Tat tauchen
bei den verschiedenen Schwerpunktithemen, die
wir definiert haben — im Bereich Umwelt und Stadt,
nachhaltige Wirtschaft und Finanzpolitik, Teilhabe
und sozialer Zusammenhalt, Bildung und Wissen-
schaft —, Projekte auf, an denen wir in der Vergan-
genheit gearbeitet haben. Anhand dieser Be-
standsaufnahme haben wir diese Schwerpunkte
festgelegt und darauf aufbauend einen Prozess
aufgesetzt, mit dem wir in Zukunft gemeinsam mit
der Verwaltung und der Zivilgesellschaft und auch
mit der Wissenschaft an den Nachhaltigkeitszielen
der Vereinten Nationen arbeiten wollen. Was dies-
bezuglich vielleicht eine neue Qualitat hat, ist, dass
wir einen umfassenden Nachhaltigkeitsbegriff ver-
wenden. Es mag vielleicht verwundern, dass ich
das als Umweltsenator sage. Bisher wird Nachhal-
tigkeit haufig nur auf Okologische Nachhaltigkeit
begrenzt.

(André Trepoll CDU: Aber jetzt auf Welt-
stadtniveau!)

Das ist naturlich nicht das, was mit Nachhaltigkeit
gemeint ist. Erstmals in unserem Prozess sind wir
als Umweltbehdrde zwar federfiihrend im Senat fur

dieses Thema, aber diese Drucksache haben wir
gemeinsam mit den Kollegen aus der Wirtschafts-
behorde, der Sozialbehorde und der Wissen-
schaftsbehorde erarbeitet und damit demonstriert,
dass wir das Nachhaltigkeitsprinzip ernst nehmen
und es deshalb nicht nur eine Sache der Okologen
ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deshalb haben wir auch nicht in unserem eigenen
Saft geschmort, nur die Verwaltung, nur die Politik.
Es ware viel zu kurz gegriffen, wenn es um Nach-
haltigkeit, um die Entwicklung unserer Gesellschaft
als Ganzes ginge. Deshalb haben wir in finf Work-
shops gemeinsam mit Initiativen, Kammern, Kir-
chen, Verbanden, Unternehmen und sozialen Ein-
richtungen konkrete Inhalte und Projekte fir Ham-
burg erarbeitet. Insofern ist das eine sehr gute Ba-
sis flr diesen Prozess, den wir jetzt starten wollen.
Denn eines muss man sagen: Nachhaltigkeit lebt
von Partizipation. Deshalb setzen wir auf Transpa-
renz und Partizipation. Und deshalb wollen wir ge-
meinsam mit der Zivilgesellschaft ein dynamisches
Gremium entwickeln, in dem die Zivilgesellschaft
auf Augenhdhe gemeinsam mit Verwaltung und
Politik diesen Prozess gestaltet und die Ergebnisse
diskutiert. Diese Ziele und Prozesse mussen uber-
prifbar sein. Deshalb wollen wir ein regelmafliges
Monitoring und Reporting Uber den Fortschritt der
Projekte implementieren. Natrlich ist es fiir uns ei-
ne Selbstverpflichtung, uns immer selbst vergewis-
sern zu wollen, ob wir rechtzeitig und richtig auf
unserem Weg unterwegs sind. Wir wollen nicht nur
reden, sondern Dinge ausprobieren. Es sind die
von Herrn Schinnenburg etwas ins Lacherliche ge-
zogenen Labore, wo wir mit dem Mobilitatslabor
anfangen wollen, um flr bestimmte Projekte nicht
lange Konzeptpapiere zu entwickeln, sondern zu-
kunftsweisende Projekte einfach einmal auszupro-
bieren, um zu sehen, ob man dort gemeinsam vor-
ankommen kann. Deshalb freue ich mich, dass die
Birgerschaft heute diese Drucksache nicht nur an
den Umweltausschuss Uberweisen will, sondern
dass sie jetzt an viele weitere Ausschiisse Uber-
wiesen wird, an den Schulausschuss, den Wissen-
schaftsausschuss, den Stadtentwicklungsaus-
schuss, den Sozialausschuss, den Europaaus-
schuss und den Wirtschaftsausschuss. Sie unter-
streichen damit die Breite und die Interdisziplinari-
tat, die man fir Nachhaltigkeit braucht, und Sie
setzen auf breite Partizipation, was dem Prozess
nur helfen kann. Insofern bedanke ich mich sehr
herzlich fir diesen breiten Ansatz und die gute Un-
terstlitzung des Parlaments und freue mich auf die
gemeinsame Arbeit in den nachsten Jahren. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Senator, auch dafiir, dass Sie die Zeit
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fast eingehalten haben, die Abgeordneten zur Ver-
fugung steht. — Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer also mochte nun zunachst die Drucksache
21/9700, an den Ausschuss fir Umwelt und Ener-
gie Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann bei einer Gegenstimme (ber-
wiesen.

Wer darUber hinaus die Drucksache mitberatend
an die zuvor genannten sechs Fachausschisse
Uberweisen moéchte, den bitte ich nun um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Drucksache auch an die
sechs weiteren vorgenannten Fachausschisse
Uberwiesen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 29,
Drucksache 21/9929, Senatsmitteilung: Stellung-
nahme des Senats zu dem Ersuchen der Birger-
schaft vom 12. Mai 2016 "Gremienbesetzungsge-
setz — Regelmalige Berichterstattung gewahrleis-
ten".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 12. Mai 2016 "Gremien-
besetzungsgesetz — RegelmaBige Berichter-
stattung gewahrleisten™ (Drucksache 21/4233)
— Drs 21/9929 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Ausschuss fur Wis-
senschaft und Gleichstellung Gberweisen.

Wer wilinscht hierzu das Wort? — Frau Dobusch
von der SPD-Fraktion, Sie haben es.

Gabi Dobusch SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Am 13. Dezember 2013 trat in
Hamburg das Gesetz lber die Besetzung von Gre-
mien im Einflussbereich der Freien und Hansestadt
Hamburg mit Frauen und Mannern, kurz Hambur-
gisches Gremienbesetzungsgesetz, in Kraft. Die-
ses Gesetz war und ist eines der Kernstlicke in un-
serem Bemuhen, die tatsachliche Durchsetzung
der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern
zu fordern und Nachteile eines Geschlechts, mei-
stens der Frauen, zu beseitigen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Entschuldigen Sie, Frau Dobusch, Sie ha-
ben zwar eine laute Stimme, aber ich glaube, es
gibt einige Kolleginnen und Kollegen, die versu-
chen, Sie zu Uberténen. Ich bitte also um ein
bisschen Ruhe im Saal, damit Frau Dobusch reden
kann, und zwar nur Frau Dobusch. — Fahren Sie
fort.

Gabi Dobusch SPD (fortfahrend): Vielen Dank. —
Dieses Gesetz gilt fir alle Gremien, fur die Ham-
burg Mitglieder benennt, kollegiale Beirate, Kom-
missionen, Aufsichts-, Beschluss- und Beratungs-
organe, offentlich-rechtliche ebenso wie privat-
rechtliche Einrichtungen. Ziel des Gesetzes ist es,
eine gleichberechtigte Vertretung von Frauen und
Mannern sicherzustellen. Davon waren wir vor we-
nigen Jahren noch meilenweit entfernt. Der Anteil
von Frauen in den Aufsichtsgremien der Hambur-
ger Offentlichen Unternehmen ist von unfassbar
niedrigen 16,3 Prozent in 2011 Gber 30 Prozent in
2013 auf immerhin 41,9 Prozent in 2016 gestie-
gen. Damit hat sich der Anteil der Frauen in diesen
Organen in den letzten finf Jahren tatsachlich
mehr als verdoppelt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Mit dem Gesetz ist Hamburg also seiner verfas-
sungsrechtlichen Aufgabe nachgekommen und hat
sehr erfolgreich den Rahmen flir eine gerechte,
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Man-
nern an gesellschaftlichen und staatlichen Ent-
scheidungsprozessen und an Gestaltungsmacht
gesetzt. Gleiche Chancen auf Mit- und Selbstbe-
stimmung in Politik, Verwaltung, Unternehmen,
Wissenschaft, Justiz und so weiter, das ist aus un-
serer Sicht eine der entscheidenden Fragen in der
Demokratie. Es war allerhdchste Zeit, die tradierte,
Uberkommene Arbeitsteilung zwischen den Ge-
schlechtern an dieser Stelle aufzubrechen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Frauen zeichnen sich sehr wohl schon sehr lange
durch ein hohes birgerschaftliches und freiwilliges
Engagement aus, nur taten sie das bisher an an-
deren, meist weniger einflussreichen Stellen. Da
die Frauen auch im Berufsleben seltener Fuh-
rungspositionen einnahmen, wurden sie seltener
fur Gremien benannt. Da sie in keinen Gremien sa-
Ren, bekamen sie wiederum keine FUhrungsposi-
tionen. Solche unguten und zutiefst ungerechten
Routinen galt es zu durchbrechen. Das ist mit dem
Gremienbesetzungsgesetz tatsachlich gelungen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wir alle konnten zu unserer Genugtuung in der
letzten Legislaturperiode zur Kenntnis nehmen,
dass das Gesetz, lange bevor es tatsachlich in
Kraft trat, bereits einiges an Wirkung entfaltet hat-
te. Nun liegt endlich der erste Bericht zur Vertei-
lung der Geschlechter in den Gremien vor, und wir
kénnen feststellen, dass sich die Erfolgsgeschichte
fortsetzt. Mit relativ grofen Schritten nahern wir
uns einer paritatischen Besetzung samtlicher Gre-
mien in der Freien und Hansestadt Hamburg.

Trotzdem gibt es naturlich noch Luft nach oben. So
verlauft die insgesamt positive Entwicklung tberall
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dort, wo die Freie und Hansestadt Hamburg zwar
Einfluss nehmen, aber nicht entscheiden kann, viel
langsamer. Dass Unternehmensfihrung von Viel-
falt profitiert, hat sich tatsachlich noch nicht tberall
herumgesprochen, aber das ist ja bei manchen
Parteien oder Fraktionen ahnlich. So gibt es immer
noch Aufsichtsorgane und Gremien mit zu wenigen
Frauen, noch immer gibt es reine Mannerveran-
staltungen. Wobei ich nicht verschweigen will, dass
in einigen wenigen Fallen mittlerweile auch die
Manner das Nachsehen haben.

Insgesamt aber konnte die Unwucht in den letzten
Jahren stetig verringert werden und gehért hoffent-
lich demnéchst tatsachlich der Geschichte an. Wir
werden jedenfalls weiterhin daran arbeiten, Frauen
und Mannern gerechte Chancen auf eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe zu ermdglichen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dobusch. — Gemeldet hat sich nun
Frau Grunwaldt von der CDU-Fraktion. Bitte, Sie
haben das Wort.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Lie-
be Frau Dobusch, ich habe natirlich die kleine Sti-
chelei sehr wohl gehort, werde darauf aber jetzt
nicht eingehen.

(Gabi Dobusch SPD: Nicht? Schade!)

— Nein, das werde ich jetzt nicht. Wir kdnnen uns
aber gern ein andermal dartber unterhalten.

Ja, ich kann mich lhren positiven Bewertungen nur
anschlieBen und mdéchte Ihnen allen jetzt das Vor-
beten guter Zahlen ersparen. Aber ich mdchte
auch noch einmal den Blick auf die Zahlen schar-
fen; das hatten Sie, Frau Dobusch, auch schon an-
geklndigt. Es ist richtig, der Anteil ist um Uber
40 Prozent gestiegen. So weit, so gut. Aber das
gilt nur fur die Platze, die die Freie und Hansestadt
Hamburg in den 6ffentlichen Unternehmen zu be-
setzen hat. Das waren im Jahr 2016 insgesamt
2 556 Platze. Davon konnten lediglich 1 024 von
der Freien und Hansestadt besetzt werden und da-
von zu 40 Prozent mit Frauen. Das relativiert die
Zahlen und die Freude leider ein wenig. Die grof3e
Herausforderung in der nachsten Zeit wird also
sein, wie man den Rest — in Anfihrungszeichen —
dazu bringen kann, sich ebenfalls an die Vorgaben
zu halten.

Nichtsdestotrotz freut mich die positive Entwick-
lung sehr. Allerdings gibt es tatsachlich, das sieht
man in der Anlage, noch einige Stellen, wo der An-
teil der Frauen bei 0 Prozent liegt. Zum Beispiel
liegt bei Dataport der Frauenanteil bei 0 Prozent,
ebenso bei der Elbphilharmonie Hamburg Bau
GmbH & Co. KG oder bei der Erneuerbare Energi-

en Hamburg Clusteragentur GmbH. Da gibt es
wirklich noch Verbesserungsbedarf, und ich freue
mich auf eine Diskussion im Ausschuss. Wir sind
uns ja tber die Uberweisung einig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Grunwaldt. — Frau Engels von der
GRUNEN Fraktion, ich gebe Ihnen das Wort.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! So viel Lob zu diesem Gesetz
von der CDU - vielleicht kann sie sich davon etwas
abgucken, dann wirde es im nachsten Bundestag
mehr Frauen geben.

Aber nun zum Bericht, der uns hier vorliegt. Die
Halfte der Macht den Frauen — das fordern das
Grundgesetz und Feministinnen schon lange. Das
Grundgesetz verpflichtet, bestehende Nachteile
bei der Gleichstellung zu beseitigen. Das Gremien-
besetzungsgesetz hilft dabei, dass der verfas-
sungsrechtliche Auftrag Wirklichkeit wird. Im De-
zember 2013 ist das Gremienbesetzungsgesetz in
Kraft getreten. Ziel dieses Gesetzes ist die gleich-
berechtigte Vertretung von Frauen und Mannern in
allen Gremien. Der Senat ist damit verpflichtet, ei-
ne Geschlechterquote von 40 Prozent in den von
ihm zu besetzenden Gremien und Posten sicher-
zustellen.

Der Senat hat nun den ersten Bericht vorgelegt,
und es zeigt sich einmal wieder, dass die Quote
wirkt. Der Frauenanteil hat sich im Durchschnitt al-
ler Gremien positiv entwickelt.

(Beifall bei Regina-Elisabeth Jack SPD)

— Danke schon. Das ist namlich eine wirklich gute
Nachricht. Das ist ein Mehr an Demokratie in unse-
rer Stadt, und deswegen ist es diesen Beifall wert,

(Dennis Gladiator CDU: Warum klatschen
die GRUNEN dann nicht?)

denn so kommen wir voran.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Im Detail werden wir auf die Zahlen hoffentlich im
Ausschuss eingehen. Frau Dobusch hat bereits ei-
nige Zahlen genannt, deswegen mdochte ich an
dieser Stelle darauf verzichten und grundsatzlich
etwas zum Thema Quoten sagen. Insbesondere
CDU und FDP haben dazu haufig eine andere Mei-
nung. Aber die Umsetzung dieses Gesetzes zeigt,
wie auch zuvor bei allen anderen Quoten, die ein-
gefiuihrt wurden zum Beispiel innerhalb von Partei-
en, aber auch an anderen Stellen, dass sie wirken
und helfen, die Gleichstellung voranzubringen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dass Selbstverpflichtungen nichts bringen, zeigt
sich auch zum Beispiel daran, dass sich 70 Pro-
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zent der Unternehmen, die im Rahmen der Umset-
zung der Frauenquote fiir die Privatwirtschaft Ziel-
marken benennen, die Zielmarke null gesetzt ha-
ben. Auch die CDU mit ihrer selbstverpflichtenden
Drittelquote hat in der Praxis nicht so viel Erfolg.
Wir brauchen deshalb feste Quoten, keine Flexi-
Quoten, die umgangen werden kdnnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Bei gesamtgesellschaftlichen Zielen wie diesen ist
es besonders wichtig, dass das Parlament seine
Kontrollfunktion ausiibt. Das haben wir durch unse-
ren Antrag zur regelmafigen Berichterstattung im
letzten Jahr gesichert. So ist es uns als Parlament
auf Dauer méglich, Fortschritte zur Uberpriifung
und Nachbesserung einzufordern, denn das wird
bei diesem Thema noch lange ndétig sein.

Bis zur Halfte der Macht den Frauen, das ist noch
ein weiter Weg. Aber wir missen dieses Ziel im-
mer im Auge behalten und Schritt fur Schritt daran
arbeiten. Das Gremienbesetzungsgesetz ist ein
wichtiger Baustein. Ich bin froh und zuversichtlich,
dass wir mit diesem Gesetz einen guten Weg fir
mehr Gleichberechtigung eingeschlagen haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich bin gespannt auf die fachlichen Debatten im
Ausschuss, gerade auch in Kombination mit der
Evaluation des Gleichstellungsberichtes. — Danke
schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprésidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Engels. — Jetzt bitte ich Frau Ozdemir
von der Fraktion DIE LINKE ans Rednerpult.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Es ist naturlich nicht
einfach, diese Zahlen, die in diesem Bericht aufge-
listet sind, in drei Minuten zu diskutieren. Deshalb
diskutieren wir im Ausschuss noch einmal darlber.
Trotzdem mdchte ich einige Anmerkungen ma-
chen. Zum einen sprechen wir noch immer von ei-
ner 40-Prozent-Quote, angesichts derer wir der
Meinung sind, dass wir so mutig sein sollten, auf
50 Prozent Gleichstellung zu bestehen und auch
Trans- und Interpersonen mitzudenken und einzu-
beziehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist fur uns ein wichtiger Punkt. Hier werden im-
mer wichtige Steigerungen der Zahlen besonders
herausgepickt und gefeiert, was auch schon ist.
Aber trotzdem, finde ich, sollte der Fokus auf die
Zahlen gesetzt werden, die nicht so sind, wie wir
sie uns winschen. Da winsche ich mir einen
selbstkritischeren Blick der SPD, auch der GRU-
NEN, aber auch der Senatorin, denn gerade bei
diesen Zahlen muissen wir wirklich anpacken. Das
sind zum Beispiel die Zahlen bei den kollegialen

Beschluss- und Beratungsorganen, bei den Auf-
sichtsorganen. Hier missen wir wirklich deutlicher
draufgucken.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben aber auch das Problem, dass Frauen,
die diese Gremienbesetzung Ubernehmen, eine
Mehrbelastung haben und Gremien doppelt ausful-
len mussen. Das kann generell keine Ldsung sein;
denn gerade fiir Frauen ist es schwieriger, diese
Mehrarbeit zu leisten, und das zu einem Gehalt,
das nicht gerecht ist.

Far uns stellt sich die Frage, ob das die richtigen
MaRnahmen sind oder waren, die ergriffen und
umgesetzt wurden, oder ob es neben Anfragen
und Hinweisen auf das Gesetz und Anschreiben
Anreize gibt, die Gleichstellungspolitik aktiv zu le-
ben. Wir glauben, dass es diesbeziiglich noch viel
Potenzial gibt, das noch nicht ausgeschépft wor-
den ist, und wir noch Potenzial haben, um eine ge-
rechtere Besetzung der Gremien kinftig entschie-
dener voranzutreiben. Wir finden die Diskussion
wichtig; auch im Ausschuss muss sie fortgesetzt
werden. Mit dem Landesfrauenrat sprechen wir als
frauenpolitische beziehungsweise gleichstellungs-
politische Sprecherinnen sehr haufig Uber das The-
ma und werden das auch weiterhin tun. Trotzdem,
denke ich, ist hier wirklich noch viel zu machen. Ich
glaube, dass das eine gemeinsame Aufgabe ist
und vor allem GRUNE, SPD und LINKE ein groRRes
Interesse daran haben. Der Uberweisung stimmen
wir zu. Wir fihren die Diskussion und mochten auf
jeden Fall daran mitwirken, dass es zu echter
Gleichstellung und zu richtigen Fortschritten
kommt.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Ozdemir. — Herr Meyer von der FDP-
Fraktion, Sie haben das Wort.

Jens Meyer FDP: Sehr geehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Selten spre-
chen wir in der Blrgerschaft Gber Ful3ball. Noch
seltener Uber die Bundesliga und so gut wie nie
Uber Hertha BSC. Und doch wurde am Sonntag
auf dem Spielfeld des Berliner Traditionsvereins
Geschichte der Gleichstellung geschrieben. Bibia-
na Steinhaus feierte ihr Deblt als erste Bundesli-
gaschiedsrichterin.  Selbstverstandlich  Ubrigens
souveran und fachlich einwandfrei. Warum auch
nicht? Ich mdéchte hier die FuRballlegende Adi
Preildler zitieren, der einmal fulRballakademisch an-
merkte — Zitat —:

"Grau ist alle Theorie, entscheidend is' auf'm
Platz."

Das trifft eben nicht nur fir Schiedsrichterinnen zu,
sondern auch fir die Zusammensetzung von Gre-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 63. Sitzung am 13. September 2017 4641

(Jens Meyer)

mien. Mit dem ersten Bericht zum Gremienbeset-
zungsgesetz von 2013 hat sich der Senat, um im
FuRballbild zu bleiben, allerdings ein Eigentor ge-
schossen. Er kommt erstens zu spat. Der lang er-
sehnte Bericht kommt mit einem guten Jahr Ver-
spatung und hinkt, wie andere Gleichstellungsbe-
strebungen Ubrigens auch, deutlich hinterher. Er ist
zweitens zu dunn. Denn nicht nur physisch, son-
dern auch inhaltlich ist das Sechsseitenpapier wirk-
lich dinn ausgefallen. Lediglich zwei Zeitstande,
die einander gegenubergestellt werden. Es erfolgt
weder eine differenzierte Auswertung der Zahlen
noch eine grindliche Erlduterung. Damit ist der Be-
richt zwar eine Bestandsaufnahme mit positivem
Ergebnis, aber auch wenig aussagekraftig. Ein Zi-
tat aus dem Bericht:

"Bei den Aufsichtsorganen der Hamburger
offentlichen Unternehmen und bei kollegia-
len Beschluss- und Beratungsorganen liegt
der Frauenanteil [...] bereits Uber 40 Pro-
zent."

Das ist im Ergebnis zwar zutreffend, aber auch
nicht wirklich Uberraschend. Denn wo gesetzlich
festgelegt wird, dass der Frauenanteil steigen
muss, steigt dieser eben an. Detaillierte Griinde
werden aber nicht genannt. Auch nicht, wie einzel-
ne Gremien zusammengesetzt sind oder wie im
Falle von Neubesetzung die Mandate vergeben
werden.

Der wichtigste fehlende Punkt jedoch ist das Pro-
blem der Amterhdufung. Bekannt ist beispielswei-
se, dass im Jahr 2016 eine einzige Dame elf Auf-
sichtsmandate bekleidete.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Es ist zu beflrchten, dass die Datenbasis daher
nur ein sehr verzerrtes Bild abgibt und auch ein
Konzept fir die weitere Planung fehlt. Ziel einer zu-
kunftsorientierten Gleichstellungspolitik muss es
doch sein, die Vereinbarkeit von Familie und Kar-
riereplanung zu verbessern und nicht blo3 Sitze in
Chefetagen zu zahlen. Sie missten Ursachen be-
heben, anstatt Symptome zu beklagen, aber dies-
beziglich fehlt Rot-Griin offensichtlich der Uber-
blick.

(Zuruf von Mareike Engels GRUNE)
—Ja, Frau Engels.
Adi Preif3ler hat es so formuliert:

"Schwarz und Gelb sind die schonsten Far-
ben der Welt."

Was immer er damit meinte, von Rot-Griin war je-
denfalls nicht die Rede. Wir stimmen der Uberwei-
sung an den Wissenschaftsausschuss trotzdem
zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Meyer. — Herr Professor Kruse von der
AfD, Sie haben das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir reden heute
Uber die Frauenquote in Gremien. Nun bin ich als
Mann wahrscheinlich besonders dazu berufen,
Uber Frauenquoten zu reden. Aber ich will am An-
fang meiner Rede sagen, dass meine Partei, die
AfD, die Frauenquote fiir das falsche Instrument
zur Frauenférderung halt.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das ist ja Uberra-
schend!)

Ich weild auch, dass ich nicht allen hier im Raume
damit etwas Neues sage. Den vorgelegten Bericht
kann man als einen Erfolgsbericht charakterisie-
ren. Ja, es ist tatsdchlich gelungen, die Frauen-
quote in den entsprechenden Gremien — ich will sie
nicht alle aufzahlen, es sind ja sehr viele — auf
41 Prozent zu heben, was kein Wunder ist, wenn
man es gesetzlich vorschreibt, denn wir wollen ja
keine Gesetzesubertretung begehen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Professor Kruse, gestatten Sie eine
Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung der Ab-
geordneten Dobusch?

Dr. Jorn Kruse AfD:* Gern.

Zwischenbemerkung von Gabi Dobusch SPD:
Ich wollte Sie nur kurz darauf hinweisen, dass wir
heute Uber den ersten Bericht zum Gremienbeset-
zungsgesetz von 2013 reden.

(Dirk Nockemann AfD: Ja, dazu redet er ja
auch!)

Dr. Jérn Kruse AfD (fortfahrend):* Das war eigent-
lich keine Frage und fur mich auch nichts Neues.
Ich glaube, ich habe genau das getan.

(Glocke)

Vizepréasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Professor Kruse, die Abgeordnete ist
nicht dazu verpflichtet, eine Frage zu stellen, son-
dern kann laut unserer Geschéftsordnung eine
Zwischenbemerkung machen.

Dr. Jorn Kruse AfD (fortfahrend):* Ja, das ist ihr
unbenommen. Aber es ist mir auch unbenommen,
das zu kommentieren, was sie dazu gesagt hat.

(Beifall bei der AfD)

Wir sind uns gar nicht uneinig, Frau Dobusch. Sie
haben ein Gesetz gemacht, Sie haben das Gesetz
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durchgefiihrt, Sie haben die Frauenquote auf
41 Prozent erhéht — Glickwunsch. Ob damit die
Gremien, um die es geht, besser werden, ist eine
offene Frage. Ob damit die Institutionen, zu denen
die Gremien gehdren, besser werden, ist auch eine
offene Frage. Dazu kénnen Sie jetzt noch keinen
Bericht erstatten, aber vielleicht werden wir das
spater noch einmal diskutieren, wenn Erfahrungen
vorliegen. Zunachst einmal konstatiere ich, dass
Sie ein Gesetz gemacht und es umgesetzt haben;
that's it. — Danke fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Ich sehe
keine weiteren Wortmeldungen. Wir kommen also
zur Abstimmung.

Wer einer Uberweisung der Drucksache 21/9929
an den Ausschuss fiir Wissenschaft und Gleich-
stellung zustimmen mdchte, den bitte ich nun um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Die Uberweisung ist bei einer Gegenstim-
me angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 60, Druck-
sache 21/9777, Bericht des Verkehrsausschusses:
Weiterentwickeltes Konzept fir die Baumalfinah-
menkoordinierung.

[Bericht des Verkehrsausschusses zum Thema
"Weiterentwickeltes Konzept fiir die BaumaR-
nahmenkoordinierung” (Selbstbefassungsan-
gelegenheit)

— Drs 21/9777 -]

Gibt es hierzu Wortmeldungen? — Frau Koeppen
von der SPD-Fraktion, Sie haben es.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Im ersten Halb-
jahr 2017 wurden bereits 54 Kilometer Fahrbahn
saniert, und bis zum Ende des Jahres werden es
174 Kilometer sein. Mit diesem erneuten Rekorder-
gebnis wird die Sanierungsoffensive fir Hamburgs
Stralen vom Hamburger Senat weiterhin erfolg-
reich fortgefiihrt. Aber da, wo gehobelt wird, fallen
bekanntlich auch Spane. Das umfangreiche sys-
tematische Erhaltungsmanagement bendétigte eine
vorausschauende Baustellenkoordinierung, und
hierfir wurde eigens die agile Software ROADS
entwickelt. Mithilfe dieser international einmaligen
Software ist es mdglich, die Baustellenkoordinie-
rung in ihrer Wirksamkeit zu steigern und den Ver-
kehrsfluss auf den wichtigsten Verkehrsachsen zu
erhalten. Zustandig ist der Landesbetrieb Strallen,
Briicken und Gewasser (LSBG), der hierfir das
Personal und die Aufgabe der Koordinierungsstelle
fur Baustellen Ubernommen hat. Herzstick des
Systems ist ein beeindruckender Multitouch-Tisch,

dessen Prototyp wir uns im Verkehrsausschuss
ansehen konnten. Er dient als Kooperationsplatt-
form, an der die Experten bereits im Planungspro-
zess Uber mehrere Jahre im Voraus die verschie-
denen Baumallinahmen aufeinander abstimmen
und gegebenenfalls entzerren kdnnen. Neben den
Projekten des LSBG konnen nun auch Mafinah-
men von Leitungstrdgern oder Baumaflnahmen
aus den benachbarten Bundeslandern Schleswig-
Holstein und Niedersachsen eingestellt werden;
ferner ist auch das Radverkehrsnetz dargestellt.
Seit 2016 lauft die Entwicklung des Echtsystems,
das voraussichtlich im ersten Quartal 2018 fertig-
gestellt wird.

Einige winschen sich eine schnellere und umfas-
sendere Nutzung von ROADS, aber ein Blick in die
Historie zeigt, dass der heutige Senat digital ei-
gentlich bei null angefangen hat. Bereits Ende der
Neunzigerjahre wurde eine sogenannte SIB, Stra-
Reninformationsbank, erworben. Obwohl diese Da-
tenbank existierte, wurden aber nur in unregelma-
Rigen Zeitintervallen Einzeldaten aktualisiert, das
heil3t, weder Verkehrs- noch Erhaltungsdaten wur-
den eingepflegt,

(Dennis Thering CDU: Warum haben Sie sie
denn gekauft, wenn Sie sie nicht benutzt ha-
ben?)

und den Bezirksdmtern, Herr Thering, war bis dato
die Existenz und speziell die Mdglichkeit der SIB
weitestgehend unbekannt.

(Dennis Thering CDU: Schlecht kommuni-
Ziert!)

Dies hat sich nun geandert. Mit der Einfiihrung des
systematischen  Erhaltungsmanagements  der
Hamburger Stralen wird das System durch die
Baustellenkoordinierung mit ROADS sinnvoll er-
ganzt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Denn nicht nur die Hamburger Strallen mussen in
einen ordentlichen Zustand gebracht werden
— zeitgleich wird auch zum Beispiel auf der A 7 ge-
baut — und nicht zu vergessen die bereits termi-
nierten Aus- und Umbauten von Autobahnen oder
deren Sanierung. Die landeribergreifende Koordi-
nierung dieser Baumalnahmen und die Kommuni-
kation mit Politik, Unternehmen, Verbanden, Multi-
plikatoren und nicht zuletzt mit den Nutzern haben
nach der Pensionierung von Herrn Fuchs nun Herr
Merl und Herr Butenschoén Gbernommen. An dieser
Stelle moéchte ich mich noch einmal bei Herrn
Fuchs flr seine jahrelange hervorragende, aber
auch nervenaufreibende Arbeit und die sehr gute
Zusammenarbeit bedanken und seine Nachfolger
willkommen heif3en.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Hamburg ist mit dem systematischen Erhaltungs-
management, verbunden mit der international ein-
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malig agilen Software ROADS und der landeriiber-
greifenden Baustellenkoordinierung, der Vorreiter
beim Strallenausbau und -umbau. Systeme sind
aber nicht starr und werden fortlaufend weiterent-
wickelt. Daher ist es flr uns selbstverstandlich,
dass der Verkehrsausschuss sich fortlaufend tber
den aktuellen Stand weiterhin informiert. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Koeppen. — Herr Thering von der CDU-
Fraktion, Sie haben nun das Wort.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Verkehrsbehin-
derungen sind keine Lappalie, auch wenn uns
SPD und GRUNE das immer wieder weismachen
wollen. Wie schlimm es um die Staustadt Hamburg
wirklich steht, zeigen die neuesten Zahlen sehr
einleuchtend: 27 807 Kilometer betrug allein die
Gesamtlange der Staus auf den Hamburger Auto-
bahnabschnitten im vergangenen Jahr. Das ist
nicht nur eine Strecke bis Australien und wieder
zurlick, es ist auch ein Anstieg um 15 Prozent be-
ziehungsweise 3 500 Kilometer innerhalb von nur
zwoOIf Monaten. Analog dazu stieg auch die Ge-
samtdauer in Hamburg um rund 14 Prozent auf
10 772 Staustunden. Die Staustadt lebt, so bitter
das auch ist, das muissen wir immer wieder fest-
stellen. Doch was tun SPD und GRUNE dafiir? Sie
werfen eine Nebelkerze nach der anderen, anstatt
sich um die wirklich wichtigen Dinge in unserer
Stadt zu kiimmern.

(Beifall bei der CDU)

Somit wird einmal mehr deutlich, dass SPD und
GRUNE es mit den Herausforderungen in der Ver-
kehrspolitik in Hamburg Uberhaupt nicht hinbekom-
men. Das ist dramatisch, da muss dringend nach-
gebessert werden. Schauen wir uns doch einmal
an, was das fir diese Drucksache konkret bedeu-
tet. Ich habe hier drei Nebelkerzen mitgebracht.
Das ist die Nebelkerze 1, der Zaubertisch. Frau
Koeppen hat gerade angesprochen, dass seit An-
fang letzten Jahres der bereits erwahnte Multifunk-
tionstisch im Einsatz ist. Er kann in der Theorie gut
sein, auch mich hat er Uberzeugt und begeistert,
und er kann auch einmal kaputtgehen, so wie es
im Verkehrsausschuss passiert ist; das ist alles
nicht dramatisch. Aber was auf keinen Fall passie-
ren darf, ist, dass trotzdem weiterhin ein Riesen-
verkehrschaos auf unseren Stralen herrscht, ob-
wohl dieser Tisch schon seit ewig langer Zeit im
Einsatz ist. Damit meine ich nicht nur das histori-
sche Staudesaster nach den Sommerferien im
letzten Jahr, sondern vor allem auch den Verkehrs-
infarkt in Altona bei der Sanierung des Lessingtun-
nels, obwohl Monate oder ein Jahr im Voraus be-
kannt war, dass es dort einen Schienenersatzver-

kehr gibt. Sie haben es wieder einmal nicht hinbe-
kommen; auch da hat die Baustellenkoordinierung
total versagt.

Die zweite Nebelkerze, den PR-Gag mit der Stabs-
stelle Baustellenkoordinierung, muss man sich ein-
mal auf der Zunge zergehen lassen. Die Staustadt
Hamburg ist nicht erst gestern vom Himmel gefal-
len; daran basteln Sie fleiig seit 2011. Das Thema
bewegt Politik, Offentlichkeit und die Biirgerinnen
und Burger wie kaum ein Thema in unserer Stadt.
Uber einen Mangel an konstruktiven Vorschlagen,
die insbesondere von der CDU kamen, kdnnen Sie
sich Uberhaupt nicht beschweren.

(Dirk Kienscherf SPD: Wo sind die denn
konstruktiv? Das ist doch lacherlich!)

Ich kann lhnen gern noch einmal aufzahlen, Herr
Kienscherf, was Sie alles abgelehnt haben. Neh-
men wir zum Beispiel den Vorschlag aus der letz-
ten Wahlperiode, die Koordinierungsstelle fir Bau-
maflnahmen auf Hauptverkehrsstrallen personell
deutlich aufzustocken. Das haben Sie abgelehnt.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben sie schon
aufgestockt!)

Das war eine glatte Sechs.
(Beifall bei der CDU)

Nehmen Sie unseren Vorschlag aus dem Herbst
letzten Jahres, einen Baustellenkoordinator fir die
gesamte Metropolregion Hamburg einzusetzen, ihn
mit entsprechendem Personal auszustatten und
ihm verninftige Befugnisse zu geben. Das haben
SPD und GRUNE abgelehnt. Hatten Sie da zuge-
stimmt, waren wir schon ein deutliches Stlick wei-
ter.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Es interessiert doch nicht, was in Barsbittel
passiert!)

Stattdessen haben Sie kurz vor dem Jahreswech-
sel mit einer neuen Stabsstelle Baustellenkoordi-
nation eine XXL-Nebelkerze geziindet. Ich erzahle
Ihnen auch warum. Sie haben dort namlich genau
eine neue Person eingestellt. Jeder, der sich damit
ein bisschen befasst, denkt, na ja, gut, wahr-
scheinlich ist sie dafiir da, um die Baustellen bes-
ser zu koordinieren. Leider nein, vollig fehlgeschla-
gen. Diese Person wurde in der PR-Abteilung ein-
gestellt, um lhren Murks auch noch verninftig zu
verkaufen.

(Dirk Kienscherf SPD: Lacherlich!)

So funktioniert keine seridse Verkehrspolitik. Das
mussen Sie endlich einmal einsehen.

(Beifall bei der CDU)

Wer so dilettantisch in der Verkehrspolitik vor sich
hin stimpert, braucht sich am Ende des Tages
nicht wundern, wenn das Ergebnis einfach nicht
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stimmt und das bei nachstbester Moglichkeit auch
von den Wahlerinnen und Wahlern honoriert wird.

Nebelkerze 3 ist das von |Ihnen, Frau Koeppen,
aber auch von Herrn Bill immer wieder véllig aus-
geblendete Problem der Parkplatzsuchverkehre.
Herr Schinnenburg hatte das vorhin schon er-
wahnt. Rund 30 Prozent der Staus in unserer Stadt
sind den Parkplatzsuchverkehren geschuldet.
Wenn ich nach rechts gucke — der Staatsrat war
eben noch da —, Herr Horch, seitdem Sie Ver-
kehrssenator sind, wurden nachweislich und vor al-
lem vorsatzlich Gber 2 000 Parkplatze im o6ffentli-
chen Raum vernichtet. Hinzu kam, dass Sie P+R-
Gebiihren beschlossen haben. All das fiihrt dazu,
dass die Pendlerinnen und Pendler keinen Park-
platz mehr finden, dass sie ihre Autos nicht mehr in
die P+R-Stationen stellen und am Ende des Tages
in die Stadt fahren und die Stadt weiterhin voller
Verkehr und voller Stau ist.

Kurzum, den Stau, den Sie vorgeben mit etwas
Multimedia- und PR-Tamtam wegzukoordinieren,
den haben Sie zu verantworten, den haben Sie
verursacht. Héren Sie endlich auf, alles zu vertu-
schen und schdonzureden, sondern machen Sie |h-
re Arbeit, dann klappt es auch mit der Verkehrspo-
litik. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Herr Bill von der GRUNEN
Fraktion, bitte schon, Sie haben das Wort.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Es wird ja gern darauf angespielt,
dass wir in der Verkehrspolitik zu viel Gber Radver-
kehr reden und eigentlich nur Radverkehr im Kopf
haben; deswegen maochte ich jetzt einmal Gber Au-
tobahnen reden.

Wir haben die A 7 quer durch die Stadt, und wir
haben mit der A 7 zurzeit die wohl grofte Auto-
bahnbaustelle in ganz Deutschland. An drei Stellen
wird ein Deckel gebaut, und bis zum Bordesholmer
Dreieck wird die gesamte Autobahn verbreitert und
erneuert. Da hatte der Vorgangersenat eine gute
Idee und hat den ehemaligen Bezirksamtsleiter
und ehemaligen Staatsrat Fuchs — Ubrigens, Herr
Thering, glaube ich, ein Parteimitglied von Ihnen;
deswegen hatten Sie eben auch einmal klatschen
kénnen, als wir ihm gedankt haben — eingestellt
und allein mit der Koordination der Baustellen auf
der A 7 betraut.

(Dennis Thering CDU: Es ist noch schlimmer
gekommen!)

Das war eine sehr gute ldee. Natlrlich konnte
auch Herr Fuchs, das muss man vielleicht einmal
dazusagen, nicht garantieren, dass eine Baustelle
keinen Stau produziert und die A 7 vielleicht auch
einmal gesperrt werden muss. Aber durch die kon-

tinuierliche Abstimmung der Bauprojekte, durch die
kontinuierliche Kommunikation, die Herr Fuchs an
den Tag gelegt hat, konnte die Sperrung der A 7
auf ein Minimum reduziert werden. Bei dem Aus-
mal der Baustelle kann man heute sagen, dass es
dort richtig gut lauft.

(Dennis Thering CDU: Ja? Sie fahren kein
Auto, oder?)

Genau diese Erfahrungen haben wir iGbernommen,
um sie auf die gesamte Stadt zu bertragen. Herr
Thering, Sie haben eben von Nebelkerzen gespro-
chen.

(Dennis Thering CDU: Richtig!)

Die grol’e Nebelkerze, die Sie werfen, ist auf der
einen Seite, zu kritisieren, dass die Stadt zu wenig
investiert, und sich aber dann, wenn in Infrastruk-
tur, in Stralden, in Briicken investiert wird,

(Dennis Thering CDU: Weil Sie es nicht kdn-
nen!)

Uber die daraus folgenden Baustellen zu beklagen.
Sie missen sich einmal entscheiden, ob Sie wol-
len, dass in Strallen und Briicken investiert wird,
oder ob Sie eine baustellenfreie Stadt wollen.
Dann wird namlich nicht investiert. So haben Sie
das damals gemacht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir investieren in Bricken und StralRen und haben
die Erfahrungen mit der Koordination der Baustel-
len auf der A 7 genommen und sie in die Stabs-
stelle Verkehrs- und Baustellenkoordination tber-
fihrt. Wir haben die Koordination auch in die Krei-
se nach Niedersachsen ausgedehnt — auch ein
wichtiger Punkt, den Sie vielleicht einmal positiv
hatten hervorheben kénnen —, und wir haben die
Software ROADS entwickelt, den beriihmten Tisch,
an dem die Baustellen, die Ausweichverkehre so-
wie die Auswirkungen auf die gesamte Stadt lange
im Voraus sehr transparent und digital unterstitzt
aufgezeigt werden konnen. Dieses System wird
wie jedes digitale System kontinuierlich weiterent-
wickelt, und — vielleicht als Indiz dafir, dass es
sehr innovativ ist — die gesamte Bundesrepublik
schaut zurzeit nach Hamburg auf dieses Koordina-
tionsprojekt, auf diese ROADS-Software und ist
daran interessiert, sie zu Ubernehmen. Wir sind
hier auf einem sehr guten Weg, lhre Nebelkerzen
hin oder her. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizepréasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Bill. — Jetzt bitte ich Frau Sudmann von
der Fraktion DIE LINKE ans Rednerpult.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich mdchte gleich
mit einem Dank an die SPD-Fraktion anfangen,
denn Sie haben heute eine Debatte angemeldet,
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die erwartbar ausgeht — erwartbar langweilig, weil
sich namlich alle im Ausschuss bei diesem Thema
einig waren. Wir waren uns einiger zwischen den
Fraktionen, als Sie es zurzeit innerhalb Ihrer Frak-
tionen sind. Vielleicht hat Sie das ein bisschen
stutzig gemacht. Aber beim Thema ROADS und
bei dem Tisch, der uns vorgestellt wurde, waren al-
le sehr angetan davon, wie die MaRnahmen koor-
diniert werden. Es wirkte wirklich so, als wirden
wir zu einem Fortschritt kommen und als wiirde es
in Hamburg nicht mehr so laufen, dass in der einen
Woche die Wasserleitungen aufgebuddelt werden
und drei Monate spater etwas anderes kommt. In-
sofern gab es eine grol3e Einigkeit im Ausschuss,
so weiterzumachen.

Ich habe eine Wette gewonnen, insofern als ich
gesagt habe, dass es bei der heutigen Debatte, bei
der es nur um die Selbstbefassung zum Thema
ROADS gehen sollte, natirlich um den Stralenzu-
stand gehen wird. Vielen Dank, meine Wette habe
ich gewonnen, denn genau so ist es auch gesche-
hen. Herr Thering hat die Chance, die Sie ihm ge-
boten haben, dazu genutzt, die CDU als die Kraft
darzustellen, die etwas fur den Stra3enbau tut.

(Dennis Thering CDU: Gut erkannt!)

Herr Thering, bevor Sie erfreut nicken: Sie haben
leider vergessen, woher der schlechte Zustand
kommt. Wir hatten etliche Jahre CDU-Regierung,
in denen nichts passiert ist. Das haben auch Sie
mit zu verantworten.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Aber genauso hat die SPD es zu verantworten,
dass sie immer noch an der Schuldenbremse fest-
halt, dass sie nicht bereit ist, das Mehrgeld, das wir
haben, in den Strallenbau zu investieren. Diese
Krokodilstranen, die hier von allen vergossen wer-
den, hat Hamburg nicht verdient. Eines ist klar:
Wenn wir einen besseren Straltenzustand haben
wollen, muss mehr Geld investiert werden, miissen
Staus in Kauf genommen werden, denn Sie kon-
nen nicht die StralRen reparieren und gleichzeitig
den Verkehr weiter flieBen lassen. Insofern haben
wir heute nichts Neues erfahren, sondern fiihren
noch einmal eine Debatte, bei der sich alle auf die
Schulter klopfen, aber Hamburg nicht wirklich et-
was davon hat. Das ist traurig.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sudmann. — Herr Dr. Schinnenburg
von der FDP-Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Der interessanteste
Satz in der ganzen Drucksache findet sich auf Sei-
te 3 unten — ich zitiere —:

"Einfihrend erklarten die [...] Vertreter des
Senats, dass sie sich zum Ziel gesetzt hat-
ten,"

— Achtung —

"die Baustellenkoordinierung kuinftig deutlich
besser als in der Vergangenheit durchzufih-
ren."

Das ist ein guter Vorsatz, aber damit bestatigen
Sie nach sechs Jahren, dass wir immer recht hat-
ten. lhre Baustellenkoordination ist eine reine Ka-
tastrophe. Jetzt haben endlich auch Sie das einge-
sehen und nehmen sich vor, es besser zu machen
— immerhin. Herzlichen Glickwunsch zu dieser
Selbsterkenntnis.

(Beifall bei der FDP)

Die Baustellenkoordination ist in der Tat eine Kata-
strophe. Das wird auch mit dem wunderschénen
ROADS-System zumindest eine ganze Zeit noch
so bleiben. Sie haben uns immer schon die KOST
genannt. und was war das Problem der KOST?
Die KOST betraf nur die Hauptstrallen, sie war
personell unterausgestattet und hatte keinerlei IT-
Unterstitzung. Kurz gesagt, Sie versagten, denn
Sie haben auch noch Personal abgebaut. In die-
sem einen Satz bestatigt der Senat alles, was wir
ihm jahrelang vorgehalten haben. Ich wiirde mir
wilnschen, dass Sie nicht nur im Bereich Verkehr,
sondern auch in anderen Politikbereichen endlich
einmal ehrlicher sein und zugeben wirden, wie ka-
tastrophal lhre bisherige Politik ist. Wenn Sie sich
vornehmen, es besser zu machen, haben Sie uns
an lhrer Seite.

Auf Seite 4 der Drucksache bestatigt der Senat,
dass die Verkehrssimulation — um diese geht es —
erst im Jahr 2021 mdglich sein wird, also nicht jetzt
oder nachste Woche oder nachstes Jahr, nein, erst
2021. Die Verkehrssimulation ist das Entscheiden-
de bei einer Baustellenkoordinierung. Ich muss
mich doch auch fragen, welche Folgen es fiir den
Verkehr hat und wie ich es moglicherweise besser
machen kann, wenn ich eine Baustelle einrichte.
Das wollen Sie 2021 mit den wunderschénen Ti-
schen geschafft haben. Damit haben Sie sogar
recht. Ich bin Gberzeugt, im Jahr 2021 werden wir
hier eine perfekte Verkehrssimulation bei Baustel-
len haben. Warum ist das so? Im Februar 2020
werden Sie abgewahlt, und dann wird die FDP re-
gieren und fur eine gute Verkehrssimulation sor-
gen.

Abgesehen von dieser langen Zeitdauer, immerhin
zehn Jahre nach Regierungsiubernahme, leidet
dieses System, das Sie uns als toll vorfihren, noch
unter erheblichen Fehlern und Mangein. Es betrifft
nach wie vor nur Hauptverkehrsstralen, und ein
grofRer Teil der Versorgungsunternehmen ist dabei
nicht bericksichtigt. Hamburg Wasser ist bertck-
sichtigt, aber viele andere Versorgungsunterneh-
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men nicht. Das heif3t — anders, als Sie hier erzah-
len —, es fehlt nach wie vor an Datenbasis.

Darlber hinaus gibt es technische Probleme. In
der ersten Sitzung am 14. Juni 2016 stirzte das
System ab. So viel zum Thema IT in der Hambur-
ger Verwaltung.

(Frank Schmitt SPD: Das war das WLAN in
der Birgerschaft!)

Kurzerhand, es bleibt dabei: Die Baustellenkoordi-
nation in Hamburg ist eine mittelschwere Katastro-
phe und fihrt zu volkswirtschaftlichen Schaden,
weil die Menschen im Stau stehen, statt zu arbei-
ten. Das kostet die Menschen Nerven und belastet
vollig unndtig die Umwelt, denn keine Umweltbe-
lastung ist schlimmer als die von einem Auto, das
im Stau steht. Das muss viel besser werden. Dafur
werden wir ab 2020 sorgen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Schinnenburg. — Nun spricht Herr
Ehlebracht von der AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Sie
mochten mit dieser Anmeldung in einem Wabhljahr
in dieser Sache ein bisschen Selbstdarstellung be-
treiben. Sie méchten nicht Uber wirkliche Probleme
sprechen wie zum Beispiel die zunehmende Ha-
fenverschlickung, die never-ending Story der Elb-
vertiefung oder die sich dahinschleppende Verlan-
gerung der S-Bahn-Trasse Richtung Bad Oldesloe/
Bargteheide. Sei es drum, machen wir mit, bedingt
jedenfalls.

Wir sprechen uber die Baustellenkoordinierung. Ei-
ne Baustellenkoordinierung, die diesen Namen
verdient, muss professionell angegangen werden.
Diesen Anspruch — ich glaube, das ist zu erkennen
— erhebt der Senat. Das ist gut so. Die erfolgreiche
Realisierung soll jetzt mit modernsten technischen
Mitteln und mit einer Umorganisation innerhalb der
Behdrden geschehen, in diesem Fall mit der, wie
schon gehort, neu entwickelten Software ROADS,
mit dem dazugehdrigen Multitouch-Tisch und mit
der Integration der bisher zustandigen Stelle KOST
als behdrdlicher Stabsstelle samt Personal in die
LSBG. So weit, so gut. Das ist ein Plan, so kann
man das angehen.

Dennoch bleibt Raum fiir kritische Anmerkungen.
Die erste lautet: Wo ist das landertibergreifende in-
tegrierte Verkehrskonzept unter Einbeziehung von
Schleswig-Holstein und Niedersachsen? Sie schaf-
fen es wieder einmal nicht, Uber die Landesgrenze
hinaus zu planen und zu denken, wie bei der Pla-
nung von Wohnungen oder Wohnvierteln, wie bei
der Planung von Gewerbeflachen — von einer Aus-
nahme vielleicht einmal abgesehen — oder wie bei
der Planung des OPNV oder der allgemeinen Ver-

kehrswege, wo auch nur Ausnahmen die Regel be-
statigen und diese dann auch noch viel zu schlep-
pend umgesetzt werden. Auch hier fehlt der lan-
dertbergreifende Ansatz. Eine Baustellenkoordi-
nierung uber die Landesgrenzen hinweg war zu-
mindest nicht erkennbar ein Schwerpunkt des neu-
en Konzeptes und ist damit von vornherein an die-
ser Flanke schon einmal offen und unvollsténdig.
Das wirde ich als ersten Fehler bezeichnen wol-
len.

Man spricht von Metropole und Metropolregion und
plant im kleinen Kdmmerlein und blendet aus, dass
auch die Verkehrsplanung und die damit verbun-
dene Baustellenplanung unserer Nachbarlander
Auswirkungen weit bis in das Hamburger Stadtge-
biet haben kdnnen. Des Weiteren betont der Senat
die Komplexitadt der Aufgabe und erwahnt dabei
die Koordinierung von Orten auf Zeitschienen. Es
gilt aber auch, das fir die Umsetzung der Baumalf}-
nahmen begrenzt zur Verfiigung stehende Perso-
nal, die Produktionsmittel und auch Wetterbedin-
gungen oder Urlaubsplanung zu bericksichtigen.
Das Ganze gelingt nur, wenn Sie neben den tech-
nischen Hilfsmitteln vollumfanglich ausgebildete
Fachkrafte einsetzen, und zwar in ausreichender
Zahl; ansonsten nitzen |lhnen die tollste Technik
und die beste Organisation nichts. Uber den Punkt
ausreichendes Personal, den bereits CDU und
FDP angefiihrt haben, gilt es lhrerseits noch ein-
mal nachzudenken.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist, bei der Einfih-
rung neuer Techniken und neuer Organisations-
strukturen fir die notwendige Akzeptanz und die
Ausbildung der durch diese Veranderungen betrof-
fenen Mitarbeiter zu sorgen. Ich selbst musste in
meinem Berufsleben erleben, dass die vielverspre-
chendsten Projekte daran gescheitert sind, dass
genau das vernachlassigt wurde. Wer an dieser
Stelle spart, der spart am falschen Ende, genauso
wie er am falschen Ende sparen wirde, wenn er
auf nicht ausreichendes Personal setzt.

Wir werden auf jeden Fall diesen gewahlten An-
satz weiterhin wohlwollend, aber kritisch begleiten
und wiinschen lhnen in unser aller Interesse gutes
Gelingen bei der Umsetzung. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ehlebracht. — Herr Senator Horch bitte,
Sie haben das Wort.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Mobilitat in der Stadt und die Weiterentwicklung
der Baukoordinierungsmafinahmen liegen mir per-
sonlich am Herzen, denn die Anzahl der notwendi-
gen Baumalnahmen wird aufgrund der anstehen-
den Investitionen in den kommenden Jahren nicht
weniger werden. Wenn wir unseren Bundesver-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 63. Sitzung am 13. September 2017 4647

(Senator Frank Horch)

kehrswegeplan anschauen und das auf Hamburg
Bezogene Ubertragen und ebenso das Erhaltungs-
management in der Stadt, dann missen wir uns
auf Baustellen einstellen. Deshalb ist die Koordina-
tion eine der wichtigen Voraussetzungen, die wir
verstetigen mussen. Allen Beteiligten wird bei der
jetzigen Organisation friihzeitig ein Hinweis gege-
ben, und alle werden mit eingebunden. Die Kom-
munikation ist hierbei eines der wichtigsten Dinge.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Duge
GRUNE)

Es ist schon erwdhnt worden, dass mit unseren
Baustellenkoordinationen nicht nur theoretisch,
sondern auch in der Praxis, was die A 7 und die
A 1 angeht, erhebliche Fortschritte erreicht worden
sind, die auch bundesweit Aufmerksamkeit erregt
haben. Die Baumalnahmen insgesamt, die Haupt-
verkehrsstralten und die Bundesfernstraf3en, ha-
ben nicht nur innerstadtische, sondern auch regio-
nale Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehen in
der Metropolregion Hamburg.

Wir wollen die Infrastruktur optimal in Schuss hal-
ten und dabei den Verkehr so gering wie moglich
belasten. Zu einem zentralen System der Koordi-
nation wird die aktuelle Software — weit mehr als
nur ein Touch-Tisch, ROADS genannt, eben Road-
work Administration and Decision System — heute
umfassend eingesetzt. ROADS bietet ein koopera-
tives Entscheidungshilfesystem fur die Koordinati-
on der zuklnftig anstehenden Maflnahmen. Und
dies ist — das darf ich einmal als ein praktisches
Beispiel der Digitalisierung auffiihren — ein echtes
Digitalisierungsprojekt. Insbesondere mittelfristige
Zeithorizonte von drei bis flinf Jahren werden hier-
bei unter dieser Systematik starker Bericksichti-
gung finden. Dieses System ermdéglicht eine bes-
sere Priorisierung der jeweiligen Aufgaben aller
Beteiligten.

Abstimmung findet mit vielen Dritten statt, und hier-
bei werden die Bauprogramme miteinander vergli-
chen und Konflikte und Synergien ermittelt. Das gilt
neben den geplanten Baumaflinahmen im Strafen-
netz auch fir alle MaRnahmen im OPNV. Hier kdn-
nen Nutzerinnen und Nutzer mdglichst alternative
Verkehrsmittel wahlen, um, wenn es um Baumal-
nahmen geht, ihre Betroffenheit zu verbessern.

Lassen Sie mich noch kurz auf das angesproche-
ne Problem der landeriibergreifenden Koordination
eingehen. Die Zusammenarbeit mit Schleswig-Hol-
stein lauft jetzt schon langere Zeit sehr gut, auch
mit Niedersachsen haben wir intensiv begonnen
und auch hier erfolgt die Koordination sehr positiv.
Vor wenigen Tagen habe ich mit Niedersachsen ei-
ne weitere Intensivierung der Abstimmungen be-
sprochen. Im Rahmen der neuen Mobglichkeiten
der Digitalisierung wird auch in Niedersachsen
ROADS jetzt als zentrales Instrument in den an-
grenzenden Landern, was die Samtgemeinde
Land Hadeln und das Alte Land angeht, einge-

setzt. Dank der digitalen Technik und der Ver-
kehrskoordinatoren, die immer wieder personlich
stark vor Ort sind und als Ansprechpartner in allen
Belangen zur Verfigung stehen, sind wir jetzt ins-
gesamt, wenn wir zurlckblicken, sehr gut aufge-
stellt und haben erhebliche Fortschritte erzielt. —
Ich danke fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Senator. — Nun hat Frau Koeppen von
der SPD-Fraktion noch einmal das Wort.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die eben ge-
fihrte Debatte hat mich jetzt etwas irritiert; da
muss noch einmal das eine oder andere richtigge-
stellt werden.

Herr Ehlebracht, ich weil} nicht, ob Sie an der Sit-
zung teilgenommen haben und ob Sie auch sonst
im Verkehrsausschuss zuhéren und die Drucksa-
che gelesen haben. Wie der Senator eben schon
gesagt hat, ist die landeribergreifende Zusammen-
arbeit immer wieder Thema, und auch in der
Drucksache ist thematisiert, wie das funktioniert.

(Dennis Thering CDU: Aber sie funktioniert
doch nicht!)

Sowohl die Mitarbeiter vom LSBG als auch die von
der KOST waren hoch motiviert. Zu allem anderen
mochte ich mich jetzt nicht naher duf3ern.

Herr Dr. Schinnenburg, ich finde es schon, dass
Sie uns unterstitzen, denn besser ist die Steige-
rung von gut, und besser kann man immer werden.

(Beifall bei der SPD)

Herr Thering, Sie verwechseln schon wieder Ursa-
che und Wirkung.

(Dennis Thering CDU: Die Nebelkerze!)

Ahnlich wie beim Wohnungsbau wurde unter den
CDU-gefiihrten Senaten auch der Erhalt der stadti-
schen Infrastruktur straflich vernachlassigt. lhre ne-
gative Bilanz kdnnen Sie wunderbar nachlesen im
Bericht des Rechnungshofes 2010: Jahrliche In-
vestitionen unauskdmmlich, Entwicklung der Inves-
titionen weist einen negativen Trend auf, Betriebs-
ausgaben fur die bauliche Unterhaltung, Instand-
setzung der Offentlichen Stralen und Wege in der
Tendenz riicklaufig. Das sind nur einige Formulie-
rungen aus diesem Bericht. Da ist naturlich Klar,
dass Sie nur Uber Staus sprechen. Mit keiner Sil-
be, Herr Thering, erwahnen Sie die 301 Fahrbahn-
kilometer, die bereits in dieser Legislaturperiode
saniert wurden.

(Glocke)
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Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage oder
Zwischenbemerkung des Abgeordneten Thering,
Frau Koeppen?

Martina Koeppen SPD (fortfahrend):* Nein, Herr
Thering kann sich gleich noch einmal melden.

Addiert man diese mit den Fahrbahnkilometern, die
in der SPD-Alleinregierungszeit entstanden sind,
dann kommen von 2011 bis heute 751 Kilometer
sanierte Fahrbahnen zustande.

(Dennis Thering CDU: Sie verwechseln
schon wieder Fahrstreifen und Fahrspuren,
Frau Koeppen!)

Der finanzielle Aufwand hierfir hat sich seit 2010
um 100 Millionen Euro mehr als verdoppelt.

(Beifall bei der SPD)

Angesichts dieser Zahlen, Herr Thering, wurde ich
an lhrer Stelle immer die alten Reden herausho-
len. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD — Dennis Thering CDU:
Ja, machen Sie mal weiter so!)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Koeppen. — Es gibt keine weiteren
Wortmeldungen mehr.

Dann stelle ich fest, dass die Birgerschaft vom Be-
richt des Verkehrsausschusses aus der Drucksa-
che 21/9777 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 91,
Drucksache 21/10135, Antrag der CDU-Fraktion:
Bus- und Bahnfahren sicherer machen — Video-
Uberwachung an Vorplatzen und Auflenbereichen
von Bahnhéfen in Hamburg ausweiten.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bus- und Bahnfahren sicherer machen - Video-
iiberwachung an Vorplatzen und AuBenberei-
chen von Bahnhéfen in Hamburg ausweiten

— Drs 21/10135 -]

(Zuruf von Dennis Thering CDU)
— Herr Thering, ich rufe Sie gleich auf.

Die Fraktionen der CDU und der AfD mochten die-
se Drucksache an den Innenausschuss Uberwei-
sen. Vonseiten der FDP-Fraktion liegt ein Antrag
auf Uberweisung federfiihrend an den Innenaus-
schuss und mitberatend an den Verkehrsaus-
schuss vor.

Wer winscht das Wort? — Herr Thering von der
CDU-Fraktion, Sie haben es.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Das Verbre-
chen schlaft bekanntlich nie. So banal dieser Satz
auch daherkommen mag, so zutreffend ist er fur
die Lage an den Hamburger Bahnhofen. Denn es
gibt keinen Zweifel daran, Bahnhdfe und Haltestel-
len sind sowohl neuralgische Punkte der offentli-
chen Infrastruktur als auch Kristallisationspunkte
krimineller Bestrebungen. Sicherheit hat daher fir
die CDU-Fraktion auch in diesem Punkt oberste
Prioritdt. Mit dem vorliegenden Antrag wollen wir
als CDU-Fraktion das Bus- und Bahnfahren end-
lich wieder sicherer machen. Die Ausweitung der
Videouberwachung an Vorplatzen und Aufienbe-
reichen von Bahnhofen ist dazu ein entscheiden-
der Schritt.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

Ich hoffe, dass Sie diesen Schritt heute mit uns so
mitgehen. Denn was Videolberwachung bei der
Verbrechensbekdmpfung bewirken kann, haben
wir vor etwas mehr als einem Jahr in Berlin gese-
hen, wo ein junger Mann eine junge Frau die Trep-
pe hinuntergetreten hat und in kirzester Zeit ding-
fest gemacht und in Gewahrsam genommen wer-
den konnte. Daflir, dass das so schnell geht, brau-
chen wir mehr Beispiele, und dafir ist Videotber-
wachung unerlasslich.

(Beifall bei der CDU)

Aber wir missen gar nicht nach Berlin gucken. Es
reicht, wenn wir uns in Hamburg umschauen. Auch
bei uns in Hamburg schlaft das Verbrechen nie.
Nein, noch schlimmer, das Verbrechen schlaft im-
mer weniger. Das sehen wir auch klar an den Zah-
len. Allein an den Bahnhdfen in Hamburg ist die
Zahl der Polizeieinsatze von 2015 auf 2016 bereits
auf hohem Niveau noch einmal um 2,5 Prozent auf
9 694 und an den Busbahnhoéfen ebenfalls auf
sehr hohem Niveau um 3,1 Prozent gestiegen. Die
Verkehrsknotenpunkte in unserer Stadt — das sieht
man hier sehr deutlich — sind weiterhin ein gefahrli-
ches Pflaster. Doch wir kdnnen nicht an jeder Bus-
haltestelle, an jedem Vorplatz einen Polizisten ab-
stellen. Wir wissen, wie Uberlastet die Polizisten in
unserer Stadt sind, wie straflich Sie mit deren Ar-
beitskraft umgehen und dass Sie bezlglich der vie-
len offenen Stellen in Hamburg nicht hinterherkom-
men. Da muisste eigentlich auch fur Sie die Video-
Uberwachung wie gerufen kommen.

Doch Kamera ist nicht gleich Kamera. Es ist schon
und richtig, dass die Bahnhdfe und die Bahngleise
vernunftig videolberwacht werden. Da funktioniert
das hervorragend, aber es funktioniert eben noch
nicht auf den Bahnhofsvorplatzen und in den Au-
Renbereichen. Es ist niemandem damit geholfen,
wenn die Kriminalitdt von den Bahnsteigen zu den
AuBRenbereichen hin verdrangt wird. Warum eine
Videoliberwachung in vielen Bereichen nicht mog-
lich war, hatte bisher zugegebenermalien rechtli-
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che Griinde. Aber ich sage wohlgemerkt, hatte,
denn statt lange zu schnacken, haben die CDU/
CSU-Bundestagsfraktionen sich das Thema zu ei-
gen gemacht und das Videolberwachungsverbes-
serungsgesetz durchgebracht. Dieses Gesetz ist
seit Ende April 2017 in Kraft und gibt uns die Mdg-
lichkeit, jetzt endlich Vollgas zu geben, damit wir
ein grofles Stick Sicherheit in Hamburg dazuge-
winnen. Unser absoluter Dank gilt den Kolleginnen
und Kollegen der CDU/CSU-Bundestagsfraktionen.

(Beifall bei der CDU)

Rein formal geht es um eine Anderung des Bun-
desdatenschutzgesetzes. Das war sicherlich auch
der Grund, warum Sie urspringlich den Antrag an
den Justizausschuss Uberwiesen hatten, was rich-
tig gewesen ware. Aber Sie haben auch heute wie-
der einen etwas merkwirdigen Eiertanz aufgefiihrt.
Zuerst wollten Sie den Antrag Uberweisen, dann
wieder nicht, weil er aus politischen und taktischen
Griunden nicht in |hr Programm passte. |hre Igno-
ranz in dieser Frage ist ein weiterer Beleg dafir,
dass Sie sich immer mehr von den Sorgen der
Birgerinnen und Burger entfernen und nicht mer-
ken, was auf unseren Straf3en los ist und wo es
den Menschen extrem unter den Nageln brennt.
Das ist der Anfang vom Ende. Ich denke, das wird
sich 2020 bei der nachsten Blrgerschaftswahl be-
merkbar machen.

(Beifall bei der CDU)

Es geht um sehr viel mehr als um ein Datenschutz-
gesetz. Es geht um die Mobilitat, und es ist uns al-
len in diesem Haus ein Anliegen, dass moglichst
viele Menschen vom Kraftfahrzeug auf den OPNV
umsteigen. Aber wie ist das zu bewerkstelligen?
Wir missen den OPNV deutlich sicherer machen,
damit er attraktiver ist. Wenn die Menschen Angst
haben, nachts oder auch tagstiber Opfer von krimi-
nellen Handlungen zu werden, dann werden sie
den OPNV meiden und weiterhin mit ihrem Auto
fahren. Deshalb ist es so wichtig, endlich zu han-
deln. Es geht aber nicht nur um Sicherheit, son-
dern auch um Verbrechensbekdmpfung, um den
Schutz von Gesundheit, von Leben, von Freiheit.
Es geht also um sehr viel. Lassen Sie uns deswe-
gen den Weg fir eine flachendeckende Videoiber-
wachung von Bahnhofsvorplatzen freimachen, da-
mit unsere Stadt endlich ein bisschen sicherer
wird. — Herzlichen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Thering. — Als Nachster spricht Herr Tabbert
von der SPD-Fraktion.

Urs Tabbert SPD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Thering, auch die
SPD-Bundestagsfraktion hat dem Gesetz zuge-
stimmt.

(Dennis Thering CDU: Warum dann so ein
Eiertanz?)

Auch bei ihr hatten Sie sich bedanken durfen. Ich
glaube, wir haben Uber das Gesetz als solches
Uberhaupt keinen Dissens, aber ich hoffe, Sie er-
lauben mir, dass ich etwas differenzierter an die
Sache herangehe, als Sie es gerade gemacht ha-
ben.

Das Videouberwachungsgesetz, auf das Sie Be-
zug nehmen, wurde, wie Sie sagten, erst im Friih-
jahr 2017 beschlossen und hat im Wesentlichen
das Bundesdatenschutzgesetz dahin gehend ge-
andert, dass auch offentlich zugangliche Anlagen
in den Anwendungsbereich fallen, wobei gar nicht
sicher ist, inwieweit Bahnhofsvorplatze und so wei-
ter darunterfallen. Die wesentliche Neuerung des
Gesetzes, das sich im Ubrigen — auch das haben
Sie leider nicht herausgearbeitet — an Private und
nicht an die offentliche Verwaltung oder den Staat
richtet, erleichtert in der Tat die Videouberwa-
chung, aber eben fir Private, und wertet Sicher-
heitsbelange, die den Schutz von Leben, Gesund-
heit und Freiheit betreffen — das haben Sie immer-
hin dargestellt —, beim Datenschutz etwas auf.
Aber mitnichten wird gesagt, das gehe immer und
Uberall flachendeckend; das geht weiterhin nicht.
Da mussen Sie sich vielleicht noch einmal ein
bisschen genauer mit der Materie auseinanderset-
zen. Der von mir geschatzte Kollege Gladiator hat,
ich glaube, 2015 dazu einmal eine Schriftliche Klei-
ne Anfrage gestellt — die Sie sicherlich auch gele-
sen haben —, in der er auch auf die Datenschutz-
belange eingegangen ist. Diese kénnen wir natir-
lich nicht vollig auBen vor lassen. Warum? Natr-
lich muss in jedem Einzelfall auch immer gepruft
werden, ob Videoliberwachung erforderlich ist oder
nicht. Sie haben eben auch noch nicht so richtig
dargestellt, dass es hier um Platze geht. Ich glau-
be, das tut nicht not, weil das, was Sie vorhaben,
gar nicht den Kern des Problems trifft. Im Kern des
Problems sind wir uns, glaube ich, einig. Ich glau-
be, da sind sich bei uns alle Fraktionen einig, von
ganz links bis ganz rechts. Was wir alle wollen, ist
doch eine effektive Kriminalitdtsbekampfung an
Kriminalitatsschwerpunkten.

(Dennis Thering CDU: Na, dann machen
Sie's doch!)

Was wir alle nicht wollen, das ist im Ubrigen auch
nicht die Rechtslage, ist eine flachendeckende
deutschlandweite Videoluberwachung. Da mulssen
wir uns auch gar nicht anbrillen, denn ich glaube,
da sind wir alle einer Meinung, sogar die AfD. Wir
alle wollen eine Videoilberwachung an Kriminali-
tatsschwerpunkten. Diese ermdglicht dieses Ge-
setz und weitet es auf Private aus. Sie wollen jetzt
irgend so einen Prufauftrag, bei dem mir nicht klar
ist, an wen er sich richten und wohin er eigentlich
fuhren soll.

(Dennis Thering CDU: Zu mehr Sicherheit!)
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— Ja, aber lhnen ist schon klar, Herr Kollege The-
ring, dass sich das Gesetz zum Beispiel nicht an
die Bahnhofsvorplatze der Deutschen Bahn oder
S-Bahn richtet. Das wussten Sie doch, bevor Sie
diesen Antrag gestellt haben, oder?

(Dennis Thering CDU: Natlrlich wusste ich
das!)

— Aber das haben Sie in lhrer Rede nicht gesagt.

(Dennis Thering CDU: Ich habe nur zehn Mi-
nuten!)

Wissen Sie tUberhaupt, auf welche Anwendungsbe-
reiche sich dieses Gesetz bezieht? Es bezieht sich
auf den Anwendungsbereich ZOB und in der Tat
auf die Hochbahn. Und auch da haben wir doch
Uberhaupt keinen Dissens. Es ist Aufgabe der Poli-
zei und der jeweils betroffenen Privaten, zu prufen,
wo eine VideolUberwachung Sinn macht und wo
nicht. Wenn sich dort Schwerpunkte ergeben,
dann soll dort auch Videoutberwachung stattfinden.
Die Hamburger Polizei braucht meiner Meinung
nach keinen Nachhilfeunterricht von der CDU.

(Beifall bei der SPD)

Und weil wir uns zwar im Kern des Problems einig
sind, weil sich auch unsere Bundestagsfraktionen
einig waren, weil wir alle wollen, dass dieses Ge-
setz durchaus Anwendung findet und eine effektive
Kriminalitdtsbekampfung stattfindet, aber nicht ir-
gendetwas Flachendeckendes, was wir gar nicht
hinbekommen, ist Ihr Antrag schlicht viel zu unkon-
kret und nimmt die gezielte Bekampfung von Krimi-
nalitatsbrennpunkten tberhaupt nicht in den Blick.
Daher und nur aus diesem Grunde, ohne jetzt wei-
terhin Gegensatze konstruieren zu muissen, kén-
nen wir den Antrag, glaube ich, getrost ablehnen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Tabbert. — Als Nachste erhalt Frau Dr. Timm
von der GRUNEN Fraktion das Wort.

Dr. Carola Timm GRUNE:* Herr Préasident, meine
Damen und Herren! Es ist immer dasselbe: Nach
Terroranschlagen wird nach scharferen Gesetzen
gerufen,

(Dennis Gladiator CDU: Nein, nach der Um-
setzung wird gerufen, nicht nach einem neu-
en Gesetz!)

und die CDU schlief3t sich dem als Erste an und
verfallt in Aktionismus. Das ist der Unterschied zu
Herrn Tabbert, der differenziert dargestellt hat, in-
wieweit auch der Datenschutz zu Recht zu berick-
sichtigen ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das Problem an Ihrem Antrag und lhrem Vor-
schlag ist, dass Videouberwachung auf Verkehrs-
knotenpunkte, auf Bahnhofsvorplatze und auf an-
dere Platze ausgeweitet werden soll und somit
mehr oder weniger unbegrenzt mdglich ist. Das ist
deshalb so problematisch, weil dann auch Unbe-
scholtene aufgezeichnet werden. Es werden sehr
viele Daten gesammelt von sehr vielen Personen,
die keiner Straftat verdachtig sind, und das greift in
Grundrechte ein. Es greift ein in das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung und in Persdnlich-
keitsrechte. Und das schrankt den Alltag ein, denn
man verhalt sich naturgemal® anders, wenn man
stédndig unter Beobachtung steht oder sich beob-
achtet fuhlt oder mit einer Beobachtung rechnen
muss.

(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Frau Dr. Timm, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Thering?

Dr. Carola Timm GRUNE (fortfahrend):* Nein.

(Dennis Thering CDU: Sehr souveran! Das
steht namlich nicht in lhrem Redeskript!)

Auf der anderen Seite muss nattrlich moglichst al-
les zur Vermeidung von Straftaten getan werden.
Es stellt sich die Frage — das ist namlich der ent-
scheidende Punkt, der in Ihrem Antrag gar nicht
berlcksichtigt wird —, inwieweit Videouberwachung
dafur Gberhaupt ein geeignetes Mittel ist. Denn es
entsteht eine grofle Datenmenge, darunter auch
Daten von unverdachtigen Personen. Da kommt es
sehr stark auf die Umsetzung an, namlich dass es
gelingt, die Daten der tatsachlich Verdachtigen
herauszufiltern, denn eine anlasslose Datenspei-
cherung ist ein groRes Problem, weil auch mit die-
sen Datenmengen umgegangen werden muss.
Was dabei passieren kann, haben wir gerade bei
G20 gesehen, wo zu Unrecht verdachtigten Jour-
nalistinnen und Journalisten die Akkreditierung ent-
zogen wurde.

(Dennis Gladiator CDU: Das war |hr Senat!
— Dennis Thering CDU: Doppelmoral!)

— Nein, das ist keine Doppelmoral, weil es das
Bundeskriminalamt war.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das ist doch lhr Verschulden!)

— Ich verstehe mein eigenes Wort nicht mehr, aber
ich rede einfach einmal weiter.

Solche falschen Verdachtigungen nitzen nieman-
dem etwas, im Gegenteil, sie schaden nicht nur
den Betroffenen, sondern auch der Verbrechens-
bekampfung. Die Verbrechensbekampfung ist
doch Ihr Anliegen, und dafir sind unstrukturierte
Datenmengen schadlich, weil Unbescholtene in
Verdacht geraten. Die Aufmerksamkeit der Ermitt-
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lungsbehodrden sollte sich einmal auf die richten,
die tatsachlich echte Straftater sind und verfolgt
werden muissen. Wenn Sie immer dariber klagen,
dass die Polizei zu wenig Personal hat, dann mus-
sen Sie die Polizisten wenigstens sinnvoll einset-
zen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Urs Tab-
bert SPD — Dennis Thering CDU: Da
klatscht noch nicht mal die SPD!)

Zum anderen sind Videoaufzeichnungen, wenn
Uberhaupt — das ist eine weitere fehlende Differen-
zierung —, hilfreich bei der Strafverfolgung, wenn
es also darum geht, Tater zu fassen. Aber verhin-
dert werden Straftaten damit nicht unbedingt.

(Wolfgang Rose SPD: Es ist zu laut hier!)

— Gut, dass es jemand sagt. Ich finde auch, dass
es zu laut ist.

(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Dann unterbrechen wir kurz. Der Umgang mit Zwi-
schenrufen ist leider in der Geschaftsordnung zu
wenig geregelt. Aber im Moment nehmen sie zu
sehr Uberhand, insbesondere aus dieser Richtung.
Daher bitte ich darum, Frau Dr. Timm, die das
Wort hat, zuzuhéren.

Dr. Carola Timm GRUNE (fortfahrend):* Vielen
Dank. — Noch einmal ein letzter Gedanke. Strafver-
folgung wird mit Videoaufzeichnungen, wenn Uber-
haupt, erméglicht, jedoch nicht unbedingt die Ab-
schreckung.

(Dennis Thering CDU: Das reicht doch!)

Gerade Terroristen wollen im Rampenlicht stehen,
und deshalb ist es ihnen recht, gefilmt zu werden.

Insgesamt zeigt sich, dass das Thema komplex ist
und genau zu differenzieren ist, in welchem Fall ei-
ne Einzelfallprufung angebracht ist. Pauschale und
undifferenzierte Ausweitungen, mit denen alles
verscharft werden soll, ohne zuerst einmal geprift
zu haben, was mit den vorhandenen Regelungen
erreicht werden kann, machen keinen Sinn. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dr. Timm. — Als Nachste erhalt das Wort Frau
Sudmann von der Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich weil nicht, ob
Ihnen eben aufgefallen ist, dass es hier zwei Frak-
tionen gibt, die sich begeistert auf die Schulter
klopfen, weil sie beide im Bundestag das Video-
Uberwachungsverbesserungsgesetz verabschiedet
haben. Herr Tabbert, ich weil} nicht, ob Sie darauf

wirklich stolz sein sollten. Denn beide Fraktionen
und auch die CSU — Ruhe bitte — versuchen, Si-
cherheit zu suggerieren, versuchen, die lllusion zu
schaffen, dass mehr Videouberwachung mehr Si-
cherheit garantiert. Sie wissen genau, da bin ich
mir sicher, dass das nicht stimmt. Videotiberwa-
chungen verhindern Straftaten nicht; dazu gibt es
genug Untersuchungen. Aber Sie tun so, als ob
das helfen wirde.

Herr Thering, ich weil nicht, wie oft Sie sich an
Busbahnhofen, U-Bahnhofen, S-Bahnhofen oder
Fernbahnhofen aufhalten.

(Dennis Thering CDU: Sehr haufig!)

Wenn Sie 6fter mit Bus und Bahn fahren, wissten
Sie, dass seit alters her, kann ich schon sagen,
Bahnhofe immer auch ein Treffpunkt sind fiir die
Menschen, die abgehangt sind, fur die Menschen,
die vielleicht kein Dach Uber dem Kopf haben

(Dennis Thering CDU: Und deshalb sollen
sie nicht iberwacht werden?)

— warten Sie erst einmal ab — und sich dort treffen,
um dort auch gemeinsam zu trinken; wir haben ge-
nug gehdrt Uber Trinkertreffs. Wir wissen auch,
dass immer mehr Burgerinnen und Burger sich da-
durch gestort fliihlen und die Polizei rufen, weil ih-
nen diese Menschen zu laut sind. Diesen Punkt
haben Sie in |hren Anfragen nicht genau differen-
ziert. Sie haben nicht abgefragt, warum es so viele
Polizeieinsatze gibt. Sie sind nicht mit einem Wort
darauf eingegangen, dass viele Polizeieinsatze
auch mit der steigenden Zahl der Schwarzfahrerin-
nen und -fahrer zu tun haben.

(Dennis Thering CDU: Das wissen Sie so
genau?)

— Sie wissen es uberhaupt nicht. Es interessiert
Sie gar nicht. Sie wollen nur Uiber diese 9 694 Poli-
zeieinsatze reden, nicht aber Uber deren Grund.
Hauptsache, Sie kénnen sich hier hinstellen und
sagen, Sie wollen mehr Polizei haben. Das ist
doch voéllig absurd und nichts anderes als eine
Wahlkampftour.

(Beifall bei der LINKEN)

Es interessiert Sie auch nicht, wie es den Men-
schen eigentlich geht, warum so viele immer haufi-
ger ausgegrenzt sind und warum mehr Leute
schwarzfahren.

(Dirk Nockemann AfD: Wir wollen die Men-
schen vor Verbrechen schiitzen!)

Dass es lhre Politik ist, die Politik von CDU/CSU
und auch von der SPD, die immer mehr Menschen
in die Armut treibt, die auch die Schwarzfahrquote
hochtreibt, das interessiert Sie nicht. Aber dann
hier Krokodilstrdnen zu vergief3en ist echt armse-
lig.

(Beifall bei der LINKEN)
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Sie haben gar nicht lber eine gute Mdglichkeit ge-
sprochen, um das Sicherheitsgefiihl zu erh6hen.
Sie wissen vielleicht nicht, weil Sie noch so jung
sind, dass es auf den Bahnsteigen friher Personal
gab. Das wirde vielleicht die Sicherheit erhéhen.
Es wirde dafir sorgen, dass die Menschen An-
sprechpartnerinnen und -partner haben, aber das
passt einfach nicht in Thr Weltbild. Ich kann lhnen
beiden, CDU/CSU und SPD, garantieren, dass
Uberwachungs- und Repressionspolitik nie eine
Lésung sein wird. Bekdmpfen Sie die Armut und
nicht die Armen, dann wirde diese Welt viel bes-
ser aussehen.

(Beifall bei der LINKEN — Dennis Thering
CDU: In Ihrer Welt!)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Sudmann. — Als Nachster erhalt das Wort
Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Nach der Rede von
Frau Sudmann muss ich erst einmal kurz durchat-
men, denn es war starker Tobak.

(Beifall bei Joachim Lenders CDU)

Zu der Behauptung, wenn es keine Armen mehr
gibt, dann gibt es auch keine Kriminalitat mehr;
Das habe ich in mittlerweile sehr vergilbten Bu-
chern aus den Siebzigerjahren gelesen. Das ist
aber nicht der aktuelle Stand. Frau Sudmann, dar-
Uber sollten Sie noch einmal nachdenken. Das
stimmt so nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU)
— Danke flr lhren Applaus.

Was diesen Antrag und diese Debatte angeht, ent-
schuldigen Sie, kommt jetzt eine Kritik. Wir erleben
einen typischen Reflex der konservativen Parteien,
also der CDU, der CSU und auch der SPD, die
sich darin Ubertreffen wollten, wer hier mehr Biir-
gerrechtseinschrankungen macht. Immer dann,
wenn es einen Terroranschlag gab, wenn die Kri-
minalitat gestiegen ist oder wenn Wahlen vor der
Tar stehen, kommen die konservativen Parteien
mit der Keule an, um der Sicherheit willen missten
die Birgerrechte eingeschrankt werden. Das war
und ist falsch und wird auch immer falsch bleiben.

(Beifall bei der FDP)

Es gibt ein bestimmtes Repertoire von Stichworten,
mit denen die konservativen Parteien ankommen.
Das eine ist zum Beispiel die Videouberwachung.
Wie Sie wissen, ist GroR3britannien ein Land mit ei-
ner nahezu flachendeckenden Videolberwachung.
Und wo gibt es einen Terroranschlag nach dem
anderen? Antwort: In Grofbritannien. Videouber-
wachung hilft bei der Terrorismusbekédmpfung also
nicht.

Zweiter Punkt, Vorratsdatenspeicherung. Sie wis-
sen, dass es in Frankreich seit Langem eine an-
lasslose Vorratsdatenspeicherung gibt, es trotzdem
aber zu Terroranschlagen kommt. Also auch Vor-
ratsdatenspeicherung hilft bei der Terrorismusbe-
kdmpfung nicht. Die Attentater von Barmbek und
Berlin waren ohne VideolUberwachung, ohne Vor-
ratsdatenspeicherung bekannt. Da haben schlicht
und einfach die Behorden versagt. Man hatte den
Barmbeker Attentater einfach abschieben missen.

(Beifall bei Jens Meyer FDP)

Hatte man nicht so lange geschlafen, hatte man
ihn abschieben kdénnen, das Problem ware ohne
Videouiberwachung gelést worden. Deshalb brau-
chen wir sie nicht.

(Beifall bei der FDP)

Es wundert mich wirklich, dass die CDU diesen
Antrag stellt. Sie haben zu dem Thema doch selbst
eine Grof3e Anfrage gestellt, Drucksache 21/9281,
Frage 28. Sie haben gefragt, ob die Unternehmen
des HVV mehr Videoilberwachung an Bahnhofen
wollen. Der Senat hat geantwortet, er habe von
den Unternehmen gehort, dass sie das gar nicht
wollen. Aber wir Politiker haben oft das Problem,
dass viele Biirgerinnen und Biirger mehr Uberwa-
chung fordern, und missen uns Uberlegen, ob wir
dieser Forderung nachkommen wollen. Aber die
Betroffenen selbst wollen das nicht. Wenn nicht
einmal die Betroffenen mehr Uberwachung wollen,
warum wollen dann Sie das? Das ist doch Unsinn.

(Beifall bei der FDP — Dirk Nockemann AfD:
Wegen des Schutzes der Biirger!)

Was wollen wir stattdessen machen? Die FDP
macht natlrlich Vorschlage. Es reicht in der Tat
nicht, Hartz IV ein bisschen zu erhdéhen, um die
Kriminalitat zu bekampfen. Man muss schon ein
bisschen mehr tun. Unser erster Vorschlag ware
moderne Technik. Die vorhandene Videouberwa-
chung ist haufig unbrauchbar, weil die Kameras
vollig Uberholt sind. Geben Sie Geld aus fir
moderne Technik der vorhandenen Videouberwa-
chung.

(Dennis Thering CDU: Aber Sie wollen doch
keine Videouberwachung!)

Oder sorgen Sie fur eine bessere Koordinierung
der Landerpolizeien, die sich oft nicht austauschen
kénnen. Deshalb passieren solche Dinge wie in
Berlin oder in Barmbek. Oder verbessern Sie die
Arbeitsablaufe bei der Hamburger Polizei. All das
hilft viel mehr als die Keule vor der Wahl mit Bir-
gerrechtseinschrankungen. Das machen wir nicht
mit. Dieser Antrag ist nicht beschlussfahig, aber
anders als SPD und andere sind wir gern bereit,
Uber jede Art von Vorschlagen zu diskutieren. Dar-
um stimmen wir einer Uberweisung an den Ver-
kehrsausschuss und auch an den Innenausschuss
zu. Sollte dies abgelehnt werden, miissen wir den
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Antrag leider ablehnen, denn so einfach und so
primitiv geht es nicht einmal vor der Wahl. Das ist
zu billig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der CDU:
Oh!)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Schinnenburg. — Als nachstem Redner ge-
be ich Herrn Nockemann von der AfD-Fraktion das
Wort.

Dirk Nockemann AfD: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Zahl der schwe-
ren und gefahrlichen Korperverletzungen ist in
Deutschland 2015/2016 um 9,9 Prozent gestiegen.
Die Zahl der Vergewaltigungen und der sexuellen
No6tigungen ist um sage und schreibe 12,8 Prozent
gestiegen. Das Sicherheitsgefiihl der Deutschen
erodiert. Besonders unsicher fihlen sich die Deut-
schen in den Abendstunden auf den Vorplatzen
von Busbahnhéfen und Bahnhéfen. Das belegt die
gestiegene Zahl der Einsatze der Polizei an Bus-
bahnhéfen und Bahnhéfen. Weil das so ist und
weil die Kriminalitdtslage so katastrophal ist, wie
sie ist, und weil die Polizei in personeller Hinsicht
so Uberlastet ist, wie sie Uberlastet ist, und weil die
CDU 2005 uber 150 Polizeistellen gestrichen hat,
muss man im Bereich der inneren Sicherheit zu je-
dem Strohhalm greifen. Das ist zum einen die per-
sonelle Verstarkung im Bereich der Bahnhofsvor-
platze und zum anderen die Videouberwachung.
Auch die AfD-Fraktion beobachtet das Geschehen
durchaus differenziert, denn jede Videolberwa-
chung ist in der Tat ein Eingriff in Grundrechte; das
darf man dabei nicht verkennen. Aber jede Video-
Uberwachung ist auch in der Lage, nicht nur das
subjektive Sicherheitsgefiihl zu starken, sondern
auch objektiv fur mehr Sicherheit zu sorgen, insbe-
sondere dann, wenn das Geschehen nicht nur auf-
gezeichnet wird, sondern wenn auch Personal vor
Ort ist, das sofort einschreiten und Sicherheitskraf-
te benachrichtigen kann.

Das Videouberwachungsgesetz ist im Frihjahr in
Kraft getreten. Es verwundert mich schon sehr,
dass die SPD bisher davon keinen Gebrauch ge-
macht hat, sondern erst dann reagiert, wenn es
einen Antrag von der Opposition gibt. Da fragt man
sich naturlich, warum die Hamburger SPD bislang
keine entsprechenden MalRnahmen ergriffen hat.
Wieder so ein Versaumnis, das deutlich macht,
dass SPD und innere Sicherheit sich nicht mitein-
ander vertragen.

Herr Tabbert, Sie haben vorhin gesagt, dass auch
die SPD diesem Gesetz im Bundestag zugestimmt
hat; das ist richtig. Die SPD stimmt Sicherheitsge-
setzen im Bund immer mit groRem Tamtam zu.
Das macht sie auch bei den Auslandergesetzen,
wenn es um Abschiebungen geht. Auch dann be-
treibt sie dieses Schattenboxen nach dem Motto,

SPD und CDU haben wieder einmal fir bessere
Gesetze gesorgt. Was aber passiert hinsichtlich
deren Umsetzung in den Bundeslandern? Dort
weigert man sich mit dem Hinweis auf das Daten-
schutzgesetz, das sicherlich sensibel anzuwenden
ist, von Gesetzen flur mehr Sicherheit Gebrauch zu
machen.

Was ich beim Antrag der CDU vermisst habe, ist
ein abgestuftes Uberwachungskonzept. Auch wir
mochten keine Rundumuberwachung, auch wir
mdchten keine Kameras zu jeder Tages- und
Nachtzeit an jedem Bahnhofsvorplatz, sondern wir
mdchten gern untersucht haben, wo sich eine Vi-
deoliberwachung wirklich lohnt, wo wirklich Krimi-
nalitdtsschwerpunkte sind. Das ist ein Gebot der
VerhaltnismaRigkeit der Mittel. Aber wenn das rich-
tig ist, dann sollten wir es auch wirklich durchset-
zen. Kameralberwachung mit Aufzeichnung ist
wertvoll, Kamerauberwachung, wenn jemand am
anderen Ende sitzt, der das Uberwacht, ist noch
wesentlich besser.

Lassen Sie mich zum Abschluss bitte noch eines
sagen: Es ist traurig, dass wir in Deutschland es in-
folge der groben Versdumnisse von SPD und CDU
mit einer so Uberbordenden Kriminalitat zu tun ha-
ben, dass wir mittlerweile gezwungen sind, dauer-
haft in Grundrechte von Biirgern einzugreifen. In
dieser Hinsicht ware ich fast auf FDP-Linie. Aber,
Entschuldigung, Herr Dr. Schinnenburg, Sie haben
gesagt, die CDU sei im Wahlkampf mit ihren Si-
cherheitsgesetzen sofort vor Ort. Wissen Sie, lhr
Herr Lindner kann das mindestens genauso gut.

(Vereinzelter Beifall bei der AfD)

Aber wenn der sich nach vorn traut, kommt sofort
Frau Leutheusser-Schnarrenberger und sagt, nach
den Wahlen werde das alles keine Bedeutung
mehr haben. Auch hinsichtlich des Bereichs der Si-
cherheit und des Bereichs des Bleiberechts fir
Flichtlinge hat Frau Leutheusser-Schnarrenberger
gesagt, was der Lindner wolle, sei alles dummes
Zeug, das gebe es nach den Wahlen sowieso
nicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Nockemann. — Dann erhalt als Nachster Herr
Senator Grote das Wort.

Senator Andy Grote: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren Abgeordnete! Die Sicherheit im
offentlichen Personennahverkehr und rund um die
Bereiche der Bahnhofe und Haltestellen hat eine
enorm hohe Bedeutung fir viele Hamburgerinnen
und Hamburger, die taglich den OPNV nutzen und
darauf angewiesen sind, dass sie das mit einem
guten, sicheren Geflhl tun kénnen.

(J6rg Hamann CDU: Aber nicht fir den Se-
nat!)
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Tatsachliche Sicherheit und Sicherheitsgefiihl sind
sensible Giter, mit denen man sorgsam und ver-
antwortlich umgehen muss. Das erfordert ein ge-
wisses Mal} an Sorgfalt bei der Erarbeitung politi-
scher Vorschlage. Wenn vorgeschlagen wird, das
neue VideolUberwachungsgesetz zu nutzen, um
den offentlichen Raum rund um die Bahnhdéfe und
Haltestellen intensiver mit Videotechnik Uberwa-
chen zu kénnen, dann ware es hilfreich, wenn die-
ses Gesetz fur diese Flachen Anwendung finden
konnte. Das kann es allerdings nicht. Das Gesetz
richtet sich, wie zum Teil schon ausgefihrt wurde,
ausdricklich an private Betreiber offentlich zu-
ganglicher Verkehrseinrichtungen und anderer Ein-
richtungen und bezieht sich damit auf die diesen
Einrichtungen unmittelbar zugeordneten, in die Zu-
standigkeit dieser Betreiber fallenden Flachen und
Bereiche. In diesen Bereichen, das sind in erster
Linie die Bahnhofe und Bushaltestellen, haben wir
in Hamburg ein hohes Maf} an Ausristung mit Vi-
deotechnik. Es ist lhnen sicherlich bekannt, dass
wir in diesen Einrichtungen ungeféhr 1 500 Kame-
ras haben.

(Dennis Thering CDU: Alles bekannt! Hab
ich ja gesagt!)

In den Zlgen und Bussen haben wir noch einmal
ungefahr 8 500 Kameras; auch das ist lhnen si-
cherlich bekannt. Da es, wie richtig gesagt wurde,
nicht nur um Technik, sondern auch um Personal
in den Bahnhéfen und an den Bushaltestellen
geht, wurde dort seit 2011 das Sicherheitspersonal
um Uber hundert Personen aufgestockt. Das ist ein
enormer Sicherheitsgewinn von 2011 bis 2017,

(Beifall bei Ekkehard Wysocki SPD)

der malfigeblich dazu beigetragen hat, dass wir
heute eine bessere Situation haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Etwas anderes ist es aber, wenn wir Uber den 6f-
fentlichen Raum, das heil3t Uber die offentlich ge-
widmeten Flachen rund um die Bahnhéfe und Hal-
testellen sprechen; das muss man gesondert be-
trachten. Hier ist, wie im gesamten o&ffentlichen
Raum, die Hamburger Polizei zusténdig. Hier gilt
Paragraf 8 des Gesetzes Uber die Datenverarbei-
tung der Polizei, in dem die entsprechenden Vor-
aussetzungen geregelt sind. Es gibt verschiedene
Fallkonstellationen, die immer etwas mit einer er-
hoéhten Kriminalitatsbelastung zu tun haben. Wir
haben das an vielen Beispielen, insbesondere im
Bereich St. Pauli, Reeperbahn, in den vergange-
nen Jahren bereits intensiv diskutiert. Wenn Sie
sich auskennen wirden, wissten Sie, dass die Ka-
meras dort wieder laufen.

(Dennis Thering CDU: Ja, inzwischen! Hat ja
lang genug gedauert!)

Solche kriminalitdtsbelasteten Bereiche gibt es na-
tirlich auch rund um Bahnhofe und Bushaltestel-

len. Ich habe gar nichts einzuwenden gegen Vi-
deotechnik da, wo sie rechtlich zulassig und sinn-
voll eingesetzt werden kann. Das gilt allerdings im-
mer nur im entsprechend nachgewiesenen und
sorgfaltig gepriften Einzelfall und nicht flachen-
deckend in einer Art Rundumschlag, wie Sie es
suggerieren wollen.

(Dennis Thering CDU: Wer sagt denn fl&-
chendeckend?)

Etwas anderes geben im Ubrigen auch lhre Zahlen
nicht her, auf die Sie sich in Ihrem Antrag bezie-
hen. Sie nennen Schwankungen von 2 Prozent bis
3 Prozent per saldo, bezogen auf alle Haltestellen,
obwohl die Entwicklungen an den einzelnen Halte-
stellen véllig unterschiedlich sind, und ohne zu dif-
ferenzieren, aus welchem Grund diese Einsatze
ausgel6st worden sind. Das ist per se als Zahl kei-
ne flachendeckend dramatische Situation, sondern
eine, wo man im Einzelfall genau hingucken muss.
Dann wird man feststellen, dass in bestimmten Be-
reichen die Zahlen, wenn man sich die von lhnen
angefragten Monate in 2017 anguckt, zum Teil
wieder rucklaufig sind, zum Beispiel am Jungfern-
stieg.

(Dennis Thering CDU: Auf sehr hohem Ni-
veau!)

Man wird auch an anderen Stellen feststellen, dass
die Entwicklung an den Haltestellen sehr differen-
ziert ist. Im Ubrigen muss man wissen, dass der
Ruickschluss, hohere Einsatzzahlen deuteten auf
ein Defizit an Uberwachung und Beobachtung hin,
so nicht funktioniert, sondern diese haufig genau
auf das Gegenteil hinweisen. Aber ich nhehme an,
dass Sie das alles in lhrer Initiative bertcksichtigt
und bedacht haben.

(Dennis Thering CDU: Die Zahlen hat lhre
Behorde mir ja nicht geliefert!)

Auf drei Bereiche rund um die Bahnhdfe mdchte
ich aus polizeilicher und sicherheitsrelevanter Sicht
besonders hinweisen, weil diese uns in der Ver-
gangenheit beschaftigt haben und man sie sich et-
was genauer ansehen muss als die Situation wo-
anders. Das eine ist der Bereich S-Bahnhof Ree-
perbahn, der sicherlich ein Bereich mit einer rele-
vanten Kriminalitdtsbelastung ist. Dort sind Kame-
ras installiert, die auch das Umfeld dieses Bahn-
hofs abdecken. Dort gingen im Ubrigen die Ein-
satzzahlen in 2016 gegentber 2015 zurtick. Dann
haben wir den Bereich Jungfernstieg. Auch dort,
und das habe ich auch schon friiher gesagt, ist der
Einsatz von Videotechnik sicherlich eine Option.
Aber im Moment sehen wir eben eher eine wieder
etwas unauffalligere, entspannte Situation im Be-
reich Jungfernstieg. Das hat etwas damit zu tun,
dass wir dort Mallnahmen ergriffen haben, dass
dort in einen erheblichen polizeilichen Aufwand in-
vestiert wurde, sodass wir im Moment im Bereich
Jungfernstieg, Uber den wir im letzten Jahr noch
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sehr emotional und intensiv diskutiert haben, eine
deutlich beruhigte Lage haben. Der dritte Bereich
ist, das hat jeder sofort vor Augen, der Bereich
Hauptbahnhof. Auch dort ist der Einsatz von Vi-
deokameras auf den offentlichen Flachen im Um-
feld des Hauptbahnhofs denkbar. Wir haben jetzt
erst einmal einen anderen Schwerpunkt gesetzt.
Wir haben die Polizeiprasenz dort deutlich erhoht,
weil wir das fir vielversprechender gehalten ha-
ben. Es ist jetzt dort fast rund um die Uhr immer ei-
ne Doppelstreife prasent. Wir haben gemeinsam
mit Bundespolizei, Hochbahn, S-Bahn und Stadt-
reinigung einen sehr hohen Aufwand betrieben
und dort eine deutliche Beruhigung der Lage und
einen deutlichen Rickgang der Beschwerden her-
beigefihrt. Insofern ist das eine sehr wichtige Ver-
besserung fir die vielen hunderttausend Hambur-
gerinnen und Hamburger, die taglich diesen Bahn-
hof nutzen missen. Es zeigt, dass der Senat und
die Polizei diese neuralgischen Punkte in Hamburg
selbstverstandlich im Blick haben und sich darum
kimmern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Senator Grote. Sie haben relativ unwesentlich
langer gesprochen, als den Abgeordneten an Re-
dezeit zur Verfligung steht. — Nun hat sich Herr
Gladiator von der CDU-Fraktion gemeldet. Herr
Gladiator, Sie haben das Wort.

Dennis Gladiator CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Senator Grote, in einem
Punkt hatten Sie recht: Die Sicherheit im OPNV
hat fir die Menschen eine hohe Relevanz. Wenn
man diese Erkenntnis gewonnen hat, heil3t das
aber auch, dass man etwas daraus machen muss.
Man muss dann auch entsprechend handeln und
nicht nur reden. Sie haben aber genau das wieder
getan, worin Sie mittlerweile lhren Bulrgermeister
Uberholen: Sie sind ein ganz GroRer im Reden,
aber ein ganz Kleiner im Handeln.

(Beifall bei der CDU — Dennis Thering CDU:
Jawohl!)

Das fangt damit an, dass Sie den Eindruck erweckt
haben, man kdnne an solchen Platzen keine Vi-
deolberwachungen vornehmen, weil das Gesetz
sich nur an Private richte. Sie wissen genau, das
haben Sie im dritten, vierten Satz verschachtelt ge-
sagt, dass das moglich ist. Sie kennen die Zahlen,
geben uns aber auf unsere Anfragen leider keine
detaillierteren Materialien. Wenn lhre Behdrde sich
weigert, detaillierte Zahlen herauszugeben, ist es
schon relativ unverfroren, die Abgeordneten hier
zu kritisieren, dass sie keine differenzierteren Zah-
len auf den Tisch legen.

(Beifall bei der CDU)

Es ware die perfekte Chance gewesen, wenn Rot-
Grin an diesem Thema ernsthaft Interesse gehabt
hatte, diesen Antrag an den Ausschuss zu Uber-
weisen. Dort hatten Sie diese ganzen Zahlenkolon-
nen gemeinsam mit uns beraten kénnen, und wir
hatten gemeinsam festgestellt, dass nicht nur der
Bereich Hauptbahnhof oder der Bereich Jungfern-
stieg, sondern auch die Bahnhofsbereiche, wo sich
die Menschen in Hamburg jeden Tag viel haufiger
aufhalten, namlich in ihren Quartieren, Kriminali-
tatsschwerpunkte sind und dass wir da etwas tun
missen. Im Ubrigen, bei "Jugend im Parlament"
haben junge Menschen auf die Tagesordnung ge-
setzt, dass sie sich im OPNV nicht sicher fiihlen
und vom Senat erwarten, dass Abhilfe geschaffen
wird. Da muss man etwas tun, darum kommen Sie
mit Reden und Schoénreden nicht herum, da muss
gehandelt werden.

(Beifall bei der CDU)

Genau das ist unser Ansatz und der Kern dessen,
Herr Tabbert, was wir wollen. Wir wollen mehr Si-
cherheit fur die Menschen, die sich in dieser Stadt
an immer mehr Orten nicht mehr sicher fithlen und
Angst haben, sich in bestimmten Bereichen aufzu-
halten. Eine Stadt, ein Staat, muss das Grundbe-
dirfnis der Blrger, das zuvorderst innere Sicher-
heit ist, also sich sicher und Uberall in der Stadt be-
wegen zu kdnnen, ernst nehmen. Darum geht es
uns. Und wenn Sie sich daflir feiern, Herr Tabbert,
dass Sie das Gesetz auf Bundesebene mitbe-
schlossen haben, dann tun Sie doch endlich et-
was, das lhnen in vielen anderen Bereichen fehlt:
Erflllen Sie Gesetze mit Leben, wenden Sie sie
an. Dazu haben wir lhnen einen Vorschlag ge-
macht.

Wir haben dbrigens nicht davon gesprochen, fla-
chendeckend die Videouberwachung auszuwei-
sen. Ich habe mir den Antrag noch einmal durch-
gelesen. Darin steht, dass die Ausweitungen ge-
prift werden sollen. Wir waren bereit, mit Ihnen im
Ausschuss dariber zu reden, an welchen Orten
das prioritar sinnvoll ist. Sie verweigern sich kom-
plett. Sie sagen, dieser Senat mache alles toll, die
Sorgen und Angste der Menschen seien lhnen
egal,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das haben wir
ganz sicher nicht gesagt!)

diese koénnen gar nicht wahr sein, weil Sie die
Groflten seien, und reden im Ausschuss nicht ein-
mal darlber.

(Beifall bei der CDU)

Herr Tabbert, Sie haben gesagt, die Polizei brau-
che keine Nachhilfe von der CDU. Da stimme ich
Ihnen zu, weil die Polizei in dieser Stadt eine her-
vorragende Arbeit macht. Sie muss aber auch die
Rahmenbedingungen bekommen, um eine gute
Arbeit machen zu kénnen. Und da zeigt sich immer
wieder, dass nicht die Polizei Nachhilfebedarf hat,
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(Dennis Gladiator)

sondern dieser Senat, und dieser Verantwortung
kommen wir nach.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb wollen wir die effektive Kriminalitatsbe-
kampfung, Herr Tabbert, die Sie angesprochen ha-
ben. Sie haben heute nur gesagt, was Sie nicht
wollen, was nicht geht, worlber Sie nicht reden
wollen. Wir machen konkrete Vorschlage. Wir for-
dern Sie auf, machen Sie mit. Wir sind zu jeder
Diskussion bereit. Nur, wenn Sie nicht sagen, wie
Sie Dinge verbessern wollen, dann bleiben Sie die
Antworten schuldig, und das wird den Menschen in
dieser Stadt leider nicht helfen.

Frau Timm, ich méchte eigentlich gar nicht viel zu
Ihrer Rede sagen.

(Dennis Thering CDU: Beschamend!)

Bei lhnen kam vieles durch. Zum einen haben Sie
gesagt, Datenschutz sei Ihnen wichtiger als Opfer-
schutz, zum anderen, Terror lieRe sich damit nicht
bekampfen. Na gut, ich gebe zu, die gréRte Angst
der Menschen, wenn sie Bus und Bahn fahren, ist
zum Gllck nicht die Angst vor Terroranschlagen,
sondern die Angst vor der Alltagskriminalitat, vor
Dieben, vor Schlagern oder auch anderen Verbre-
chern. Vor denen missen wir sie schutzen. Das
scheint bei Ihnen keine Rolle zu spielen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Haben Sie
Angst vor Menschen, die getrunken haben?)

Mir ist klar geworden, warum dieser Senat in der
inneren Sicherheit so schwach ist: Die GRUNEN
leisten einen erheblichen Beitrag dazu. Schlimm
fur Hamburg.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Sie brauchen ja immer einen Stindenbock!)

Frau Sudmann, wenn Sie sagen, dass die Men-
schen schon bei der geringsten Belastigung die
Polizei rufen, dann gehen wir gern einmal iber die
Bahnhofe. Wenn Menschen dort, egal von wem,
belastigt oder mit Straftaten behelligt werden, dann
ist es richtig, dass die Polizei gerufen wird. Wir
sollten uns darum Gedanken machen, wie wir
Menschen helfen, die keine Bleibe haben, ohne
Frage, aber zu sagen, das sei die Ursache, greift
viel zu kurz; da gibt es viele Faktoren. Deshalb
braucht die Polizei das Instrument der Videolber-
wachung. Das ersetzt keinen einzigen Polizisten,
sondern erleichtert die Arbeit. Daflr haben wir
einen Vorschlag gemacht. Rot-Grin ist einmal wie-
der untétig geblieben.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Gladiator. Gibt es weitere Wortmeldungen zu
diesem Thema? — Das sehe ich nicht. Dann kom-
men wir zur Abstimmung.

Wer schlieRt sich zunachst einer Uberweisung der
Drucksache 21/10135 an den Innenausschuss
an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist die
Uberweisung abgelehnt.

Wer méchte dann die Drucksache federfiihrend an
den Innenausschuss und mitberatend an den Ver-
kehrsausschuss iberweisen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist auch diese Uberweisung
abgelehnt worden.

Wir stimmen dann Uber den Antrag der CDU-Frak-
tion aus Drucksache 21/10135 in der Sache ab.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Antrag abgelehnt.

Wir kommen dann zum Tagesordnungspunkt 86,
Drucksache 21/10071, Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD: Weitere Manahmen des
Gesamtkonzepts Wohnungslosenhilfe umsetzen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Weitere MaBnahmen des Gesamtkonzepts
Wohnungslosenhilfe umsetzen

— Drs 21/10071 -]

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, diese De-
batte zu streichen, und wir kommen gleich zur Ab-
stimmung.

Wer mdchte nun zunachst die Drucksache
21/10071 an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit
und Integration Uberweisen? — Die Gegenprobe. —
Die Enthaltungen? — Damit ist diese Uberweisung
abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.

Wer mdchte den gemeinsamen Antrag der Fraktio-
nen der GRUNEN und der SPD aus Drucksache
21/10071 annehmen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist dieser Antrag angenom-
men.

Wir kommen zum nachsten Tagesordnungspunkt,
Tagesordnungspunkt 93, Drucksache 21/10221,
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Armut von Kin-
dern, Jugendlichen und Jungerwachsenen be-
kampfen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Armut von Kindern, Jugendlichen und Junger-
wachsenen bekdampfen

— Drs 21/10221 —]

Die Fraktion DIE LINKE mochte diese Drucksache
federfihrend an den Familien-, Kinder- und Ju-
gendausschuss sowie mitberatend an den Aus-
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(Vizeprasident Detlef Ehlebracht)

schuss fir Soziales, Arbeit und Integration Uber-
weisen. Die AfD-Fraktion beantragt eine Uberwei-
sung nur an den Familien-, Kinder- und Jugend-
ausschuss.

Dieser Tagesordnungspunkt wurde vonseiten der
LINKEN als Kurzdebatte angemeldet, sodass wie-
derum eine Redezeit von nur zwei Minuten pro De-
battenbeitrag gilt.

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Das wird es.
Herr Yildiz von der Fraktion DIE LINKE erhalt es.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Kinderarmut kann man kleinreden oder grof}
bekampfen.

(Beifall bei der LINKEN — Farid Miiller GRU-
NE: Genau!)

Das ist kein Slogan der Links-Fraktion. Vielmehr
missten hier die GRUNEN klatschen, denn das ist
ein Wahlplakat der GRUNEN. Es wundert mich,
dass die GRUNEN es nicht hinbekommen haben,
diesen Antrag an den Ausschuss zu Uberweisen.

(Farid Miiller GRUNE: Weil wir es so ma-
chen!)

Im Koalitionsvertrag steht, Hamburg solle die kin-
derfreundlichste Stadt Deutschlands werden. Ham-
burg hat kein Programm gegen die Armutsbe-
kdmpfung. Daher haben wir lhnen einen Mal3nah-
menkatalog vorgelegt, in dem wir konkrete Vor-
schldge machen und zeigen, dass wir bereit sind,
gemeinsam mit lhnen die Armut bei Kindern, Ju-
gendlichen und Jungerwachsenen zu bekampfen.
Wir wollen, dass Gewerkschaften, Sozialverbande,
Wohlfahrtsverbande und andere Akteure beteiligt
werden und man gemeinsam Uberlegt, wie es ge-
lingt, dass es den Menschen in dieser Stadt besser
geht.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn man den Durchschnitt des Landesindex
nehmen wirde, lebt jedes vierte Kind unter Ar-
mutsverhaltnissen oder ist von Armut betroffen.
Daher war unser Vorschlag, diesen Antrag an den
Familienausschuss zu Uberweisen und dort auch
die von uns erwahnten Punkte miteinander zu be-
sprechen. Zu diesen konkreten Punkten gehort
auch, wie man erreicht, dass der Kinderregelsatz
erhdht wird, dass das Kindergeld beim Famili-
eneinkommen nicht vollstdndig angerechnet wird
und davor schitzt und so weiter und so fort. Das
waren kleinere Beitrage, sodass Menschen nicht
unter Armutsbedingungen leben missen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt eine Untersuchung vom Kinderhilfswerk,
wonach 70 Prozent der Menschen in Deutschland
sagen, sie seien sogar bereit, Steuererhdhungen

hinzunehmen, wenn die Kinderarmut bekampft
wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Yildiz. — Es spricht als Nachster Herr Schmitt
von der SPD-Fraktion.

Frank Schmitt SPD: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Abgeordneten-
kollegen! Armut von Kindern, Jugendlichen und
Jungerwachsenen zu bekdmpfen ist ein besonders
wichtiges Ziel, welchem wir uns als SPD und GRU-
NE in Blrgerschaft und Senat ressortibergreifend
widmen und hochste Aufmerksamkeit schenken.
Das spiegelt sich auch im Haushalt wider.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Hier nur einige wichtige Beispiele aus dem Be-
reich, den ich mit bearbeite, Familie, Kinder und
Jugend. Wir haben im Allgemeinen Sozialen
Dienst die Aufstockung der Stellen mit einer Dau-
erausschreibung und privilegierter Wiederbeset-
zung. Wir haben Rekordausgaben fir frihkindliche
Bildung und Betreuung; dartber haben wir in der
Aktuellen Stunde schon gesprochen. Innerhalb der
nachsten zwei Jahre werden wir jahrlich eine Milli-
arde Euro daflir ausgeben. Wir bauen Eltern-Kind-
Zentren und Elternlotsenprojekte aus, wir starken
die sozialrdumlichen Angebote, und natirlich ha-
ben wir zahlreiche Projekte und MalRhahmen zur
Integration. Ich weil3, liebe Links-Fraktion, dass Sie
wissen — Herr Yildiz hat eben darauf hingewiesen
—, dass in unserem Koalitionsvertrag auch etwas
Uber die Lebenslagenberichte steht. Naturlich wird
es dabei auch um die Armut von Kindern, Jugendli-
chen und Jungerwachsenen gehen.

In den Fachausschissen sind wir zu den Aspekten
dieses Themas im Gesprach. So haben wir im Fa-
milien-, Kinder- und Jugendausschuss gemeinsam
mit Ihnen und mit dem Senat und der Behorde fur
Arbeit, Soziales, Familie und Integration lhre jing-
ste Anfrage zu diesem Thema vor der Sommer-
pause intensiv durchgearbeitet. Auch die Grole
Anfrage der CDU-Fraktion zur Zwischenbilanz Fa-
milie, Kinder und Jugend, man kénnte auch sagen,
Zwischenbilanz Uber alles, haben wir an den Fami-
lien-, Kinder- und Jugendausschuss uberwiesen
und werden uns damit auch befassen. Das ist
sachgerecht. Fur Wahlkampfgetose ist kein Platz,
weder im Fachausschuss noch hier. Deswegen
werden wir Ihren Antrag ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Schmitt. — Es erhalt das Wort Herr Heillner
von der CDU-Fraktion.



4658 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 63. Sitzung am 13. September 2017

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Was wir hier erle-
ben, ist das alte Spiel der Partei DIE LINKE. DIE
LINKE braucht immer das Bild in der Gesellschaft,
dass es sehr vielen Menschen sehr schlecht geht
und sehr viele Menschen auf die Unterstiutzung der
Allgemeinheit angewiesen sind, damit die Partei
wieder ihre Programme verkiinden und hoffen
kann, irgendwelche Wahlerstimmen zu bekommen.
Ihr Problem im Moment ist nur, dass die Lage in
Deutschland gar nicht so schlecht ist.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ach so!)

Uns geht es besser, als es uns in den letzten Jahr-
zehnten jemals ergangen ist.

(Beifall bei der CDU)

Und was machen Sie in der Partei DIE LINKE? Sie
erfinden den relativen Armutsbegriff, schreiben ihn
ganz oben rein und sagen, alle, die 60 Prozent des
mittleren Einkommens verdienen, seien armutsge-
fahrdet.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Gibt es
Armut, oder gibt es keine Armut?)

Das Absurde daran ist, dass nach dieser Logik das
Beste, was lhnen passieren konnte, ware, dass
der HSV absteigt. Dann haben wir namlich auf
einen Schlag 20 Einkommensmillionare weniger in
Hamburg, das mittlere Einkommen wirde sinken,
und plétzlich wirden viel weniger Leute relativ arm
sein.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Sie sind so zy-
nisch!)

Das ist vielleicht kein Zielkonflikt, wenn man Uber-
zeugter St. Paulianer ist. Aber den armen Leuten,
um die es lhnen angeblich geht, ist damit Gber-
haupt nicht geholfen, denn sie erhalten dadurch
keinen einzigen Euro mehr.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Haben
Sie unseren Antrag gelesen?)

Aber lhrer komischen Armutsauffassung nach geht
es plétzlich viel mehr Menschen besser.

(Beifall bei der CDU und bei Daniel Oetzel
FDP)

Das ist das Perverse lhrer pseudoproletarischen
Politik: Ihnen ware es lieber, dass hundert arme
Menschen 100 Euro weniger hatten, solange nur
hundert reiche Menschen 1 000 Euro weniger hat-
ten.

(J6rg Hamann CDU: Das ist Sozialismus!)

Das ist nicht richtig, und deswegen sind wir nicht
auf lhrer Seite. Sie reden immer alles schlecht.
Was man sich ansehen musste, ware absolute Ar-
mut. Ich will gar nicht bestreiten, dass es sie gibt
und dass man sie auch adressieren muss. Da
muss man sich zum Beispiel ansehen, dass bei Al-

leinerziehenden 50 Prozent der Kinder, die Hartz
IV bekommen, sind. Das ist ein Problem, das aber
nicht in einem Funfzehnpunkteantrag zur Zweimi-
nutendebatte anzumelden ist. Damit ist keinem ge-
holfen. — Vielen Dank.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Heillner. — Als Nachste erhalt das Wort Frau
Engels von den GRUNEN.

Mareike Engels GRUNE: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Interessant, dass die regie-
rungstragende Partei im Bund dieses Thema an-
scheinend so wenig ernst nimmt und sogar die
Probleme an manchen Stellen negiert. Aber ich
moéchte zum Antrag reden. Dieser klingt nach ei-
nem groflen Wurf und erreicht uns zufallig direkt
vor der Bundestagswahl. Der Titel klingt zweifellos
vielversprechend. Kinderarmut bekampfen, das ist
natdrlich auch ein griines Anliegen und ein Anlie-
gen der rot-griinen Koalition; dazu hat Herr Schmitt
schon einiges gesagt.

Leider muss man bei ndherem Hinsehen feststel-
len, dass es sich um ein um Hamburgensien auf-
gepepptes Wahlprogramm der LINKEN handelt,
nur halt in Antragsform. Ein grof3er Teil des Peti-
tums sind Forderungen, denen man nur auf Bun-
desebene nachkommen kann. Auch wir fordern ei-
ne Kindergrundsicherung und wollen den Kinderre-
gelsatz erhdhen. Ich kdnnte lhnen jetzt noch im
Detail unser Wahlprogramm vorlesen; ich lasse es
aber.

Uber vieles im Antrag kann man trefflich streiten,
gern auch Uber die Forderung von Sachen, die es
schon gibt, ebenfalls gern Uber das GielRkannen-
prinzip, mit dem Geld und Stellen ohne Bedarfsab-
frage verteilt werden sollen. All das ist in einer
Kurzdebatte wohl kaum maoglich, aber dazu wurde
dieser umfangreiche Antrag angemeldet.

Alles in allem macht dies lhr Forderungspaket zu
einem Schaufensterantrag in Wahlkampfzeiten.
Deswegen werden wir ihn auch ablehnen, und
zwar in allen Ziffern; es ist ja eine ziffernweise Ab-
stimmung beantragt. Wenn lhnen die einzelnen
Punkte in diesem Antrag wirklich wichtig waren,
durften Sie diese nicht in einem Sammelantrag
versenken, sondern mussten sie einzeln einbrin-
gen. Dieser Sammelantrag wird diesem wichtigen
Thema jedenfalls nicht gerecht. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Engels. — Das Wort erhalt Herr Oetzel von
der FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrter Herr Prasident,
sehr geehrte Damen und Herren! Ich mdchte zu-
nachst einmal den Fufball, den mein Kollege
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(Daniel Oetzel)

HeilRner hier vorn hat liegen lassen, aufnehmen.
Wir wollen nicht immer vom Schlechtesten ausge-
hen, also dass der HSV absteigt oder so; man
kann die Rechnung auch von der anderen Seite
her aufmachen. Wenn jetzt St. Pauli aufsteigt oder
der HSV néachstes Jahr in der Champions League
spielt und wir hier eine ganze Menge Einkommens-
millionare mehr haben, dann steigt das mittlere
Einkommen in unserer Stadt, und die Menschen
sind alle viel armer, obwohl wir viel mehr Steuer-
zahler in der Stadt und die Kassen mehr Geld zu
verteilen haben. Auch von dieser Seite ist der rela-
tive Armutsbegriff der LINKEN also nicht die Basis,
auf der wir sinnvoll diskutieren kénnten.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDuU)

Zur inhaltlichen Einordnung haben meine Vorred-
nerinnen und Vorredner schon viel gesagt. Ich
mochte aber noch einmal in den Chor derjenigen
einstimmen, die sagen, dass die Tatsache, dass
Sie diesen sehr komplexen Antrag zu einer Kurz-
debatte angemeldet haben, wirklich absurd ist. lhr
Petitum ist so lang, dass die zwei Minuten Rede-
zeit nicht einmal ausreichen wirden, um den An-
trag vorzulesen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Dass Sie glauben, diesem Antrag in der Debatte
gerecht werden zu kénnen, verstehe ich nicht. Man
muss |hnen natlrlich zugutehalten, dass Sie viele
Probleme ansprechen. Wir stimmen gern der Uber-
weisung an den Ausschuss zu,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das ist
doch gut!)

um uns dieses Antrags mit etwas mehr Zeit und
mehr Ernsthaftigkeit anzunehmen. Da ich gehért
habe, dass das wohl keinen Erfolg haben wird,
missen wir den Antrag leider ablehnen, weil Ihre
Gegenfinanzierung den Namen nicht wert ist und
Sie sich, glaube ich, im Weiteren keine Gedanken
dartber gemacht haben, wie das langfristig finan-
ziert werden soll. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Oetzel. — Liegen noch weitere Wortmeldun-
gen vor? — Ja. Herr Yildiz von der Fraktion DIE
LINKE hat das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn die Zeit kurz
ist, haben wir beantragt, im Ausschuss daruber zu
reden. Sie melden zweiminiitige Kurzdebatten an
und beantragen die Uberweisung an den Aus-
schuss. Meiner Meinung nach ist es nicht hin-
nehmbar, damit zu argumentieren. Es kommt kein

inhaltliches Argument, sondern alles wird einfach
nur abgelehnt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vieles, was in diesem Antrag steht, offene Kinder-
und Jugendarbeit, Erfiillung des Teilhabepakets
und so weiter und so fort, haben wir in den vorheri-
gen Sitzungen mehrmals beantragt. Sie haben ab-
gelehnt. Jetzt haben wir alles zusammengepackt
und es lhnen, auf Deutsch gesagt, vor die Nase
gestellt, dass Sie darliber abstimmen, ob Sie daflr
oder dagegen sind. Sie weigern sich und wollen
nicht einmal im Ausschuss dariber reden. Es ist
eine Schande. Auch vor dem Rathaus sind Hun-
derte von obdachlosen Menschen, armen Men-
schen, die auf der Stralde leben, und Sie behaup-
ten, es sei ein Armutsbegriff der LINKEN. Das ist
ein Armutsbegriff, der gesellschaftlich anerkannt
worden ist, ndmlich dass die Armut in dieser Stadt
steigt und hier auch der Reichtum steigt. Das wol-
len Sie nicht nur nicht bekampfen, sondern Sie
sind nicht einmal in der Lage, das an den Aus-
schuss zu Uberweisen, damit man darlber disku-
tiert. Das ist schon, hauptsachlich auch flir die
GRUNEN, ein Ding.

(Beifall bei der LINKEN — Farid Miiller GRU-
NE: Nur, weil wir Ihre Vorschlage nicht gut
finden, missen wir ja nicht nichts tun!)

Herr Heilner, der Unterschied zwischen uns und
lhnen ist,__ dass wir inhaltlich sachlich diskutieren,
aber Sie Angste schiren.

(Zurufe von der CDU und der FDP)

Wir gehen zusammen auf die Strafle. Wie viele
Menschen betteln auf der Stralde, wie viele Kinder
betteln, wie viele Menschen sind obdachlos? Wir
gehen zusammen mit Herrn Gladiator zum Bahn-
hof. Wie viele Menschen sind angeblich kriminell,
greifen Menschen an und machen Angst? Sie
schlren nur Angst und wollen sich mit den Realita-
ten in dieser Stadt, mit der Armut nicht befassen.
Das ist fur eine Partei, die auf Bundesebene re-
giert, die mit verantwortlich ist, dass die Menschen
in diesem Land armer werden, nicht hinnehmbar. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Yildiz. — Jetzt hat sich noch Herr Schmitt von
der SPD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Frank Schmitt SPD: Herr Yildiz, das lassen wir lh-
nen nicht durchgehen.

(Beifall bei der SPD und bei Stephan Gamm
CDU)

In einer Pressemitteilung zu verkinden, einen
solch umfangreichen Antrag zur Kurzdebatte vor-
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zulegen, und dann zu kommen und uns und allen
anderen vorzuwerfen, das Thema sei nicht wichtig,

(Zurufe von der LINKEN: Beweisen Sie es
doch!)

das lassen wir IThnen nicht durchgehen, Herr Yildiz.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Ihr jetziger Antrag enthdlt mehrere Punkte, die
identisch oder ahnlich zuletzt vor neun Monaten in
der Drucksache 21/6961 abgestimmt und einstim-
mig abgelehnt worden sind.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ja,
und?)

Wir befassen uns im Familienausschuss sehr aus-
fUhrlich mit allen Themen, und das beste Armuts-
bekampfungsprogramm ist aus meiner Sicht, und
da werden Sie mir vielleicht sogar zustimmen, gute
Bildung und Teilhabe.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Aber die
Realitat ist nicht gut!)

Das sind Themen, mit denen wir uns im Familien-
ausschuss und im Schulausschuss befassen. Auch
im Stadtentwicklungsausschuss wird sich damit
befasst, wie die Lebensbedingungen von jungen
Menschen verbessert werden konnen und dass Ar-
mut bekampft wird.

(Zuruf von der CDU: Ist ja wie bei der AfD!)

Deswegen lassen wir |Ihnen nicht durchgehen,
dass Sie sich hier hinstellen und sich generieren,
als seien Sie die Einzigen, die sich um dieses
wichtige Anliegen kimmern wirden. Das lassen
wir nicht zu. — Danke.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der CDU und bei Dr. Ludwig Flocken
fraktionslos)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Schmitt. — Es liegt mir noch eine Wortmel-
dung von Herrn Yildiz von der Fraktion DIE LINKE
VvOor.

(Zuruf: Du machst es nur noch schlimmer!)

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Schmitt, wenn
Sie tatsachlich der Auffassung sind und sagen die-
ses und jenes, wenn Sie das doch gelesen haben,
warum Uberweisen Sie es nicht an den Ausschuss,
dass wir gemeinsam

(Zurufe von der SPD und der FDP)

darUber diskutieren und miteinander streiten, auch
bezogen auf Bildung und Teilhabepaket? Auf Bun-
desebene sind wir gleichermalien der Auffassung,
dass das erhdéht werden muss. Warum strauben
Sie sich dagegen?

(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Schmitt?

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Ja, gern.

Zwischenfrage von Frank Schmitt SPD: Herr Yil-
diz, stimmen Sie mir zu, dass wir in der vorletzten
Sitzung des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses vor der Sommerpause lhre Grolke Anfra-
ge zu genau diesem Thema sehr intensiv beraten
und diskutiert haben?

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Aber das
reicht doch nicht aus, um das zu bekamp-
fen!)

Da ging es um Kinderarmut. Da haben Sie zur
Kenntnis genommen, dass ich gesagt habe, dass
wir die GroRe Anfrage der CDU, Kinder- und Ju-
gendhilfe Gber alles, und da gibt es sehr viele An-
haltspunkte, im Ausschuss diskutieren werden.
Das bietet, vielleicht stimmen Sie mir zu, die
Grundlage, sich mit diesen Themen auseinander-
zusetzen. Aber Sie bestatigen, dass das, was Sie
hier tun, Wahlkampfgetdse ist.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend):* Lieber
Kollege, wissen Sie Uberhaupt, was der Unter-
schied zwischen einer Grofen Anfrage und einem
Antrag ist? Der Unterschied ist, dass es etwas
Konkretes ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Letzteres haben wir miteinander beraten. In vielen
Teilen haben Sie die Probleme in dieser Stadt zu-
gegeben. Jetzt wollen wir konkret mit lhnen ge-
meinsam sprechen und beschliel3en, wie wir die
Rahmenbedingungen in dieser Stadt verbessern,
wie wir gemeinsam ein Armutsbekdmpfungspro-
gramm auflegen kénnen mit Gewerkschaften, mit
Wohlfahrtsverbanden, wie man gemeinsam dar-
Uber spricht, um die Rahmenbedingungen in dieser
Stadt zu verbessern.

Das war eine Grof3e Anfrage, da gebe ich lhnen
recht. Aber es gibt einen Unterschied zwischen ei-
nem Antrag und einer Anfrage. Bei einer Anfrage
kann man nichts beschlielen, sondern man berat
sie, und dann erhédlt die Birgerschaft sie zur
Kenntnis. Hier hat man etwas Konkretes; dann
missen Sie sich dazu auch entsprechend verhal-
ten. Aber Sie weigern sich, bei konkreten Sachen
dartber zu sprechen, weil Sie wissen, dass es |h-
nen am Ende auf die Fif3e fallt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Anna-Elisa-
beth von Treuenfels-Frowein FDP)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Yildiz. — Mir liegt noch eine Wortmeldung vor.
Herr Wersich von der CDU-Fraktion, Sie haben
das Wort.

Dietrich Wersich CDU: Es ist faszinierend, wie
sich hier SPD und LINKE Uber die Hoheit beim
Thema Armut in Hamburg streiten. Ich will lhnen
nur die Fakten nennen. Als wir 2001 die Regierung
von SPD und GRUNEN ibernommen haben, war
die Kinderarmut in Hamburg hoher als im Bundes-
durchschnitt. Als wir 2011 die Regierung verlassen
haben, hatte Hamburg eine niedrigere Kinderarmut
als im Bundesdurchschnitt, und wir waren nach
Munchen die Grofl3stadt mit der zweitgeringsten Ar-
mutsquote. Und woran lag das? Es lag an dem
Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung, was
den Eltern ermoglicht zu arbeiten. Das hilft auch
gegen Kinderarmut. Wir haben gezeigt, dass das
funktioniert.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Gabi
Dobusch SPD)

Davon profitiert Hamburg bis heute. Streiten Sie
sich gern weiter Uber die ideologische Hoheit, wer
mehr fur die Armen tut. Wir haben gezeigt, dass es
den Menschen dort, wo die CDU regiert, besser
geht.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Wersich. — Es liegen mir jetzt keine weiteren
Wortmeldungen vor. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer also méchte nun die Drucksache 21/10221 fe-
derfihrend an den Familien-, Kinder- und Jugend-
ausschuss und mitberatend an den Ausschuss fur
Soziales, Arbeit und Integration Uberweisen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist diese Uber-
weisung abgelehnt.

Wer die Drucksache nur an den Familien-, Kinder-
und Jugendausschuss Uberweisen mochte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist auch diese
Uberweisung abgelehnt.

Wir stimmen dann Uber den Antrag der Fraktion
DIE LINKE aus Drucksache 21/10221 in der Sache
ab und werden dies auf Wunsch der LINKEN zif-
fernweise tun.

Wer méchte sodann Ziffer | annehmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist diese Ziffer ab-
gelehnt.

Wer mochte sich Ziffer 1l anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist auch diese Zif-
fer abgelehnt.

Wer mochte der Ziffer 1l zustimmen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist auch diese Ziffer
abgelehnt.

Wer mochte sich Ziffer IV anschlieen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist auch diese Zif-
fer abgelehnt.

Wer mdchte sodann Ziffer V. annehmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist auch diese Zif-
fer abgelehnt.

Wir kommen dann zum Tagesordnungspunkt 96,
Drucksache 21/10224, Antrag der Fraktion DIE
LINKE: Afghanistan ist nicht sicher — Sofortiger hu-
manitarer Abschiebestopp nach Afghanistan.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Afghanistan ist nicht sicher — Sofortiger huma-
nitarer Abschiebestopp nach Afghanistan

— Drs 21/10224 -]

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN méoch-
ten diese Drucksache an den Innenausschuss
Uberweisen.

Da es sich auch hier um eine vonseiten der LIN-
KEN angemeldete Kurzdebatte handelt, gelten er-
neut je zwei Minuten Redezeit pro Debattenbei-
trag.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Schneider von der
Fraktion DIE LINKE, Sie haben das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Herr Prasident!
Von Beginn an, seit Dezember 2016, hat Hamburg
sich an jeder Sammelabschiebung nach Afghani-
stan beteiligt. Auch gestern.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Hamburg hatte sich nicht beteiligen brauchen, hat-
te sich nicht beteiligen dirfen. GRUNE und SPD
haben auf ihrem Bundesparteitag im Juni 2017 Ab-
schiebungen nach Afghanistan abgelehnt. Ich zitie-
re aus dem SPD-Beschluss:

"Wir werden keine Menschen in Perspektiv-
losigkeit und Lebensgefahr abschieben. Da
die Sicherheitslage in Afghanistan kein si-
cheres Leben zulasst, werden wir bis auf
weiteres keine Abschiebungen nach Afgha-
nistan durchfuhren."

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Die Situation hat sich seit Juni nicht verbessert, im
Gegenteil. Ich erinnere beispielhaft an das Massa-
ker Anfang August 2017 in einer Moschee in He-
rat, bei der weit Uber 50 Menschen, Zivilisten und
Zivilistinnen, getotet und viele verletzt wurden. Die
Behauptung der Bundesregierung, Afghanen seien
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nicht Ziel, sondern Opfer der Anschlage, also so-
zusagen Kollateralschaden, ist nicht nur zynisch,
sie ist einfach unwahr. In Herat wurden wie an-
derswo gezielt Zivilisten und Zivilistinnen, namlich
Angehoérige der Minderheit der Hazaras, getotet.
Das gesamte Staatsgebiet ist laut UNHCR von ei-
nem innerstaatlichen bewaffneten Konflikt betrof-
fen. Daran andert sich auch nichts, wenn das Aus-
wartige Amt jetzt die Situation schénzureden ver-
sucht. Warum hat Hamburg gestern abgeschoben?
Zwolf Bundeslander haben nicht abgeschoben,
aber das rot-griin regierte Hamburg, in dem sich
angeblich beide Koalitionspartner einig sind, dass
nach Afghanistan nicht abgeschoben werden soll,
hat abgeschoben. Warum Rot-Griin?

(Dennis Thering CDU: Weil es richtig ist!)

Wir befiirchten, dass der Senat abgeschoben hat,
um ein Zeichen zu setzen. Ein Zeichen, dass er
sich von rechts nicht Gbertrumpfen lasst in Sachen
Abschiebung, wenn nétig, in Terror und Krieg. Pro
Asyl nannte diese jlingste Sammelabschiebung
Wahlkampf auf Kosten von Menschenleben. Das
ist schandlich.

(Beifall bei der LINKEN und bei Daniel Oet-
zel und Anna-Elisabeth von Treuenfels-Fro-
wein, beide FDP)

Wir sagen, hort auf, beendet die Abschiebungen
nach Afghanistan sofort.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Meine Damen und Herren! Bevor ich
Herrn Wysocki das Wort erteile, ein kurzer Hinweis
zur Geschaftsordnung: Wir werden diese Debatte
noch zu Ende filhren und nicht, wie es eigentlich
vorgesehen ist, um 19.30 Uhr die Senatsbefragung
durchfihren. Das entspricht nicht ganz der Ge-
schaftsordnung, aber es ist wenig sinnvoll, diese
Debatte jetzt zu unterbrechen. — Herr Wysocki von
der SPD-Fraktion, Sie haben das Wort, bitte
schén.

Ekkehard Wysocki SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, eine solche Debat-
te eignet sich nicht fir den anklagenden Ton, den
wir eben gehort haben.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Doch!)

Er eignet sich auch nicht fir eine Kurzdebatte,
denn das Thema ist zu wichtig, zu differenziert und
mit so vielen Facetten versehen, dass wir einer Be-
ratung im Innenausschuss zustimmen. Aber wir
kénnen einem Antrag, wie in der vorigen Debatte
auch, nicht zustimmen, weil er die ganzen Differen-
ziertheiten nicht aufweist. Das ist der erste Punkt.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Punkt: Wenn man sich diesen Antrag ge-
nau durchliest, sind zwei Punkte an die Bundes-
ebene gerichtet. Das ist zum einen die Bewertung
des auswartigen Sachverhalts. Das ist Aufgabe der
Bundesregierung. Diese hat ihre Analyse im Mo-
ment nicht gedndert. Das liegt auch daran, dass im
Moment in Afghanistan keine arbeitsfahige Bot-
schaft besteht, die in der Lage ware, eine neue La-
geeinschatzung abzugeben. Die Analyse orientiert
sich an der vorherigen Lageeinschatzung, und an
dieser Lageeinschatzung hat sich im Gegensatz zu
dem, was Frau Schneider gesagt hat, nichts veran-
dert.

Drittens: Der Entscheidungsspielraum bei solchen
Ruckfiihrungen wird in Hamburg sehr intensiv ge-
nutzt. Sie haben heute im "Hamburger Abendblatt"
lesen kdnnen, um welche Ruckfuhrungen es geht.
Insofern ist es bei jeder gesetzlichen Lage immer
mdglich, Straftater und Gefahrder ruckzuflhren.
Das finde ich auch in Ordnung.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Ludwig Flocken fraktionslos und
Carl-Edgar Jarchow FDP)

Damit ist leider meine Redezeit abgelaufen. Viel-
leicht gibt es noch eine zweite Runde.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Wysocki. — Das Wort hat Herr Warn-
holz von der CDU-Fraktion.

Karl-Heinz Warnholz CDU: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Immer wieder
beantragt DIE LINKE einen grundsatzlichen Ab-
schiebestopp und eine Aufenthaltsgenehmigung
fur alle Menschen aus Afghanistan, wobei festzu-
halten ist, dass lhnen das Thema Innenpolitik, lie-
be LINKE, wohl nur eine kurze Debatte wert ist.
Das ist schon eigentlich traurig genug.

(Beifall bei der CDU und bei Ekkehard Wy-
socki SPD)

Darum in aller Kiirze: Das Aufenthaltsgesetz fuldt
auf Einzelentscheidungen, und das ist auch gut so.

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)

In jedem Einzelfall wird entschieden, ob es einen
berechtigten Anspruch gibt oder ob eine Aufent-
haltsgenehmigung zu erhalten ist. Ist das nicht der
Fall, ist die Ausreise verpflichtend, entweder frei-
willig oder sogar, wie heute geschehen, per Ab-
schiebung. Und das ist auch in Ordnung.

(Beifall bei der CDU)

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist schwierig,
sie ist heterogen. Deshalb wird die Sicherheitslage
auch immer wieder neu bewertet, und auch das ist
vollkommen richtig. Es kommt also zum einen auf
die Region in Afghanistan und zum anderen auf
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die individuellen Faktoren an, beispielsweise Her-
kunft, ethische Zugehdrigkeit, Geschlecht, Beruf
und so weiter. Zuletzt gab es aufgrund der Gefahr-
dungseinschatzung einen Abschiebestopp der
Bundesregierung, allerdings mit Ausnahmen. Denn
der BundesaufRenminister hat eine neue Lagebe-
wertung erstellen lassen, und auch jetzt sollen nur
Gefahrder, Straftater und Personen, die ihre Identi-
tat verschleiern, abgeschoben werden. Daraufhin
haben sich die SPD in Berlin und Thomas de
Maiziére verstandigt. Im Fall von Gefahrdern muss
man darlber ja wohl nicht eine Sekunde lang dis-
kutieren. Wer unser Land angreift und Menschen
téten will, der sollte auch ausgewiesen werden. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der SPD
und bei Anna-Elisabeth von Treuenfels-Fro-
wein FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Moller von der GRU-
NEN Fraktion.

Antje Moller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Es ist richtig, dass wir weder der
Situation in Afghanistan noch der Situation der von
Abschiebung bedrohten Menschen mit einer Kurz-
debatte gerecht werden und es auch gar nicht ver-
suchen, wenn ich mir die Beitrdge so anhére. Des-
halb ist die Uberweisung gut und richtig. Gleichzei-
tig kann man aber in der Kiirze der Zeit feststellen,
dass dieses erneute Mandver des Innenministers
aus Berlin, noch einmal den Versuch zu machen

(Dennis Gladiator CDU: Und des Auflenmi-
nisters!)

— und des AuRenministers, richtig —, einen Sam-
melflug zusammenzustellen, bei dem dann tat-
sachlich acht Personen abgeschoben worden sind
und eine Person davon aus Hamburg. Dies ist ein,
wie ich finde, mehr als unanstandiges politisches
Mandver.

(Dennis Gladiator CDU: Damit meinen Sie
den Innensenator aber auch, oder?)

Was aber damit im Zusammenhang steht, Herr
Gladiator, und das wissen Sie auch, ist die Tatsa-
che, dass es schlicht und einfach immer auch in
den letzten Jahren Abschiebungen von Straftatern
gegeben hat. Das hat Hamburg in diesem Fall
auch durchgefiihrt. Das ist etwas, was man aus-
fuhrlich diskutieren und ausfihrlich oder kurz be-
werten kann. Ich glaube, was uns in der Koalition
eindeutig eint, ist, dass wir das als politisches Ma-
nover erstens durchschaut haben, zweitens ableh-
nen und drittens uns keinen einzigen Fall einer Ab-
schiebung leicht machen und leicht gemacht ha-
ben.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Oetzel von der FDP-
Fraktion.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich mdchte es wie Frau
Moller halten. Ich glaube auch, dass man in diesen
zwei Minuten, die uns zur Verfigung stehen, ei-
nem so komplexen Thema wie Abschiebungen
nach Afghanistan in einer so kurzen Debatte kaum
gerecht werden kann.

Wir als Freie Demokraten stehen grundsatzlich da-
fir ein, dass wir in unserem Land denjenigen
Schutz geben, die in ihrem Land vor Krieg, Verfol-
gung, Burgerkrieg fliehen miissen. Unserer Ansicht
nach gibt es sehr viele Hinweise darauf, dass Af-
ghanistan momentan nicht sicher ist. Allerdings
versucht DIE LINKE meines Erachtens dieses The-
ma von der falschen Seite her aufzuzadumen. Wir
missten eigentlich darUber sprechen, ob es auf-
grund dieser Sicherheitslage in Afghanistan fakti-
sche Abschiebehindernisse gibt. Und wenn es Ab-
schiebehindernisse gibt, dann missen wir die Af-
ghanen, die zu uns gekommen sind, weiterhin dul-
den, was auch auf unsere Zustimmung gestof3en
ware. DIE LINKE hat allerdings beantragt, humani-
tare Aufenthaltstitel zu verteilen. Ich glaube, dass
das sicherlich ein Vehikel ist; weil sie das Erste
nicht bekommen konnen, versuchen sie das. Das
kann ich nachvollziehen. Es ist aber nicht der Weg,
den wir als Freie Demokraten gern beschreiten
wollen. Wir méchten der Ausschussiiberweisung
sehr gern zustimmen, weil wir auch der Meinung
sind, dass dieses sehr komplexe Thema von vielen
Seiten betrachtet werden muss. Ich freue mich,
dass sich eine Uberweisung abzeichnet. Dann
kann man vielleicht im Ausschuss die Mdglichkeit
des Vorhandenseins konkreter Abschiebehinder-
nisse erdrtern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Nockemann von der
AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die von der LINKEN
angemeldete zweiminitige Kurzdebatte ist Uber-
flissig wie ein Kropf. Zwar ist gestern ein Flugzeug
aus Disseldorf nach Kabul gestartet, in dem auch
ein Straftdter aus Hamburg mitgeflogen ist, aber
wir alle wissen doch, dass das nichts anderes ist
als ein billiges Wahlkampfmandver zwei Wochen
vor der Wahl, damit die Bundesregierung demon-
strieren kann, sie habe im Bereich der Abschiebun-
gen Harte und Konsequenz bewiesen. Das alles
wird sich nachher andern.

In dieselbe Kategorie fallen auch die AuRerungen
von Frau Merkel, man musse abschieben, abschie-
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ben, abschieben. Wir alle wissen, dass noch meh-
rere Hunderttausend ausreisepflichtige Auslander
in Deutschland leben. Das heifdt, mit abschieben,
abschieben, abschieben ist es nicht. Jeder Birger,
jeder Wahler weil® auch, dass Frau Merkel nach
den Wahlen genau das Gegenteil von dem tut,
was sie vorher propagiert. Dass das alles nur ein
Mandver gewesen ist, hat gerade auch Frau Moller
von den GRUNEN mit ihrer AuRerung deutlich ge-
macht. Frau Moller hat darauf hingewiesen, dass
es auch fir die GRUNEN eine schwere Belastung
ist, wenn Hamburg einen Straftdter aus Hamburg
abschiebt.

(Dennis Thering CDU: Das ist keine Belas-
tung, das ist richtig!)

Ich garantiere lhnen, es ist eine Belastung fir die
GRUNEN. Ich garantiere lhnen, dass aus diesem
Grunde nach den Wabhlen hier keine weiteren Ab-
schiebungen stattfinden werden. Die Symbolpolitik
hat ihre Pflicht und Schuldigkeit getan, und die
SPD wird mit Sicherheit nicht die Koalition mit den
GRUNEN weiterhin auf den Prifstand stellen,
denn die GRUNEN werden sich in Hamburg gegen
jede weitere Abschiebung zur Wehr setzen.

Im Ubrigen, das werden Sie wahrscheinlich auch
wissen, folgen die Wabhler viel lieber dem Original
als einem billigen Imitat. Auch die SPD kann natur-
lich Schattenboxen.

(Farid Miiller GRUNE: Machen Sie Wahl-
kampf mit dem Thema?)

55 Abschiebungen aus Hamburg seit 2016 sind zu
wenig. Immerhin gibt es in Hamburg die grofite af-
ghanische Community diesseits des Hindukusch.
Da fallen diese 55 Abschiebungen mitnichten ins
Gewicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Schneider von der
Fraktion DIE LINKE.

Christiane Schneider DIE LINKE: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Was habt ihr eigentlich mit der
Kurzdebatte? Hatten wir das nicht zur Kurzdebatte
angemeldet, hatte Gberhaupt kein Mensch dartber
gesprochen, dass gestern wieder jemand abge-
schoben worden ist und Menschen nach Afghani-
stan in Krieg und Terror abgeschoben werden.
Deshalb haben wir das zur Kurzdebatte angemel-
det.

Jetzt zur Frage der Uberweisung. Man kann das
jetzt Gberweisen, man kann es die nachsten sechs
oder zehn Sammelabschiebungen lang liegen las-
sen. Wenn das nicht intendiert ist, werden wir der
Uberweisung zustimmen. Ich vertraue jetzt einmal
darauf, dass es nicht intendiert ist. Dann werden

wir das ausfihrlich in dem Ausschuss diskutieren
kdénnen.

Zu ein paar Argumenten will ich aber trotzdem
noch etwas sagen. Zwolf Bundeslander haben
nicht abgeschoben. Es bestand Uberhaupt nicht
der geringste Zwang, abzuschieben. Hamburg
wollte abschieben. Das muss man einfach einmal
festhalten. Denn andere haben, wie gesagt, nicht
abgeschoben, weil sie nicht abschieben wollten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Woher weil3t du
das? Hast du die gefragt?)

Zum Thema Straftater: Es gibt in Deutschland kei-
ne Todesstrafe, und das ist gut so. Es gibt auch
ein Verbot von Russisch Roulette mit Menschenle-
ben. Und wenn wir jemanden nach Afghanistan
abschieben, dann kann keiner von lhnen mir sa-
gen, was denn mit den letzten Abgeschobenen
passiert ist, wer von ihnen Uberlebt hat. Was macht
denn Samir, der im Tempel gefangen war? Wissen
Sie, wie es denen geht? Nein, wir wissen es nicht.
Wir wissen definitiv, dass einer der Abgeschobe-
nen aus einem anderen Bundesland bei einem die-
ser Anschlage umgekommen ist, aber wir wissen
von den Hamburger Abgeschobenen nichts.

Wir werden der Uberweisung zustimmen. Aber wir
werden lhnen diese Debatte nicht schenken. Wir
werden sie wiederholen, so oft es geht, bis es kei-
ne Abschiebungen nach Afghanistan mehr gibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Gladiator von der CDU-
Fraktion.

Dennis Gladiator CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich mdchte auf zwei Punkte ein-
gehen. Als Erstes méchte ich daran erinnern, dass
die Personen, die abgeschoben werden, nachdem
laut Bundesregierung, CSU und SPD eine Einzel-
fallprifung erfolgt ist, durch ihren eigenen Ent-
schluss und durch ihr eigenes Handeln die Ab-
schiebung verursacht haben, indem sie entweder
Straftaten begangen haben,

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

indem sie als Gefahrder das friedliche Zusammen-
leben und die Unversehrtheit von Menschen in un-
serem Land gefahrden und angreifen, oder Men-
schen, die nicht einmal ihre Identitdt preisgeben
wollen — also Menschen, die Schutz wollen, aber
nicht sagen, wer sie sind. Diese Menschen haben
es selbst in der Hand, ob sie sich hier rechtskon-
form verhalten und sich ehrlich machen und sagen,
wer sie sind oder nicht. Wer gegen unsere Ge-
setze verstolt, kann unseren Schutz nicht erwar-
ten, das ist ganz klar.

(Beifall bei der CDU)
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Wie Herr Warnholz gesagt hat, ist es schon be-
zeichnend, dass DIE LINKE lieber auch terroristi-
schen Gefahrdern hier Schutz gewahren méchte,
als sie abzuschieben. Damit versiindigen Sie sich
wirklich an der Sicherheit der Menschen in unse-
rem Land.

(Beifall bei der CDU — Jérg Hamann CDU:
Unglaublich!)

Noch einen Satz zu Frau Mdller: Sie haben sinnge-
maf gesagt, diese Entscheidung der Bundesregie-
rung, so zu verfahren, sei unanstandig. lhre Koaliti-
on, der Innensenator, hat sich entschieden, genau
dieses Verfahren mitzumachen. Aus unserer Sicht
werden viel zu wenige Straftdter abgeschoben,
aber Innensenator Grote hat sich entschieden, das
mitzumachen. Es ist schon bezeichnend, dass der
Koalitionspartner, die innenpolitische Sprecherin
der GRUNEN, ihrem eigenen Innensenator damit
unanstandiges Verhalten vorwirft.

(Dennis Thering CDU: Traurig!)

Nicht nur der Streit in der SPD in der Innenpolitik
scheint alles zu lberlagern, Rot-Griin ist zerstritte-
ner denn je und auch in diesem Feld damit lang-
sam nicht mehr handlungsfahig.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Moller von der GRU-
NEN Fraktion.

Antje Mdller GRUNE: Ach, Herr Gladiator.

(Dennis Gladiator CDU: Aber so war es
doch!)

— Was Sie hier erzahlen, ist Pillepalle. Zu viel Mo-
ral hilft auch bei einem Thema nicht weiter, das
schlicht und einfach eine hochkomplexe politische
Entscheidung beinhaltet. Was ich kritisiert habe, ist
das politische Mandéver. Sie machen deutlich, was
eigentlich das politische Interesse zum Beispiel der
CDU und anderer, die sich rechts davon bewegen,
ist, némlich Stimmung gegen Menschen in diesem
Land zu machen, die keinen sicheren Aufenthalts-
titel haben.

(Zurufe von der CDU und der FDP)
Und das nenne ich noch einmal unanstandig.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD und der LINKEN)

Jetzt kommen wir vielleicht einmal zu ein paar De-
tails. Liebe Kollegen und Kolleginnen von der LIN-
KEN, es kann nicht um ein Ranking gehen, wel-
ches Bundesland wann und wie mitmacht; das ist
der falsche Ansatz. Es geht vielmehr darum, eine
Lésung zu finden flr Menschen, die hier keinen
Aufenthaltstitel bekommen kénnen und in ein Land
zurlckgeschickt werden sollen, das zu zwei Drit-

teln unsicher ist, und das in politischen Zeiten, wo
die groRen Volksparteien auf der Bundesebene
sich viel zu sehr daran orientieren, wie die Stim-
mung in dieser Stadt, in diesem Land ist. In dieser
Stadt ist die Stimmung gut, um es noch einmal
deutlich zu sagen, weil wir eine sachgerechte Ent-
scheidung, die nicht einfach ist, getroffen haben.

(Dennis Gladiator CDU: Das ist genau das,
was der Bund sagt!)

Was ich kritisiert habe, ist die politische Intention
auf Bundesebene, und ich hoffe klar und deutlich,
dass das nach den Bundestagswahlen vorbei ist
und wir eine sachgerechte Losung finden, die der
Entwicklung des Landes angemessen ist und die
vor allem aber auch den Menschen angemessen
ist, die von diesen Entscheidungen betroffen sind.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Noch einen Satz. Samir ist nach Indien weiterge-
wandert. Es ist nicht so, dass wir Einzelfélle nicht
im Auge behalten.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Das
Wort hat Herr Wysocki von der SPD-Fraktion.

Ekkehard Wysocki SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Es geht nicht um ein Ranking
der Bundeslander. Wir beteiligen uns an keinem
Wettlauf.

(Dennis Gladiator CDU: Ihr habt Streit in der
Koalition!)

Wir haben umfangreiche Einzelfallprufungen vor-
genommen. Sie haben heute im "Hamburger
Abendblatt" lesen kdbnnen, um welche Personen es
in diesem konkreten Fall ging. Die Abschiebung
dieser konkreten Person ist nach wie vor sowohl
vor dem Mai, nach dem Mai und bei jeder anderen
Regelung, die hier beschlossen wird, vorgesehen.
Wir sehen uns die Einzelfélle an, wir sehen uns an,
was dort vorgefallen ist, welche Person das ist.
Wenn es eine Person ist, die hier tatsachlich Straf-
taten verlibt hat, die im Gefangnis sitzt und bei der
eine Uberstellung méglich ist, dann wird diese
auch stattfinden. Eine solche Abschiebung hat mit
dem von lhnen angesprochenen Thema, Frau
Schneider, namlich wie die Lage in Afghanistan ist,
nichts zu tun. Wir haben Ihnen zugesagt, dass es
eine Beratung im Innenausschuss geben wird, so-
bald eine neue Lagebeurteilung des Auswartigen
Amts vorliegt. Dann haben wir gesicherte Grundla-
gen daruber, welche Art von Riickflihrung auch fir
Nichtstraftater moglich oder nicht moglich ist.

(Dirk Nockemann AfD: Klaren Sie das doch
in einer Koalitionsrunde!)
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Das haben wir lhnen zugesagt, das werden wir
auch tun. Die Abschiebung dieses Straftaters war
aus meiner Sicht vollig in Ordnung. Insofern wer-
den wir bei dem Verfahren, das wir an den Tag ge-
legt haben und das Sie in Punkt 2 fordern, tatsach-
lich genau so auch weiterhin verfahren. Wir wer-
den konkrete Einzelfallpriifungen, gegebenenfalls
auch Eingabenprifungen vornehmen. Alles andere
hat mit Wahlkampf auf der linken und leider auch
auf der rechten Seite zu tun und wird dem Thema
nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, meine Damen und Herren. Mir liegen jetzt
keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen
damit zur Abstimmung.

Wer mochte die Drucksache 21/10224 an den In-
nenausschuss Uberweisen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mehrheitlich beschlossen
worden.

Wir kommen jetzt zur
Senatsbefragung

Dazu liegt uns vonseiten der Fraktionen der SPD
und der CDU jeweils eine Fragestellung vor. Fir
jede dieser Fragen und weitere Nachfragen sowie
deren Beantwortung stehen jeweils 20 Minuten zur
Verfligung. Ich mdchte vorab darauf hinweisen,
dass Antworten auf Fragen, die hier und heute
nicht beantwortet werden kdénnen, zu Protokoll
nachgereicht werden.

[Die Situation in den Hamburger Kundenzen-
tren ist im Vergleich zum letzten Jahr deutlich
besser geworden, die Hamburgerinnen und
Hamburger bekommen offenbar sehr schnell
einen Termin.

Wie stellt der Senat sicher, dass diese Verbes-
serung dauerhaft Bestand hat? (Fragethema
der SPD-Fraktion)]

Wir beginnen zunachst mit der Fragestellung der
SPD. Wer mdchte diese vortragen? — Herr Schmitt,
bitte schon.

Frank Schmitt SPD: Herr Vorsitzender, vielen
Dank. Die Situation in den Kundenzentren ist im
Vergleich zum vergangenen Jahr deutlich besser
geworden. Die Hamburgerinnen und Hamburger
bekommen wieder einen Termin, aktuell in 20 von
21 Kundenzentren innerhalb von zehn Tagen. Das
ist sehr positiv. Meine Frage ist: Wie stellt der Se-
nat sicher, dass diese Verbesserung auch dauer-
haft Bestand hat?

(Dennis Thering CDU: Tolle Frage!)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Fir
den Senat mdchte, glaube ich, Senator Tschent-
scher antworten. Bitte schon.

(Dr. Andreas Dressel SPD: lhr habt doch im-
mer gemeckert bei dieser Frage!)

Senator Dr. Peter Tschentscher: Indem wir die
zentrale Koordination der Arbeit der Bezirks- und
Kundenzentren, die wir im letzten Jahr unter Fe-
derfihrung der Finanzbehdérde begonnen haben,
fortsetzen und insofern weiterhin darauf achten,
dass wir nicht nur ausreichend Stellen haben, son-
dern diese Stellen auch vollstandig besetzt sind.
Dariiber hinaus, indem wir den Personaleinsatz
Uber einen sogenannten zentralen Leitstand, den
wir eingerichtet haben, koordinieren, der auch da-
zu dienen soll, die Punkte des Ersuchens der Bir-
gerschaft aus diesem Jahr zu bearbeiten und im
Laufe dieses und des nachsten Jahres umzuset-
zen.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Gibt es seitens der fragestellenden Frakti-
on der SPD eine Zusatzfrage?

Frank Schmitt SPD: Ja. Wie beurteilt der Senat
rickblickend die Erdéffnung des Ubergangszen-
trums in Meiendorf?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Das war eine
sehr wichtige MaRnahme. Wir hatten ja die Situati-
on, dass wir wieder mit einem besonderen Pro-
blem vor den Sommerferien rechnen mussten.
Deswegen haben wir dort die besonders haufig
nachgefragten Dienstleistungen, insbesondere
Reisepasse, speziell ausgestellt. Das war tech-
nisch und finanziell mdglich, weil die Immobilie oh-
nehin zur Verfigung stand und auch das Personal
vom Einwohnerzentralamt gestellt werden konnte.
Insofern war das eine sehr pragmatische und sehr
wirksame Methode, um eine weitere Verschlechte-
rung der Situation zu vermeiden. Wir werden jetzt
das Verstarkungskundenzentrum Meiendorf, wie
wir es nennen, auf eine andere Art und Weise fort-
fUhren, indem wir es zu einem Ausbildungskunden-
zentrum machen. Denn es wird wichtig sein, dass
wir das Personal, das wir jetzt fortlaufend weiter
einstellen und das wir brauchen, um das Ersuchen
der Burgerschaft umzusetzen, gut schulen, und
das nicht unbedingt im reinen Dauerbetrieb der an-
deren Kundenzentren machen. Deswegen ist die-
se Einrichtung eine wichtige Mallnahme gewesen,
die wir jetzt auch in diesem Sinne fortfihren wer-
den.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Meine
Damen und Herren, gibt es Nachfragen aus ande-
ren Fraktionen? — Das ist der Fall. Ich weise darauf
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hin, dass jede Fraktion nur eine Nachfrage stellen
kann. Das gilt auch fir fraktionslose Abgeordnete.
Wir beginnen mit der CDU-Fraktion. — Herr
Dr. Wolf, bitte.

Dr. Jens Wolf CDU: Herr Dr. Tschentscher, wir
haben eben mit Verwunderung vernommen, dass
Sie die Verbesserung bei der Terminvergabe auf
die Zentralisierungsansatze des Senats zurickfiih-
ren. Ist es nicht vielmehr so, dass die Aufstockung
der Stellen auf 110 Prozent, die die Bezirksamter
selbst aus eigenen Mitteln finanziert haben, zu der
personellen Verbesserung gefihrt hat? Und ist es
nicht vielmehr so, dass die unter der Steuerungs-
hoheit des Senats eingestellten Mitarbeiter auf-
grund nicht angepasster Zustandigkeitsanordnung
und aufgrund von Problemen mit den Personalra-
ten auf die jetzigen Verbesserungen, die wir fest-
stellen, Gberhaupt keinen Einfluss haben?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Das war jetzt
leider keine Frage, sondern eine Aneinanderrei-
hung von unzutreffenden Behauptungen.

Dr. Jens Wolf CDU: Nein. Ist es so?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Hintergrund die-
ses Konzepts ist keine Zentralisierung der Aufgabe
— dann wirden wir ja den Bezirksdmtern diese Zu-
standigkeit entziehen und sie zentral anbinden —,
sondern, wie ich es richtig formuliert habe, eine
zentrale Koordination. Wir nennen das einen Leit-
stand. Das ist etwas mehr als das Federfiihrungs-
prinzip, das die Bezirksamter schon in ihren ande-
ren Aufgaben haben, aber es ist weniger als eine
echte Zentralisierung, wo wir organisatorisch und
in der Zusammenfiihrung des Personalbestandes
eine zentrale Einheit haben. Das ware ja denkbar.
Wir hatten einen Landesbetrieb griinden kénnen,
so wie wir das in anderen Zusammenhangen auch
haben. Dies ist nicht erfolgt. Es ist auch nicht so,
dass Personal zusatzlich eingestellt werden sollte,
das dann zusatzlich zu finanzieren gewesen ware,
sondern innerhalb des Personalbestandes der Be-
zirksamter ist es zu einem Steuerungsproblem ge-
kommen. Man hat nicht frilh genug eine unerwartet
hohe Fluktuation, die zu einem Abgang von Perso-
nal gefiuhrt hat, ausgeglichen. Da kam dann die
zentrale Unterstlitzung ins Spiel. Wir haben daflr
gesorgt, dass diese Ausschreibungs- und Einstel-
lungsvorgadnge beschleunigt werden. Wir haben
den Bezirken damit auch etwas ermdglicht, was es
ansonsten nicht gegeben hat. Und wir haben dann
Uber die zusatzliche Verstarkung, Uber das Kun-
denzentrum Meiendorf, eine Reihe an organisatori-
schen Vorkehrungen treffen missen, weil aus die-
sem Kundenzentrum heraus auch die gleichen Zu-
standigkeiten vorgenommen werden sollten, die
wir flr ein Kundenzentrum brauchen. Das war
technisch und rechtlich etwas schwierig. Das Kun-

denzentrum liegt ja in Meiendorf, gehort aber orga-
nisatorisch zum Bezirksamt Mitte und deswegen
waren da einige Vorkehrungen zu treffen bezuglich
des Personalbestands aus dem Einwohnerzentral-
amt. Das war der Hintergrund, dass wir organisato-
risch etwas verandern mussten.

Aber letztlich — wenn wir schon einmal diese Fe-
derfuhrung Uber die Finanzbehdérde tbernommen
haben — wollten und werden wir uns auch weiter
um dieses Thema kimmern. Es soll ja nicht nur
darum gehen, jetzt mehr Personal zu haben, son-
dern es soll auch in der Art und Weise der Koordi-
nation und der Aufgabenwahrnehmung Verbesse-
rungen geben. Das bezieht sich insbesondere
auch auf technische Ausstattungen. Wir haben vor,
wie es in lhrem Ersuchen auch formuliert ist, die
IT-Unterstitzung zu verbessern. Wir haben jetzt
schon ein besseres Online-Terminmanagement,
wollen da aber auch noch moderner werden. Des-
wegen ist es eher ein Blick nach vorn, wie moder-
ne Dienstleistung des Staates, der Stadt wahrge-
nommen werden soll an einer so wichtigen Schnitt-
stelle zu Birgerinnen und Burgern, die eben sehr
viel Dienstleistung Uber die Kundenzentren abfra-
gen. Das ist der Hintergrund, da unterstitzen wir
die Bezirke und machen vieles auch neu. Es ist
aber nicht im engeren Sinne eine Zentralisierung
der Aufgaben.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Als Nachste hat sich Frau Blomeke von
der GRUNEN Fraktion gemeldet. Bitte schon.

Christiane Blémeke GRUNE: Herr Senator, eine
der Verbesserungen sind verlangerte Offnungszei-
ten. Gibt es da inzwischen spezielle Erfahrungen,
auch was die Nachfrage zu diesen verlangerten
Offnungszeiten angeht?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Wir haben das
im Kundenzentrum Meiendorf nun schon eine Wei-
le erprobt — da gibt es diese Offnungszeiten von
7 bis 19 Uhr — und dort haben wir durchaus die Er-
fahrung gemacht, dass die Randzeiten, also frih
morgens und relativ spat am Tag, von bestimmten
Kunden und Kundinnen sehr gern wahrgenommen
werden. Wir sehen, dass diese Zeitfenster am ehe-
sten auch im Online-Terminmanagement gebucht
werden. Das mag damit zusammenhangen, dass
es bisher nur in diesem einen Kundenzentrum der
Fall war, aber grundsatzlich besteht aus den Rick-
meldungen der Kundinnen und Kunden durchaus
die Erkenntnis, dass es ein der Lebenswirklichkeit,
die wir mittlerweile haben, sehr angemessenes
Dienstleistungsangebot der Stadt ist, wenn wir
nicht Uber diese unterschiedlichsten Offnungszei-
ten an unterschiedlichen Standorten die Kunden-
nachfrage abarbeiten, sondern das in einheitlichen
Zeiten machen und die eben auch in die Morgen-
und Abendstunden ausgeweitet sind. Insofern lau-
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tet die Erkenntnis, dass das gut angenommen
wird.

Es hat ausgesprochen positive Rickmeldungen
gegeben, auch zu einem besonderen Projekt, als
wir einmal eine Nacht6ffnungszeit bis 23 Uhr ange-
boten haben. Das war jetzt nur einmal eine symbo-
lische Malnahme beziehungsweise eine kleine
WerbemalRnahme. Selbst dort sind Leute sehr spat
gekommen und haben gesagt, sie finden es gut,
dass die Stadt sich wie andere Dienstleistungsan-
bieter im privaten Bereich auch ein bisschen um
Personen kimmert, die nicht in den klassischen
Kernsprechzeiten der 6ffentlichen Verwaltung ihre
ja doch zwingenden Behoérdengéange erledigen
mussen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Jersch von der Fraktion
DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Neben den Offnungs-
zeiten und der besser funktionierenden Online-Ter-
minvergabe ist auch die Erreichbarkeit der Kun-
denzentren ein weiteres Thema. Es gab im Ab-
schlussbericht des Projekts OptiKuz 2014 eine
Festlegung darauf, dass bei gleichzeitigem Abbau
von ungefahr 30 Vollzeitaquivalenten in den Be-
zirksamtern bei einer funktionierenden Online-Ter-
minvergabe keine Standortschlieungen fir Kun-
denzentren geschehen sollten. Hat sich aufgrund
der jetzigen Lage rund um die Kundenzentren
— ich sage jetzt nur Walddorfer — an dieser
Schlussfolgerung aus dem Projektabschluss Sum-
mary OptiKuz etwas geandert?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Sie sprechen
eine Uberlegung an beziehungsweise ein Konzept,
das schon vor geraumer Zeit durch die Bezirksam-
ter erarbeitet worden ist. Ich glaube, aus heutiger
Sicht kann man sagen, dass wir eine Kundenzen-
trumsstruktur brauchen, die der Stadt insgesamt
und den Anforderungen von Blrgerinnen und Bur-
gern insgesamt am besten gerecht wird.

Da kann man verschiedene Konzepte verfolgen.
Es gibt Stadte auerhalb Deutschlands, die auch
eine gewisse GrolRe haben, die ein zentrales
Dienstleistungsangebot an einer Stelle offerieren,
und dort kénnen dann die Burgerinnen und Burger,
so wie sie zum Einkaufen in die City fahren, auch
zu diesem Kundenzentrum kommen. Das ist eine
sehr effiziente Art der Dienstleistungswahrneh-
mung.

Aber in Hamburg gibt es eine andere Tradition. Es
gibt hier eher die Tendenz, ein flachendeckendes
Angebot zu machen. Da ist aber die Kundenzen-
trumsstandortstruktur im Grunde gewachsen und
sie ist nicht plausibel im Hinblick auf die Frage,

dass viele Birgerinnen und Biirger moglichst kurz
und glnstig eine solche Dienstleistung erreichen
kénnen. Vor dem Hintergrund ist die Erkenntnis,
dass wir sehr kleine, sehr stéranfallige Kundenzen-
tren haben, die auch nicht effizient sind und wo der
Personaleinsatz zu einem geringeren Output,
wenn man so will, fihrt. Solche sehr kleinen Kun-
denzentren fiihren schnell dazu, dass sie aufgrund
von Erkrankungen einzelner Mitarbeiter oder auf-
grund von Urlaubszeiten oder anderen ungeplan-
ten Personalengpassen plotzlich nicht mehr ar-
beitsfahig sind. Deswegen sind die Bezirksamter
schon seit geraumer Zeit dabei zu Uberlegen, ob
sie diese Kundenzentrumsstruktur optimieren. Da-
zu kann gehoéren, wie zum Beispiel im Bezirksamt
Hamburg-Mitte, dass man ein sehr grof’es und
zentrales modernes Kundenzentrum einrichtet und
kleinere schlieft.

Wir unterstitzen die Bezirksdmter bei diesen Be-
muhungen, indem wir zum Beispiel in Stadtteilen,
wo Burgerinnen und Burger sagen, sie seien nicht
so mobil und moéchten gern vor Ort Dienstlei-
stungsangebote haben, jetzt mobile Teams einset-
zen, die mit zwei Koffern, in denen sich im Grunde
technisch ein komplettes Kundenzentrum befindet,
in einer Ortlichkeit, die es ohnehin gibt — das kann
eine Blcherhalle oder irgendeine andere Raum-
lichkeit sein —, dann sozusagen vor Ort Dienstleis-
tungen an bestimmten Tagen der Woche oder im
Monat anbieten kénnen. Das ist der Versuch, bei-
de Anforderungen, die beide wichtig sind — auch
Ortsnahe fur Buargerinnen und Burger, die nun
wirklich sagen, ich verlasse den Stadtteil, in dem
ich wohne, fast nie und deswegen méchte ich auch
hier in der Ndhe meine Kundenzentrumsdienstleis-
tungen in Anspruch nehmen —, trotzdem zu ermdg-
lichen, ohne das Gesamtsystem unndtig zu belas-
ten, denn man muss klar sagen: Ein ineffizientes
Kundenzentrum in einem Stadtteil ist ein Nachteil
fur alle anderen Stadtteile.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Meyer von der FDP-
Fraktion.

Jens Meyer FDP: Herr Tschentscher, meine Frage
lautet: Zu welchen Auswirkungen hat die bisherige
Umsetzung der E-Government-Strategie des Se-
nats fur die Hamburger Burgerinnen und Burger in
Bezug auf die Kundenzentren gefihrt und welche
weiteren Veranderungen sind da kiinftig zu erwar-
ten?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Die E-Govern-
ment-Strategie, wie Sie das nennen, also unsere
digitale Strategie, wie wir das beschreiben, ver-
sucht primar, Verwaltungsablaufe und auch Kun-
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dendienstangebote online und digital zu erbringen.
Dazu gehort oft, dass man die Ablaufe verandert.
Es nutzt nichts, einen schlechten Ablauf zu digitali-
sieren — dann haben Sie immer noch einen
schlechten Ablauf —, sondern man muss sich wirk-
lich die gesamte Struktur angucken.

Im Bereich der Kundenzentren, das ist ja heute un-
ser Thema, ist noch vieles zu tun. Wir haben zu
geringe Online-Angebote. Burgerinnen und Birger
erwarten eigentlich, dass sie so, wie sie im Online-
Handel alles Mégliche kaufen, zum Beispiel auch
einen Personalausweis bestellen kdnnen. Da sind
wir aber an rechtlichen Grenzen, die wir erst ein-
mal bearbeiten missen. Deswegen gibt es fir
ganz Deutschland die Strategie, auch durch eine
Vereinbarung der Bundesregierung mit den Lan-
dern, dass wir versuchen wollen, Uberhaupt in den
Verwaltungsdienstleistungen moderner zu werden
und Online-Portale zu schaffen, die einen leichten
Zugang ermdglichen.

Dazu gehért aber auch, dass man die rechtlichen
Begrenzungen — es geht immerhin um Ausweisdo-
kumente an dieser Stelle — sicher machen muss.
Deswegen wirde ich mir zum Beispiel winschen,
dass man fir einen Personalausweis und einen
Reisepass nur einmal eine Dienststelle aufsuchen
muss. Derzeit missen Sie ihn einmal beantragen
und ein zweites Mal abholen. Insofern ist wirklich
die Frage, wie weit wir auf rechtliche Art und Weise
kommen und wie wir es technisch einheitlich um-
setzen kdnnen, denn es sind viele Schnittstellen zu
beachten. Wir produzieren unsere Reisepasse in
Hamburg nichts selbst, sondern es geht tber eine
Bundesdruckerei, die auch bestimmte Datenforma-
te erwartet. Insofern ist das alles ein rechtliches,
aber auch ein technisches Thema, das wir im Rah-
men unserer digitalen Strategie angehen. Im Falle
der bundesweiten Verfahren sind wir aber auf die
Vernetzung mit dem IT-Planungsrat, mit der Bun-
desregierung und mit den anderen Landern ange-
wiesen.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Kérner von der AfD-
Fraktion.

Dr. Joachim Koérner AfD: Sehr geehrter Herr Se-
nator! Die Situation in den Kundenzentren hat sich
offenbar etwas entspannt. Allerdings sind laut
Drucksache 21/9872 die durchschnittlichen Warte-
zeiten bei Spontankunden mit etwas langeren
Dienstleistungen in einigen Kundenzentren doch
noch sehr lang, und zwar nicht selten Uber 60 Mi-
nuten, insbesondere in Wandsbek, Harburg und
Barmbek-Uhlenhorst. Aulerdem ist die durch-
schnittliche Vorlaufzeit in 9 von 21 Kundenzentren
mehr als 30 Tage. Das ist zu lang. Was gedenken
Sie dagegen zu tun?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Ich habe jetzt
die Nummer dieser Schriftlichen Kleinen Anfrage
nicht im Kopf, aber ich kenne naturlich dieses The-
ma. Je nachdem, wann diese Schriftliche Kleine
Anfrage gestellt und beantwortet wurde, sind die
Daten etwas unglnstiger, als sie derzeit sind. Wir
haben momentan sehr kurze Terminvorlaufzeiten,
die ja keine Wartezeiten sind. Wenn Sie sich heute
zum Beispiel einmal im Online-Terminmanagement
orientieren, ist es so, dass Sie in fast allen Kun-
denzentren innerhalb von zehn Tagen, in den mei-
sten Kundezentren schon morgen, einen Termin
hatten buchen kénnen. Das ist ein Zeichen dafir,
dass sich die Kapazitat der Bearbeitung entspannt
hat. Wir haben mehr Mdglichkeiten und das bedeu-
tet in der Folge auch, dass Spontankunden, wie
sie genannt werden, die also ohne Termin kom-
men, auch kurzere Wartezeiten haben, bis sie in
die Terminlicken aufgenommen werden kénnen.

Dann haben wir einen dritten Punkt, die Spontan-
kunden mit kurzen Dienstleistungen, da brauchen
Sie Uberhaupt keinen Termin. Da war es auch in
den schwierigen Zeiten so, dass die Wartezeiten
nicht unbedingt sehr lang waren, weil man ver-
sucht hat, diese Kundschaft nebenbei noch zu be-
arbeiten. Also insgesamt ist immer wichtig, die Ter-
minvorlaufzeiten nicht als Wartezeiten zu verste-
hen — den Fehler haben auch einige Abgeordnete
bei ihren Anfragen gemacht —, weil es ja nicht so
ist, dass wir jemandem untersagen wollen, einen
Termin in der Zukunft zu buchen. Es gibt eben
Leute, die planen ihre Wochen und sagen, ich
mochte in vier Wochen, dann bin ich so weit, mei-
ne Unterlagen beieinanderhaben und einen Perso-
nalausweis neu beantragen. Das kann man ma-
chen und das will ich keinem untersagen. Deswe-
gen sind nicht die durchschnittlichen Terminvor-
laufzeiten das Mal}, ob wir gut sind, sondern immer
die Frage, ob wir in den nachsten zehn Tagen
oder, wie wir es mittlerweile auch erfassen, in den
nachsten ein bis zwei Tagen ausreichend Termine
zur Verfigung gestellt bekommen. Das ist unser
Marker, wenn ich das so sagen darf, fur ein ausge-
wogenes Angebot auf die Nachfrage nach Dienst-
leistungen.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Meine Damen und Herren, es gabe grund-
satzlich jetzt die Moglichkeit fur fraktionslose Abge-
ordnete, Fragen zu stellen, aber so weit ich das se-
he, sind keine mehr im Raum. Das andert sich
auch nicht mehr. Dann ist die erste Frage damit
abgeschlossen.

Wir kommen zur zweiten Fragestellung, die von
der CDU-Fraktion eingereicht worden ist.

[Mit der Drucksache (21/9699) "Hamburg — ge-
pflegt und griin” beabsichtigt der Senat eine
neue Gebiihr fir alle Hamburgerinnen und
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Hamburger mit Wirkung zum 01.01.2018 einzu-
fuhren. Zahlreiche Details zu diesem Vorhaben
sind nach wie vor unklar.

Wie ist der Sachstand zur Erstellung der Ge-
bihrenbescheide auf Basis der zu ermittelnden
Frontmeter, insbesondere in Bezug auf die
Freie und Hansestadt Hamburg als groften
Grundeigentiimer der Stadt, und welche Kom-
pensationen diirfen Empfanger von Sozialleis-
tungen erwarten? (Fragethema der CDU-Frakti-
on)]

Wer mdchte die Fragestellung vortragen? — Herr
Gamm, bitte schon. Denken Sie daran, Sie haben
das Wort fiir eine Minute.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Sena-
tor! Sie beabsichtigen, dass Hamburg sauberer
und schdner wird. Das soll im Rahmen des Kon-
zepts "Hamburg — gepflegt und griin" erfolgen. Die
entscheidende Einnahmequelle dieses Konzepts
ist die Einfihrung einer neuen Gebihr, die alle
Hamburgerinnen und Hamburger kinftig zahlen
sollen. Mittlerweile haben wir uns schon intensiv
mit dem Thema befasst, aber es sind noch sehr
viele Fragen ungeklart. Deshalb in diesem Falle
konkret: Wie ist denn der derzeitige Sachstand zur
Stellung der Gebihrenbescheide fiur die vielen
Hunderttausend Empfanger auf Basis der zu ermit-
telnden Frontmeter, insbesondere in Bezug auf die
Freie und Hansestadt Hamburg, die immerhin der
grolte Grundeigentiimer der Stadt ist, und welche
Kompensationen durfen in diesem Zusammenhang
Empfanger von Sozialleistungen erwarten? — Dan-
ke.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Fur
den Senat Herr Senator Kerstan.

Senator Jens Kerstan: Vielen Dank fiir die Frage,
Herr Abgeordneter. Die gesetzliche Grundlage zur
Durchsetzung unserer Sauberkeitsoffensive hat
der Senat beschlossen. Die gesetzlichen Grundla-
gen treten erst dann in Kraft, wenn die Blrger-
schaft dieser Drucksache zustimmt. Wenn ich dem
Fahrplan der Burgerschaft richtig gefolgt bin, ist
das fur November vorgesehen. Sobald diese ge-
setzlichen Grundlagen in Kraft getreten sind, wird
der Senat im Dezember eine Verordnung erlassen,
mit der die Geblhrenordnung beschlossen wird.
Und auf Grundlage dieser Gebuhrenordnung wer-
den dann die Bescheide erstellt und verschickt. Sie
fragen jetzt also nach dem dritten Schritt, bevor der
erste Schritt Uberhaupt abgeschlossen ist. Auf-
grund des kurzen Zeitplans arbeiten wir aber natr-
lich an allen Punkten gleichzeitig.

Deshalb kann ich zu lhrer Frage Folgendes sagen:
Nach Auskunft der Stadtreinigung soll der gréfite
Teil der Gebuhrenbescheide bis Mitte Januar 2018
verschickt sein. Die Datenerfassung dafur ist aktu-

ell zum heutigen Tag bereits zu ungefahr 90 Pro-
zent abgeschlossen. Wir sind im Moment noch ein-
mal in dem Bereich der Qualitatskontrollen dieser
90 Prozent. Sobald sie abgeschlossen sind, liegt
fur diesen Teil die technische Voraussetzung be-
reits jetzt schon vor, um die Strallenreinigungsge-
bihr auszustellen.

Die Stadtreinigung geht davon aus, dass es um
5,36 Millionen Anliegerfrontmeter geht. Die Ermitt-
lung, wie viele Frontmeter dafiir auf 6ffentliche An-
lieger entfallen, ist zum heutigen Tag noch nicht
abgeschlossen.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Sowohl bei Mietwoh-
nungen als auch bei selbst genutztem Eigentum,
sofern es sich dabei aufgrund der GréRe um ge-
schitztes Vermégen handelt, sind kalte Betriebs-
kosten, diese sind Bestandteil fir Unterkunft und
Heizung, im SGB Il und SGB XII geregelt. Dort ist
in der Betriebskostenverordnung klar geregelt, wel-
che Kosten von den Kommunen, also hier von der
Stadt, zu Gbernehmen sind. Explizit sind dort ge-
nannt die Kosten fir Millbeseitigung und Stralen-
reinigungsgebihren. Insofern werden Transferleis-
tungsempfanger durch die Strallenreinigungsge-
blihren nicht belastet, sondern das wird die Stadt
Ubernehmen.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Gibt es eine Nachfrage oder eine Zusatz-
frage der fragestellenden CDU-Fraktion? — Herr
Gamm, bitte schoén.

Stephan Gamm CDU:* Herr Senator Kerstan, da
wirde ich tatsachlich gern an den Anfang der Ket-
te springen. Wie sind Sie auf den Bedarf von
400 zusatzlichen Reinigungskraften gekommen?
Diese Frage konnte bislang nicht beantwortet wer-
den, weder im Ausschuss noch in den Protokol-
len. — Danke.

Senator Jens Kerstan: Die Stadtreinigung hat da
eine Menge Erfahrung. Sie macht ja bisher auch
schon nach Bedarf, das heit ernsthafterweise
nach Kassenlage die StralRenreinigung und hat
auch Erfahrung bei der Gehwegreinigung, die wir
ja mit unserer Sauberkeitsoffensive nicht weiter be-
handeln. Aufgrund dieser Erfahrungswerte fiir die
Stralenreinigung und aufgrund der Meter und Kilo-
meter, die zu reinigen sind, ist die Stadtreinigung
zu dem Ergebnis gekommen, dass sie fur einen
verstarkten Reinigungszyklus, namlich drei Kate-
gorien: einmal wdchentlich, zweimal wdéchentlich
oder 14-taglich, weiteren Personals bedarf. Und
bei diesen Berechnungen sind dann 400 Vollzeit-
stellen ermittelt worden.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Meine Damen und Herren! Grundsatzlich
gibt es jetzt fur die anderen Fraktionen die Mdg-
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lichkeit, Fragen zu stellen. Mir liegen nur leider kei-
ne Wortmeldungen vor. — Doch, Frau Dr. Schaal
von der SPD-Fraktion. Bitte schon.

Dr. Monika Schaal SPD: Ich hatte eine weitere
Frage. Gibt es eine StralRenreinigungsgeblhr auch
in anderen Bundeslandern oder in anderen Stad-
ten und wie wird dort damit verfahren?

Senator Jens Kerstan: Das ist interessant: Der
Bund der Steuerzahler, der Bundesverband, hat ei-
ne Untersuchung von 23 GrofRstadten in Deutsch-
land vorgenommen. 21 dieser Grol3stadte erheben
eine Strallenreinigungsgebihr und die weit Gber-
wiegende Zahl dieser Stadte zieht zur Ermittlung
der Gebuhrenhdhe die Frontmeter von Anliegern
heran. Das ist ein Verfahren, das in fast allen be-
troffenen Stadten gerichtlich durchgeurteilt ist. Das
Frontmeterverfahren ist im Ubrigen auch der MaR-
stab, der bei der Gehwegreinigung in Hamburg, die
von unserer Initiative nicht betroffen ist, ebenfalls
angewendet wird und auch in unserer Stadt ge-
richtlich Gberprift und durchaus akzeptiert ist.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat jetzt Frau Sparr von der
GRUNEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Senator, ein anderer
Kritikpunkt lautet, der Schmutz und der Miill in den
Strallen kdme Uberwiegend nicht von den Hambur-
gerinnen und Hamburgern, sondern von den vielen
Touristen in der Stadt und entstinde auch durch
die vielen Events in unseren Strallen und Parks.
Vielleicht kdnnen Sie etwas dazu sagen, wie mit
diesem Argument verfahren wird oder wie grof3 die
Mengen an zusatzlichem Mull durch Tourismus
sind und wie das in lhre Berechnungen eingeflos-
sen ist.

Senator Jens Kerstan: In der Tat geht es bei der
Strallenreinigungsgebihr nicht um die Beseitigung
von Miull, zu dem die Touristen mit Sicherheit in
grolRem Malde beitragen, sondern es geht um die
Fahrbahnreinigung. Insofern handelt es sich hier
nicht um eine Millgeblhr. Bei der Straf3enreini-
gungsgeblihr misste man ermitteln, inwieweit Tou-
risten Fahrzeuge auf den Strallen benutzen oder
Ahnliches. Es gibt aber natlrlich GroRevents in un-
serer Stadt, das haben wir bisher nicht ermittelt.
Das ist wahrscheinlich auch nicht sachgerecht fur
die Belastungen, die wir dort bertcksichtigen mis-
sen. Aber es gibt natirlich Groflevents, wo viele
Leute von aufierhalb Hamburgs dazukommen. Das
sind groRe Paraden, das sind gro3e Demonstratio-
nen und Sportveranstaltungen. Bei diesen Grol3e-
vents, die gerade auch von Touristen stark be-
sucht werden, werden die Mullentsorgung und die
Reinigung der Strallen und Gehwege vom Veran-
stalter ibernommen. Insofern ist das ein Bereich,

der bereits an anderer Stelle berlicksichtigt wird.
Ansonsten ist das ein Punkt, den wir auch auf-
grund der Gerichtsfestigkeit nicht weiter bertick-
sichtigt haben, sondern auf das bewahrte Prinzip
wie bei der Gehwegreinigung — wo man auch auf
die Idee kommen kdnnte, dass Touristen da zur
Verschmutzung beitragen — zuriickgegriffen ha-
ben, namlich die Anlieger fir diese Reinigungsleis-
tung heranzuziehen.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE hat das Wort.
Bitte schon.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Senator, eine
kurze Frage: Ein Bestandteil der Drucksache ist ei-
ne erweiterte Berechtigung fur die Waste Watcher.
Wie ist dort der Sachstand, wann kann mit dieser
Berechtigung gerechnet werden?

Senator Jens Kerstan: In der Tat ist es so, dass
wir die Waste Watcher auf 30 Vollzeitkrafte auf-
stocken wollen. Diese sollen Schwerpunkteinsatze
in der Stadt selbst durchfiihren, wo es kurzfristig zu
massiven Vermullungen gekommen ist, damit wir
unser Versprechen einhalten kénnen, uns gemel-
dete Verschmutzungen spatestens am zweiten
Tag zu beseitigen. Sie bekommen allerdings zu-
satzlich hoheitliche Rechte, um vor Ort normver-
deutlichend auf Verursacher von Mull einwirken zu
kénnen. Sie bekommen das Recht, Ordnungswid-
rigkeitsverfahren einzuleiten, sprich sie bekommen
das Recht, BuRgelder zu erteilen. Diese Punkte
werden ebenfalls in den Verordnungen vom Senat
geregelt, sodass das ab Dezember durchgefihrt
werden kann. Um die bendétigten Stellen fur die
Waste Watcher wie auch die 400 Vollzeitstellen fir
die Reinigungsleistung besetzen zu kénnen, ist die
Stadtreinigung im Moment schon dabei, Rekrutie-
rungen durchzuflihren, sodass wir sehr zuversicht-
lich sind, dass wir die notwendigen Personen im
nachsten Jahr zeitnah zur Verfligung haben, um
die Reinigungsleistungen oder die Ordnungswidrig-
keitsverfahren dann auch wirklich durchzufiihren.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Das
Wort hat Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP: Herr Senator Kerstan, kann der
Senat garantieren, dass die Stadtreinigung in den
nachsten Jahren keine Geblihren anheben muss,
um die 9 Millionen Euro, die zur Reinigung der
Grunanlagen aus Eigenmitteln der Stadtreinigung
erbracht werden sollen, finanzieren zu kénnen?

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)
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Senator Jens Kerstan: Entschuldigung, das habe
ich nicht ganz verstanden. Das bezog sich jetzt auf
die Parkreinigung oder welche Leistung meinen
Sie?

Jens Meyer FDP: Ja, auf die Reinigung der Grun-
anlagen.

Senator Jens Kerstan: Der Senat gibt grundsatz-
lich keine Garantie dafiir ab, dass irgendeine Ge-
bihr in Zukunft nicht steigt, weil das einfach auch
davon abhangt, welcher Aufwand entsteht. Aber in
der Tat ist es so, dass wir in den nachsten Jahren
die Reinigungsleistungen in den Parks deutlich
verbessern und daflr eben keine Gebuhren erho-
ben werden, sondern die wirtschaftlichen Ertrage
der Stadtreinigung herangezogen werden, die
Tochterunternehmen im Wettbewerb erzielen. Fir
die Uberschaubare Zukunft, also fiir das Jahr 2018,
wird das ausreichen. Wir werden dann fur die Jah-
re danach sehen, ob dort Gebuhrenanhebungen
notwendig sind, so wie wir das bei allen anderen
Gebuhren in dieser Stadt auch tun.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Von der
AfD-Fraktion Frau Oelschldger mit einer Nachfra-

ge.

Andrea Oelschlager AfD:* Ich habe noch einmal
eine Frage direkt zur StralRenreinigung. Viele
Hauseigentiimer und auch engagierte Hausmeister
machen das im Moment durchaus selbst. Das
gréflte Problem sind dabei die Fahrzeuge, die par-
ken. Man muss also immer einmal schauen, dass
entsprechende Fahrzeuge nicht im Weg stehen.
Wie will die Stadtreinigung es hinbekommen, dass
in dem Moment, wo sie reinigt, da tatsachlich keine
Fahrzeuge parken?

Senator Jens Kerstan: Versuche, bei geplanten
ReinigungsmalRnahmen an StraRen durch tempo-
rares Aufstellen von Parkverboten dafiir zu sorgen,
dass der Stralenraum frei von Fahrzeugen ist,
sind in der Vergangenheit komplett gescheitert.
Aufgrund des hohen Parkdrucks in unserer Stadt
ist es einfach so, dass Fahrzeughalter sich an sol-
che Parkverbote nicht halten und man in dem Mo-
ment, wo die Reinigungskrafte anrlicken, die Poli-
zei verstandigen muss und die Polizei die Fahrzeu-
ge dann abschleppen muss. In mehreren Fallen
hat es auch Gerichte gegeben, die das fiir unrecht-
maRig erklart haben. Insofern ist diese Vorstellung,
man koénnte durch Parkverbote dafiir sorgen, dass
die StraRen frei von Fahrzeugen sind, in der Ver-
gangenheit gescheitert. Diesen Weg wollen wir
deshalb nicht beschreiten, sondern das ist ja der
Grund, warum wir mit einer so grof3en Personal-
starke diese Reinigungsgebihr umsetzen werden.
Dort wird handisch mit Besen von Personal um die
dort stehenden Fahrzeuge herum geputzt. Das war

auch der Grund, warum es in der Vergangenheit
trotz Bemiihungen des Senats nicht gelungen ist,
einen zuverlassigen und guten Reinigungszustand
herzustellen, weil einfach das notwendige Personal
fur solche personalintensiven Arbeiten nicht zur
Verfugung stand.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Dann ist die Senatsfragestunde damit been-
det und wir kdnnen zu unseren Schlussabstimmun-
gen kommen.

Wir beginnen mit Tagesordnungspunkt 5, den
Drucksachen 21/9735 bis 21/9740, Berichte des
Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9735 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9736 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9737 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9738 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9739 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9740 -]

Zunachst zu Bericht 21/9735.

Wer mdéchte sich hier der Empfehlung anschlieRen,
die der Eingabenausschuss zur Eingabe 528/17
abgegeben hat? — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist das mehrheitlich so beschlos-
sen.

Wer stimmt der Empfehlung zur Eingabe 268/17
zu? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war dann bei wenigen Enthaltungen
einstimmig.

Wer mochte dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 882/16 sowie 248/17, 542/17 und 549/17
folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
ebenfalls einstimmig bei einigen Enthaltungen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9735
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9736
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9737
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9738
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9739
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9740
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Und wer folgt den Empfehlungen zu den Ubrigen
Eingaben? — Wer nicht? — Enthalt sich jemand? —
Das ist nicht der Fall. Das war dann einstimmig.

Wir kommen zum Bericht 21/9736, zunachst Zif-
fer 1.

Wer folgt der Empfehlung, die der Eingabenaus-
schuss zur Eingabe 450/17 abgegeben hat? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mit
Mehrheit so beschlossen.

Wir stimmen dann Uber folgende Eingaben ab:
179/17, 290/17, 321/17, 324/17, 349/17, 356/17
und 394/17.

Wer schlieBt sich den Empfehlungen des Einga-
benausschusses an? — Wer nicht? — Gibt es Ent-
haltungen? — Dann ist das bei wenigen Enthaltun-
gen einstimmig so beschlossen.

Wer mochte dann noch der Empfehlung zur Einga-
be 342/17 zustimmen? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Und die Enthaltungen? — Das war dann
ebenfalls einstimmig.

Wer folgt den Empfehlungen zu den Ubrigen Ein-
gaben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
das war einstimmig.

Ich stelle fest, dass wir von Ziffer 2 Kenntnis ge-
nommen haben.

Wir kommen zum Bericht 21/9737. Dieser enthalt
nur einstimmige Empfehlungen.

Wer schlielt sich diesen an? — Gibt es Gegenstim-
men? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das ein-
stimmig so beschlossen.

Wir kommen zum Bericht 21/9738, auch hier zu-
nachst zu Ziffer 1.

Wer folgt den Empfehlungen zu den Eingaben
386/17, 505/17 und 540/17? — Wer stimmt dage-
gen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann haben wir
das einstimmig so beschlossen.

Wer schliel3t sich den Empfehlungen zu den (bri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das war einstimmig.

Ich stelle fest, dass wir von Ziffer 2 Kenntnis ge-
nommen haben.

Bericht 21/9739, auch hier zunachst Ziffer 1.

Wer folgt der Empfehlung zur Eingabe 643/17? —
Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann ist das bei we-
nigen Gegenstimmen mehrheitlich so beschlossen.

Wer stimmt sodann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 600/17 und 653/17 zu? — Wer nicht? — Gibt
es Enthaltungen? — Das war dann ebenfalls ein-
stimmig.

Wer folgt darlber hinaus den Empfehlungen zu
den ubrigen Eingaben? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Auch das war einstimmig.

Von Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.

Und schlielRlich der Bericht 21/9740, wieder zu-
nachst Ziffer 1.

Wer mdchte sich den Empfehlungen zu den Einga-
ben 388/17, 430/17, 431/17 und der Eingabe
498/17 betreffend "Beschwerden tber JVA Billwer-
der" anschlieBen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das bei wenigen Gegenstimmen
mehrheitlich so beschlossen.

Wer stimmt dann noch der Empfehlung zur Einga-
be 477/17 zu? — Wer nicht? — Enthaltungen? -
Das ist dann ebenfalls einstimmig so erfolgt.

Wer schlieRt sich den Empfehlungen zu den (bri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann einstimmig so beschlossen.

Von Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie in ihrer Neufassung erhalten.

Ich stelle fest, dass wir die unter A aufgefiihrten
Drucksachen zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Und wer mdchte die Ausschussempfehlung unter
C so beschlieRen? — Wer mdchte das nicht? — Gibt
es Enthaltungen? — Dann war auch das einstim-
mig.

Punkt 6, Drucksache 21/9222, Grol3e Anfrage der
Fraktion DIE LINKE: Saubere Schulen in Ham-
burg? — Stand der Reinigung seit 2013/2014.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Saubere Schulen in Hamburg? — Stand der Rei-
nigung seit 2013/2014

— Drs 21/9222 -]

CDU und LINKE mochten die Drucksache an den
Schulausschuss tberweisen.

Wer mochte das auch? — Wer stimmt gegen das
Uberweisungsbegehren? — Enthaltungen? — Dann
ist das Uberweisungsbegehren mehrheitlich abge-
lehnt.

Ich stelle fest, dass wir von der GroRen Anfrage
Kenntnis genommen haben.

***Sammellbersicht siehe Seite 4683


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9222
JaussSa
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 4683
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Punkt 7, Drucksache 21/9281, Grolte Anfrage der
CDU-Fraktion: Auf krummer Tour in Bus und
Bahn — Straftaten in offentlichen Verkehrsmitteln
und an Haltestellen in Hamburg seit 2011.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Auf krummer Tour in Bus und Bahn - Strafta-
ten in offentlichen Verkehrsmitteln und an Hal-
testellen in Hamburg seit 2011

— Drs 21/9281 -]

Die AfD-Fraktion mochte die Drucksache gern im
Innenausschuss und mitberatend im Verkehrsaus-
schuss beraten.

Wer méchte so verfahren? — Wer lehnt das Uber-
weisungsbegehren ab? — Gibt es Enthaltungen? —
Dann ist das Uberweisungsbegehren mehrheitlich
abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir auch hier Kenntnis genom-
men haben.

Punkt 8, Drucksache 21/9306, Grolie Anfrage der
AfD-Fraktion: W.l.R-Kunden auf dem Arbeits-
markt — Arbeitsverhaltnisse und Bezuschussung.

[GroRe Anfrage der AfD-Fraktion:

W.I.R-Kunden auf dem Arbeitsmarkt — Arbeits-
verhiltnisse und Bezuschussung

— Drs 21/9306 —]

Zu dieser Drucksache liegt seitens der AfD-Frakti-
on ein Antrag auf Uberweisung an den Sozialaus-
schuss vor.

Wer mochte dahin Gberweisen? — Wer mochte das
r_1_icht? — Und wer enthalt sich? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren mehrheitlich abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist nicht der
Fall. Dann stelle ich fest, dass wir Kenntnis genom-
men haben.

Punkt 9, Drucksache 21/9389, Grolie Anfrage der
CDU-Fraktion: Wie weit ist die Umsetzung des
Konsens mit der Volksinitiative "Hamburg fir gute
Integration!" vorangekommen?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Wie weit ist Umsetzung des Konsens mit der
Volksinitiative "Hamburg fiir gute Integration!"
vorangekommen? (ll)

— Drs 21/9389 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache an den
Sozialausschuss Uberweisen.

Wer mochte das auch? — Wer mdochte das nicht? —
Wer enthalt sich? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist nicht der
Fall. Dann stelle ich fest, dass wir Kenntnis genom-
men haben.

Punkt 13, Drucksache 21/9608, GroRe Anfrage der
CDU-Fraktion: Pflegekinderhilfe in Hamburg gut
aufgestellt?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Pflegekinderhilfe in Hamburg gut aufgestelit?
— Drs 21/9608 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache an den
Familien-, Kinder- und Jugendausschuss Uberwei-
sen.

Wer méchte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist die Uberweisung so erfolgt.

Wir kommen zu Punkt 15, Drucksache 21/9670,
Grolde Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Operatio-
nen an Kindern mit Variationen der koérperlichen
Geschlechtsmerkmale.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Operationen an Kindern mit Variationen der
korperlichen Geschlechtsmerkmale

— Drs 21/9670 —]

Es liegt ein Uberweisungsbegehren der Fraktion
DIE LINKE an den Wissenschaftsausschuss vor.

Wer mdchte Uberweisen? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann haben wir das mehrheitlich so
Uberwiesen.

Punkt 18, Drucksache 21/9823, Grolte Anfrage der
AfD-Fraktion: Gewalt gegen politische Parteien.

[GroRe Anfrage der AfD-Fraktion:
Gewalt gegen politische Parteien (Il)
— Drs 21/9823 -]

Die AfD-Fraktion mochte die Drucksache federfiih-
rend an den Innenausschuss und mitberatend an
den Ausschuss fir Justiz und Datenschutz Uber-
weisen.

Wer méchte das auch? — Wer lehnt das Uberwei-
sungsbegehren ab? — Gibt es Enthaltungen? —
Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt?
(Dr. Bernd Baumann AfD: Jal)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9281
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Wird das unterstitzt? — Das ist kein Drittel. Dann
stelle ich fest, dass wir die Drucksache zur Kennt-
nis genommen haben.

Punkt 19, Drucksache 21/9874, Grolte Anfrage der
CDU-Fraktion: Uberlastung der Justiz — Aktuelle
Situation bei der Staatsanwaltschaft.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Uberlastung der Justiz — Aktuelle Situation bei
der Staatsanwaltschaft

— Drs 21/9874 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache an den
Ausschuss fiir Justiz und Datenschutz tGberweisen.

Wer mochte dem folgen? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist nicht der
Fall. Dann haben wir Kenntnis genommen.

Punkt 33, Drucksache 21/10142, Senatsmitteilung:
Aufhebung eines Beschlusses der Bezirksver-
sammlung Altona zur erstmaligen endgultigen Her-
stellung der Straflte Wulfsdal.

[Senatsmitteilung:

Aufhebung eines Beschlusses der Bezirksver-
sammlung Altona zur erstmaligen endgiiltigen
Herstellung der StraBe Wulfsdal

— Drs 21/10142 —]

Die Fraktionen der CDU und der LINKEN md&chten
das gern im Verkehrsausschuss beraten.

Wer mochte das auch? — Wer stimmt dagegen? —
Enthaltungen? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir von der Senatsmitteilung
Kenntnis genommen haben.

Punkt 37, Drucksache 21/9824, Unterrichtung
durch die Prasidentin: Blirgerschaftliches Ersuchen
vom 18. Januar 2017: "Verleihung des Europai-
schen Wissenschaftspreises der Koérber-Stiftung in
den Fokus der Offentlichkeit riicken".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 18. Januar
2017: "Verleihung des Europaischen Wissen-
schaftspreises der Korber-Stiftung in den Fo-
kus der Offentlichkeit riicken" — Drs. 21/7431

— Drs 21/9824 -]

Die AfD-Fraktion mochte die Drucksache an den
Wissenschaftsausschuss lUberweisen.

Wer mochte das auch? — Wer mochte das nicht? —
Wer enthalt sich? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir von der Unterrichtung
Kenntnis genommen haben.

Punkt 39, Drucksache 21/9852, eine weitere Unter-
richtung durch die Prasidentin: Blrgerschaftliches
Ersuchen vom 13. Dezember 2012: "Hamburg
2020: Einflhrung eines jahrlichen Leerstandsbe-
richts".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezem-
ber 2012: "Hamburg 2020: Einfiihrung eines
jahrlichen Leerstandsberichts" — Drs. 20/6171

— Drs 21/9852 —]

Hierzu liegt vonseiten der Fraktion DIE LINKE ein
Antrag auf Uberweisung an den Stadtentwick-
lungsausschuss vor.

Wer mochte uUberweisen? — Wer ist dagegen? —
Enthaltungen? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir auch hier Kenntnis genom-
men haben.

Punkt 42, Drucksache 21/10001, eine weitere Un-
terrichtung durch die Prasidentin: Birgerschaftli-
ches Ersuchen vom 12. Mai 2016: "Ristungsex-
porte kontrollieren — Transparenz schaffen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 12. Mai 2016:
"Ristungsexporte kontrollieren — Transparenz
schaffen" — Drs. 21/4415

— Drs 21/10001 -]

Die Fraktion DIE LINKE mochte die Drucksache im
Wirtschaftsausschuss beraten.

Wer moéchte das auch? — Wer stimmt gegen das
Uberweisungsbegehren? — Gibt es Enthaltun-
gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren mehr-
heitlich abgelehnt.

Wir haben Kenntnis genommen.

Punkt 44, Drucksache 21/10010, noch eine Unter-
richtung durch die Prasidentin: Birgerschaftliches


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9874
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Ersuchen vom 28. September 2016: "Fair Trade
Stadt Hamburg weiter voranbringen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Burgerschaftliches Ersuchen vom 28. Septem-
ber 2016: "Fair Trade Stadt Hamburg weiter
voranbringen" — Drs. 21/5966

— Drs 21/10010 —]

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN méch-
ten die Drucksache an den Europaausschuss
Uberweisen.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann haben wir das
Uberwiesen.

Punkt 49, Drucksache 21/10053, Unterrichtung
durch die Prasidentin: Blrgerschaftliches Ersuchen
zur Drucksache 21/6753: "Rechtliche Rahmenbe-
dingungen flr Ausbildung und Arbeit fur Flichtlin-
ge verbessern — Integrationsbereitschaft der Wirt-
schaft unterstutzen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Burgerschaftliches Ersuchen Drs. 21/6753:
"Rechtliche Rahmenbedingungen fiir Ausbil-
dung und Arbeit fir Flichtlinge verbessern —
Integrationsbereitschaft der Wirtschaft unter-
stutzen"

— Drs 21/10053 -]

Vonseiten der CDU-Fraktion liegt ein Antrag auf
Uberweisung an den Sozialausschuss vor, die
Fraktion DIE LINKE mdchte die Drucksache an
den Wirtschaftsausschuss Uberweisen.

Wer mochte also zundchst an den Sozialaus-
schuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer mochte an den Wirtschaftsausschuss Uber-
weisen? — Auch hier die Gegenprobe. — Und die
Enthaltungen? — Dann ist auch dieses Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, wir haben Kenntnis genommen.

Punkt 50, Drucksache 21/9665, Bericht des Aus-
schusses fur Soziales, Arbeit und Integration: Stel-
lungnahme des Senats zu den Ersuchen "Konsens
mit den Initiatoren der Volksinitiative '"Hamburg fiir
gute Integration™ und "Aufstockung der Woh-
nungsbauférderung: Wohnunterkiinfte zu neuen
Quartieren in guter Nachbarschaft entwickeln —
25 Punkte fir eine gelingende Integration vor Ort"
und Wie weit ist die Umsetzung des Konsens mit

der Volksinitiative "Hamburg fir gute Integration!"
vorangekommen? sowie Grundlage fur eine gelin-
gende soziale Durchmischung durch Drittelmix bei
Fluchtlingsunterkinften mit Perspektive Wohnen
schaffen.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration iiber die Drucksachen 21/7486:
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 13. Juli 2016 "Konsens
mit den Initiatoren der Volksinitiative '"Hamburg
fiir gute Integration"™ Drucksache 21/5231 Zu-
gleich Stellungnahme des Senats zu dem Ersu-
chen der Biirgerschaft vom 27. April 2016 "Be-
richt des Stadtentwicklungsausschusses iiber
die Drucksache 21/2550: Aufstockung der Woh-
nungsbauférderung: Wohnunterkiinfte zu neu-
en Quartieren in guter Nachbarschaft ent-
wickeln — 25 Punkte fiir eine gelingende Inte-
gration vor Ort" (Drucksache 21/4066)(Senats-
mitteilung),

21/7387: Wie weit ist Umsetzung des Konsens
mit der Volksinitiative "Hamburg fiir gute Inte-
gration!" vorangekommen? (GroRBe Anfrage der
CDU-Fraktion) und

21/8160: Grundlage fiir eine gelingende soziale
Durchmischung durch Drittelmix bei Fliicht-
lingsunterkiinften mit Perspektive Wohnen
schaffen (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/9665 —]

Ich stelle fest, dass die in den Ziffern 1 und 2 der
Empfehlungen erbetene Kenntnisnahme erfolgt ist.

Wer mochte sich dann Ziffer 3 der Empfehlungen
anschlieRen? — Gibt es Gegenstimmen? — Gibt es
Enthaltungen? — Dann haben wir Ziffer 3 mehrheit-
lich so beschlossen.

Punkt 51, Drucksache 21/9666, Bericht des Aus-
schusses flir Soziales, Arbeit und Integration: Ur-
sachen der Obdachlosigkeit umfassend ermitteln.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration liber die Drucksache 21/7797:
Ursachen der Obdachlosigkeit umfassend er-
mitteln (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/9666 -]

Wer sich der Ausschussempfehlung anschlieRen
mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mit
Mehrheit so beschlossen.

Punkt 52, Drucksache 21/9718, ebenfalls Sozial-
ausschuss: Taubblinde Menschen haben einen er-
hoéhten Hilfebedarf — Hamburg muss endlich ein
Taubblindengeld einflhren!
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[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration Uber die Drucksache 21/8896:
Taubblinde Menschen haben einen erhéhten

Hilfebedarf — Hamburg muss endlich ein
Taubblindengeld einfiihren! (Antrag der Frakti-
on DIE LINKE)

— Drs 21/9718 -]

Wer mochte der Ausschussempfehlung zustim-
men? — Wer stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltun-
gen? — Dann ist das ebenfalls mit Mehrheit so be-
schlossen.

Punkt 54, Drucksache 21/9696, Bericht des Wirt-
schaftsausschusses: Perspektive der Fahrrinnen-
anpassung im Lichte der Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 9. Februar 2017 so-
wie Hamburg braucht die schnelle Fahrrinnenan-
passung — Senat muss verloren gegangenes Ver-
trauen in die Hamburger Politik zurtickgewinnen.

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien iiber die Selbstbefassungs-
angelegenheit:

Perspektive der Fahrrinnenanpassung im Lich-
te der Entscheidung des BVerwG vom
09.02.2017 sowie

tiber die Drucksache 21/7807: Hamburg braucht
die schnelle Fahrrinnenanpassung - Senat
muss verloren gegangenes Vertrauen in die
Hamburger Politik zuriickgewinnen (Antrag der
FDP-Fraktion)

— Drs 21/9696 —]

Wer mochte Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen
folgen? — Wer stimmt dagegen? — Gibt es Enthal-
tungen? — Das ist dann mit Mehrheit so beschlos-
sen.

Wer schlief3t sich Ziffer 2 an? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch das ist dann
mit Mehrheit so beschlossen worden.

Ich stelle fest, dass wir dartiber hinaus Kenntnis
genommen haben.

Punkt 55, Drucksache 21/10177, Bericht des Aus-
schusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien:
Breitbandausbau und Digitale Dividende — Investiti-
on in Industrie und Gewerbe sowie in unterversorg-
te Gebiete.

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien iiber die Drucksache
21/9115:

Breitbandausbau und Digitale Dividende — Inve-
stition in Industrie und Gewerbe sowie in unter-
versorgte Gebiete (Antrag der CDU-Fraktion)

—Drs 21/10177 -]

Wer schlief3t sich Ziffer 1 der Empfehlungen an? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ziffer 1 ist
mehrheitlich so beschlossen worden.

Wer mochte Ziffer 2 beschlielen? — Auch hier die
Gegenprobe. — Und Enthaltungen? — Dann haben
wir auch Ziffer 2 mit Mehrheit so beschlossen.

Punkt 67, Drucksache 21/9887, Bericht des Haus-
haltsausschusses: Reform der Grundsteuer — Teu-
res Burokratiemonster verhindern, Metropolregio-
nen nicht zusatzlich belasten.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/8342:

Reform der Grundsteuer — Teures Biirokratie-
monster verhindern, Metropolregionen nicht
zusatzlich belasten (Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 21/9887 -]

Wer folgt Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen?
Wer stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltungen?
Dann haben wir das einstimmig so beschlossen.

Wer mochte Ziffer 2 seine Zustimmung geben?
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen?
Dann ist Ziffer 2 mit Mehrheit so beschlossen.

Punkt 68, Drucksache 21/10069, Bericht des
Haushaltsausschusses: Zweiundzwanzigstes Ge-
setz zur Anderung des Hamburgischen Wegege-
setzes und Stellungnahme des Senats zu dem Er-
suchen der Burgerschaft vom 13. Dezember 2012
"Pilotversuch zur Vereinfachung der Herstellung
von Gehwegliberfahrten".

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/9122:

Zweiundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des
Hamburgischen Wegegesetzes und Stellung-
nahme des Senats zu dem Ersuchen der Biir-
gerschaft vom 13. Dezember 2012 "Hamburg
2020: Aufgabenkritik entschieden vorantreiben
(i) - Pilotversuch zur Vereinfachung der Her-
stellung von Gehwegiiberfahrten" Drucksache
20/6152 (Senatsantrag)

— Drs 21/10069 -]

Wer der Ausschussempfehlung zustimmen und
das Zweiundzwanzigste Gesetz zur Anderung des
Hamburgischen Wegegesetzes aus Drucksache
21/9122 beschlieBen mdchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war einstimmig.
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Wir brauchen eine zweite Lesung. Ist der Senat
einverstanden mit einer sofortigen zweiten Le-
sung?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung so be-
schlielen? — Wer mdchte das nicht? — Gibt es Ent-
haltungen? — Dann haben wir das auch in zweiter
Lesung einstimmig und endgultig beschlossen.

Punkt 74, Drucksache 21/10054, Bericht des Aus-
schusses fir Justiz und Datenschutz: Den Austritt
des Vereinigten Kdnigreichs als Chance fir den
Justizstandort Deutschland und Hamburg nutzen.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Da-
tenschutz liber die Drucksache 21/7596:

Den Austritt des Vereinigten Konigreichs (BRE-
XIT) als Chance fir den Justizstandort
Deutschland und Hamburg nutzen (Antrag der
CDU-Fraktion)

— Drs 21/10054 -]

Wer schlie3t sich der Ausschussempfehlung an? —
Wer nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das
einstimmig so beschlossen worden.

Punkt 76, Drucksache 21/10056, Bericht des Aus-
schusses fur Justiz und Datenschutz: BAf6G-An-
spruche fiur Studierende im Freiversuch des ersten
juristischen Staatsexamens praxisgerecht anpas-
sen.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksache 21/2063:
BAf6G-Anspriiche fir Studierende im Freiver-
such des ersten juristischen Staatsexamens
praxisgerecht anpassen (Antrag der FDP-Frak-
tion)

— Drs 21/10056 -]

Wer folgt der Ausschussempfehlung? — Gibt es
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Dann ist das
bei wenigen Gegenstimmen und Enthaltungen
mehrheitlich so beschlossen worden.

Punkt 79, Drucksache 21/10121, Bericht des Euro-
paausschusses: European Medicines Agency
(EMA) nach Hamburg holen — Konsequenzen aus
dem Brexit ziehen und Standort Hamburg starken.

[Bericht des Europaausschusses uber die
Drucksache 21/6727:

European Medicines Agency (EMA) nach Ham-
burg holen — Konsequenzen aus dem Brexit
ziehen und Standort Hamburg stidrken (Antrag
der CDU-Fraktion)

— Drs 21/10121 -]

Wer schlie3t sich hier der Ausschussempfehlung
an? — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Das war
dann einstimmig.

Punkt 84, Drucksache 21/9915, Antrag der CDU-
Fraktion: Die Erfolgsgeschichte der Elbphilharmo-
nie messen und sichtbar machen!

[Antrag der CDU-Fraktion:

Die Erfolgsgeschichte der Elbphilharmonie
messen und sichtbar machen!

— Drs 21/9915 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache im Kul-
turausschuss beraten.

Wer mdchte das auch? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer moéchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Wer stimmt dagegen? — Und wer enthalt
sich? — Dann ist der Antrag abgelehnt.

Punkt 87, Drucksache 21/10072, Antrag der Frak-
tionen der GRUNEN und der SPD: Mehr Mitbe-
stimmung und Frauenbeauftragte in Werkstatten
far Menschen mit Behinderung.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Mehr Mitbestimmung und Frauenbeauftragte in
Werkstatten fiir Menschen mit Behinderung

— Drs 21/10072 —]

Die AfD-Fraktion mochte die Drucksache an den
Gesundheitsausschuss Uiberweisen.

Wer mécehte das auch? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir stimmen Uber den Antrag in der Sache ab.

Wer stimmt dem zu? — Wer stimmt dagegen? —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mehrheitlich
so beschlossen.

Punkt 88, Drucksache 21/10073, Antrag der Frak-
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tionen der GRUNEN und der SPD: Sanierungs-
fonds Hamburg 2020 — Ausbau- und Sanierungs-
vorhaben am Bootshaus der Rudervereinigung Bil-
le.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Ausbau- und
Sanierungsvorhaben am Bootshaus der Ruder-
vereinigung Bille

— Drs 21/10073 -]

Wer mochte diesen Antrag beschlieien? — Wer
stimmt dagegen? — Enthalt sich jemand? — Dann
haben wir das einstimmig so auf den Weg ge-
bracht.

Punkt 89, Drucksache 21/10080, Antrag der CDU-
Fraktion: Opferrechte im Jugend- und Heranwach-
senden-Strafrecht starken — Nebenklage und Ad-
hasionsverfahren auch gegen Jugendliche umfas-
send zulassen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Opferrechte im Jugend- und Heranwachsen-
den-Strafrecht stirken — Nebenklage und Adha-
sionsverfahren auch gegen Jugendliche umfas-
send zulassen

— Drs 21/10080 —]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache im Jus-
tizausschuss beraten.

Wer méchte das auch? — Wer stimmt gegen das
Uberweisungsbegehren? — Wer enthalt sich? —
Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen Uber den Antrag ab.

Wer mochte ihn annehmen? — Wer ist dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann ist der Antrag abge-
lehnt.

Punkt 90, Drucksache 21/10081, Antrag der CDU-
Fraktion: Rechte der Opfer von Beziehungsstrafta-
ten starken.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Rechte der Opfer von Beziehungsstraftaten
starken

— Drs 21/10081 —]

Auch diesen Antrag mdchten die Fraktionen der
CDU und der AfD an den Justizausschuss Uber-
weisen.

Wer schlief3t sich hier dem Uberweisungsbegehren
an? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthalt sich? —
Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen Uber den Antrag in der Sache ab.

Wer moéchte den Antrag annehmen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann hat der Antrag kei-
ne Mehrheit gefunden.

Punkt 97, Drucksache 21/10225, Antrag der Frakti-
on DIE LINKE: Larm- und Abgasschutz nicht nur
fur besser-Betuchte — Tempo 30 und Durchfahrts-
beschrankungen gebiihrenfrei priifen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Larm- und Abgasschutz nicht nur fiir besser-
Betuchte — Tempo 30 und Durchfahrtsbe-
schrankungen gebiihrenfrei priifen

— Drs 21/10225 -]

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN und die
Fraktion DIE LINKE mochten die Drucksache an
den Verkehrsausschuss lUberweisen.

Wer ist dafir? — Wer nicht? — Enthaltungen? —
Dann haben wir das mehrheitlich Gberwiesen.

Punkt 98, Drucksache 21/10226, Antrag der Frak-
tionen der GRUNEN und der SPD: Sanierungs-
fonds Hamburg 2020: Ehemalige Viktoria-Kaserne
denkmalgerecht sanieren.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Ehemalige
Viktoria-Kaserne denkmalgerecht sanieren

— Drs 21/10226 -]

Wer stimmt dem Antrag zu? — Gibt es Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Dann haben wir das ein-
stimmig so beschlossen.

Punkt 99, Drucksache 21/10227 in der Neufas-
sung, Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD: Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Histori-
sche Treppenanlage im Naturbad Stadtparksee
wiederherstellen und Barrierefreiheit durch Sanie-
rung der Ufermauer verbessern.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 - Historische
Treppenanlage im Naturbad Stadtparksee wie-
derherstellen und Barrierefreiheit durch Sanie-
rung der Ufermauer verbessern

— Drs 21/10227 Neufassung -]

Wer mochte den Antrag beschlieRen? — Gibt es
Gegenstimmen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann
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haben wir auch das einstimmig so auf den Weg
gebracht.

Punkt 100, Drucksache 21/10228, Antrag der Frak-
tionen der GRUNEN und der SPD: Sanierungs-
fonds Hamburg 2020: Goldbekhaus modernisie-
ren — Halle modernen Anforderungen anpassen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Goldbekhaus
modernisieren — Halle modernen Anforderun-
gen anpassen

— Drs 21/10228 —]

Wer mochte diesen Antrag annehmen? — Gibt es
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Auch das ist
dann einstimmig so beschlossen worden.

Punkt 101, Drucksache 21/10229, Antrag der AfD-
Fraktion: Vorzeigestadtteil HafenCity erhalt keinen
ligatauglichen Sportplatz.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Vorzeigestadtteil HafenCity erhalt keinen liga-
tauglichen Sportplatz

— Drs 21/10229 -]

Die AfD-Fraktion méchte die Drucksache federfiih-
rend an den Stadtentwicklungsausschuss und mit-
beratend an den Sportausschuss lberweisen.

Wer mdchte das auch? — Wer mdchte nicht Gber-
weisen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt worden.

Mir ist mitgeteilt worden, dass von der AfD-Fraktion
nach Paragraf 26 Absatz 6 unserer Geschaftsord-
nung das Wort gewinscht wird. Herr Ehlebracht,
Sie bekommen es flir maximal drei Minuten.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Sie ha-
ben gleich letztmals die Gelegenheit, dafir zu sor-
gen, dass in dem neu entstandenen Stadtteil Ha-
fenCity ein fur alle Altersklassen ligatauglicher
Sportplatz entstehen kann. Aktuell planen Sie dort
nur ein Kleinspielfeld in den Mafien 75 mal 55 Me-
ter, auf dem Kinder bis 12 Jahre ihre Ligaspiele
austragen konnen. Auf einem Platz der GroRe
90 mal 55 Meter kénnten alle Altersgruppen ihre
Ligaspiele austragen.

Und genau darum geht es: um 15 Meter. 15 Meter,
die darlber entscheiden, ob Kinder, die in der Ha-
fenCity aufwachsen, kinftig ein Vereinsleben vor
Ort kennenlernen werden oder nicht. Ob Sie die
Dekadenstrategie, zu deren Einhaltung Sie sich
unzahlige Male verpflichtet haben, als eine stadte-

planerische Leitlinie ansehen oder ob das fiir Sie
nur ein Stlick Papier ist. 15 Meter, die dariiber ent-
scheiden, ob allgemeingultige Richtlinien nicht nur
da eingehalten werden, wo es politisch opportun
ist, wie zum Beispiel bei den Radwegen oder auch
in anderen Lebensbereichen wie beim Sport.
Wenn dem so wére, hatten Sie ndmlich in der Ha-
fenCity zwei Grolspielfelder errichten missen. Ob
Sie vor wirtschaftlichen Interessen einknicken oder
das Wohl und die Lebensqualitat der Generationen
von Menschen, die in der HafenCity leben werden,
héher einschatzen. 15 Meter, die dartber entschei-
den, ob all die schénen Reden von Ihnen Uber die
wichtige Funktion des Sports hinsichtlich Wertever-
mittlung, Gesundheitsvorsorge und Integration
ernst gemeint waren oder aus der Sparte Sonn-
tagsreden kamen. Darum geht es und Uber all das
werden Sie gleich entscheiden.

Herr Grote war voll des Lobes beim Abschied von
Herrn Hansen, der jahrzehntelang hier fir die
Sportanlagen verantwortlich war. Herr Hansen hat,
als er gegangen ist, gesagt, der einzige Siindenfall
in seiner Laufbahn sei der gewesen — um nicht das
Wort Katastrophe zu verwenden —, dass in der Ha-
fenCity kein Sportplatz errichtet wurde. Und jetzt
soll diese grandiose Fehlplanung, an der Herr Gro-
te als Sportsenator und ehemaliger Bezirksamtslei-
ter einen mafgeblichen Anteil personlich zu ver-
antworten hat, einfach so durchgezogen werden?

Ein Vorschlag zur Gesichtswahrung: Wenn Sie den
zur Abstimmung stehenden AfD-Antrag nicht an-
nehmen, dann lehnen Sie den Antrag halt ab, an-
dern ihn einfach an einigen Stellen und bringen ihn
als lhren eigenen Antrag ein paar Sitzungen spater
wieder ein. Das soll es schon einmal gegeben ha-
ben und das ware mir auch wirklich egal. Einzig
und allein wichtig ist nur, dass in der HafenCity ein
fur alle Altersklassen ligatauglicher Sportplatz er-
richtet wird. — Danke.

(Beifall bei der AfD und bei Jens Meyer
FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Kienscherf von der
SPD-Fraktion erhalt das Wort ebenfalls fur maxi-
mal drei Minuten.

Dirk Kienscherf SPD:* Herr Ehlebracht, meine
Damen und Herren! Nun schichten wir einmal ein
wenig ab. Diese 15 Meter, die Sie hier angespro-
chen haben, flihren letztendlich zu 17 Millionen
Euro Mehrkosten, und ich finde schon, dass man
das durchaus beachten sollte. Das ist ein Projekt,
das die CDU einmal angefangen hat, wir haben
2010 den Masterplan Uberarbeitet, und man ist
dann zum Ergebnis gekommen, dass man diesen
ligatauglichen Sportplatz nicht im Lohsepark haben
mochte, weil er diesen Park sehr dominieren wir-
de. Man hat dann gesagt, er solle im Oberhafen
angesiedelt werden, und ist dort zu dem Ergebnis
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gekommen, dass es eben zu diesen erheblichen
Mehrkosten fiihren wiirde, weil fur einen ligataugli-
chen Sportplatz letztendlich Teile des Oberhafen-
quartiers abgerissen werden mussten — ich glaube,
das ist nicht in unserem Sinne — oder man dann
auf die Wasserflache rauf misste. Deswegen hat
man jetzt gesagt, man schafft einen Sportplatz, der
bis zur D-Jugend geeignet ist, man schafft eine
Schulsportflache und man schafft in unmittelbarer
Umgebung der HafenCity — da hoért namlich die
Stadt nicht auf, da gibt es auch noch Stadtteile —
einen weiteren ligatauglichen Sportplatz. Und
— das ist aber dann in der Tat etwas langfristig ge-
dacht — man schafft auf der anderen Seite der El-
be, dazu wurden uns gestern gerade schon ein
paar Visionen veranschaulicht,

(Thilo Kleibauer CDU: Das war aber nicht
eingezeichnet!)

auf dem Grasbrook ein ligataugliches Sportfeld.
Das zeigt, dass wir an dem Thema Sport nah dran
sind und dass wir es schaffen werden, dass es in
der HafenCity eine adaquate Versorgung gibt. Das
muss man nicht herunterreden, wie Sie das dau-
ernd versuchen, sondern man muss klar sagen, wir
fordern den Sport durch die Dekadenstrategie,
durch Active City, aber auch durch das, was inner-
halb und auerhalb der HafenCity passiert. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Oetzel von der
FDP-Fraktion, Sie haben das Wort.

Daniel Oetzel FDP: Herr Kienscherf, so einfach
kann man Sie dann doch nicht davonkommen las-
sen. Es ist nun wirklich nicht so, dass diese Ge-
baude, die jetzt eine Ausweitung des Sportplatzes
behindern, schon von Anbeginn der Zeit dort ge-
standen haben. Ich glaube, es hatte Ihnen gut zu
Gesicht gestanden, wenn Sie hier gesagt hatten,
Sie bedauern selbst die Fehlplanungen, die es in
der HafenCity gegeben hat.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Es hatte Ihnen gut zu Gesicht gestanden, die Tat-
sache, dass diese Sportstatten nicht von Anfang
an so vorgesehen sind — eben wurde Herr Hansen
zitiert und ich glaube, auch die sportpolitisch Inter-
essierten bei lhnen wissen, dass dort sehr grof3er
Murks gelaufen ist —, mit ein bisschen mehr Demut
hier vielleicht einzugestehen und zu sagen, wir ha-
ben unsere Lektion gelernt. Das sagen auch lhre
Leute in den Ausschussen,

(Thomas Kreuzmann CDU: Auch der Sena-
tor!)

aus den Behorden, ja, auch der Senator. Der Te-
nor ist Uberall gleich: Die HafenCity war eine Rie-
senfehlplanung und kinftig machen wir es besser.

Wieso stellen Sie sich nicht hier hin und gestehen
einfach ein, dass es mit diesem Sportplatz nicht
geklappt hat? Das verstehe ich nicht. Sie tun gera-
de so, als wirde es diese gesamte Fehlplanung
nicht geben, als hatten dort immer schon Gebaude
gestanden und deshalb ware es leider nicht mdg-
lich, da einen adaquaten Sportplatz zu haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was habt ihr
denn von 2001 bis 2003 gemacht?)

Natirlich macht die AfD es sich auch sehr einfach,
indem sie sagt, jetzt sind da Gebaude, die missen
wir alle wieder abreil3en und dann muissen wir ein-
fach den Hafen aufschitten,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber ihr habt
auch ein paar Jahre Verantwortung getra-
gen!)

damit da unbedingt dieser Sportplatz gebaut wird.
Das ist naturlich mit der Realitdt auch nicht unbe-
dingt vereinbar. Ich glaube, ein guter Mittelweg wa-
re hier gewesen, mit etwas Demut zu sagen, man
habe seine Lektion gelernt und kiinftig werde man
im Sinne des Sports entscheiden.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht. Dann stimmen wir Uber den Antrag
ab.

Wer méchte ihm seine Zustimmung geben? — Wer
stimmt dagegen? — Wer enthalt sich? — Dann ist
der Antrag mit groRerer Mehrheit abgelehnt.

Punkt 103, Drucksache 21/10231, Antrag der Frak-
tionen der SPD und der GRUNEN: Mit gutem Bei-
spiel vorangehen — UnverhaltnismaRige Einkom-
mensspreizung in Hamburgs Offentlichen Unter-
nehmen verhindern.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Mit gutem Beispiel vorangehen — Unverhaltnis-
méRige Einkommensspreizung in Hamburgs 6f-
fentlichen Unternehmen verhindern

— Drs 21/10231 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Olaf Scholz' Kultur der Goldenen Handschlage
endlich beenden

— Drs 21/10358 -]

Hierzu gibt es einen Zusatzantrag der FDP-Frakti-
on.

Die Fraktionen der CDU und der AfD mochten die
Ursprungsdrucksache an den Ausschuss fir Of-
fentliche Unternehmen Uberweisen. Dartber stim-
men wir zunachst ab.
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Wer mdéchte dem Uberweisungsbegehren zustim-
men? — Wer nicht? — Die Enthaltungen? — Dann ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab und fangen mit dem
Zusatzantrag der FDP-Fraktion an.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Wer stimmt dagegen? — Wer enthalt sich? — Dann
ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN aus Drucksache 21/10231.

Wer mochte diesem folgen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mehrheitlich
so beschlossen.

Punkt 104, Drucksache 21/10232, Antrag der Frak-
tionen der SPD und der GRUNEN: Hamburger In-
tegrationsfonds und Sanierungsfonds Hamburg
2020: Die Unterkunft Perspektive Wohnen am Re-
hagen in Hummelsblittel fiir eine Weiterentwick-
lung der sozialen Infrastruktur am Tegelsbarg nut-
zen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Integrationsfonds und Sanierungs-
fonds Hamburg 2020: Die Unterkunft Perspekti-
ve Wohnen am Rehagen in Hummelsbiittel fir
eine Weiterentwicklung der sozialen Infrastruk-
tur am Tegelsbarg nutzen

— Drs 21/10232 -]

Wer moéchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das einstimmig so beschlossen.

Punkt 106, Drucksache 21/10234, Antrag der Frak-
tionen der SPD und der GRUNEN: Parlamentari-
sche Aufarbeitung nach dem G20-Gipfel — Einset-
zung des Sonderausschusses "Gewalttatige Aus-
schreitungen rund um den G20-Gipfel in Ham-
burg".

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Parlamentarische Aufarbeitung nach dem
G20-Gipfel — Einsetzung des Sonderausschus-

ses "Gewalttatige Ausschreitungen rund um
den G20-Gipfel in Hamburg"
— Drs 21/10234 -]

Wer mochte den Antrag annehmen? - Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann haben wir auch
das einstimmig beschlossen.

Wir kommen noch zu Punkt 107 unserer Tagesord-
nung, Drucksache 21/10235 in der Neufassung,
Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRUNEN
und FDP: Parlamentarische Aufarbeitung nach
dem G20-Gipfel — Unterstutzung der Fraktionen
und der Burgerschaft fir den Mehraufwand durch
den Sonderausschuss "Gewalttatige Ausschreitun-
gen rund um den G20-Gipfel in Hamburg".

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRUNEN
und FDP:

Parlamentarische Aufarbeitung nach dem
G20-Gipfel — Unterstiitzung der Fraktionen und
der Biirgerschaft fir den Mehraufwand durch
den Sonderausschuss "Gewalttitige Aus-
schreitungen rund um den G20-Gipfel in Ham-
burg"

— Drs 21/10235 Neufassung -]

Wer mdchte den Antrag beschlieRen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wir brauchen aber noch eine zweite Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
auch in zweiter Lesung so beschlossen worden.

Ich wiinsche lhnen einen schonen Feierabend.
Ende: 20.56 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Dr. Kurt Duwe, Norbert Hackbusch, Dorothee

Martin und Karl Schwinke
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Anlage 1

NEUFASSUNG
Sammeliibersicht gemaR § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 13. September 2017

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

10 9435 Industriepolitik in Hamburg

11 9491 Zu Lage und Perspektiven der Hamburger Wohnungspolitik

12 9607 Wo sozial draufsteht, ist nicht unbedingt sozial drin — Wie ernst meint es der Senat mit der
Versorgung vordringlich Wohnungsuchender?

14 9663 Pensionsricklagen der stadtischen Unternehmen

36 9698 Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. Oktober 2016:
"Winternotprogramm auf qualitativ und quantitativ hohem Niveau fortfiihren"
— Drs. 21/6306

38 9851 Burgerschaftliches Ersuchen vom 12. November 2015:
"Lohnungleichheit in den Jobcentern — Unterschiede in der Bezahlung zwischen stadti-
schen und BA-Angestellten beseitigen!" — Drs. 21/1996

41 9902 Birgerschaftliches Ersuchen vom 4. Februar 2015:
Bericht des Stadtentwicklungsausschusses Uber die Drs. 20/13623 Gebaudeaufstockun-
gen erleichtern — Zusatzkosten fiir Wohnungsbau verringern (Antrag FDP) —
Drs. 20/14433

43 10002 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 8. September 2016:
"Flexibilitat bei den Kita-Betreuungszeiten weiter verbessern" — Drs. 21/5852

45 10011 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 26. Méarz 2014:
"Hamburger Hartefallkommission" — Drs. 20/11266

46 10012 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 10. Mai 2017:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Neues Leben am Bergedorfer Hafen: Mit der Umset-
zung der Ideen der Stadtwerkstatt Serrahn 2030 beginnen" — Drs. 21/8889

47 10036 | Birgerschaftliche Ersuchen vom 26. Marz 2014 und 15. Dezember 2014: "Sanierungs-
fonds Hamburg 2020“: Langfristige Sicherung des Kulturpalastes Hamburg im Stadltteil
Billstedt — Drs. 20/11265 — und
Hamburg 2020: Wir investieren in unsere Stadtteile (V) — Sanierung und Erweiterungsbau
fur den Kulturpalast Hamburg in Billstedt — Sicherstellung der Gesamtfinanzierung aus
dem ,Sanierungsfonds Hamburg 2020" — Drs. 20/13932

48 10052 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 22. Mai 2014
"Sanierungsfonds Hamburg 2020" — Mittel zur Sanierung der Alten Pathologie des
AK Eilbek in Barmbek "P 40" — Drs. 20/11762

53 10149 |Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

58 10082 | Bericht des Innenausschusses

59 9776 Bericht des Ausschusses fur Umwelt und Energie
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TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
61 9815 Bericht des Verkehrsausschusses
62 9926 Bericht des Verkehrsausschusses
63 9973 Bericht des Verkehrsausschusses
64 10027 [Bericht des Verkehrsausschusses
65 9885 Bericht des Haushaltsausschusses
66 9886 Bericht des Haushaltsausschusses
69 10070 |Bericht des Haushaltsausschusses
70 10209 [Bericht des Haushaltsausschusses
71 9988 Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
72 10018 | Bericht des Ausschusses fir Wissenschaft und Gleichstellung
73 10034 [Bericht des Gesundheitsausschusses
75 10055 |Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Datenschutz
78 10113 [Bericht des Schulausschusses
80 10122 | Bericht des Europaausschusses
81 10197 | Bericht des Sportausschusses
82 9905 Bericht der Hartefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
16 9672 Hamburgs (post-)koloniales Erinnerungskonzept — Ergeb- | LINKEN Kulturausschuss
nisse und Perspektiven
17 9816 Wie konnen geflichtete Studieninteressierte in Hamburg | SPD, Ausschuss fir
studieren? GRUNEN, |Wissenschaft und
LINKEN Gleichstellung
23 9664 Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag tiber die Or- |SPD, Ausschuss fir
ganisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems | CDU, Wissenschaft und
zur Qualitatssicherung in Studium und Lehre an deut- GRUNEN, |Gleichstellung
schen Hochschulen (Studienakkreditierungsstaatsvertrag) | FDP
24 9925 Anderung des Verwaltungsabkommens zur Regelung der |inter- Haushalts-
Zusammenarbeit des Bundes und der Lander im Vorha- |fraktionell |ausschuss
ben KONSENS (Koordinierte neue Software-Entwicklung
der Steuerverwaltung)
25 9993 Entwurf eines Gesetzes zur Bildung einer "sektorenuber- |SPD, Gesundheits-
greifenden Landeskonferenz zur gesundheitlichen und GRUNEN, |ausschuss
pflegerischen Versorgung" (HmbSLKV) AfD
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TOP

Drs-Nr.

Gegenstand

auf Antrag
der

Uberweisung an

28

9778

Unterrichtung der Blrgerschaft tiber die im Jahr 2016
durchgefiihrten MaRnahmen akustischer Wohnraumuiber-
wachung

SPD,
GRUNEN

Kontrollgremium
nach dem Gesetz
zur Umsetzung von
Art. 13 GG

30

10105

Erfahrungsbericht Gleichstellung 2017

SPD,
GRUNEN

Ausschuss flr
Wissenschaft und
Gleichstellung (f)
und Haushalts-
ausschuss

31

10110

Halbjahresbericht 2017

Bericht zur Entwicklung der Hamburger Steuerertrage
und Schulden zum 2. Quartal 2017 sowie jahrlicher Be-
richt iber Schulbaumaflnahmen

inter-
fraktionell

Haushalts-
ausschuss (f) und
Europaausschuss,
Verfassungs- und
Bezirksausschuss,
Ausschuss flur
Justiz und Daten-
schutz, Schulaus-
schuss, Ausschuss
fir Wissenschaft
und Gleichstellung,
Kulturausschuss,
Familien-, Kinder-
und Jugendaus-
schuss, Ausschuss
fir Soziales, Arbeit
und Integration,
Gesundheitsaus-
schuss, Stadt-
entwicklungsaus-
schuss, Ausschuss
fur Umwelt und
Energie, Aus-
schuss fir Wirt-
schaft, Innovation
und Medien, Ver-
kehrsausschuss,
Innenausschuss,
Sportausschuss,
Ausschuss Offentli-
che Unternehmen

32

10141

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Blrger-
schaft vom 13. Juli 2016

"Startphase vieler wichtiger Integrationsprojekte gezielt
unterstitzen — Birgerschaft beteiligen — Einrichtung eines
Hamburger Integrationsfonds" (Drucksache 21/5237)

SPD,
GRUNEN

Ausschuss flr
Soziales, Arbeit
und Integration

34

9609

Sachstand Umsetzung Prostituiertenschutzgesetz

SPD,
coy,
GRUNEN

Ausschuss flr
Soziales, Arbeit
und Integration
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TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der

35 9610 Birgerschaftliches Ersuchen vom 6. Januar 2016: "Junge |LINKEN, |Ausschuss flr Wirt-
innovative Unternehmen nachhaltig fordern — Griindung |FDP schaft, Innovation
eines "Hamburger Innovations-Wachstumsfonds™ — Drs. und Medien
21/2770

40 9901 Burgerschaftliches Ersuchen vom 27. April 2016: "Mit gu- |SPD, Ausschuss fur Wirt-
tem Beispiel vorangehen — Stadtische Schiffsflotte GRUNEN |schaft, Innovation
modernisieren" — Drs. 21/4064 und Medien

56 9760 Bericht des Innenausschusses zum Thema "Planungs- SPD, Sonder-ausschuss
stand Sicherheitskonzept G20 in Hamburg" GRUNEN | zum G20-Gipfel

57 9965 Bericht des Innenausschusses zum Thema "Demonstrati- | SPD, Sonderausschuss
onsgeschehen im Zusammenhang mit dem G20-Gipfel in | GRUNEN |zum G20-Gipfel
Hamburg, Sicherheitskonzept und Einsatztaktik der Poli-
zei und Feuerwehr"

83 9873 Dem Linksextremismus in Hamburg konsequent den SPD, Sonderausschuss
Nahrboden entziehen — Aktionsplan nach den verheeren- | GRUNEN, |zum G20-Gipfel
den Gewaltexzessen beim G20-Gipfel AfD

85 9987 Nach den verheerenden Ausschreitungen beim G20-Gip- |SPD, Sonderausschuss
fel — Schmerzensgeld fur verletzte Einsatzkrafte sichern |GRUNEN |zum G20-Gipfel

94 10222 | Menschenrechte umsetzen — Wahlrechtsausschlusse von | SPD, Verfassungs- und
Menschen mit Behinderungen und von psychiatrisch Un- | GRUNEN |Bezirksausschuss
tergebrachten aufheben

95 10223 | Sofortmalnahmen am Krankenbett — Gute Arbeitsbedin- | SPD, Gesundheits-
gungen und mehr Patientensicherheit in Hamburger GRUNEN, |ausschuss
Krankenhausern LINKEN

C. Einvernehmliche Ausschussempfehlung

TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
77 10242 | Ausschuss fur Justiz und | Tater-Opfer-Ausgleich (TOA) — Ausweitung des Opferfonds auf

Datenschutz Erwachsene






